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1 Problemorientierte Einleitung  
Die Wahl des Themas wird durch die fortbestehende Aktualität des europäischen 
Russlandverhältnisses und des russischen Europaverhältnisses bestimmt. An dem Versuch 
europäischer Mächte, nach den Kriegen Frieden in Europa zu schaffen, war Russland an 
wichtigen Entscheidungen beteiligt. Durch diese Entscheidungen wurden immer wieder neue 
Entwicklungen für ganz Europa eingeleitet. Grundsätzlich mangelt es an einer langfristigen 
Strategie der RF–EU-Beziehungen, die nicht nur die Lösungsmöglichkeiten der konkreten 
Probleme in der Ökonomie und der Sicherheitspolitik beinhalten würde.1  
Trotz einer großen Anzahl unterschiedlicher Publikationen zum Thema Russland und Europa 
sind eindeutige Antworten auf direkte Fragen selten zu finden. Sowohl in der Vergangenheit 
als auch in der Zukunft der Beziehungen finden sich Lücken und Ungewissheiten, die mehr 
Fragen aufwerfen, als man in der wissenschaftlichen Diskussion lösen kann. Die 
Vorgehensweise bei dieser Arbeit besteht darin, dass mit Hilfe vieler vorheriger 
Forschungsergebnisse und auch aktueller Entwicklungen versucht wird, die Vergangenheit zu 
verstehen, die Gegenwart zu analysieren und einen Beitrag zum Verständnis der zukünftigen 
Entwicklungsmöglichkeiten zu leisten, ohne den Anspruch auf objektive Antworten zu 
erheben. 
Dies ist ohne Recherchen der vorhandenen Dokumentationen, Bibliographien und 
Quellentexte nicht denkbar. Die ausführlichen Quellenrecherchen wurden zum Teil in 
Russland – Moskau und Kaliningrad – und zum größten Teil in Deutschland bis Dezember 
2005 geführt. Außerdem wird das Meinungsbild durch einen Interviewanhang ergänzt, der 
einen Teil der empirischen Arbeit darstellt. Die Interviews sind größtenteils während der 
Reise nach Kaliningrad im August 2004 entstanden. Das letzte Interview wurde per E-Mail 
im November/Dezember 2004 durchgeführt. Anhand des von mir ausgearbeiteten 
Fragenkatalogs wurden einige Thesen dieser Arbeit auf ihre Tragfähigkeit hin überprüft. An 
verschiedenen Stellen beziehe ich mich auf die hilfreichen Ausführungen meiner 
Gesprächspartner. Die Ergebnisse sind im Interviewanhang komplett dargestellt.  
Der untersuchte Zeitrahmen umfasst den Beginn der europäischen Integrationsbemühungen 
nach dem II. Weltkrieg bis in die heutige Zeit, wobei je nach Kapitel verschiedene 
Betrachtungsebenen herangezogen wurden, sowohl diejenige des Verhältnisses zwischen 
Russland und Europa als auch das Verhältnis innerhalb Russlands und Europas.  
Es geht um die Transformation der Beziehungen zwischen der EU und der Russischen 
Föderation, die unter dem Einfluss der verschiedenartigen Prozesse nach dem II. Weltkrieg 
                                                 
1 Vgl. Kobrinskaja, I., Bolschaja Ewropa i bolschaja Rossija: projekt „baltijskoje izmerenie“, IzwestiaRU, 
obschtschenazionalnaja gazeta, in: WebWW http://izvestia.ru/politic/159009-print, vom 21.06.2004
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stattgefunden hat. Zu den wichtigsten Rahmenbedingungen zählen sowohl der 
Friedensprozess in Gesamteuropa und der Demokratisierungsprozess in Russland als auch der 
Integrationsprozess in der erweiterten EU. 
Für den theoretischen Rahmen der Arbeit erscheinen im Wesentlichen drei Begriffe wichtig: 
„Transformation“, „Frieden“ und „Integration“.  
Die Hauptthese bezieht sich auf den engen Zusammenhang der Inhalte dieser Begriffe, der 
wie folgt dargestellt werden kann: Einerseits ist die Transformation das Ergebnis der 
friedlichen Integration, betrachtet man den Entspannungsprozess der internationalen 
Beziehungen in Europa. Andererseits ist die friedliche Integration seit Jahrzehnten das Ziel 
der Transformation sowohl in den ost- als auch den westeuropäischen Gesellschaften. Eine 
der letzten Folgen dieser Entwicklung ist die EU-Osterweiterung. 
Drei Forschungsbereiche (die Transformations-, Integrations- und Friedensforschung) 
beschäftigen sich mit den verschiedenen Aspekten des gewählten Themas. Ohne einen 
erschöpfenden Überblick über die möglichen Untersuchungsfelder bieten zu wollen, 
versuchen wir an verschiedenen Stellen, die problematischen Schwerpunkte zwischen dem 
Forschungsgegenstand und der Forschung der europäischen Beziehungen zu konkretisieren.  
Das zweite Kapitel ist der Transformationsforschung gewidmet. Das Ziel dieses Kapitels wird 
erfüllt, indem ein analytisches Schema für die Untersuchung der Transformationsprozesse 
innerhalb der Russischen Föderation unter Berücksichtigung verschiedener Aspekte der 
Zentrum-Regionen-Beziehungen vorgeschlagen wird.  
Den Schwerpunkt im dritten Kapitel bildet die Auseinandersetzung mit den Erfahrungen der 
friedlichen Überwindung des bilateralen Konfliktes in Europa unter besonderer 
Berücksichtigung der Rolle der Sowjetunion. Die institutionelle Organisation der 
gesamteuropäischen Interessen am Beispiel des KSZE-Prozesses steht dabei im Mittelpunkt. 
In der Entwicklung der „Menschlichen Dimension“ wird das Potenzial für Lösungen der 
zwischen- und innerstaatlichen Konflikte gesehen. Dabei ist nicht zu unterschätzen, dass 
sowohl die Demokratisierung als auch die Integration als Mittel zur Schaffung und Erhaltung 
des Friedens als übergreifendes Ziel im Europa im 21. Jahrhundert betrachtet wird. Die 
Herausforderungen der Friedenserhaltung sind vor dem Hintergrund der neuen Gefahren des 
Terrorismus nicht weniger geworden.  
Im vierten Kapitel werden unter anderem die Mechanismen für die Demokratisierung der 
erweiterten EU durch die Anwendungsmöglichkeiten des Subsidiaritätsprinzips analysiert. 
Eine besondere Bedeutung wird dabei den Regionalisierungsprozessen innerhalb der 
erweiterten Europäischen Union und der Russischen Föderation sowie ihrer unmittelbaren 
Wirkung auf die gegenseitigen Beziehungen beigemessen. Es fehlt nach der EU-
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Osterweiterung ein gesamteuropäisches Integrationskonzept, das in Form einer auf mehreren 
Ebenen vollendeten Föderation entwicklungsfähig sein kann. 
Im empirischen Teil stehen als Instrumentarium Begriffe wie „Demokratisierung“, 
„Föderalismus“, „Regionalismus“ und „Subsidiarität“. 
Es geht um Demokratisierung im Sinne der sich immer wieder neu stellenden Verpflichtung 
zur Legitimation. Der Föderalismus, die beste bekannte Regierungsform von 
Mehrebenensystemen in multinationalen Gesellschaften, wird aus der Perspektive seiner 
historisch unterschiedlich verlaufenen Entwicklung interpretiert. Die regionalen Disparitäten 
lassen sich als eine konstante Gegebenheit sowohl innerhalb der erweiterten EU als auch der 
Russischen Föderation feststellen. Einen der Lösungsansätze, die der Komplexität der 
europäischen Gestaltung gerecht werden, sehen wir im Subsidiaritätsprinzip, dessen 
universaler Charakter in einem der Unterkapitel dieser Arbeit beleuchtet wird. 
Die innenpolitische Konstellation während des Demokratisierungsprozesses in Russland ist 
im fünften Kapitel nicht nur im Rahmen der Transformationsforschung, sondern auch in 
Bezug auf die außenpolitische Dimension im Kontext der Integrationsforschung zu 
behandeln. Diese Analyse ist insbesondere vor dem Hintergrund der zuletzt stattgefundenen 
politischen Reformen der föderalen Struktur in der Russischen Föderation interessant. 
Am Beispiel der Situation des Kaliningrader Gebietes werden im sechsten Kapitel die 
Entwicklungsmöglichkeiten der Kooperation untersucht.  
Die innen- und außenpolitische Integrationsfähigkeit der EU und der Russischen Föderation 
werden zu den Bestimmungsfaktoren für die zukünftige Entwicklung der Beziehungen 
zwischen der EU und der Russischen Föderation. 
Zum Schluss wird im siebten Kapitel eine vergleichende Gesamtanalyse über denkbare und 
vielleicht - aus heutiger Sicht - unmögliche Optionen der zukünftigen Entwicklung des EU-
RF-Verhältnisses entstehen.2
Ermutigend ist folgende Einstellung: „Interessanterweise sind die Analysen, welche die 
Integrationsgeschichte des gesamten Kontinents in den Blick nehmen, meist nach einem ganz 
anderen Interpretationsmuster aufgebaut. Sie zielen nicht auf Akteure und deren 
Motivationslagen, sondern auf Strukturen der internationalen Beziehungen. Nicht der 
geschichtliche Fortschritt zu einem vorgegebenen Integrationsziel, sondern die Zyklen und 
                                                 
2 Heikka, H., Grand Strategies and the Northern Dimension of European Security: Four Scenarios for 2010, 
Ulkopoliittinen instituutti (The Finnish Institute of International Affairs), Institut für Europäische Politik, Berlin, 
Programme on the Northern Dimension of the CFSP, No. 18, Kauhavan Kirjapaino, Kauhava 2003, p. 9 
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Phasenverschiebungen in einem fortlaufenden Prozess stehen im Mittelpunkt des Interesses.“3 
Methodisch ist die auch für die vorliegende Arbeit ein erstrebenswertes Ziel.  
Zunächst bedarf es einer komparativen Darstellung der theoretischen Ansätze in Bezug auf 
die Transformation als einen gezielten Prozess im integrationspolitischen Rahmen. 
Die Schreibweise in der Arbeit orientiert sich an der neuen Rechtschreibreform, 
ausgenommen die Fälle, in denen es auf das Zitieren des Originalwortlauts ankommt.  
  
                                                 
3 Kohler-Koch, B., Conzelmann, T., Knodt, M., Europäische Integration – Europäisches Regieren, Lehrbuch, 
Grundwissen Politik, Bd. 34, VS Verlag für Sozialwissenschaften, Wiesbaden 2004, S. 35 
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2 Zur Transformation 
Sowohl der Osten als auch der Westen verloren nach 1989 ihre bis dahin tragfähigen 
ideologischen Grundlagen. Die Notwendigkeit einer Transformation der Systeme in West- 
und Osteuropa, deren Beziehungen zueinander und vor allem die Transformation der 
Vorstellungen voneinander finden bis heute statt. Das Ende der ideologischen Gegensätze auf 
dem europäischen Kontinent markiert den Anfang der Entwicklung einer Theorie, mit deren 
Hilfe man die Phänomene der Veränderung in den verschiedenen europäischen Staaten 
beschreiben und Erklärungsansätze dafür liefern kann. Da die politischen, wirtschaftlichen 
und soziokulturellen Entwicklungen in Osteuropa der letzten Jahre so facettenreich gewesen 
sind, stellt diese Aufgabe nach wie vor eine Herausforderung für verschiedene Disziplinen 
dar.  
Wir gehen von folgender These aus: Russland kann im europäischen Integrationsprozess nur 
dann eine positive Rolle spielen, wenn die Transformation Russlands zu einem 
demokratischen Rechtsstaat mit einer daran teilhabenden Zivilgesellschaft gelingt. 
Als neuer interdisziplinärer Forschungszweig etablierte sich die Transformationsforschung 
jeweils von Fall zu Fall. Das eigentliche Problem - nicht nur der Transformation, sondern 
auch der Transformationsforschung - besteht darin, dass  
- sowohl der Prozess des zeitgleichen Wechsels des politischen, ökonomischen und sozio-
kulturellen Systems4  
- als auch die gegenseitige Abhängigkeit parallel verlaufender Veränderungen auf den 
einzelnen Transformationsebenen stattfindet.5 
In den folgenden Unterkapiteln kommt es darauf an, sich aus unterschiedlichen Perspektiven 
einen Überblick über die Entwicklung und die aktuelle Diskussion der modernen 
Transformationsforschung zu verschaffen. Am Ende des Kapitels wird das Schema der 
empirischen Analyse der Transformationsprozesse sowohl in Russland als föderales System 
als auch in einer einzeln betrachteten Region vorgeschlagen, das in den Kapiteln 4 4 und 6 
angewandt wird. 
 
                                                 
4 Kühne, O., Transformation und kybernetische Systemtheorie, in: Osteuropa - Zeitschrift für Gegenwartsfragen 
des Ostens, Stuttgart 2001, Heft 2, S. 148, und vgl. Beyme v., K., Systemwechsel in Osteuropa, Suhrkamp, 
Frankfurt am Main 1994, S. 80-85 
5 Cvijanović, V., Beitrag zur Modellierung des Transformationsprozesses, Beiträge für die 10. Brühler Tagung 
junger Osteuropa-Experten, Forschungsstelle Bremen, Universität Bremen, 2002, S. 9 
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2 1 Zum Begriff  
Die Transformation (lat. „transformare“6 – „umwandeln, umgestalten“) ist ein Begriff, der je 
nach Anwendung eine Veränderung der Zustände bedeutet, die durch bestimmte historische 
Einflüsse jeweils unterschiedlich verlaufen kann. Die Transformation kann einen 
evolutionären Prozess oder eine zyklische Entwicklung bezeichnen. 
Eine wirtschaftswissenschaftliche Definition bezieht sich auf den „Übergang von einer Plan- 
zu einer Marktwirtschaft“, aus politikwissenschaftlicher Perspektive betrifft sie „den Wechsel 
im politischen System.“7 Als „Systemwechsel“ wird „der Prozeß des Übergangs von einem 
Regimetyp zu einem anderen, insbes. jener von einer Diktatur, von einem Autoritären Regime 
oder vom Totalitarismus zur Demokratie“8 bezeichnet. 
Eine allumfassende Definition des Begriffs gibt es z.B. bei W. Merkel9, der die 
Transformation als "den grundlegenden Wechsel von politischen Regimen, gesellschaftlichen 
Ordnungen und wirtschaftlichen Systemen“, den „Übergang von einem Ordnungssystem zu 
einem grundsätzlich anderen“ beschreibt. Dabei unterscheidet er drei Phasen: die Ablösung 
des autokratischen Regimes, die Institutionalisierung der Demokratie und die Konsolidierung 
der Demokratie (Überlebensfähigkeit der Demokratie).10 So wird die Transformation 
grundsätzlich als ein Übergang zur demokratischen Gesellschaftsordnung verstanden. 
Der Demokratisierungsprozess führt demnach zu einer Form des Regierens nach dem Willen 
des Volkes, also zur Demokratie. Somit ist die Transformationsforschung in die Kategorien 
der Demokratieforschung eingebettet. Der Erfolg der Demokratisierung wird z.B. an Robert 
Dahls acht Minimalkriterien für funktionierende Demokratien gemessen: Assoziations- und 
Koalitionsfreiheit; Recht auf freie Meinungsäußerung; passives Wahlrecht; aktives 
Wahlrecht; Recht politischer Eliten auf den Wettbewerb um politische Macht und Ämter; 
                                                 
6 Wahrig, E., Deutsches Wörterbuch, (Hrsg.) von Dr. R. Wahrig-Burfeind, 7., vollst., überarb., akt. Aufl., 
Bertelsmann Lexikon Verlag, Gütersloh/München 2001, S. 1262 
7 Boxberger, G., Sozialpolitik und Transformationsprozesse: Kosten der politischen Transformation und ihre 
Minderung über staatliche Sozialpolitik und Selbsthilfeinitiativen, Frankfurt am Main, 1997, S. 17, zitiert bei: 
Cvijanović, V., a.a.O., 2002, S. 8 
8 Nohlen, D., Schultze, R.-O. (Hrsg.), Lexikon der Politikwissenschaft, Bd. 2, N-2, Theorien, Methoden, 
Begriffe, beck`sche Reihe, Verlag C.H. Beck, München 2002, S. 953 
9 Merkel, W., Systemtransformation. Eine Einführung in die Theorie und Empirie der
 Transformationsforschung, Opladen 1999, S. 15 
10 Vgl. Merkel, W., Puhle, H.-J., Von der Diktatur zur Demokratie: Transformationen, 
 Erfolgsbedingungen, Entwicklungspfade, Westdeutscher Verlag GmbH, Opladen/Wiesbaden 1999, S. 13 
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Informationsfreiheit; Freie Wahlen; Institutionen, die die Regierungspolitik von 
Wählerstimmen abhängig machen.11
Das nächste Unterkapitel der Arbeit lehnt sich an Merkels Klassifizierung12 der 
Theorieansätze zur Transformationsdiskussion sowie an deren Kritik an dieser 
Klassifizierung, wobei im Unterkapitel 2 3 ein zusätzlicher interdisziplinärer theoretischer 
Ansatz untersucht wird, der aus unserer Sicht einen wichtigen Platz für die Thematik der 
vorliegenden Arbeit einnimmt.  
 
2 2 Theorieansätze   
Die politikwissenschaftliche Diskussion über die Transformation ist von verschiedenen 
Ansätzen geprägt. 
W. Merkel bietet in seinem Buch13 eine Klassifikation der Theorien an, die er als 
„Teiltheorien der Transformationstheorie“14 bezeichnet.  
In der „strukturalistisch orientierten“15 Theorie geht es in erster Linie um die Faktoren und 
deren Einfluss auf die Entstehung einer demokratischen oder diktatorischen Ordnung.16  
In der modernen strukturalistischen Argumentation werden „die Machtbeziehungen zwischen 
Staat und sozialen Klassen, unter den verschiedenen Klassen selbst sowie der transnationale 
Einfluss“17 als entscheidend für den Demokratisierungsprozess in einem Staat angesehen. 
Zwei besondere Indikatoren - „Klassenstrukturen und –koalitionen“ sowie „das 
Machtverhältnis zwischen Staat und Zivilgesellschaft“ - beeinflussen demnach die Entstehung 
und Konsolidierung einer Demokratie.18
Eine andere Perspektive bieten die Theorien, die in der Klassifikation von W. Merkel19 unter 
dem Begriff „Akteurstheorien“ analysiert werden. Es befinden sich „Strategien, Allianzen und 
Handlungen“ im Mittelpunkt der Betrachtung, da angenommen wird, dass sie um so wichtiger 
sind, je weiter die vorhandenen, notwendigen „ökonomischen, kulturellen und strukturellen 
                                                 
11 Vgl. Dahl. R.A., Polyarchy: Particpation and Opposition, New Haven, 1971, Dahl. R.A., Democracy 
and Its Critics, New Haven, 1989, zitiert bei: Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 12f.
12 Vgl. Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 21ff. 
13 Vgl. ebenda, S. 21 
14 Vgl. ebenda 
15 Vgl. ebenda, S. 44
16 Vgl. ebenda, S. 44f.
17 Die Zusammenfassung basiert auf einer Analyse, in: Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 46 
18 Vgl. Rueschemeyer, D., Stevens, E., Stevens, J.D. (eds.), Capitalist Development and Democracy, 
Cambridge 1992, zitiert bei: Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 46f. 
19 Vgl. Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 48-57 
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Voraussetzungen“ von den Bedingungen abweichen, die für die erfolgreiche 
Demokratisierung ausreichen.20 Nach der Vorstellung von T.L. Karl und Ph.C. Schmitter 
wird der Transformationsprozess weniger von Strukturen oder Machtkonstellationen, sondern 
vielmehr von „Strategien und Handlungen der relevanten politischen Akteure“ abhängig 
gemacht, die als Eliten verstanden werden.21  
Nach L. Binder22 wird ein wesentlicher Teil des Modernisierungsprozesses durch die 
„Modernisierungskrisen“23 bestimmt.  
Die Transformation wird als Mehrebenenkrise definiert, deren Überwindung zu bestimmten 
Modernisierungseffekten führen kann. Durch die unterschiedliche Gewichtung der 
Krisenebenen ergibt sich ein Transformationsablauf, der eine asymmetrische Entwicklung in 
der jeweiligen Gesellschaft einleitet. In diesem Zusammenhang wird sowohl die These von 
der Gleichzeitigkeit der politischen, ökonomischen und sozio-kulturellen Veränderungen24 
bestätigt als auch die These von der gegenseitigen Abhängigkeit parallel verlaufender 
Prozesse25 in den Transformationsgesellschaften betont (s. Kap. 2).   
In der wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion geht es darum, die bestehenden Modelle auf 
die Verwendbarkeit zur Erklärung einer neuen Entwicklung zu prüfen. Die 
„Modernisierungstheorien“26 postulieren „den Zusammenhang zwischen wirtschaftlichem 
Entwicklungsniveau und Übergang zur Demokratie“ sowie „den Zusammenhang zwischen 
wirtschaftlichem Entwicklungniveau und Konsolidierung bzw. Überlebensfähigkeit der 
Demokratie“.27
Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der wirtschaftlichen Transformation hat sich aus der 
wirtschaftswissenschaftlichen Perspektive die Aufteilung zwischen der neoklassischen und 
der keynesianischen Sicht auf den Transformationsprozess etabliert. Hinsichtlich der 
neoklassischen Perspektive hat es von Anfang an nicht an Kritik gefehlt. 
                                                 
20 Vgl. ebenda, S. 48 
21 Karl, T.L., Schmitter, Ph.C., Modes of Transition in Latin America, Southern Eastern Europe, in: International 
Social Science Journal (128), 1991, S. 269–284, S. 270, zitiert bei: Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 49 
22 Binder, L., Crisis and Sequences in political Development, in: Binder, L., Crisis and Sequences in political 
Development, Chapter 1, Princeton University Press, Princeton, New Jersey 1971, S. 53ff. 
23 Binder, L., a.a.O., 1971: „die Identitätskrise“ (“crisis of identity”) S. 54, „die Legitimitätskrise“ (“crisis of 
legitimacy”) ebenda, S. 57, „die Partizipationskrise“ (“crisis of participation”) ebenda, S. 58ff., „die 
Verteilungskrise“ (“crisis of distribution”) ebenda, S. 61f., „die Durchdringungskrise“ („crisis of penetration“) 
ebenda, S. 62 
24 Kühne, O., a.a.O., 2001, S. 148, und vgl. Beyme v., K., a.a.O., 1994, S. 80-85 
25 Cvijanović, V., a.a.O., 2002, S. 9 
26 Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 21 
27 ebenda, S. 23 
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„Ein Beispiel für kulturelle Gewalt wäre hier die neoklassische Wirtschaftslehre, die sich 
selbst als die Wissenschaft vom wirtschaftlichen Handeln versteht. Stark beeinflußt von der 
Tradition Adam Smiths, untersucht die neoklassische Theorie heute empirisch das von den 
eigenen Doktrinen einst verordnete System und findet seine eigenen sich selbst erfüllenden 
Prophezeiungen in der Realität oft bestätigt. Einen Teil des neoklassischen Dogmas bzw. 
seiner „herkömmlichen Weisheit“ stellt die Handelstheorie dar, die auf dem Prinzip des 
„komparativen Vorteils“ basiert. Ursprünglich wurde diese Theorie von David Ricardo 
vertreten und dann von Hekscher und Ohlin sowie von Jan Tinbergen weiterentwickelt. 
Kernaussage dieser Lehre ist, daß jedes Land seine Produkte auf den Weltmarkt bringen soll, 
für die dieses Land über einen komparativen Vorteil bezüglich der Produktionsfaktoren 
verfügt.  
In der Praxis bedeutet dies, daß Länder, die über ausreichend Rohstoffe und ungelernte Arbeit 
verfügen, Rohstoffe abbauen, während diejenigen, die über Kapital und Technologie, 
Facharbeiter und Wissenschaftler verfügen, diese Stoffe verarbeiten sollen... Die 
Konsequenzen dieser Doktrin in Form der heutigen weltweiten vertikalen Arbeitsteilung sind 
für die meisten Menschen deutlich zu erkennen. Strukturelle Gewalt herrscht überall: 
zwischen den Ländern und innerhalb der Länder.“28
Dagegen gewannen die keynesianischen Ansätze, aufgrund der Erfahrungswerte der 
gescheiterten neoklassischen Wirtschaftspolitik in den Transformationsländern, immer mehr 
an positiver Einschätzung in Bezug auf die erforderlichen Prioritäten für den wirtschaftlichen 
Übergang von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft. In seiner vergleichenden Analyse stellt 
H. Herr29 die Schwerpunkte der beiden Sichtweisen und die daraus folgenden 
Transformationsstrategien dar. Die neoklassische Vorgehensweise ist durch „die Knappheit 
der physischen Ressourcen“, „die Kohärenz aufgrund der Allokation von Mengen und die 
Tauschökonomie“ bedingt und hat als „Transformationsstrategie die Schockstrategie“ zur 
Folge, die sich durch „die Verteilung der Ressourcen auf die Haushalte, schnelle 
Privatisierung, Schaffung liberalisierter Märkte, Erhöhung der Effizienz, den Glauben an die 
Marktkräfte“ auszeichnet.30 Die keynesianische Methode ist dagegen an „die Knappheit der 
monetären Geldvorschüsse und die Kohärenz des Vermögensmarktes“ gebunden und zieht die 
                                                 
28 Galtung, J., Frieden mit friedlichen Mitteln: Friede und Konflikt, Entwicklung und Kultur, Bd. 4, 
Friede und Konfliktforschung, Hrsg. von Imbusch, P., Schmidt, H., Simonis, G., Zoll, R., aus dem Englischen 
übersetzt von Schmidt, H., Leske+Budrich, Opladen 1998, S. 360 
29 Herr, H., Theorien und Erfahrungen ökonomischer Transformation von Planwirtschaften in Geldwirtschaften, 
in: Hopfmann, A., Wolf, M. (Hrsg.), Transformationstheorie – Stand, Defizite, Perspektiven, Politische 
Soziologie, Bd. 13, Lit Verlag Münster 2001, S. 255ff. 
30 Vgl. Herr, H., a.a.O., 2001, S. 274, Schaubild 2, S.275 
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„gradualistische Transformationsstrategie“ vor, die darin besteht, „die Etablierung einer 
harten monetären Budgetrestriktion, die Schaffung eines stabilen Vermögensmarkets, die 
Akzeptanz des nationalen Geldes, die Unterstützung der Investitionstätigkeit“ zu sichern.31
Die im Laufe der Transformation entstandenen Konstellationen in den politischen Ordnungen 
der Länder sind zum Untersuchungsobjekt der „vergleichenden Transitionsforschung“32 
geworden. 
In einigen Analysen ist der Zusammenhang zwischen dem ökonomischen 
Entwicklungsniveau eines Landes und der Demokratiefähigkeit folgendermaßen festgestellt 
worden: „Je höher das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, je höher der Index menschlicher 
Entwicklung und je breiter die Machtressourcenverteilung in einer Gesellschaft, desto größer 
ist jeweils die Wahrscheinlichkeit einer liberalen Demokratie...“33 Allerdings erweist sich die 
Interpretation verschiedener Variablen nur als möglich, wenn der Zusammenhang der 
verlaufenden Prozesse kontinuierlich berücksichtigt wird.34
Die wirtschaftswissenschaftliche Perspektive ist aufgrund der Komplexität, Gleichzeitigkeit 
und Dynamik der verlaufenden Prozesse auf die Untersuchungen der anderen Disziplinen 
angewiesen. Bezogen auf die letzte Transformationswelle in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern bestätigen die Ergebnisse den enormen Einfluss der Faktoren, die nicht nur direkt auf 
den Übergang zur Marktwirtschaft zurückzuführen sind und dementsprechend nicht durch 
„die existierenden Standardansätze“35 zu erklären sind. Die historischen, länderspezifischen 
Voraussetzungen des jeweiligen Transformationslandes prägen entscheidend den 
Transformationsverlauf, unabhängig von den Zukunftsvorgaben der 
wirtschaftswissenschaftlichen Modelle.36  
Eine wichtige Perspektive bieten die „kulturalistischen“37 Theorien. Im Mittelpunkt steht die 
Analyse der Bedeutung der religiös-kulturellen Traditionen für eine erfolgreiche 
Demokratisierung.  
                                                 
31 Vgl. ebenda 
32 Krennerich, M., Weder Fisch noch Fleisch? Klassifikationsprobleme zwischen Diktatur und 
Demokratie, in: Bendel, P., Croissant, A., Rüb, W.F. (Hrsg.), Zwischen Demokratie und Diktatur, Zur 
Konzeption und Empirie demokratischer Grauzonen, Leske+Budrich, Opladen 2002, S. 55 
33 Croissant, A., Einleitung: Demokratische Grauzonen – Konturen und Konzepte eines Forschungszweigs, in: 
Bendel, P., Croissant, A., Rüb, W.F.(Hrsg.), a.a.O., 2002, S. 26 
34 Vgl. Krennerich, M., a.a.O., S. 66 
35 Stahl-Rolf, S.R., Transformation – ein historischer Sonderfall? Evolutionsökonomische Überlegungen, in: 
Hopfmann, A., Wolf, M. (Hrsg.), a.a.O., 2001, S. 326 
36 Vgl. ebenda, S. 337 
37 Vgl. Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 36 
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Verallgemeinernd geht man davon aus, dass, je mehr sich die Religionen mit ihrer Rolle in 
der säkularisierten Gesellschaft abfinden und die demokratisch zustande gekommenen 
Entscheidungen akzeptieren, um so günstiger sind die Voraussetzungen für die 
Demokratisierung von Staat und Gesellschaft.38  
Die Werke von S. Huntington stellen die viel diskutierten Beispiele dar. In dem von S. 
Huntington und L.E. Harrison herausgebrachten Buch „Streit um Werte“39 bietet L.E. 
Harrison eine Literaturanalyse zum kulturellen Wandel an, die sich der folgenden Frage 
widmet: Wie beeinflusst die Kultur den Fortschritt? Dabei wird unter Fortschritt sowohl der 
Erfolg in der wirtschaftlichen Entwicklung als auch bei der Konsolidierung der 
demokratischen Institutionen verstanden. Die Unterschiede werden nicht nur zwischen den 
Ländern, sondern auch zwischen den ethnischen, religiösen Gruppen innerhalb eines Landes 
festgestellt (am Beispiel der Situation der Generationen der Lateinamerikaner in den USA).40 
Die Modernisierung hat im 20. Jahrhundert nicht nur die Wirtschaftswunder hervorgebracht, 
sondern auch die Wunder der kulturellen Revolutionen produziert, die die Rolle der 
bestehenden Traditionskulturen aber wenig beeinflusst haben. Die Transformationsländer 
haben letztendlich den Entwicklungsweg zur Demokratisierung gemäß der Kultur ausgewählt, 
unter deren Einfluss die zahlreichen Demokratie-Mischtypen entstanden sind. Die 
Demokratisierung erfolgte mittels der Schemata, die die erfolgreichen 
Entwicklungsmöglichkeiten im kulturellen Gedächtnis der Ethnien darstellen. Nicht zuletzt 
die Religion hat als ein Teil des kulturellen Kontextes bezüglich der gesellschaftlich 
stattfindenden Veränderungen eine prägende Wirkung auf die Einstellungen der Mitglieder 
der Gesellschaft. Die fatalistisch passive Einstellung beeinflusst z.B. die Möglichkeiten der 
Formierung der Zivilgesellschaft.41  
Die sozio-kulturelle Perspektive erlaubt die Schlussfolgerungen auf den kulturellen Wandel, 
der sich nicht nur innerhalb der Transformationsgesellschaften, sondern auch innerhalb der 
modernen westlichen Welt vollzieht.  
                                                 
38 Vgl. ebenda, S. 42 
39 Huntington, S., Harrison, L.E. (Hrsg.), Streit um Werte, Wie Kulturen den Fortschritt prägen, 1.  
Taschenbuchausgabe, Goldmann, München 2004 
40 Harrison, L.E., Zur Förderung eines fortschrittlichen kulturellen Wandels, in: Huntington, S., Harrison, L.E. 
(Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 357ff., 373  
41 L.E. Harrison erstellt eine 10-Punkte- Klassifizierung und unterscheidet zwischen „progressiven“ und 
„statischen“ Kulturen. S. Harrison, L.E., The Pan-American Dream, New York 1997, zitiert bei: Harrison, L.E., 
Zur Förderung eines fortschrittlichen kulturellen Wandels, in: Huntington, S., Harrison, L.E. (Hrsg.), a.a.O., 
2004, S. 361ff. 
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Die Fortsetzung der Forschungstradition von M. Weber garantiert aber keine empirischen 
Ergebnisse oder Modelle, die das Wissen über die kulturellen Unterschiede zur Ausarbeitung 
der Mechanismen des Umgangs mit diesen Unterschieden verwenden können. Üblich sind die 
Fallstudien, die - durch die Analyse der konkreten Situation im Transformationsland - die 
Informationsgrundlagen erweitern und die komparativen Untersuchungen ermöglichen.  
Die Kritik an der Klassifizierung des „Teiltheorien-Ansatzes“ von W. Merkel basiert auf der 
Annahme, dass sich „die Klärung des Zusammenhangs von Makrophänomenen und 
Mikroprozessen“ nicht „durch die Theoriekombinatorik beziehungsweise durch einen an 
gesellschaftlichen Funktionsräumen (Ökonomie, Politik, Gemeinschaft, Kultur) und Ebenen 
(Individuum, Organisation, Gesellschaft) sowie an einzelnen Transformationsphasen 
(Initiierungs-, Institualisierungs-, Konsolidierungsphase) orientierten Wechsel zwischen 
system- und handlungstheoretischen Perspektiven“ herstellen lässt.42  
 
2 3 Der interdisziplinäre Ansatz 
Der Prozess des zeitgleichen Wechsels des politischen, ökonomischen und sozio-kulturellen 
Systems43 bilden das eigentliche Problem nicht nur der Transformation, sondern auch der 
Transformationsforschung. Der Versuch einer umfassenden Erklärung des 
Transformationsprozesses der osteuropäischen Staaten wird auch durch die kybernetische 
Systemtheorie unternommen.44 Der interdisziplinäre Ansatz verlangt nach der Aggregation 
des fachspezifischen Wissens in einer Theorie über die Transformation. Das 
Untersuchungsobjekt der Systemtheorie sind „komplexe Systeme.“45 Der Einfluss auf die 
einzelnen, miteinander vernetzten Elemente wird auf die weiteren Elemente projiziert. Das 
System bleibt durch die Integration der von außen kommenden Eingriffe der Systemumwelt 
stabil. Das geregelte System zeichnet sich durch die Rückkopplungen zur Wiederherstellung 
des vorausgegangenen Zustands aus.46  
Als „bestimmender Faktor für den Zusammenbruch des sozialistischen Gesellschaftssystems“ 
wird „der Mangel an internen und externen Rückkopplungsprozessen (Feedback) in und 
zwischen den Systemen von Politik, Wirtschaft und Soziokultur“ angesehen.47 Schuld daran 
ist also das fehlende Feedback (Rückkopplungen) bei der „Ausbreitung der Entscheidungen 
                                                 
42 Vgl. Hopfmann, A., Wolf, M., Was heißt und zu welchem Ende betreibt man die 
Transformationsforschung? in: Hopfmann, A., Wolf, M. (Hrsg.), a.a.O., 2001, S. 28f. 
43 Vgl. Kühne, O., a.a.O., 2001, S. 148f. 
44 ebenda, S. 148ff. 
45 ebenda, S. 150 
46 Vgl. ebenda, S. 151 
47 ebenda, S. 148 
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durch ein Top-down-Prinzip“, das keine „Integration der Bürger im Prozeß der 
Entscheidungsfindung“ vorsieht.48 „Diese Integration wurde sukzessiv im Prozeß der 
Transformation realisiert: Wahlen können gemäß der kybernetischen Systemtheorie als 
Rückkopplungsprozeß zur Makroebene im System von Politik gelten... Aus diesen 
Rückkopplungsmechanismen resultiert gemäß der kybernetischen Systemtheorie die hohe 
Stabilität demokratisch-marktwirtschaftlicher Systeme gegenüber sozialistischen 
Systemen.“49 In Bezug auf das System Wirtschaft stellt die kybernetische Systemtheorie fest: 
„Der ausgeprägte Hang zur Gigantomanie... erhöhte zwar die zentrale Kontrollierbarkeit der 
einzelnen Wirtschaftseinheiten und symbolisierte die manifestierte Macht des sozialistischen 
Staates und seiner Ideologie; in ihr lag aber auch eine essentielle Ursache für die geringe 
Effizienz des sozialistischen Wirtschaftssystems.“50
Trotz der systematischen Einbeziehung der neuen Makroebene-Mikroebene-Perspektive bei 
der Bildung der Transformationstheorie und einer besonderen Tiefe bei der 
Betrachtungsweise verschiedener Ebenen der Transformationsprozesse, ändern die Ansätze 
einer fachübergreifenden kybernetischen Systemtheorie nichts an dem bestehenden Dilemma 
der Transformationsforschung, die die Berücksichtigung der Gleichzeitigkeit51 aller sich 
vollziehenden Veränderungen unter der Einbeziehung der länderspezifischen Besonderheiten 
anstrebt.  
Die Kritiker der modernen Transformationsforschung betonen in erster Linie das Hauptziel 
einer „evolutionstheoretischen Rahmung“52 bei der Schaffung einer Gesellschaftstheorie, die 
„als Theorie gesellschaftlicher Formationswechsel“53 - unabhängig von der West-Ost-
Perspektive - angesehen werden kann. Die evolutionstheoretische Perspektive schließt 
außerdem auch noch die Aspekte der Mikroebene der sozio-psychologischen Lernprozesse in 
der Gesellschaft54 ein. 
 
2 4 Ein Analyseschema Russland 
In der russischen Transformationsforschung ist die Tendenz zu den exemplarischen 
Fallstudien der Zwischenergebnisse des Systemwechsels stärker vertreten. Dazu zählen z.B. 
                                                 
48 ebenda 
49 ebenda 
50 ebenda, S. 153 
51 Vgl. Boxberger, G., a.a.O., 1997, S. 18, zitiert bei: Cvijanović, V., a.a.O., 2002, S. 8 
52 Vgl. Hopfmann, A., Wolf, M., a.a.O., 2001, S. 29 
53 Vgl. ebenda, S. 41 
54 Vgl. Stahl-Rolf, S.R., a.a.O., 2001, S. 335ff. 
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die wissenschaftlichen Analysen von L. Schewzowa, I. Busygina und O. Alexandrova.55 Der 
theoretische Diskurs über die Demokratie in Russland und Europa wird entweder aus der 
historischen oder aus der vergleichenden Perspektive in der Forschungsliteratur geführt.56 
Einen der gemeinsamen Schwerpunkte - sowohl der empirischen als auch der theoretischen 
Untersuchungen - bildet die Feststellung der „einzigartigen“ Besonderheiten des russischen 
Transformations- und Demokratisierungsprozesses.  
Die russische Reformpolitik wird momentan von solchen Begriffen wie „die Stärkung der 
Vertikale der Macht“ beherrscht. Wenn man sich die Frage nach den Ursachen solcher 
Prozessdefinitionen stellt, wendet man sich an die wissenschaftlichen Quellen, die die 
„geometrischen“ Dimensionen für die Demokratietheorie verwenden. Laut G. Sartori „...hat 
Politik hauptsächlich und die meiste Zeit über mit Unterordnung, Überordnung und 
Koordination zu tun – dem Wesen nach mit der hierarchischen Strukturierung von 
Kollektiven.“57 Die Bezeichnung dafür ist „die vertikale Dimension der Politik.“58 Demnach 
hat die „horizontale Dimension der Politik“59 mit Phänomenen wie „der öffentlichen 
Meinung“, „der Wahlen“, „der Mitwirkungs-Demokratie“ zu tun.60 G. Sartori stellt fest, dass 
trotz der Tatsache, dass die horizontale politische Dimension nur im Laufe des 
Demokratisierungsprozesses zu Geltung kommen kann, die Frage nach dem Verhältnis 
zwischen der horizontalen Dimension, die durch die Wahldemokratie vertreten wird, und der 
vertikalen Dimension, die in der repräsentativen Demokratie ihren Ausdruck findet, 
entsteht.61 In seiner Analyse konkretisiert G. Sartori den Zusammenhang zwischen 
horizontaler und vertikaler Dimension, indem er fragt, „...wie es dazu kommt, dass das 
Mehrheitsprinzip am Ende doch zu einer Minderheitsherrschaft führt.“62 Für die 
Transformationsprozesse bedeutet eine solche Frage, dass es - je nach der Tendenz der 
Reformpolitik - keinen vorgeschriebenen Demokratisierungsweg geben kann. Je größer die 
Einflussbereiche der traditionellen, politischen Mechanismen sind, desto langsamer sind die 
Fortschritte der Demokratisierung, die zu einer hybriden, eigenartigen Demokratieform des 
                                                 
55 Vgl. das Literaturvereziechnis 
56 Vgl. Brjuschinkin, W. (Hrsg.), Demokratija w Rossii i Ewrope, filosofskoje ismerenije, Materialy 
meshdunarodnoj konferenzii “Filosofskije problemy demokratitscheskogo obschtschestwa”, Isdatelstwo 
Kaliningradskogo gosudarstwennogo uniwersiteta, Kaliningrad 2003 
57 Sartori, G., Demokratietheorie, Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darmstadt 1992, S. 137 
58 ebenda 
59 ebenda, S. 137f. 
60 ebenda 
61 ebenda 
62 ebenda, S. 138 
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jeweiligen Transformationslandes führen kann. Für die Thematik der vorliegenden Arbeit ist 
der politikwissenschaftliche Ansatz von Bedeutung, der die Voraussetzungen für den 
Systemwechsel des post-sozialistischen Staates am Beispiel der Russischen Föderation 
widerspiegelt. Das Ziel ist es, die Demokratiefähigkeit im Laufe des 
Transformationsprozesses vor dem Hintergrund sowohl der horizontalen Gewaltenteilung auf 
der staatlichen Ebene als auch der vertikalen Dimension der Machtaufteilung zwischen dem 
Zentrum und der Peripherie zu untersuchen und die gesellschaftlichen Implikationen 
festzustellen. Es wird davon ausgegangen, dass das Subsidiariätsprinzip in zweierlei Hinsicht 
die zukünftige Entwicklung beeinflussen kann: einerseits ermöglicht die Anwendung des 
Subsidiaritätsprinzips in der erweiterten Europäischen Union, die Integrationsgrundlagen 
durch die gleichzeitige Vertiefung und Erweiterung der EU zu stärken (Überlegungen dazu s. 
Kapitel 4 2). Andererseits kann sich das Subsidiariätsprinzip in Bezug auf den politischen 
Systemwechsel als eine demokratiefördernde Grundlage für die verschiedenartigen Prozesse 
in der politischen Transformation erweisen. Das von uns später angewandte Analyseschema 
betrifft sowohl die innen- als auch die außenpolitische Dimension der Beziehungen Russlands 
und der EU.  
innenpolitisch außenpolitisch 
der nationalstaatlich-politische Aspekt 
der Zentrum-Region-Beziehungen 
der sicherheitspolitische Aspekt der 
Beziehungen zwischen Russland und den 
EU-Nachbarn 
der historisch-politische Aspekt der 
Zentrum-Region-Beziehungen 
der historische Aspekt der Beziehungen 
zwischen dem Kaliningrader Gebiet und 
seinen EU-Nachbarn 
der wirtschaftliche Aspekt der Zentrum-
Region-Beziehungen 
der wirtschaftliche Aspekt in den 
nachbarschaftlichen Beziehungen  
der regionalpolitische Aspekt der Region 
-Zentrum-Beziehungen 
der europapolitische Aspekt in den 
nachbarschaftlichen Beziehungen  
 
Die gesamtrussische innenpolitische Perspektive wurde unter folgenden Aspekten betrachtet: 
der historisch-politische Aspekt der Zentrum-Regionen-Beziehungen, der nationalstaatlich-
politische Aspekt der Zentrum-Regionen-Beziehungen, der wirtschaftliche Aspekt der 
Zentrum-Regionen-Beziehungen, der regionalpolitische Aspekt der Regionen-Zentrum-
Beziehungen. 
Im Kapitel 6 wurde der Versuch unternommen, die regionalpolitische Perspektive einer 
einzelnen Region nicht nur als Teil des gesamtrussischen innenpolitischen 
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Transformationsprozesses darzustellen, sondern auch - durch die Gegenüberstellung der aus 
der innen- und außenpolitischen Sicht unterschiedlich gewichteten Aspekte - die Rolle der 
regionalpolitischen Perspektive in Bezug auf das außenpolitische Integrationspotenzial 
deutlich zu machen.  
 
2 5 Zwischenfazit 
Abschließend lassen sich folgende Ergebnisse des zweiten Kapitels zusammenfassen. Zu den 
wichtigsten Begriffen der vorliegenden Dissertation zählt u.a. der Begriff der 
„Transformation“. Die Transformationsforschung wird aufgrund verschiedener 
Theorieansätze entwickelt. Die „Teiltheorien“63 verfügen aber über entscheidende Nachteile 
im Gegensatz zur interdisziplinären Herangehensweise. 
Aus politikwissenschaftlicher Sicht steht der Wechsel zur demokratischen 
Gesellschaftsordnung im Vordergrund. Das Regieren nach dem Willen des Volkes, also die 
Demokratie, stellt das Forschungsobjekt der Demokratieforschung dar. Je nach Priorität der 
Faktoren zur Herausbildung einer Demokratie bieten sich verschiedene Erklärungsansätze an. 
Diese versuchen die allgemeingültigen Vorgehensweisen und Strategien des Systemwechsels 
zu definieren.  
Der entscheidende Unterschied der russischen Transformationsforschung besteht in der 
Tendenz zur Analyse der Zwischenergebnisse des Systemwechsels in den Fallstudien. Im 
theoretischen Diskurs über die Demokratie überwiegt eine historische oder vergleichende 
Perspektive.  
Aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht sind Erfahrungswerte der Wirtschaftspolitik in den 
Transformationsländern auch von großer Bedeutung. Sie ermöglichen den kritischen Umgang 
mit den neoklassischen Wirtschaftsmodellen, die beispielweise in der russischen 
Reformpolitik anfangs favorisiert worden sind. Zur Zeit werden die keynesianischen 
theoretischen Ansätze diskutiert.  
Aus sozio-kultureller Sicht sind die Ergebnisse der Fallstudien von verlaufenden 
Transformationsprozessen insoweit wichtig, dass sie Schlussfolgerungen auf den kulturellen 
Wandel auch innerhalb der westlichen Demokratien erlauben. Eine Herausforderung stellt 
aber die Ausarbeitung verwendbarer Mechanismen für den Umgang mit kulturellen 
Unterschieden dar. 
Der Anspruch eines interdisziplinären Ansatzes ist die Überwindung der „Teiltheorien“-
Methode. Die Einbeziehung der Makro- und Mikroebene und deren Zusammenhang wird in 
                                                 
63 Vgl. Merkel, W., Puhle, H.-J., a.a.O., 1999, S. 21 
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der Systemtheorie versucht. Die Gleichzeitigkeit64 der Transformationsprozesse unter 
Einbeziehung der länderspezifischen Besonderheiten wird aber auch durch diese Theorie 
nicht berücksichtigt. Die Transformationsforschung bedarf der Anwendung eines 
„evolutionstheoretischen“65 Ansatzes, der beide Aspekte einschließt. 
In Bezug auf die innen- und außenpolitische Dimension der EU-RF-Beziehungen wird am 
Ende des Kapitels ein Analyseschema vorgeschlagen. In den weiteren Kapiteln werden die 
empirischen Ergebnisse dargelegt. 
 
Da die Transformationsprozesse in Mittel- und Osteuropa im gesamteuropäischen Kontext 
des Integrationsprozesses nach dem II. Weltkrieg gesehen werden, wenden wir uns im 
nächsten Kapitel dieser analytischen Ebene zu. 
 
                                                 
64 Vgl. Boxberger, G., a.a.O., 1997, S. 18, zitiert bei: Cvijanović, V., a.a.O., 2002, S. 8 
65 Vgl. Hopfmann, A., Wolf, M., a.a.O., 2001, S. 29 
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3 Der Helsinki-Prozess als gesamteuropäisches Einigungsmodell 
„Da die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Familie innewohnenden Würde 
und ihrer gleichen und unveräußerlichen Rechte die Grundlage der Freiheit, der Gerechtigkeit 
und des Friedens in der Welt bildet... proklamiert die Generalversammlung diese Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende 
gemeinsame Ideal... (Präambel) 
... Jedermann hat das Recht auf eine soziale und internationale Ordnung, in der die in dieser 
Erklärung ausgesprochenen Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können... (Art. 
28)“66
 
Die gesellschaftlichen Transformationsprozesse in Europa, die im Jahre 1989 ihren 
Höhepunkt fanden, bilden einen grundlegenden Epochenbruch, der sowohl im Osten als auch 
im Westen des Kontinents tiefgreifende Veränderungen eingeleitet hat.  
Es handelt sich hier um die Ebene der Europapolitik der Weltmächte nach dem II. Weltkrieg. 
Seit der Zeit der Versuche der Großmächte, nach den Kriegen im 19. Jahrhundert den Frieden 
in Europa zu schaffen, war Russland an einer Reihe historischer Entscheidungen beteiligt, die 
immer wieder neue Entwicklungen für Europa bedeuteten.67  
Nach dem II. Weltkrieg wurde Europa erneut zum Mittelpunkt der internationalen Politik und 
zum Entwicklungsmodell für Friedenslösungen in der bilateralen Welt. In erster Linie wird 
der Entwicklungsprozess der KSZE/OSZE als Idee und Institution, deren Beitrag zu den 
Veränderungen auf dem europäischen Kontinent sowie die Rolle Russlands seit Beginn des 
Bestehens der Organisation betrachtet. Für die Rolle Russlands im europäischen 
Integrationsprozess ist der im Rahmen des Helsinki-Prozesses begonnene Dialog von 
unschätzbarer Bedeutung. Die in den 70er Jahren vom Ostblock unternommenen Schritte und 
eingegangenen Verpflichtungen ermöglichten es, dass die Zivilgesellschaften in den Staaten 
Mittel- und Osteuropas durch die Helsinki-Bewegungen auf sich aufmerksam machen 
konnten. „...Mit den internationalen Vereinbarungen entstand ein Vorrat gemeinsamer 
Grundsätze, an denen sie sich messen lassen mussten, seit der Verabschiedung der 
Schlussakte von Helsinki zunehmend auch von der eigenen Bevölkerung. Gleichzeitig stieg 
                                                 
66 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10.12.1948, abgedruckt in: Bundeszentrale für  
politische Bildung (Hrsg.), Menschenrechte, Dokumente und Deklarationen, Bundeszentrale für politische 
Bildung, 3., akt., erweit. Aufl., Bonn 1999, S. 52f., 58 
67 Wie z.B. der Wiener Kongress (1815), dessen Ziel u.a. die Errichtung des europäischen Sicherheitsrates für 
ein Gleichgewicht in Europa war. 
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der Preis, der für die Verletzung dieser Prinzipien gezahlt werden musste.“68 Die Folgen der 
eigendynamischen Entwicklung des Helsinki-Prozesses werden somit nicht nur als 
außenpolitischer Hauptgrund für den Zusammenbruch des Sowjetimperiums, sondern auch als 
eine neue Etappe des europäischen Integrationsprozesses, die ihre Fortsetzung in der EU-
Osterweiterung findet, betrachtet. 
Hier wird von der These ausgegangen, dass die Demokratisierung und die Transformation im 
östlichen Teil Europas ein Ergebnis des friedlichen Integrationsprozesses im gesamten 
Europa sind. In diesem Zusammenhang wird einer der Schwerpunkte der vorliegenden Arbeit 
in der Auseinandersetzung mit den historischen Erfahrungen der friedlichen Überwindung des 
Ost-West-Konfliktes und der institutionellen Organisation der gesamteuropäischen Interessen 
am Beispiel des KSZE-Prozesses gesehen. Ziel ist es, spezifische Umbruchphasen zu 
analysieren und hinsichtlich ihrer Bedeutung für den Integrationsprozess in Europa der letzten 
fünfzig Jahre zu untersuchen.  
Der Schwerpunkt wird auf die Folgen des Helsinki-Prozesses für Europa sowie die 
Perspektiven der OSZE bei der Lösung der neuen zwischen- und innerstaatlichen Konflikte 
im erweiterten Europa, z.B. im GUS-Raum, gelegt. Im Vordergrund stehen die folgenden 
Fragen: 
- Wie haben sich im Laufe der Zeit die europäischen Friedensauffassungen verändert? 
- Welche Friedensmechanismen und Friedensstrategien funktionieren über den erweiterten 
europäischen Raum hinaus? 
 
3 1 Die Suche nach Frieden 
Einige Aspekte der Entwicklung des Friedensbegriffs werden hier aufgezeichnet. Der Frieden 
als ein erstrebenswertes Ziel begleitete die Menschheit durch die Geschichte der Kriege.69 In 
den verschiedenen Epochen wurden die unterschiedlichen Vorstellungen vom Frieden 
definiert. Die Geschichte der europäischen Friedensforschung und deren Forschungsprobleme 
wurde in letzter Zeit ausführlich aus unterschiedlichen Perspektiven analysiert.70 Hier 
                                                 
68 Loth, W., Helsinki, 1. August 1975 Entspannung und Abrüstung, Frei, N., Henke, K-D., Woller, H., 20 
Tage im 20. Jahrhundert, Deutscher Taschenbuch Verlag, München 1998, S. 276 
69 Zur Begriffsgeschichte des Friedens vgl. Schmeiser, L., Vom Frieden, Texte aus drei Jahrtausenden 
europäischer Geistesgeschichte, agenda Verlag, Münster 2000, S. 9 
70 Vgl. Wolfrum, E., Krieg und Frieden in der Neuzeit, Vom Westfälischen Frieden bis zum Zweiten  
Weltkrieg, Reihe Kontroversen der Geschichte, hrsg. von Bauerkämper, A., Steinbach, P., Wolfrum, E., 
Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darmstadt 2003; 
Wasmuth, U.C., Geschichte der deutschen Friedensforschung, Entwicklung-Selbstverständnis-Politischer 
Kontext, agenda Frieden 30, agenda Verlag, Münster 1998; 
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erscheint die Erkenntnis wichtig, dass der Gegenstand der modernen Friedensforschung nicht 
nur die Frage nach dem Inhalt des Friedensbegriffs, sondern auch nach den Mechanismen der 
Friedensschaffung und Friedenserhaltung darstellt. 
Aus politikwissenschaftlicher Sicht wird der Frieden immer auch als der politische Frieden, in 
erster Linie, als Staatsfrieden (lat. „pax civilis“), als ein „... politisch und rechtlich geordneter 
Zustand innerhalb eines Staates, Stammes oder Gemeinwesens bzw. zwischen mehreren 
Staaten...“71 definiert. Am Anfang der Entwicklung des neuzeitlichen Friedensbegriffs steht 
Immanuel Kants Schrift „Zum ewigen Frieden.“72 „Im Grunde ging es Kant darum, die Idee 
des Rechts und den Begriff der Humanität als Leitmotive des politischen Handelns in den 
Vordergrund zu stellen.“73
Den Höhepunkt fand diese Definition durch die Entwicklung des europäischen 
Nationalstaates im 19. Jahrhundert. „... Der gemeinsame Nenner aller Neuerungen im 
Friedensbegriff während des 19. Jahrhunderts ist die Einsicht, dass man nicht auf die 
kriegsführende und Kriege verursachende Instanz rekurrieren kann, um Frieden zu schaffen: 
eine Einsicht, die so Unvereinbares miteinander verbindet, wie das Entstehen der ... 
Friedensbewegungen mit ihren Friedenskongressen, die kommunistische These, das Ende der 
Klassenherrschaft werde Kriege erübrigen, die anarchische Forderung nach Abschaffung von 
Militär und Staat, oder die wirtschaftsliberale Hoffnung auf Frieden als eines Nebeneffekts 
des sich selbst überlassenen internationalen Handels.“74
Neben der sicherheitspolitischen Dimension trat nach dem II. Weltkrieg immer mehr die 
menschenrechtliche Dimension in den Vordergrund der internationalen Politik. Zu den 
Hauptcharakteristika des friedlichen Zustands wurden allmählich die Menschenrechte der 
„dritten Generation.“75  
                                                                                                                                                        
Sommer, G., Fuchs, A. (Hrsg.), Krieg und Frieden, Handbuch der Konflikt- und Friedenspsychologie, Beltz 
Verlag, Weinheim, Basel, Berlin 2004; 
Schwerdtfeger, J., Begriffbildung und Theoriestatus in der Friedensforschung, Leske+Budrich, Opladen 2001 
71 Wahrig, E., a. a. O., 2001, S. 501 
72 Kant, I., Zum ewigen Frieden, ein Philosophischer Entwurf, Königsberg bei Friedrich Nikolovius, 
1795, in: Harald Fischer Verlag, Kant im Original, Bd. XVI, 1984 
73 Pöllinger, S., Der KSZE/OSZE-Prozeß, ein Abschnitt europäischer Friedensgeschichte, Österreichisches 
Institut für Internationale Politik (OIIP), Laxenburger Internationale Studien (LIS) 12, Braumüller, Wien 1998, 
S.16 
74 Schmeiser, L., a.a.O., 2000, S. 24 
75 „… Mit den Rechten der ersten Generation waren die liberalen Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat, 
die klassischen bürgerlichen und politischen Freiheitsrechte gemeint, wie sie seit der französischen Revolution 
eingefordert worden waren; Rechte der zweiten Generation markieren demgegenüber wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte, die seit dem 19. Jahrhundert im Gefolge der industriellen Revolution entstanden. Rechte 
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Ende der 60er Jahre des 20. Jahrhunderts wurde die Unterscheidung zwischen dem negativen 
und positiven Frieden etabliert.76 Der negative Frieden beinhaltet die „minimale Definition“77 
als Abwesenheit von Krieg, wobei der positive Frieden die Verwirklichung der anderen Werte 
wie Gerechtigkeit, Freiheit und Gleichheit einschließt. Der Frieden hat den höchsten 
Wertstatus. Die Abwesenheit von der „personalen oder direkten Gewalt“ sowie von der 
„strukturellen oder indirekten Gewalt“ ist ein Grundsatz des Friedenszustands, der 
gleichzeitig „soziale Gerechtigkeit“ bedeutet.78 Später definiert J. Galtung den Frieden als 
„die Fähigkeit, Konflikte mit Empathie, Gewaltlosigkeit und Kreativität zu bearbeiten.“79
Den Inhalt des Friedens beschreibt E.-O. Czempiel als einen Zustand des internationalen 
Systems, der bedeutet, dass die im System ablaufenden Konflikte kontinuierlich ohne 
Anwendung der Gewalt bearbeitet werden. Die dementsprechenden praktisch-politischen 
Konsequenzen sind beträchtlich. Der gewaltlose Austragungsmodus der Konflikte muss die 
Beziehungen zwischen den politischen Systemen und den gesellschaftlichen Umfeldern 
charakterisieren, auch die zwischen dem politischen System der einen und dem 
gesellschaftlichen Umfeld der anderen Seite.80  
Der modernisierungstheoretische Hintergrund des europäischen Integrationsprozesses lässt 
sich zwar nicht abstreiten, aber auch nicht messbar beweisen. Das Argument, das H. König in 
seiner Kritik an der Zivilisationstheorie von Norbert Elias bringt, gilt als Erklärung für den 
                                                                                                                                                        
der dritten Generation schließlich bezeichnen umfassendere, abstraktere, überwölbende Rechte wie das Recht 
auf Entwicklung... Das Konzept der Drittgenerationsrechte wurde innerhalb der VN ab 1969 in der Diktion der 
Menschenrechte als neue politische und zugleich normativ-rechtliche Strategie verfolgt. Entwicklung, Frieden, 
Schutz der Umwelt, Partizipation, Kommunikation, Selbstbestimmung und das „gemeinsame Menschheitserbe“ 
waren die Kandidaten für diese neue Generation von Menschenrechten...“ Riedel, E., Der internationale 
Menschenrechtsschutz. Die Einführung, in: Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Menschenrechte, 
Dokumente und Deklarationen, a.a.O., 1999, S. 25 
76 Galtung, J., Friedensforschung, in: Krippendorff, E., (Hrsg.) Friedensforschung, Kiepenheuer & 
Witsch, Köln/Berlin 1968, S. 532f. 
77 ebenda, S. 532 
78 Galtung, J., Strukturelle Gewalt, Beiträge zur Friedens- und Konfliktforschung, Rowohlt Taschenbuch  
Verlag GmbH, Reinbek bei Hamburg 1975, S. 12, 32f. 
79 Galtung, J., TRANSCEND: Eine Philosophie für Frieden und Entwicklung, in: S+F Vierteljahresschrift 
für Sicherheit und Frieden, Themenschwerpunkt: Friedensforschung im 21. Jahrhundert, Jg. 20, Heft 4, Nomos 
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2002, S. 195 
80 Vgl. Czempiel, E.-O., Friedensstrategien, Eine systematische Darstellung außenpolitischer Theorien 
von Machiavelli bis Madariaga, 2. akt. und bearb. Aufl., Westdeutscher Verlag, Opladen/Wiesbaden 1998, S. 45 
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erstrangigen friedenstheoretischen Aspekt des europäischen Integrationsprozesses.81 Der 
europäische Integrationsprozess könnte in diesem Zusammenhang als Prozess der 
Zivilisierung des Staates angesehen werden. Die außenpolitischen wirtschaftlichen 
Verflechtungen sind in der Zeit der hochtechnisierten Gesellschaften keine Garantie für die 
stabile Integration.  
Der europäische Integrationsprozess als die Fortsetzung der Friedensgeschichte von Europa 
wird auch skeptisch beurteilt. Dabei beruht die Argumentation darauf, dass für die 
Friedensstiftung in Europa von Anfang an alleine die Rolle der demokratischen Ordnung 
innerhalb der Nationalstaaten und nicht die Teilnahme an den internationalen Organisationen 
von Bedeutung gewesen ist.82 Neben der Erklärung der historischen Gegebenheiten von A. 
Moravcsik83 wird als Gegenargument die negative Einstellung zur Definition der 
Europäischen Union als einer internationalen Organisation betrachtet.  
                                                 
81 „... Zwar zeugt die Makroökonomie auf der einen Seite in der Tat ein hochkomplexes System von 
Interdependenzen, in dem die Individuen so stark vernetzt sind wie niemals zuvor in der Geschichte. Aber auf 
der anderen Seite treibt sie durch die Forcierung der Konkurrenz und durch die Universalisierung der 
bürgerlichen Rechtsprinzipien zugleich den Vereinzelungsprozeß in einer historisch ebenfalls beispiellosen 
Weise voran. Der Markt aggregiert nicht nur, er disaggregiert auch; er schafft nicht nur neue Verflechtungen, 
sondern er negiert immer auch die Verflechtungen, die er selbst erzeugt hat. Markt bedeutet beides: 
Interdependenz und Atomisierung, Vernetzung und ihre Negation, Vergesellschaftung und Isolierung, 
Integration und Desintegration.“ König, H., Zivilisationsprozeß und Frieden, in: Jopp, M. (Hrsg.), Dimension 
des Friedens – Theorie und Praxis und Selbstverständnis der Friedensforschung, Schriftenreihe der 
Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung e.V. (AFK), Bd. XVII, Nomos Verlagsgesellschaft, 
Baden-Baden 1992, S. 114 
82 S. detaillierte Diskussion in: O'Neal, J.R., Russett, B., Triangulating Peace: Democracy, 
 Interdependence, and International Organizations W.W. Norton & Company, 2001, zitiert bei: Moravcsik, A., 
Europe Without Illusions, in: WebWW http://www.wcfia.harvard.edu/papers/595__ 
Spaak_Foundation_Moravcsik_Paper5.pdf, vom 25.05.2005, S. 11 
83 Vgl. dazu Moravcsik, A., a.a.O., vom 25.05.05, S. 11 
“... Does European economic integration promote peace by removing incentives for war? This view, first 
developed by Schuman and Monnet, remains widespread... And in the particular case of postwar Europe, the 
evidence is scant that the EU either prevented war or promoted democracy among the Six.  
From the beginning of this period to the end, no two West European governments (members of the EU or not) 
even once threatened one another with military attack. The resolution of territorial disputes in the Saarland and 
the integration of Germany into the Western alliances, the last outstanding issues that might have led to war, 
took place before the founding of the European Community in 1957. By that time, democracy in the 
Bundesrepublik had been consolidated, and it is far-fetched to assert that the ECSC, launched in 1952, 
contributed much to a process of German democratization that was also propelled forward by the Nazi debacle, 
allied occupation, the Soviet threat, and Adenauer’s strong leadership.“ 
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Die Auswirkungen der „Menschlichen Dimension“ des Helsinki-Prozesses bestimmen die 
Friedensgestaltungsmöglichkeiten im Demokratisierungsprozess in Europa nach dem Ende 
des Ost-West-Konfliktes. Die Freiheits- und Bürgerrechte gehörten für die mittel- und 
osteuropäischen Gesellschaften zu den Hauptmotiven für den späteren EU-Beitritt. 
Die innenpolitischen Umstände stellen in den Ländern den Gegenstand der 
Transformationsforschung und die außenpolitischen Verhältnisse eher das Forschungsobjekt 
der Friedensforschung dar.  
Es werden in der Theorie verschiedene Versuche der Modellbildung unternommen, die 
„Demokratisierung als Friedensstrategie“84 zu fassen. Die Friedensschaffung und 
Friedenserhaltung durch Demokratisierung in den Konfliktregionen entwickelte sich 
gegenwärtig zum vorrangigen Ziel der internationalen Friedensorganisationen. In Europa 
werden diese Ziele im Rahmen der gesamteuropäischen Friedensorganisation – der OSZE - 
vertreten. 
„... Die gesamte politische Ordnung der Staatenwelt war durch das Prinzip der Souveränität 
auf Symmetrie programmiert. Das hat sich mit der Rückkehr halbstaatlicher, privater, 
teilweise kommerzieller Kriegsakteure geändert, und diese Rückkehr ist dadurch beschleunigt 
worden, dass sich eine politische Weltordnung herausgebildet hat, in der nicht Symmetrien, 
sondern Asymmetrien dominant sind.“85
Auch vor dem Hintergrund der veränderten Gefahren- und Risikoquellen münden die 
Überlegungen zum Begriff „Frieden“ in der personenbezogenen Definition des 
Friedensprozesses. Es ist ein immerwährender Prozess der entsprechenden 
Entscheidungsfindungen und der persönlichen Verantwortung für die zu treffende Wahl in der 
Konfliktsituation unter den Bedingungen der „sozialen und internationalen Ordnung“, in der 
die Menschenrechte und Freiheiten „verwirklicht werden können.“86
 
3 2 Die Gestaltung des Friedens durch die KSZE unter besonderer Berücksichtigung der 
Rolle der Sowjetunion 
Insbesondere im 20. Jahrhundert hat sich die Idee vom Frieden in den zahlreichen 
Institutionalisierungsversuchen weiterentwickelt. Das 20. Jahrhundert zeigte den Europäern 
                                                 
84 Richter, S., Frieden schaffen mit den Waffen der Demokratie? Theorie und Praxis von  
Demokratisierung als Friedensstrategie, in: Zeitschrift für Internationale Beziehungen, 12. Jg., H. 1, 2005, S. 77-
116 
85 Münkler, H., Die neuen Kriege, Rohwohlt Taschenbuchverlag, Reinbek bei Hamburg 2004, S. 240 
86 S. Art. 28 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10.12.1948, abgedruckt in: 
Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Menschenrechte, a.a.O., S. 58  
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nicht nur die Chancen, sondern auch die Grenzen der Kriegs- und Friedensbündnisse. Die 
Gefahr des Missbrauchs der Ergebnisse des technischen Fortschritts stellte die modernisierten 
Gesellschaften vor die existenziell wichtige Wahl. Die Bedrohungen anderer Art verlangten 
nach neuen Lösungen. Vor diesem Hintergrund spielten auch die Gestaltungsmöglichkeiten 
des andauernden Friedenszustands eine große Rolle. Während des 20. Jahrhunderts wurden 
viele Organisationen mit ein und demselben Ziel geschaffen, den Frieden zu stiften und zu 
schützen. Die Vorstellungen von der Implementierung des Friedensgedankens, sowie von 
dem Friedensziel selbst, waren nicht selten zu unterschiedlich, um sich über die Zukunft 
Europas zu einigen. Auf den verschiedenen Etappen waren unterschiedliche Strukturen mehr 
oder weniger erfolgreich.  
Die internationale Ebene der Integrationsbemühungen nach dem II. Weltkrieg und die Frage 
nach der Entwicklung eines gesamteuropäischen Einigungsmodells unter besonderer 
Berücksichtigung der Rolle der Sowjetunion, die in den Helsinki-Prozess mündete, werden im 
Folgenden skizziert. 
Das Verhältnis der entstandenen politischen Blöcke und die wichtigsten Etappen der 
Konsolidierung der westlichen Integrationspartner haben die Ereignisse nach dem II. 
Weltkrieg bestimmt. Zwei unterschiedliche Ordnungssysteme trafen auf dem europäischen 
Kontinent aufeinander, seine Zukunft wurde durch die Europapolitik der Supermächte - der 
USA und der Sowjetunion - bestimmt. Anfang der 40er Jahre sah die Perspektive der 
amerikanisch-sowjetischen Zusammenarbeit in Europa noch vielversprechend aus.87 Die von 
dem amerikanischen Präsidenten F.D. Roosevelt und dem britischen Premierminister W. 
Churchill vereinbarte Atlantik-Charta vom 14. August 1941 entsprach den westlichen 
Vorstellungen der Entwicklung des „one-world“-Konzeptes und enthielt „gewisse allgemeine 
Grundsätze der nationalen Politik ihrer beiden Länder..., von denen sie eine bessere Zukunft 
für die Welt“ erhofften.88 Trotz der anfänglichen Befürwortung der Schaffung der 
internationalen Organisation „zum Schutze des Friedens und der Garantie der Sicherheit“89 
                                                 
87 S. dazu z.B. Hildermeier, M., Geschichte der Sowjetunion 1917-1991, Entstehung und Niedergang des ersten 
sozialistischen Staates, C.H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung (Oscar Beck), München 1998, S. 729-741 
88 Text der Atlantik-Charta vom 14.08.1941, in: Lautemann., W., Schlenke, M. (Hrsg.), Weltkriege und 
Revolutionen 1914-1945, Geschichte in Quellen, Bayerischer Schulbuch-Verlag, München 1979, S. 491, zitiert 
nach: Görtemaker, M., Das Ende des europäischen Zeitalters, Internationale Beziehungen I, Der Ost-West-
Konflikt, Informationen zur politischen Bildung 245, 4. Quartal 1994, B6897F, S.5 
89 „Welche Mittel gibt es also, um eine neue Aggression von seiten Deutschlands zu verhüten oder, wenn der 
Krieg dennoch ausbricht, ihn in den ersten Anfängen zu ersticken und es unmöglich zu machen, dass er sich zu 
einem großen Krieg auswächst? Dafür gibt es außer vollständiger Entwaffnung der aggressiven Nationen nur ein 
einziges Mittel: zum Schutze des Friedens und der Garantie der Sicherheit eine besondere Organisation aus 
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unter der Berücksichtigung der negativen Erfahrungen des Völkerbundes, stimmten die 
Grundsätze der Atlantik-Charta mit den langfristigen Plänen der sowjetischen Führung unter 
J.W. Stalin nicht überein. Das Hauptergebnis des II. Weltkrieges offenbarte sich laut Stalin 
vor allem in der bestandenen „Feuerprobe der sowjetischen Gesellschaftsordnung“, die ihre 
Lebensfähigkeit und Stabilität gegenüber jeder anderen Form der Organisation der 
Gesellschaft bewiesen hat.90 Die außenpolitische Taktik der UdSSR zu dieser Zeit wurde von 
dem Gedanken geleitet, eine „Pufferzone“ gegen die kapitalistische Aggression in Osteuropa 
zu schaffen, um die Sowjetunion zu schützen und die gewaltigen Verluste durch z.B. die 
                                                                                                                                                        
Vertretern der friedliebenden Nationen zu schaffen, dem leitenden Organ dieser Organisation das notwendige 
Mindestmaß an Streitkräften zur Verfügung zu stellen, das zur Verhütung einer Aggression erforderlich ist, und 
diese Organisation zu verpflichten, notwendigenfalls zur Verhütung oder Liquidierung der Aggression und zur 
Bestrafung der an der Aggression Schuldigen diese Streitkräfte unverzüglich einzusetzen. Das darf keine 
Wiederholung des Völkerbundes unseligen Angedenkens sein, der weder über die Rechte noch über die Mittel 
zur Verhütung einer Aggression verfügte. Das wird eine besondere und mit Vollmachten ausgestattete 
internationale Organisation sein, der alles zur Verfügung steht, was notwendig ist, um den Frieden zu schützen 
und eine neue Aggression zu verhüten.“ Aus der Rede Stalins am 06.XI.1944 zum 27. Jahrestag der 
Oktoberrevolution, vollständig in: Über den großen vaterländischen Krieg der Sowjetunion, Moskau 1946, S. 
171ff. (hier S. 184ff.), zitiert nach: Weingartner, T., Die Außenpolitik der Sowjetunion seit 1945, Eine 
Einführung, Studienbücher zur auswärtigen und internationalen Politik Bd. 8, Dokumentenanhang, Bertelsmann 
Universitätsverlag, Düsseldorf 1973, S. 61 
90 „In Wirklichkeit war der Krieg ein unvermeidliches Ergebnis der Entwicklung der wirtschaftlichen und 
politischen Weltkräfte auf der Basis des modernen Monokapitalismus... Die Sache ist die, dass die 
Ungleichmäßigkeit der Entwicklung der kapitalistischen Länder im Laufe der Zeit gewöhnlich zu einer schroffen 
Störung des Gleichgewichts innerhalb des Weltsystems des Kapitalismus führt, wobei die Gruppe 
kapitalistischer Länder, die meint, sie sei mit Rohstoffen und Absatzmärkten versorgt, gewöhnlich Versuche 
unternimmt, die Lage zu ändern und die „Einflusssphären“ zu ihren Gunsten neu aufzuteilen – und zwar durch 
die Anwendung von Waffengewalt. Das Ergebnis ist die Spaltung der kapitalistischen Welt in zwei feindliche 
Lager und der Krieg zwischen ihnen... 
Unser Sieg bedeutet vor allem, dass unsere sowjetische Gesellschaftsordnung gesiegt hat, dass die sowjetische 
Gesellschaftsordnung die Feuerprobe des Krieges mit Erfolg bestanden und ihre volle Lebensfähigkeit bewiesen 
hat... Mehr noch... Jetzt ist die Rede davon, dass die sowjetische Gesellschaftsordnung erwiesenermaßen 
lebensfähiger und stabiler als die nichtsowjetische Gesellschaftsordnung, dass die sowjetische 
Gesellschaftsordnung eine bessere Form der Organisation der Gesellschaft ist als jede nichtsowjetische 
Gesellschaftsordnung...“ Aus der Rede Stalins am 9.II.1946 in der Wählerversammlung des Stalin-Wahlbezirks 
der Stadt Moskau, vollständig in: Stalin J.W., Über den Kampf um den Frieden, Eine Sammlung ausgewählter 
Aufsätze und Reden, Marx-Engels-Lenin-Stalin-Institut beim ZK der SED, Berlin (-Ost) 1954, S. 266ff., zitiert 
nach: Weingartner, T., a. a. O., 1973, S. 62-64 
31 
Reparationen91 auszugleichen. Die Strategie betraf die Austragung des Konfliktes in der 
Weltgeschichte zwischen dem Kommunismus und dem Kapitalismus, in dem letzten Endes 
die Sowjetunion siegen würde.92
Die Entscheidungen der Konferenzen der „Großen Drei“ in Teheran (28.11. bis 01.12.1943), 
Jalta (04.02. bis 11.02.1945) und Potsdam (17.07. bis 17.10.1945) konnten zur Beilegung der 
Interessenswidersprüche in den west-östlichen Beziehungen nicht wirklich beitragen. Die in 
der Dreimächteerklärung über das befreite Europa vom 11. Februar 194593 ausgesprochenen 
Verpflichtungen der Alliierten zur Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der Völker und 
Förderung des Aufbaus demokratischer Strukturen in den befreiten europäischen Staaten 
erwiesen sich bald nur als „gute“ Absicht, die mit der Praxis wenig zu tun hatte. Schon Ende 
der 40er Jahre erfolgte die Teilung Europas in zwei politische und wirtschaftliche Lager. Den 
politischen Verkündungen vom USA-Präsidenten H.S. Truman über die notwendige 
amerikanische Unterstützung für die von dem Kommunismus bedrohten „freien Völker“94 
und von A.A. Zhdanow über „zwei Hauptrichtungen in der internationalen Nachkriegspolitik, 
die der Teilung der in der Weltarena aktiven politischen Kräfte in zwei Hauptlager entspricht: 
das imperialistische und antidemokratische Lager einerseits und das antiimperialistische und 
demokratische Lager andererseits“95, folgten nun konkrete Taten im wirtschaftlichen und 
                                                 
91 S. dazu Auszug aus dem Kommunique der Potsdamer Konferenz am 2. August 1945, in: Deuerlein, E. (Hrsg.), 
Potsdam 1945, Quellen zur Konferenz der „Großen Drei“, Deutscher Taschenbuch Verlag, München 1963, S. 
353-367, zitiert nach: Görtemaker, M., a.a.O., 1994, S.8  
92 Varsori, A., Reflections on the Origins of the Cold war, in: Westad, O.A. (eds.), Reviewing the Cold War: 
approaches, interpretations, theory/Nobel Symposium, Norvegian Nobel Institute at Lysebu in 1998, Frank 
Cass&Co.Ltd., London 2001, S. 292 
93 S. Textauszug aus der Dreimächtedeklaration über das befreite Europa, Jalta, den 11. Februar 1945, Amtsblatt 
des Allierten Kontrollrates in Deutschland (Ergänzugsblatt Nr. 1), in: Mangoldt, von H., Kriegsdokumente über 
Bündnisgrundlagen, Kriegsziele und Friedenspolitik der Vereinten Nationen, Hamburg 1946, S. 35-47, zitiert 
nach: Gasteyger, C., Europa von der Spaltung zur Einigung, Darstellung und Dokumentation 1945-2000, 
Bundeszentrale für politische Bildung, Schriftenreihe Bd. 369, Bonn 2001, S. 40-41 
94 S. Rede des amerikanischen Präsidenten Truman vor beiden Häusern des Kongresses am 12. Mai 1947, in: 
Lautemann., W., Schlenke, M. (Hrsg.), Die Welt seit 1945, Geschichte in Quellen, Bayerischer Schulbuch-
Verlag, München 1980, S. 576f., zitiert nach: Görtemaker, M., a.a.O., 1994, S. 15  
95 Aus dem Referat A. A. Shdanows, „Über die internationale Lage“ auf der Gründungstagung des Kominform, 
in: Tägliche Rundschau Nr. 249 vom 24.10.1947, S. 3f., zitiert nach: Weingartner, T., a.a.O., 1973, S. 70, s. auch 
Rede Shdanows auf der Konferenz der kommunistischen Parteien Europas am 22. September 1947, in: 
Lautemann.,W., Schlenke, M. (Hrsg.), a.a.O., S. 156f., zitiert nach: Görtemaker, M., a.a.O., 1994, S. 15-16 
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militärischen Bereich, die die politische Entwicklung Europas96 und der Welt für viele 
Jahrzehnte prägten.  
Mit der Gründung des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) am 25.01.194997 als 
einer Antwort auf die ersten Erfolge der westlichen wirtschaftlichen Integration unter der 
führenden Rolle der USA, die durch das System von Bretton Woods, durch die Gründung der 
„Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD)“ im Jahre 1944 und des 
„Internationalen Währungsfonds (IWF)“ angedeutet und durch die Gründung der 
Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) für die Realisierung 
des Marschallplans98 manifestiert wurden, wurden die wirtschaftlichen Einflusssphären auf 
dem Kontinent festgelegt.  
Schon vor dem Abschluss der Pariser Verträge vom 23.10.195499 entsprach die sowjetische 
Außenpolitik in Europa dem Konzept der Unterstützung der bilateralen Kontakte mit den 
einzelnen west-europäischen Ländern, wobei die multilaterale Ebene der Beziehungen mit 
dem beginnenden integrierten Europa fast komplett ignoriert wurde.  
Diese Politik bezweckte zum einen die Wahrung der einzigartigen Position der Sowjetunion 
besonders in Osteuropa. Zum anderen stellte sie den Versuch dar, die möglichen Vorteile aus 
der anfänglichen Uneinigkeit der west-europäischen Integrationspartner auf der 
internationalen Ebene zu ziehen und das Verhältnis zu den realen Akteuren zu pflegen.100 
Außerdem versuchte man sich den Plänen der Gründung einer Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft (EVG) unter Beteiligung Deutschlands zu widersetzen, indem 
                                                 
96 "...nearly every nation must choose between alternative ways of life... One way of life is based upon the will of 
majority, and is distinguished by free institutions, representative government, free elections, ... The second way 
of life is based on the will of the minority forcibly imposed upon the majority. It relies upon terror and 
oppression, a controlled press and radio, fixed elections, and the supression of personal freedoms." s. The 
Truman Doctrine, March 12, 1947, in: Congressional Record, March 12, 1947, zitiert nach: Commager, H.S. 
(eds.), Documents of American History, Columbia University, 5. Edition, Appleton-Century-Crofts, INC., New 
York 1949, Doc 577., p. 721 
97 Statut des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe vom 14.12.1959 (mit Änderungen von 1963), in: Europa-
Archiv, 1975, D 282ff., abgedruckt in: Gasteyger, C., a.a.O., S. 195ff. 
98 "… Our policy is directed not against any county or doctrine but against hunger, poverty, desperation and 
chaos. Its purpose should be the revival of a working economy in the world so as to permit the emergence of 
political and social conditions in which free institutions can exist." s. The Marshall Plan June 5, 1947, in: 
Congressional Record, June 30, 1947, zitiert nach: Commager, H.S. (eds.), a.a.O., 1949, Doc. 580, p. 729 
99 S. Textauszüge aus den Protokollen, in: Gasteyger, C., a.a.O., S. 118-127 
100 Baranovsky, V., Russia's Attitudes Towards the EU: Political Aspects, Ulkopoliittinen instituutti (The Finnish 
Institute of International Affairs), Institut für Europäische Politik, Berlin, Programme on the Northern 
Dimension of the CFSP, No. 15, Kauhavan Kirjapaino, Kauhava 2002, S. 46-47 
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man den Vorschlag für einen Friedensvertrag mit der Wiedervereinigung von Deutschland 
unter der Bedingung der Nicht-Teilnahme Deutschlands an den Militärbündnissen und der 
Erlangung des Neutralitätsstatus unterbreitet hat.101
Der am 14. Mai 1955 von Albanien, Bulgarien, Ungarn, der DDR, Polen, Rumänien und der 
Sowjetunion unterschriebene Vertrag über Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen 
Beistand, der „unter erneuter Bekundung ihres Strebens nach Schaffung eines der Teilnahme 
aller europäischen Staaten, unabhängig von ihrer gesellschaftlichen Ordnung, beruhenden 
Systems der kollektiven Sicherheit in Europa,... unter gleichzeitiger Berücksichtigung der 
Lage, die Europa durch die Ratifizierung der Pariser Verträge entstanden ist, welche die 
Bildung neuer militärischer Gruppierungen in Gestalt der „Westeuropäischen Union“ unter 
Teilnahme eines remilitarisierten Westdeutschlands und dessen Einbeziehung in den 
Nordatlantikblock vorsehen, wodurch sich die Gefahr eines neuen Krieges erhöht und eine 
Bedrohung der nationalen Sicherheit der friedliebenden Staaten entsteht,..“102 geschaffen 
wurde, bildete den rechtlichen und institutionellen Rahmen der Beibehaltung des 
sowjetischen Status quo u.a. auch durch die Truppenstationierungsverträge in Osteuropa für 
die nächsten Jahrzehnte. Allerdings konnte laut Art. 11 dieser Vertrag jederzeit durch ein 
System der kollektiven Sicherheit in Europa ersetzt werden. Seine Schaffung wurde mehrmals 
zum Thema der Vorschläge der Sowjetregierung, wie z.B. auf der Berliner 
Außenministerkonferenz der Vier-Mächte (25.01. bis 18.02.1954), auf der Genfer Konferenz 
der Regierungschefs im Juli 1955, indem man einen Entwurf des „Gesamteuropäischen 
Vertrages über die kollektive Sicherheit in Europa“ vorgelegt hat, der die Schaffung eines 
Europäischen Sicherheitssystems in zwei Etappen vorsah. Die erste Etappe bedeutete die 
Beibehaltung in den ersten 2 bis 3 Jahren aller bis jetzt abgeschlossenen Militärabkommen 
und die Verpflichtung der Teilnehmer der Bündnissee, die Waffengewalt nicht mehr 
anzuwenden sowie die auf den Territorien der anderen europäischen Länder stationierten 
Streitkräfte nicht zu vergrößern und die Konflikte friedlich beizulegen. Die zweite Etappe 
betraf die Einstellung der Tätigkeit des Warschauer Paktes und der NATO, das Inkrafttreten 
des Vertrages über die kollektive Sicherheit in Europa und die Teilnahme der DDR und der 
BRD sowie der USA an diesem Vertrag. Demgegenüber stand die Vorstellung der 
                                                 
101 Wiedervereinigung in Neutralität? Die Stalin-Noten von 1952, in: Europa-Archiv, Zeitschrift für 
internationale Politik, 1952, N 1, S. 4866f., zitiert nach: Görtemaker, M., a.a.O., 1994, S. 20 
102 Uschakow, A., Frentzke, D., Der Warschauer Pakt und seine bilateralen Bündnisverträge: Analyse und Texte, 
Berlin Verlag Arno Spitz, Berlin 1987, S. 85 
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Westmächte über die Teilnahme des vereinten Deutschlands an der NATO, später auch der 
Anspruch der Anerkennung der BRD als einziger deutscher Regierung.103
Zu den Ursachen des Kalten Krieges werden die Machtansprüche der Sowjetregierung 
gezählt. Parallel dazu existiert ein anderer Erklärungsansatz, nach dem die Ursachen der 
Konfrontation vielmehr in der Struktur des ökonomisch-politischen Systems der USA 
festgestellt werden, indem die liberal-kapitalistische Gesellschaft zur Vermeidung 
existentieller Krisen „auf die permanente Erschließung neuer Handels- und Absatzmärkte und 
damit indirekt auch auf die Ausdehnung ihres politischen Einflussbereiches angewiesen 
war.“104 (s. auch Kap. 4 1) 
Die innenpolitischen Veränderungen der Sowjetunion, die nach dem Tod Stalins möglich 
geworden waren, bestimmten über die außenpolitische Doktrin mit. Die fortschreitende 
westeuropäische Integration, die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) und der Europäischen Freihandelszone (EFTA - European Free Trade Association) 
konnte die These von der „Unvermeidbarkeit von Kriegen zwischen den kapitalistischen 
Ländern,“105 widerlegen. Insbesondere die Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EURATOM)106 wurde zunächst aus sicherheitspolitischen Überlegungen von den 
osteuropäischen Regierungen mit Reaktionen gewürdigt.107 Der Vorschlag der Sowjetunion, 
„in Europa eine Zone der Rüstungsabgrenzung und Rüstungsinspizierung zu schaffen“108, 
fand im ersten Rapacki-Plan über die Schaffung der „Zonen begrenzter und kontrollierter 
                                                 
103 Rachmaninow, J.N., Die Schaffung eines Systems der europäischen Sicherheit – eines der 
Hauptprobleme der Gegenwart, in: Sowjetische Außenpolitik und europäische Sicherheit, überarb., erweit., 
deutsche Ausgabe, Staatsverlag der Deutschen Demokratischen Republik Berlin 1973, S. 41-42 
104 Vgl. Loth, W., Die Teilung der Welt, Geschichte des Kalten Krieges, Deutscher Taschenbuch Verlag, 
München 1980, zitiert nach: Görtemaker, M., a.a.O., 1994, S. 29 
105 Stalin, J., Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR, Berlin (-Ost) 1952, S. 31ff., zitiert nach: 
Weingartner, T., a.a.O., 1973, S. 94-98 
106 Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) vom 25. März 1957, in: 
Europa-Recht, Verträge und Erklärungen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften, Aufl. 13, neubearb., 
Beck-Texte im dtv, München, Stand 01.02.1995, S. 127ff. 
107 S. dazu Schulz, E., Moskau und die europäische Integration, R. Oldenbourg Verlag München, Wien 1975, S. 
76 
108 Vorschlag der Sowjetunion vor dem Subkomitee der UN-Abrüstungskommission vom 18.03.1957 zur Frage 
der Einschränkung der Rüstungen und Streitkräfte und des Verbots der Atom- und Wasserstoffwaffen (u.a. 
rüstungsbegrenzte Kontrollzone in Europa), (Auszug), in: Siegler, H., Dokumentation zur Abrüstung und 
Sicherheit von 1943 bis 1959, Bad Godesberg 1960, S. 176f., abgedruckt in: Schramm, F.-K., Riggert, W.-G., 
Friedel, A. (Hrsg.), Sicherheitskonferenz in Europa, Dokumentation 1954–1972, Die Bemühungen um 
Entspannung und Annäherung im politischen, militärischen, wirtschaftlichen, wissenschaftlich-technologischen 
und kulturellen Bereich, Alfred Metzner Verlag, Frankfurt am Main 1972, S. 388 
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Rüstung in Europa“109 seine Resonanz. Die Idee der Schaffung einer atomfreien Zone in 
Mitteleuropa wurde in erster Linie gegen die Pläne gerichtet, „...die westdeutsche Armee mit 
Kernwaffen auszurüsten.“110 Die Prinzipien der „Friedlichen Koexistenz“-Doktrin wurden im 
Nebeneinander mit den kapitalistischen Ländern gesehen, die Überlegenheit des 
sozialistischen Systems galt es mit allen Mitteln, auch mit der gewaltsamen Intervention in 
den sozialistischen Ländern wie der DDR oder Ungarn und mit der Offensive in den 
sogenannten blockfreien Staaten, zu beweisen. Die Steigerung einer Verfestigung der 
Feindbilder und der Ausübung des gegenseitigen politischen Drucks fand ihren Höhepunkt in 
den 60er Jahren mit dem Entschluss zum Bau der Berliner Mauer im Jahre 1961 sowie 
während der Kuba-Krise im Jahre 1962. 
Die sowjetische Europapolitik zielte konsequent auf die Verdrängung des politischen Rivalen 
von dem Kontinent. Im erneuten Vorschlag der Schaffung eines gesamteuropäischen 
Systems der kollektiven Sicherheit, der in der Bukarester Erklärung der Warschauer-
Pakt-Staaten vom 06.07.1966111 unterbreitet wurde, sah man die Auflösung bestehender 
Militärblöcke und Militärbündnisse, die Maßnahmen zur Beseitigung der Gefahr eines 
nuklearen Konfliktes auf dem europäischen Kontinent, die Anerkennung der Unantastbarkeit 
der bestehenden Grenzen, die Anerkennung der Existenz zweier deutscher Staaten, mit der 
Option deren Annäherung und Vereinigung aufgrund des Prinzips eines friedliebenden, 
demokratischen Staates, sowie die Einberufung einer europäischen Konferenz zu Fragen der 
europäischen Sicherheit und Zusammenarbeit vor. Trotz der gleichzeitigen 
Schuldzuweisungen gegenüber den „aggressiven Kräften der USA“ und den „reaktionären 
Kräften Westeuropas“ für die Spaltung Europas, sprach man sich für eine Teilnahme der 
Mitglieder des Nordatlantik-Vertrages und der neutralen Staaten an einer solchen Konferenz 
aus. Diese Bestrebungen wurden im Budapester Appell der Konferenz der Warschauer-Pakt-
Staaten am 17.03.1969 wieder bestätigt.112
                                                 
109 Erster Rapacki-Plan. Rede des polnischen Außenministers, Adam Rapacki, vor der 12. Tagung der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen am 02.10.1957, in: United Nations, General Assembly Official 
Records, Twenfth Session, 69th Plenary Meeting, Übersetzung abgedruckt in: Schramm, F.-K., Riggert, W.-G., 
Friedel, A. (Hrsg.), a.a.O., 1972, S. 388ff. 
110 ebenda, S. 390 
111 S. Text aus der Erklärung der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vetrages vom 6. Juli 1966 zur 
europäischen Sicherheit, in: Neues Deutschland Nr. 186 vom 09.07.1966, S. 3, zitiert nach: Weingartner, T., 
a.a.O., 1973, S. 161-166 
112 „... Die an der Tagung beteiligten Staaten sind davon überzeugt, dass die Entwicklung der 
gesamteuropäischen Zusammenarbeit die einzig reale Alternative zur gefährlichen militärischen Konfrontation, 
zum Wettrüsten und zu Streitigkeiten ist... Ein dauerhaftes System der europäischen Sicherheit ermöglicht, durch 
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Auch im europäischen Westen wurde die Bedeutung der Ost-West-Beziehungen und der 
Schaffung eines europäischen Sicherheitssystems als eines der vorrangigen Ziele der 
Außenbeziehungen betont, wie z.B. im Jahre 1969 im „Programm für Europa“113 vom 
Kommissionsmitglied H. von der Groeben. Über die Instrumente bestand jedoch keine 
Klarheit. So blieb im Sicherheitsbereich ein Weg durch ein engeres Bündnis mit den USA 
über Jahrzehnte ein effektives Instrument und ein kostengünstiger, sicherer Schutz vor den 
äußeren Gefahren. Der Harmel-Bericht bildete die Grundlage eines neuen westlichen 
Konzepts für „realistische Maßnahmen zur Förderung der Entspannung in den Ost-West-
Beziehungen“114 bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung militärischer Stärke, wenn auch die 
"Gespräche über einen gegenseitigen und ausgewogenen Truppenabbau in Europa (MBFR)" 
unter Einwilligung der Amerikaner begonnen wurden. 
Europäische Angelegenheiten nahmen erneut einen entscheidenden Platz in der Außenpolitik 
der Großmächte ein. „Von Europa und nach Europa ziehen sich viele ungemein wichtige 
Fäden der Weltpolitik... ... die Sicherheit der Sowjetunion ist untrennbar mit der 
gesamteuropäischen Sicherheit verbunden.“115  
Die politische Konstellation in den internationalen Beziehungen verlangte damals nach 
Veränderungen für eine weitere Entwicklung. Die Schaffung des Friedens und der Sicherheit 
durch die Bündnisse und Blöcke konnte im atomaren Zeitalter nicht die dauerhafte Lösung 
bleiben.  
Die zweijährigen Beratungen, beginnend am 22. November 1972 in Helsinki, danach in Genf 
im Jahre 1973 und anschließend wieder in Helsinki, fanden mit der Unterzeichnung der 
KSZE-Schlussakte durch 35 hohe Vertreter Europas und Nordamerikas am 1. August 1975 
ihren Abschluss. „Das Schlussdokument ist kein völkerrechtlicher Vertrag [...] sondern [...] 
                                                                                                                                                        
gemeinsame Anstrengungen große Projekte auf dem Gebiet der Energetik, des Verkehrswesens, der 
Wasserwirtschaft, der Luft und des Gesundheitswesens, die in unmittelbarer Beziehung zum Wohlstand der 
Bevölkerung des gesamten Kontinents stehen, zu verwirklichen. Eben dieses Gemeinsame kann und muß zum 
Fundament der europäischen Sicherheit werden.“ Appell der Budapester Konferenz der Staaten des Warschauer 
Vertrags an alle europäischen Staaten vom 17.03.1969, in: Neues Deutschland, Nr. 77, 18.03.1969, abgedruckt 
in: Schramm, F.-K., Riggert, W.-G., Friedel, A. (Hrsg.), a.a.O., 1972, S. 452 
113 S. Auszug „Programm für Europa“ von dem Mitglied der Kommission der Europäischen  
Gemeinschaften, Hans von der Groeben, am 23.06.1969 veröffentlicht, in: Europa-Archiv, a.a.O., 1969, D 
412ff., zitiert nach: Gasteyger, C., a.a.O., S. 217-218 
114 Bericht des Nordatlantikrates über die künftigen Aufgaben der Allianz vom 14. Dezember 1967,  
Europa-Archiv, a.a.O., 1968, D 75-77, zitiert nach: Gasteyger, C., a.a.O., S. 233 
115 Aus der Erklärung des sowjetischen Außenministers A. Gromyko vor dem Obersten Sowjet am  
10.07.1969, in: Europa-Archiv, a.a.O., XXIV Jg., 1969, Heft 19, vom 10.10.1969, S. D 453ff., zitiert nach: 
Weingartner, T. a.a.O., 1973, S. 177 
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ein Versuch, einen thematisch weit gespannten Verhaltenskodex für West und Ost in Europa 
zu schaffen.“116
Das Ziel der sowjetischen Breshnew-Politik war die Stabilisierung der eigenen Position. „Das 
war allerdings im Zeitalter der technischen Revolution unmöglich. Dies bedeutete die 
Schwächung der Position der sowjetischen Regierung. Letzten Endes zeigte der Helsinki-
Prozess seine einigende Kraft.“117  
Außerdem hat „...mit dem Projekt einer „gesamteuropäischen Konferenz“ die sowjetische 
Diplomatie... erreicht, dass die Gemeinschaftsländer ihre Politik gegen Osteuropa erstmals 
wirkungsvoll koordiniert haben.“118 Die Eigendynamik des internationalisierenden Prozesses 
infolge der durch die Sowjetunion eingegangenen Verpflichtungen hat dazu beigetragen, dass 
z.B. die Einforderung der Einhaltung der Menschrechte durch die Zivilgesellschaften in 
Mittel- und Osteuropa aufgrund der internationalen Abkommen abgesichert wurde. Trotz der 
bedeutenden Rolle der innenpolitischen Faktoren119 zählte die außenpolitische Entwicklung 
nach dem Helsinki-Prozess zu den gewichtigen Ursachen des Zerfalls der Sowjetunion. 
Die weitere Fortentwicklung des KSZE-Prozesses hat sich seit 1975 als Abfolge der Treffen 
auf verschiedenen Ebenen gestaltet. 
Die Idee der gesamteuropäischen Konferenz, die ihre Vollendung in der KSZE gefunden hat, 
wurde teilweise als das stärkste Mittel der sowjetischen Diplomatie gegen die Integration des 
demokratischen Europas betrachtet.120 Die politischen Erwartungen am Anfang der 
Verhandlungen unterschieden sich im Endeffekt sehr stark von den Ergebnissen und Folgen.  
Die Schlussakte von Helsinki 1975121 interessiert uns in Bezug auf die bedeutenden 
Auswirkungen der festgelegten Prinzipien für die Zukunft Europas.122 Aus unserer Sicht 
waren es in erster Linie die Vereinbarungen, die die menschenrechtliche Dimension der 
Beziehungen zwischen zwei Blöcken betrafen.  
Die Schlussakte ist in drei sogenannte „Körbe“ unterteilt:  
                                                 
116 Vgl. KSZE-Dokumentation, Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Reihe: Berichte und  
Dokumentationen, (hrsg.) vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Druckhaus Koblenz 8/79, S. 
7-8 
117 Daschitschew, W., s. Interview, Antwort auf Frage 2 im Anhang 9 6 3 
118 Schulz, E., a.a.O., 1975, S. 205 
119 Vgl. Kostjaschow, J., s. Interview, Antwort auf Frage 5 im Anhang 9 6 6 
120 Vgl. Hallstein, W., Die Europäische Gemeinschaft, Econ Verlag, Düsseldorf, Wien 1973, S. 339f. 
121 KSZE-Schlussakte vom 01.08.1975, in: WebWW http://www.osce.org/docs/german/1990-1999/ 
summits/helfa75g.htm, vom 17.10.2000 
122 Zu dem historischen Verlauf der Vorbereitungen und der Aushandlung der Prinzipien s. Darlegung  
von Pöllinger, S., a.a.O., 1998 
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- Erstes Kapitel (Erster Korb): Fragen der Sicherheit in Europa 
1a) Erklärung über die zehn Prinzipien, die die Beziehungen der Teilnehmerstaaten leiten 
I. Souveräne Gleichheit, Achtung der der Souveränität innewohnenden Rechte 
II. Enthaltung von der Androhung oder Anwendung von Gewalt 
III. Unverletzlichkeit der Grenzen 
IV. Territoriale Integrität der Staaten 
V. Friedliche Regelung von Streitfällen 
VI. Nichteinmischung in innere Angelegenheiten 
VII. Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-
, Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit 
VIII. Gleichberechtigung und Selbstbestimmungsrecht der Völker 
IX. Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
X. Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen nach Treu und Glauben 
1b) Fragen der Verwirklichung einiger der vorstehenden Prinzipien 
2) Dokument über vertrauensbildende Maßnahmen und bestimmte Aspekte der Sicherheit und 
Abrüstung 
- Zweites Kapitel (Zweiter Korb): Zusammenarbeit in den Bereichen der Wirtschaft, der 
Wissenschaft und der Technik sowie der Umwelt 
1. Handel 
2. Industrielle Kooperation und Projekte gemeinsamen Interesses 
3. Bestimmungen, die Handel und industrielle Kooperation betreffen 
4. Wissenschaft und Technik 
5. Umwelt 
6. Zusammenarbeit auf anderen Gebieten  
- Drittes Kapitel (Dritter Korb): Zusammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen 
1. Menschliche Kontakte 
2. Information 
3. Zusammenarbeit und Austausch im Bereich Kultur 
4. Zusammenarbeit und Austausch im Bereich Bildung 
 
Die sicherheitspolitische und die wirtschaftliche Dimension entfalteten erst in Verbindung mit 
der Anerkennung des menschenrechtlichen Aspekts ihre langfristige Wirkung. Das Prinzip 
der „Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit“ sowie „der dritte Korb“ beinhalten die 
konkrete Anerkennung der neuen menschenrechtlichen Dimension zwischen den zwei Lagern 
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im Ost-West-Konflikt. Bis zu diesem Zeitpunkt beanspruchte jede der gegensätzlichen 
Parteien den alleinigen Anspruch auf die ideologisch gestützte Interpretation der 
Menschenrechte. Durch die KSZE-Schlussakte änderte sich das. Sowohl die östlichen als 
auch die westlichen „... Teilnehmerstaaten anerkennen die universelle Bedeutung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, deren Achtung ein wesentlicher Faktor für den Frieden, 
die Gerechtigkeit und das Wohlergehen ist, die ihrerseits erforderlich sind, um die 
Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen und der Zusammenarbeit zwischen ihnen sowie 
zwischen allen Staaten zu gewährleisten.“123 Außerdem sollten die Teilnehmerstaaten „... 
diese Rechte und Freiheiten in ihren gegenseitigen Beziehungen stets achten und sich einzeln 
und gemeinsam, auch in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen, bemühen, die 
universelle und wirksame Achtung dieser Rechte und Freiheiten zu fördern. Sie bestätigen das 
Recht des Individuums, seine Rechte und Pflichten auf diesem Gebiet zu kennen und 
auszuüben.“124 Für die Sowjetunion wurde somit das Ziel einer Stärkung des Status quo in 
Osteuropa nicht mehr erreichbar. Die Tragweite der Tatsache, dass die propagierten Rechte 
des Individuums nicht mehr nur innenpolitisch plakativ bleiben konnten, sondern auf der 
internationalen Ebene anerkannt und ausgeübt werden konnten, wurde erst später klar. „... In 
diesem Rahmen werden die Teilnehmerstaaten die Freiheit des Individuums anerkennen und 
achten, sich allein oder in Gemeinschaft mit anderen zu einer Religion oder einer 
Überzeugung in Übereinstimmung mit dem, was sein Gewissen ihm gebietet, zu bekennen 
und sie auszuüben...“125 Die Menschenrechte wurden durch die KSZE-Schlussakte zur 
legitimen Grundlage für die Entwicklung der Protestbewegungen in den osteuropäischen 
Gesellschaften, wie z.B. die Helsinki-Gruppen in der Sowjetunion. Der europäische 
Integrationsprozess wurde dadurch langfristig beeinflusst. Nach der Meinung des bekannten 
sowjetischen Wissenschaftlers und Menschenrechtsverteidigers A. Sacharow war die 
Schlussakte von Helsinki „eine der Stufen zur Gestaltung einer internationalen Ideologie des 
Schutzes der Menschenrechte.“126  
                                                 
123 KSZE- Schlussakte, a.a.O., S. 5 
124 ebenda 
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126 Sacharow, A., Erklärung an die 35 Teilnehmerstaaten der im November 1980 in Madrid beginnenden 
Konferenz und Unterzeichner der KSZE-Schlussakte, vom 11.08.1980, in: Sacharow, A., Den Frieden retten! 
Ausgewählte Aufsätze, Briefe, Aufrufe 1978-1983, Gerstenmaier, C. (Hrsg.), Burg Verlag, Stuttgart/Bonn 1983, 
S. 81 
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Aus der westlichen Sicht intensivierte sich die EPZ der EG-Mitgliedstaaten schon durch die 
Vorbereitung auf die KSZE.127 Die Teilnehmerstaaten haben entschieden, „... unabhängig von 
ihren politischen, wirtschaftlichen und sozialen Systemen untereinander 
zusammenzuarbeiten...“128 Im „dritten Korb“, der „die Zusammenarbeit in humanitären und 
anderen Bereichen“ beinhaltete, wurden die Interessen des Individuums auf die gleiche Ebene 
mit den nationalstaatlichen Interessen gestellt. Die menschlichen Kontakte, die sich „a) auf 
regelmäßige Begegnungen auf der Grundlage familiärer Bindungen; b) 
Familienzusammenführung; c) Eheschließung zwischen Bürgern verschiedener Staaten; d) 
Reisen aus persönlichen oder beruflichen Gründen; e) Verbesserung der Bedingungen für den 
Tourismus auf individueller oder kollektiver Grundlage; f) Begegnungen der Jugend; g) 
Sport; h) Erweiterung der Kontakte“129 bezogen, ergänzten die aufgrund des „zweiten Korbs“ 
zugelassenen Kooperationskontakte im wirtschaftlichen Bereich und schufen so eine 
Partizipationsgrundlage der Bürger an der politischen Kooperation zwischen zwei Blöcken. 
„...Die Teilnehmerstaaten, 
Im Bewusstsein der Notwendigkeit einer immer umfassenden Kenntnis und eines immer 
besseren Verstehens der verschiedenen Aspekte des Lebens in anderen Teilnehmerstaaten,  
In Anerkennung des Beitrages dieses Prozesses zum Anwachsen des Vertrauens zwischen den 
Völkern,... 
In Anerkennung der Bedeutung der Verbreitung von Informationen aus den anderen 
Teilnehmerstaaten und einer besseren Kenntnis solcher Informationen,  
Daher betonend die wesentliche und einflussreiche Rolle von Presse, Rundfunk, Fernsehen, 
Kino und der Nachrichtenagenturen sowie der auf diesen Gebieten tätigen Journalisten,  
Setzen sich zum Ziel...  
a) Verbesserung der Verbreitung von, des Zugangs zu und des Austausches von 
Informationen...; b) Zusammenarbeit im Bereich der Information...; c) Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen für Journalisten...“130 Der Informationsaustausch auf der persönlichen 
Ebene, der nicht komplett der staatlichen Zensur unterzuordnen ist, förderte allmählich den 
Prozess der freien individuellen Meinungsbildung und der Steigerung des Wissensstandes. 
Der wichtige gemeinschaftliche Aspekt in Bezug auf die Personen, die den „nationalen 
                                                 
127 Dazu ausführlich Höhn, J., Außenpolitik der EG-Staaten, Im Fall der KSZE, Geschichte, Struktur, 
Entscheidungsprozeß, Aktion, Möglichkeiten und Grenzen, Tuduv-Studien, Reihe Sozialwissenschaften, Bd. 9, 
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Minderheiten und Regionalkulturen“ angehören, wurde betont. Erstens verpflichteten sich die 
Teilnehmerstaaten explizit unter dem Prinzip VII „das Recht auf Gleichheit vorm Gesetz“131, 
für die Angehörigen solcher Minderheiten zu garantieren. Zweitens erkannten die 
Teilnehmerstaaten im „Dritten Korb“ ausdrücklich den Beitrag an, „den die nationalen 
Minderheiten oder die regionalen Kulturen zur Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen“ 
- jeweils der Kultur und der Bildung – „leisten können...“ und beabsichtigten, diesen Beitrag 
der nationalen Minderheiten oder der regionalen Kulturen „unter Berücksichtigung der 
legitimen Interessen ihrer Mitglieder zu erleichtern.“132
Die Vereinbarung der anderen Prinzipien, wie die Nichteinmischung in innere 
Angelegenheiten, Souveräne Gleichheit, Achtung der der Souveränität innewohnenden 
Rechte, Enthaltung von der Androhung oder Anwendung von Gewalt, Unverletzlichkeit der 
Grenzen, Territoriale Integrität der Staaten, Friedliche Regelung von Streitfällen, 
Gleichberechtigung und Selbstbestimmungsrecht der Völker, Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten, Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen nach Treu und Glauben, bildeten den 
sicherheitspolitischen Rahmen für die Verhältnisse zwischen den west- und osteuropäischen 
Nationalstaaten. Die Entwicklung der „Menschlichen Dimension“ in der folgenden Zeit war 
ausschlaggebend für den gesamteuropäischen Integrationsprozess. 
Das erste Treffen über die Menschliche Dimension der KSZE fand vom 30.05. bis 23.06.1989 
in Paris statt. Im Dokument des Kopenhagener Treffens der Konferenz über die menschliche 
Dimension der KSZE vom 29.06.1990133 konnte die neue Ära der europäischen Verhältnisse 
begrüßt werden und ein ausführlicher Katalog von Menschenrechten und Grundfreiheiten 
verabschiedet werden, zu dessen Einhaltung sich die Mitgliedstaaten verpflichtet haben: 
„…Die Teilnehmerstaaten bringen ihre Überzeugung zum Ausdruck, dass der Schutz und die 
Förderung der Menschenrechte und Grundfreiheiten eine der grundlegenden Aufgaben jeder 
Regierung ist, und bekräftigen, dass die Anerkennung dieser Rechte und Freiheiten die 
Grundlage für Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden ist.“ (Teil I, Abs. 1)134 Zur höchsten 
Aufgabe dieser internationalen Organisation wird, wie schon am Anfang des Kapitels betont, 
gemäß dem Art. 28 der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ vom 10. Dezember 
1948 das folgende Menschenrecht: „...Jedermann hat das Recht auf eine soziale und 
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internationale Ordnung, in der die in dieser Erklärung ausgesprochenen Rechte und Freiheiten 
voll verwirklicht werden können...“ (Art. 28)135
Durch die „Charta von Paris über ein neues Europa“136 vom 21.11.1990 wurde diese 
Entwicklung fortgesetzt. „...Das Zeitalter der Konfrontation und der Teilung Europas ist zu 
Ende gegangen... Durch den Mut von Männern und Frauen, die Willenstärke der Völker und 
die Kraft der Ideen der Schlußakte von Helsinki bricht in Europa ein neues Zeitalter der 
Demokratie, des Friedens und der Einheit an.“137 Durch die Charta ist „der Mechanismus der 
menschlichen Dimension durch die Einführung neuer Verfahren“138 wie die „Mitarbeit von 
Experten oder die Heranziehung einer Liste von hervorragenden Persönlichkeiten mit 
Erfahrung in Menschenrechtsfragen“139 ausgebaut worden (s. Anhang 9 2 2). 
Außerdem wurden mit der Charta von Paris die „neuen Strukturen und Institutionen des 
KSZE-Prozesses“140 geschaffen. Ausführlicher werden die Strukturen im nächsten 
Unterkapitel betrachtet. Auf der weiteren Konferenz über die menschliche Dimension der 
KSZE vom 10.09. bis 04.10.1991 in Moskau wurde insbesondere der Zusammenhang 
zwischen den Demokratisierungsprozessen in den post-kommunistischen Ländern und der 
Erfüllung der Menscherechte und Grundfreiheiten betont. „Die Teilnehmerstaaten drücken die 
gemeinsame Entschlossenheit aus, Menschenrechte und Grundfreiheiten weiterhin zu wahren 
und den Fortschritt der Demokratie auf ihrem Staatsgebiet zu festigen. Ferner erkennen sie die 
unbedingte Notwendigkeit, der KSZE bei der Behandlung menschenrechtlicher Anliegen, die 
sich auf ihrem Staatsgebiet in dieser Zeit tiefgreifender Veränderungen in Europa ergeben, 
größere Wirksamkeit zu verleihen.“141 Ausdrücklich wurde betont, dass „... die im Bereich 
der Menschlichen Dimension eingegangenen Verpflichtungen ein unmittelbares und 
berechtigtes Anliegen aller Teilnehmerstaaten und eine nicht ausschließlich innere 
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Angelegenheit des betroffenen Staates darstellen.“142 Eine besondere Aufwertung erfuhren 
die „Expertenmissionen“143, die aus Persönlichkeiten mit großer Erfahrung im Bereich der 
„Menschlichen Dimension“ bestehen sollten, die imstande sein sollten, unparteiisch ihre 
Aufgaben wahrzunehmen und zur Lösung eines bestimmten Problems auf dem Territorium 
des einladenden Staates beizutragen. Die Mission kann nicht nur im Dialog zwischen den 
interessierten Parteien vermitteln, sondern auch „die Tatsachenfeststellung und Beratung, um 
die Mittel und Wege für eine Verbesserung der Einhaltung der KSZE-Verpflichtungen 
vorzuschlagen“144, gewährleisten. Dem Teilnehmerstaat steht außerdem zu, eine Mission von 
bis zu drei KSZE-Berichterstattern einzuberufen, die aus der Personenliste der KSZE 
ausgewählt werden können, wenn die Expertenmission keine Lösung in der Frage erbracht 
hat. Der Bericht wird dann auf dem Treffen dem Ausschuss Hoher Beamter vorgelegt, der 
über die Entscheidungsbefugnis verfügt. Auf der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa in Helsinki vom 10.07.1992 wurde der „Rahmen zur 
Überwachung der Einhaltung der KSZE-Verpflichtungen und Förderung der Zusammenarbeit 
im Bereich der menschlichen Dimension“ festgelegt.145 Zunächst wurde das Büro für 
demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR), das erst als Büro für freie 
Wahlen durch die Charta von Paris gegründet worden war, zur „Hauptinstitution der 
menschlichen Dimension“ der KSZE. Auf die Funktionen des BDIMR gehen wir im nächsten 
Unterkapitel ein. An dieser Stelle ist es interessant, die Entwicklung des Mechanismus der 
„Menschlichen Dimension“ darzulegen. Im Helsinki-Dokument wurden außer den Experten 
und Berichterstattermissionen die „Implementierungstreffen“146 vereinbart, die durch das 
BDIMR auf der Expertenebene der Teilnehmerstaaten organisiert sein sollten, und auch unter 
der Teilnahme der einschlägigen internationalen Organisationen - wie dem Europarat und der 
Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung - sowie der nicht-staatlichen 
Organisationen stattfinden sollten. Die Implementierungstreffen sollten die Kontinuität der 
„Durchführung der Verpflichtungen im Bereich der menschlichen Dimension“ und den 
„vertieften Meinungsaustausch“ fördern.147 Außerdem sollte das Informationsmaterial der 
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breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Die KSZE-Seminare zur „Menschlichen 
Dimension“ wurden auch als Mittel zu diesem Zweck durch das BDIMR organisiert. Zu den 
zunächst behandelten Seminarthemen gehörten: Migration, Fallstudien zu Fragen nationaler 
Minderheiten, Toleranz, Freie Medien.148  
Das Budapester Gipfeltreffen im Dezember 1994149 war ein symbolischer Höhepunkt des 
Institutionalisierungsprozesses der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 
dort wurde die KSZE in die OSZE - Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa - umbenannt. Eine entscheidende Rolle für die Etablierung des KSZE-Prozesses als 
internationale Organisation für Ost und West hat die konsequente Entwicklung der 
„Menschlichen Dimension“ der KSZE gespielt. Zu den weitreichenden Folgen dieses 
historischen Prozesses gehört nicht nur der Zusammenbruch des Sowjetreiches, sondern auch 
die nachhaltige Wirkung, die die KSZE-Vereinbarungen z.B. auf die Länder des gesamten 
post-sowjetischen Bereichs ausüben. Vor dem Hintergrund des Einflusses der „Menschlichen 
Dimension“ der KSZE bildet die „Konvention der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten über 
die Rechte und Grundfreiheiten der Menschen“150 vom 26.05.1995 einen wichtigen Aspekt 
für die Entwicklungsmöglichkeiten des Integrationspotenzials der Gemeinschaft der 
Unabhängigen Staaten (GUS). Der Rahmen der Konvention sollte es ermöglichen, unter den 
Bedingungen der instabilen Situation in den Transformationsländern die garantierten 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu wahren und zu schützen. Allerdings stellt die 
Verwirklichung der festgeschriebenen Grundsätze oft die größte Herausforderung im 
langwierigen Demokratisierungsprozess der Gesellschaften dar. 
 
3 3 Strukturen und Institutionen der OSZE 
Vor dem Hintergrund der neu entstandenen Gefahrenquellen im OSZE-Raum spielt der 
institutionelle Rahmen der modernen OSZE sowie die Friedensmechanismen und 
Friedensstrategien eine herausragende Rolle. Der Desintegrationsprozess auf dem Territorium 
des ehemaligen Ostblocks äußerte sich in erster Linie in den regionalisierten Konflikten nach 
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dem Zusammenbruch solcher Staaten wie Jugoslawien und der UdSSR. Die Aufnahme der 
neuen, unabhängigen Staaten in die OSZE führte zu entscheidenden Veränderungen in dieser 
internationalen Organisation. Im institutionellen Rahmen der OSZE (s. Anhang 9 2 1) sind die 
Beratungs- und Entscheidungsgremien („negotiating and decision-making bodies“) sowie die 
Verwaltungsstrukturen und Institutionen („operational structures and institutions“) und die 
Kooperationsgremien der OSZE („OSCE related bodies“) zu unterscheiden.151 Im ersten Fall 
handelt es sich um die regelmäßigen Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der 
OSZE-Mitgliedstaaten, die hauptsächlich der „Prüfung der Verwirklichung der 
eingegangenen Verpflichtungen“152 dienen sowie um den Ministerrat der Außenminister der 
Mitgliedstaaten, der jährlich als „zentrales Forum für politische Konsultationen und 
Beschlüsse“153 zusammentrifft, wenn im jeweiligen Jahr kein Gipfeltreffen stattfindet. Auch 
geht es um den Ständigen Rat der OSZE-Botschafter, der sich als „Beratungs- und 
Entscheidungsgremium“ wöchentlich in Wien trifft. Sodann bezieht sich noch der erste Titel 
der Aufteilung auf das Forum für Sicherheitskooperation, das sich jede Woche in Wien mit 
den Sicherheitsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten beschäftigt. Dort werden die 
Fragen wie die Rüstungskontrolle und die Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen 
(VSBM)154 behandelt. Schließlich gehört das Wirtschaftsforum zu den Beratungs- und 
Entscheidungsgremien der OSZE.  
Die Verwaltungsstrukturen und Institutionen der OSZE sind in erster Linie durch den 
Amtierenden Vorsitzenden (Slowenien 2005), „Troika“, den Persönlichen Vertreter des 
Amtierenden Vorsitzenden, die Parlamentarische Versammlung der OSZE vertreten, an der 
über 300 Abgeordnete der Parlamente aus den OSZE-Mitgliedstaaten teilnehmen, die jährlich 
tagen und Empfehlungen und Erklärungen verabschieden.155. Unter den 
Verwaltungsstrukturen und Institutionen sind außerdem die folgenden wichtig: das Büro für 
demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) in Warschau, der OSZE-Vertreter 
für Medienfreiheit in Wien, der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten in Den Haag, 
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die Hochrangige Plangruppe, der Generalsekretär und das OSZE-Sekretariat in Wien und 
Prag. Das Sekretariat wird in Gruppen („units“156) unterteilt. Zu den Verwaltungsaufgaben 
zählt außerdem die OSZE-Teilnahme an der Verwirklichung der bilateralen Abkommen wie 
der OSZE-Vertreter der lettisch-russischen Gemeinsamen Kommission für die pensionierten 
Militärs und der OSZE-Vertreter in der estnischen Expertenkommission für die pensionierten 
Militärs. Vielzählig sind die Missionen der OSZE in verschiedenen Konfliktregionen 
geblieben. Die Missionen stellen u.a. in Süd-Osteuropa (Bosnien und Herzegovina, Kroatien, 
Georgien, Kosovo, Moldawien, Serbien und Montenegro), die OSZE-Büros im Kaukasus und 
Weißrussland (Baku, Jerewan, Minsk) und die OSZE-Zentren in Mittelasien (Alma-Ata, 
Aschgabad, Bischkek, Duschanbe, Taschkent)157 ein funktionierendes Netz für die 
Aktivitäten vor Ort dar. 
Der dritte bedeutende Part der Kooperationsgremien der OSZE ist durch den Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshof in Genf, die Gemeinsame Beratungsgruppe in Wien, die regelmäßig für 
die Unterstützung der Verwirklichung des KSE-Vertrages158 zusammentrifft und die 
Beratungskommission „Offener Himmel“ in Wien, die die Durchführung des Abkommens 
über den Offenen Himmel unterstützt, vertreten. 
Neben den sicherheitspolitischen Aufgaben spielt auch nach dem Ende des Ost-West-
Konfliktes der Schutz der Menschenrechte, z.B. der politischen Bürgerrechte, sowie der 
Minderheitenschutz eine entscheidende Rolle für die Demokratisierungsprozesse in den 
Transformationsländern. Diesen praktischen Aufgaben widmet sich das Büro für 
demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) sowie der Hohe Kommissar für 
nationale Minderheiten. Insbesondere im Helsinki-Dokument vom 10.07.1992 wurde die 
Bedeutung der Stärkung des BDIMR betont, „so dass Informationen, Gedanken und Anliegen 
konkreter und sinnvoller ausgetauscht werden können. Auch im Sinne einer Frühwarnung vor 
Spannung und möglichen Konflikten.“159 Insbesondere der Hohe Kommissar für nationale 
                                                 
156 Secretariat-Units: Action against Terrorism Unit (ATU), Anti-Trafficking Assistance Unit, Conflict 
Prevention Centre, Office of the Co-ordinator of OSCE Economic and Environmental Activities, External Co-
operation, Strategic Police Matters Unit (SPMU), Training Section. s. Institutions, in: WebWW 
http://www.osce.org/about/13509.html, vom 05.10.2005, die OSZE-Internetseite 
157 Vgl. Structures and Institutions, in: WebWW http://www.osce.org/documents/html/pdftohml/13302- 
1.pdef.html, vom 05.10.2005, die OSZE-Internetseite 
158 Vertrag über die Reduzierung der konventionellen Streitkräfte in Europa, am 19.11.1990 von den 
Mitgliedstaaten des Nordatlantikvertrages und des Warschauer Vertrages in Paris verabschiedet (Auszug), in: 
Europa-Archiv, a.a.O., 1990, D 607-625, abgedruckt in: Gasteyger, C., D 89, a.a.O., 2001, S. 375ff. 
159 Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Helsinki-Dokument vom 10.07.1992, 
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Minderheiten soll die „Frühwarnung“ aussprechen „...und gegebenenfalls für 
„Frühmaßnahmen“ im Hinblick auf Spannungen bezüglich Fragen nationaler Minderheiten, 
die sich noch nicht über ein Frühwarnsystem hinaus entwickelt haben, die jedoch nach 
Einschätzung des Hohen Kommissars das Potential in sich bergen, sich im KSZE-Gebiet zu 
einem den Frieden, die Stabilität und die Beziehungen zwischen Teilnehmerstaaten 
beeinträchtigenden Konflikt zu entwickeln...“160, sorgen. Der Hohe Kommissar verfügt über 
die Informationen hinsichtlich der Probleme der nationalen Minderheiten, die er zur frühen 
Einschätzung der Situation benutzt, um möglichst früh die Konfliktparteien im 
Teilnehmerstaat zu kontaktieren und „Dialog, Vertrauen und Zusammenarbeit unter ihnen zu 
fördern.“161 Unter der Bedingung der vom Hohen Kommissar ausgesprochenen 
„Frühwarnungs-Erklärung“, kann der Ausschuss Hoher Beamter an den Hohen Kommissar 
ein Mandat „für weitere Kontakte und einhergehendere Konsultationen mit den betroffenen 
Parteien mit dem Ziel möglicher Lösungen“, mit der Möglichkeit von Reisen in die Region 
und der „Hinzuziehung von Experten“, erteilen.162 Die Unterstützung in allen möglichen 
Belangen erfährt der Hohe Kommissar durch das BDIMR, das z.B. sowohl die vorhandene 
Expertenliste als auch die Haushaltsmittel für die Reisetätigkeit und Kommunikation zur 
Verfügung stellt. Die weitere institutionelle Entwicklung im Bereich der „Menschlichen 
Dimension“ ist im Anhang  9 2 2 skizziert. 
Der entscheidende Vorteil der OSZE besteht darin, dass sie als einzige internationale 
Organisation bei Verletzungen der menschenrechtlichen Prinzipien auch innerstaatlich 
eingreifen kann.163 Diesen Vorteil, der gleichzeitig eine enorme Herausforderung darstellt, 
versucht die etablierte Organisation mit dem größten Erfahrungsschatz auf dem Gebiet der 
friedensfördernden Maßnahmen, zu nutzen.  
 
3 4 Zur Zukunft  der OSZE 
Der Rahmen der OSZE bildet nach wie vor einen wichtigen Aspekt der Kooperation der EU 
und der Russischen Föderation. Die Potenziale der OSZE im Hinblick auf die EU-
Osterweiterung bei der Lösung der zwischenstaatlichen (OSZE vs. NATO) und der 
innerstaatlichen (OSZE vs. GUS) Konflikte stehen im Mittelpunkt der Betrachtungen in 
                                                                                                                                                        
(Auszug), a.a.O., abgedruckt in: Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Menschenrechte, Dokumente und 
Deklarationen, a.a.O., 1999, S. 505 
160 ebenda, S. 500 
161 ebenda, Abs. 11, S. 501 
162 ebenda, Abs. 11, S. 501, 504 
163 Vgl. Pöllinger, S., a.a.O., 1998, S. 115 
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diesem Abschnitt. Dabei wird von der folgenden These ausgegangen: für den 
gesamteuropäischen Raum der Sicherheit und Stabilität können die Integrationspotenziale 
der Europäischen Union und der Gemeinschaft der Unabhängigen Staaten im Rahmen einer 
Traditionsorganisation der OSZE effektiver ausgeschöpft werden, als einseitige Initiativen 
der West- oder Ostintegrationsbewegungen. 
Aufgrund der weiteren Entwicklung der Integrationsvereinigungen entsteht nicht nur die 
Problematik der Kommunikation und Kooperation innerhalb solcher Strukturen, sondern auch 
die Frage deren Kooperation untereinander.164  
Im europäischen Sicherheitsdilemma spielt der Faktor der mit der EU-Osterweiterung 
gleichzeitig wirkenden NATO-Osterweiterung eine entscheidende Rolle. Ein mit den 
militärischen Zielen gegründeter Block bleibt trotz der Reformversuche in der Wahrnehmung 
eines Teils der russischen Eliten ein Gegenpol in dem Konzept vom gemeinsamen Europa 
und ein großes Hindernis für den gesamteuropäischen Integrationsprozess. Der Prozess der 
Osterweiterung wird deshalb unter zwei Aspekten eingeschätzt: „...The expansion and 
strengthening of NATO is against Russian interests. The enlargement and strengthening of 
European Union is in Russian interests.”165 Trotz der Anerkennung der entscheidenden Rolle 
der NATO bei der Lösung der neuen regionalen, zwischenstaatlichen Konflikte und der 
Schaffung solcher Gremien wie dem NATO-Russland-Rat, wird die zukünftige 
Zusammenarbeit manchmal vor dem Hintergrund der historischen Entwicklung der NATO-
Organisation eingeschätzt.166 Allerdings wird auch die Perspektive der Zusammenarbeit in 
der Nutzung des nicht-militärischen Potenzials der NATO gesehen.167 Nachdem spätestens im 
Kosovo-Krieg klar wurde, dass keine stabile sicherheitspolitische Ordnung in Europa ohne 
oder gegen Russland aufgebaut werden kann168, erscheint die fast in Vergessenheit geratene 
                                                 
164 Vgl. OSCE-Secretariat, Conference Services, EF.DEL/49/04, 3 June 2004, Original: Russian, Special Session 
on Integration Process in the OSCE Region of the 12th OSCE Economic Forum, Prague, 31 May – 4 June 2004, 
Statement by Permanent Mission of the Russian Federation to the Session, PDF-Datei in: WebWW 
http://www.osce.org/documents/sg/2004/06/3064_ru.pdf, vom 12.10.2005, S. 1 
165 Klemin, A.V., Russia and Eastern European Policy of the EU, in: Heusel, W. (Hrsg.), Die 
Osterweiterung der Europäischen Union, Schriftenreihe der Europäischen Rechtsakademie Trier, Bd. 34, 
Bundesanzeiger, Köln 2002, S. 177 
166 Vgl. im Anhang 9 6: Interview mit Prof. Daschitschew, W., Antworten auf Fragen 1, 2, 10; Vgl. Interview 
mit Sluzkij, L., Antworten auf Fragen 2, 12, 15; Vgl. Interview mit Prof. Kriwoscheew, W., Antworten auf 
Fragen 1, 7; Vgl. Interview mit Prof. Kostjaschow, J., Antwort auf Frage 6  
167 Vgl. im Anhang 9 6: Interview mit Prof. Ginzburg, S., Antwort auf Frage 1; Vgl. Interview mit Dr. Sommer, 
C., Antwort auf Frage 2  
168 Vgl. Varwieck, J., Probleme der Sicherheitsarchitektur Europas, in: Loth, W. (Hrsg.), Das europäische 
Projekt zu Beginn des 21. Jahrhunderts, Grundlagen für Europa, Bd. 8, Leske+Budrich, Opladen 2001, S. 251 
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Vision von der gemeinsamen europäischen Sicherheitsarchitektur auf der Basis der OSZE 
wieder aktuell.  
Wir schließen uns der Meinung von B. von Plate169 an, dass seit dem Ende des Ost-West-
Gegensatzes alle Konflikte in Europa einen innerstaatlichen Ursachenhintergrund hatten bzw. 
haben. Somit betrachten wir es als eine neue Herausforderung und Chance für die OSZE die 
sich nach der Ost-Erweiterung verändernde europäische Situation in Bezug auf das innere 
Gefüge Russlands und der EU und das innerstaatliche Konfliktpotenzial. Friedenserhaltende 
Maßnahmen bei innerstaatlichen Konflikten sind somit die den Ausführungen 
zugrundeliegende Annahme. 
Zu den friedenserhaltenden Maßnahmen gehören zweifellos Konzepte für die Lösung der 
wirtschaftlichen und ökologischen Probleme im OSZE-Raum, die als Hauptursache der 
Gefährdung der europäischen Sicherheit genannt werden können. Die Problemlösungen aus 
offizieller russischer Sicht sollten Fragen sein wie die „Integration in die Weltwirtschaft, die 
Harmonisierung der Integrationsprozesse, die Unterstützung der regionalen Integration, des 
Handels, des Marktzugangs, der Zusammenarbeit im  
Finanz-, Energie-, Industrie-, Transportbereich, der Infrastrukturentwicklung, des 
Umweltschutzes, der Freizügigkeit für Personen und vieles Andere“170.  
Die Gemeinschaft der Unabhängigen Staaten (GUS) stellt einen Integrationsversuch der 
Länder dar, die ehemals der UdSSR angehört haben. Mit der Erklärung von Minsk vom 
8.12.1991171 und der Erklärung von Alma Ata vom 21.12.1991172 wurde die Gemeinschaft 
der Unabhängigen Staaten (GUS) gegründet. Mit dem Ziel des Erhalts traditioneller 
Wirtschaftsbeziehungen, bestehender kultureller und sozialer Verbindungen und durch die 
vorhandene Infrastruktur, ist es gelungen, die zentrifugalen Tendenzen im post-sowjetischen 
Raum zu überwinden und eine Grundlage für die neue Form wirtschaftlicher und politischer 
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Integration zu schaffen.173 Die Ergebnisse der WZIOM174-Umfragen (s. Anhang 9 2 3) 
bestätigen diese Tatsache. 40% der Befragten favorisieren die Annäherung Russlands an die 
GUS-Länder als ein politisches Ziel. Dabei halten insgesamt 49% der Befragten „das 
Fortbestehen der GUS in ihrer gegenwärtigen Form“ oder „die Vereinigung einiger 
Republiken nach ihrem Wunsch in engere Zusammenschlüsse“ für sinnvoll. 32% der 
Befragten sprechen sich für „die Wiederherstellung der Sowjetunion in ihrer vorherigen 
Form“ aus. Obwohl der Integrationsgedanke durch die große Mehrheit unterstützt wird, sind 
die möglichen Alternativen sehr unterschiedlich. Die historische Erfahrung spiegelt sich auch 
in den weiteren Ergebnissen wider: 52% der Befragten verfolgen den zunehmenden Einfluss 
der USA und der EU in den Ex-Sowjetrepubliken mit großer Sorge (s. Anhang 9 2 4). 
Dementsprechend unsicher beobachtet man die bisherigen Veränderungen in den 
Machtstrukturen in einigen GUS-Ländern und die Zukunft der GUS: 47% der Befragten 
sehen sie positiv, 37% haben Zweifel an der dauerhaften Existenz dieses Integrationsmodells 
(s. Anhang 9 2 3). 
Die Versuche der wirtschaftlichen Integration in dem GUS-Raum werden vorangetrieben. Die 
GUS-Freihandelszone, die aufgrund der bilateralen Verträge zwischen den GUS-Ländern 
Anfang der 90er Jahre geschaffen worden ist, entwickelte sich als Basis für die weiteren 
Schritte.175 Das Ziel der Schaffung eines gemeinsamen wirtschaftlichen Raumes auf dem 
Territorium aller GUS-Länder wird zur Priorität. „Im Jahre 2003 haben die Präsidenten 
Weißrusslands, Kasachstans, der Ukraine und Russlands ein Abkommen über die Schaffung 
eines gemeinsamen wirtschaftlichen Raums unterschrieben.“176 Die Normen und Regeln, die 
in der EU erfolgreich verwendet werden, liegen diesem Konzept zugrunde. Nach der 
Ratifizierung dieses Vertrages durch die Parlamente aller vier Länder ist geplant, bis 2005-
2006 eine Reihe von Dokumenten über den gemeinsamen Außenhandel, 
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Wettbewerbsvorschriften, Zolltarife, die Schaffung eines gemeinsamen Verwaltungsorgans zu 
unterzeichnen.177
Die Russland-Politik gegenüber der GUS erinnert an die frühere sowjetische Politik der 
bilateralen Beziehungen zwischen der Sowjetunion und den EG-Mitgliedstaaten.178 Aber 
auch die EU-Politik im Hinblick auf die GUS-Länder entspricht der Unterstützung der 
bilateralen Kooperationskontakte. 
Um den Einfluss Russlands in dem post-sowjetischen Raum nicht erneut zu stark werden zu 
lassen, setzt man auf die bilateralen Kooperationen, die langfristig demzufolge die 
Entwicklungsfähigkeit der GUS-Länder fördern sollten.179 Die Frage, ob es wirklich 
langfristig vorteilhaft für die EU war, sich der von der NATO vorbestimmten Art der 
Osterweiterung anzuschließen, bleibt noch offen. Im Gegensatz zum europäischen 
Integrationsprozess wird der Integrationsversuch im post-sowjetischen Raum als eine 
„Liquidationsgesellschaft“180 gesehen, die nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
erfolgreich die Folgen des Kollaps dieses Imperiums mitbewältigt hat. Aus der russischen 
Perspektive erscheint die Möglichkeit, seine politischen und wirtschaftlichen Positionen im 
GUS-Raum zu stärken, nach wie vor wichtig, allerdings angesichts der aufwendigen 
innenpolitischen Reformen nur in eingeschränktem Maße realisierbar. Im Kapitel 6 wird auf 
die möglichen Lösungsvorschläge eingegangen. 
Für russische Experten liegt die zukünftige Rolle der OSZE demnach unter anderem in dem 
Monitoring und der Einschätzung der durchzuführenden Integrationsprojekte, in der Senkung 
des Potenzials der Ungewissheit, in der internationalen Kooperation im wirtschaftlichen 
Bereich vor dem Hintergrund von Globalisierungsrisiken, in der tatsächlichen Verwirklichung 
des Konzeptes „Europa der Regionen“ durch die transregionalen und grenzüberschreitenden 
wirtschaftlichen Verbindungen auf einer höheren Ebene.181
Die Rolle der OSZE veränderte sich wesentlich durch die Entwicklung im Europa der letzten 
Jahrzehnte. Dennoch bleiben die einzigartigen Möglichkeiten dieser Organisation 
unübertroffen. Der Begriff „Sicherheit“ umfasst viele Facetten der modernen Welt, setzt die 
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Entwicklung von Mechanismen und Modellen voraus, die eine Regulierung der Interessen auf 
subintegrativem Niveau ermöglichen. In diesem Bereich hat sich die OSZE als langfristiges 
Konzept bewiesen, das die Blockkrisen überdauert. Heute steht dieser Friedensorganisation 
eine breite institutionelle Basis und Erfahrung zur Verfügung, die für die Ziele der 
Transformation, der Demokratie und des Friedens einen Beitrag leisten kann. Durch die 
OSZE wird die GUS in das EU-RF-Verhältnis einbezogen.  
Für Russland als integrativer Teil der GUS-Integration, der einerseits durch die altbewährten 
wirtschaftlichen Verbindungen seine Vorteile genießt, andererseits sich aufgrund der 
Notwendigkeit eines multipolaren, außenpolitischen Handelns gegenüber den GUS-Partnern 
solidarisch zeigt, ist der OSZE-Rahmen kaum ersetzbar.  
Vor dem Hintergrund der GASP- und ESVP-Problematik sowie der NATO-Reformversuche 
erweist sich die OSZE für die EU ähnlich notwendig. 
Im Bereich von Konfliktprävention und Konfliktlösung liegt ebenso eine zukunftsweisende 
Aufgabe der OSZE, wie in der Begleitung von Transformation zum Demokratie- und 
Rechtsstaat. 
Der Anspruch auf die Verwirklichung der Menschenrechte und Freiheiten bleibt sicherlich die 
größte Herausforderung für jede Art der internationalen Organisationen zum Ziel der 
friedlichen Integration. „...Wir müssen die allgemein menschliche Gerechtigkeit über alle 
nationalen Interessen stellen.... Die Nationalität ist kein Prinzip; sie ist eine gesetzliche 
Tatsache ebenso wie die Individualität. Jede Nationalität, ob groß oder klein, hat das 
unzweifelhafte Recht, für sich zu bestehen, ihrer eigenen besonderen Natur gemäß zu leben. 
Dies Recht ist nur eine Schlußfolgerung aus dem allgemeinen Freiheitsprinzip. Jeder, der 
aufrichtig Frieden, die internationale Gerechtigkeit wünscht, muß ein- für allemal auf das 
verzichten, was Ruhm, Macht, Herrlichkeit des Vaterlandes heißt,... Jede Nation, ob schwach 
oder stark, klein oder groß, jede Provinz, jede Gemeinde hat das absolute Recht, frei, autonom 
zu sein, ihren Interessen und Privatbedürfnissen gemäß zu leben und sich zu verwalten, und in 
diesem Recht sind alle Gemeinden, alle Nationen in dem Grade solidarisch, dass man dieses 
Prinzip in bezug auf einen einzigen nicht verletzen kann, ohne gleichzeitig alle übrigen in 
Gefahr zu bringen...  
damit... freie Einheiten, von unten herauf organisiert, sich als freie Föderation von Gemeinden 
zu Provinzen, von Provinzen zu Nationen und von Nationen zu vereinigten Staaten von 
Europa entwickeln können.“182
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3 5 Zwischenfazit 
Zusammenfassend kann man folgende Ergebnisse dieses Kapitels hervorheben. Der 
„Frieden“ gehört in der vorliegenden Arbeit zu den wichtigsten Begriffen. Insbesondere die 
letzten Jahrzehnte der europäischen Geschichte nach dem II. Weltkrieg haben zum 
Fortschritt des Friedensprozesses von der Idee des Friedens bis zu seiner institutionellen 
Gestaltung beigetragen.  
Neben dem modernisierungstheoretischen Hintergrund des europäischen Einigungsprozesses 
wird die Priorität des friedenstheoretischen Aspekts betont.  
Die Demokratisierung als Strategie der Friedensschaffung und Friedenserhaltung zählt zu 
den vorrangigen Zielen solcher internationalen Friedensorganisationen wie der OSZE. Die 
Gestaltung des Friedens durch die KSZE unter besonderer Berücksichtigung der Rolle der 
Sowjetunion wird im Unterkapitel 3 2 untersucht. Die internationale Ebene der 
Integrationsbemühungen nach dem II. Weltkrieg spielt dabei eine entscheidende Rolle. Die 
Europa-Politik der Supermächte – der USA und der UdSSR – steht im Mittelpunkt. Die 
Blockbildung entstand aufgrund unterschiedlicher Modelle der Gesellschaftsordnung und 
beeinflusste den europäischen Integrationsprozess. Die bilaterale Ebene der Europa-Politik 
der Supermächte wurde nicht zuletzt durch Uneinigkeit der westeuropäischen 
Integrationspartner gefördert. Die sicherheitspolitischen Interessen der politischen Akteure 
wurden anhand der Dokumentation zum sowjetischen Vorschlag über die Schaffung eines 
gesamteuropäischen Sicherheitssystems im Kapitel analysiert.  
Diese sowjetische Politik war von der Rivalität zu den USA bestimmt. Im Ergebnis 
bedeutete sie aber auch einen außenpolitischen Grund für den Zusammenbruch des 
Sowjetimperiums infolge der Eigendynamik des Helsinki-Prozesses. Außerdem wurde der 
europäische Integrationsprozess durch die Überwindung der Blockkonstellation bis hin zur 
EU-Osterweiterung in Europa entscheidend beeinflusst. 
In der Analyse des institutionellen Rahmens der KSZE/OSZE wurde der „Menschlichen 
Dimension“ eine besondere Bedeutung beigemessen. Der Einfluss der getroffenen 
Vereinbarungen, insbesondere bezüglich der „Menschlichen Dimension“, wirkte sich auf 
den Verlauf des gesamteuropäischen Integrationsprozesses aus. Die 
Handlungsmöglichkeiten der Strukturen und Institutionen der OSZE bleiben bis heute 
einmalig. Ein Beweis dafür sind die OSZE-Aktivitäten im GUS-Raum. Zu den Perspektiven 
der OSZE zählt somit die reale Möglichkeit zur Entwicklung des gesamteuropäischen 
Integrationspotenzials, im Gegensatz zu den einseitigen West- oder Ostintegrationsmodellen. 
Die OSZE als ein langfristiges Konzept hat die Mechanismen und Möglichkeiten entwickelt, 
vor dem Hintergrund veränderter Gefahren und Risiken der modernen Welt zu bestehen.  
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Diese Friedensorganisation verfügt über institutionelle Instrumente und Erfahrung, um 
verschiedene Interessen auf subintegrativem Niveau zu regulieren und zur Lösung der 
Aufgaben der Transformation, der Demokratisierung und der Friedenserhaltung beizutragen. 
Der OSZE-Rahmen bietet sowohl für Russland als integrativer Teil der GUS als auch für die 
EU hinsichtlich ihrer GASP- und ESVP-Problematik und einer Einbindung der EU-
Mitgliedstaaten in die NATO-Reformversuche kaum ersetzbare Möglichkeiten. 
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4 Regionalisierung in der EU und in Russland 
„Europa, das ist die Philosophie derjenigen, die sich nicht gleichschalten lassen, das ist die 
Welt der Menschen, die ständig mit sich selbst im Kampf liegen, wo keine Gewißheit als 
Wahrheit hingenommen wird, wenn sie nicht ständig von neuem entdeckt wird.“ (Henri 
Brugmans)183
 
Für die vorliegende Dissertation bildet die „Integration“ einen der wichtigsten Begriffe für die 
Ausführungen zum Thema. Wie schon am Anfang dieses Vorhabens angedeutet, besteht, 
unserer Meinung nach, das Ergebnis der friedlichen Integration in der Transformation, wobei 
die friedliche Integration das Ziel der Transformation bildet. Einer der aus unserer Sicht 
gelungenen Versuche, den Begriff „Integration“ zu definieren, lautet: „Integration - 
Zusammenschluss einzelner Teile zu einer übergeordneten Einheit, in der die Teile ihre 
Fähigkeiten und Möglichkeiten besser ausnutzen können. Als europäische Integration wird 
der Zusammenschluss der Mitgliedstaaten zur EU bezeichnet...“184 Der Integrationsprozess in 
der Theorie der internationalen Beziehungen bedeutet einen Prozess, in dem aus zwei oder 
mehreren Akteuren ein neuer Akteur gebildet wird.185  
Der europäische Integrationsprozess wird als „Prozess der Gemeinschaftsbildung“ 
verstanden: „die Herstellung einer Handlungseinheit, durch die Vereinigung zweier oder 
mehrerer Partner in einem gemeinsamen Entscheidungssystem. Durch den Einigungsprozess 
entsteht ein Ganzes, das mehr ist als die Summe der Einzelteile.“186 Mittelpunkt dieses 
Kapitels ist die Auseinandersetzung mit der modernen Problematik der Integration der EU, 
deren Formen und Wirkungsbereichen. Es geht darum, durch eine Analyse der modernen 
theoretischen Integrationsansätze sowie der aktuellen Situation nach der EU-Erweiterung zum 
Schluss der Arbeit mögliche Entwicklungsszenarien des europäischen Integrationsprozesses 
in Bezug auf das Verhältnis zu Russland aufzuzeichnen.  
                                                 
183 Brugmans, H., Rede gehalten am 07.05.1948, Dokumente zum Europäischen Kongreß im Haag, vom 7. bis 
11. Mai 1948, in: Europa-Archiv, a.a.O., Juni-Juli 1948, S. 1442f. 
184 Schmuck, O., Glossar und Abkürzungsverzeichnis, in: Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), 
Europäische Union, Informationen zur politischen Bildung, 279, B 6897F, Franzis print & media GmbH, 2. 
Quartal 2003, S. 64 
185 Woyke, W. (Hrsg.), Handwörterbuch, Internationale Politik, 5. akt. und überarb. Aufl., Leske+Budrich 
GmbH, Opladen 1993, S. 149 
186 Häckel, E., Theoretische Aspekte der regionalen Verflechtung, Regionale Verflechtung in der  
Bundesrepublik Deutschland, München 1973, S. 20f., zitiert bei: Schulz, E., a.a.O., 1975, S. 12 
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These: Die Zukunft der Integrationskomplexe,187 die mit dem mittelfristigen Ziel der 
Schaffung eines gemeinsamen wirtschaftlichen Raums entstanden sind, wird wegen der 
verstärkten institutionellen Abhängigkeit innerhalb der Strukturen mit der Zeit von der 
Entwicklung und Berücksichtigung der politischen Ideen188 einer Integration abhängen. 
Der europäische Integrationsprozess wird hier in erster Linie in seiner politischen Dimension 
betrachtet. Die Wirtschaft bietet ein Instrumentarium.189 Die treibende Kraft des europäischen 
Integrationsprozesses bei der Gründung der Union war in erster Linie durch das Interesse 
nationalstaatlicher Sicherheit geprägt, und zwar vor dem Hintergrund eines neuen 
ideologischen Gegensatzes auf dem Kontinent. Die Entwicklung der wirtschaftlichen 
Dimension stellte ein Instrumentarium dafür dar, dass Westeuropa dem von den USA 
unterstützten Konkurrenzkampf gegen den Osten gewachsen ist.190 Die nach dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes erforderliche außenpolitische Kompetenz der EU konnte sich wegen 
einer fehlenden politischen Union nicht entfalten.  
Die Erhaltung des Friedens auf dem Kontinent bedeutete das erste politische Ziel des 
europäischen Integrationsprozesses (s. Kapitel 3). Schon zu Beginn der Verhandlungen über 
die Voraussetzungen des europäischen Integrationsprozesses wurde mit der Europäischen 
Politischen Gemeinschaft (EPG) der Versuch unternommen, die wirtschaftliche Dimension 
des Integrationsprozesses zu ergänzen.191 Während der Zeit der klaren ideologischen 
                                                 
187 Zum Begriff vgl. OSCE-Secretariat, Conference Services, EF.NGO/37/04/Rev.1, 4 June 2004, a.a.O. 
188 „... Hier ist eine Stufenleiter derselben. Die Gattung ist Vorstellung überhaupt (representatio). Unter  
ihr steht die Vorstellung mit Bewußtsein (perceptio). Eine Perzeption, die sich lediglich auf das Subjekt, als die 
Modifikation seines Zustands bezieht, ist Empfindung (scensatio), eine objektive Perzeption ist Erkenntnis 
(cognitio). Diese ist entweder Anschauung oder Begriff (intuitus vel conceptus). Jene bezieht sich unmittelbar 
auf den Gegenstand und ist einzeln; dieser mittelbar vermittelst eines Merkmals, was mehreren Dingen gemein 
sein kann. Der Begriff ist entweder ein empirischer oder reiner Begriff, und der reine Begriff, sofern er lediglich 
im Verstande seinen Ursprung hat (nicht im reinen Bilde der Sinnlichkeit) heißt Notio. Ein Begriff aus Notionen, 
der die Möglichkeit der Erfahrung übersteigt, ist die Idee, oder der Vernunftbegriff...“, Kant, I., Kritik der reinen 
Vernunft, Abschnitt Von den Ideen überhaupt, 2. hin und wieder verbesserte Auflage, bei Hartknoch, J.F., Riga 
1787, nach der 1. und 2. Orig.-Ausg. Hrsg. von Timmermann, J., mit Bibliogr. von Klemme, H., Felix Meiner 
Verlag, Hamburg 1998, S. 426f. 
189 S. Interview mit Prof. S. Ginzburg, Antwort auf Frage 6 im Anhang 9 6 4 
190 Vgl. Trunk, A., Eine europäische Identität zu Beginn der 1950er Jahre? in: Loth, W. (Hrsg.), a.a.O.,  
2001, S. 68-72 
191 „Das Projekt der Politischen Gemeinschaft war das erste in der Geschichte der europäischen 
Integration, in dem ein konkretes Ziel des Prozesses benannt wurde. Damit unterschied sich die EPG 
fundamental von ihren Parallel- und Vorgängerorganisationen auf europäischer Ebene. Die Montanunion und die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft waren Projekte, mit denen die beteiligten Regierungen versuchten, 
nationale Probleme zu lösen. Das Ziel war nicht europäisches Gemeinwesen, sondern die Lösung konkreter 
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Abgrenzungen im Kalten Krieg erfolgte die politische Geschlossenheit Westeuropas aber 
unter anderen Vorzeichen. 
  
4 1 Von der bilateralen Kooperation zur Zusammenarbeit mit der EU  
Nachdem der sicherheitspolitische Aspekt der Integrationsbemühungen nach dem II. 
Weltkrieg aus der Perspektive der Entwicklung der Idee für die Schaffung eines 
gesamteuropäischen Systems für kollektive Sicherheit skizziert wurde, die, aus unserer Sicht, 
als Anfang des KSZE-Prozesses bezeichnet werden kann, steht jetzt die europäische Ebene im 
Mittelpunkt unserer Betrachtung. 
Die Tatsache, dass die Entwicklung von den Europäischen Gemeinschaften durch die 
europäische Verfasstheit192 bedingt bleibt, steht im Mittelpunkt dieses Unterkapitels. An der 
Entwicklung der Außenpolitik der Europäischen Gemeinschaften lässt sich der politische 
Charakter des Integrationsprozesses am deutlichsten feststellen.  
Erstens wird den wichtigsten Etappen des europäischen Integrationsprozesses eine besondere 
Bedeutung für das Verständnis der aktuellen Schwierigkeiten und Findung neuer 
Lösungsmöglichkeiten beigemessen. Wir wollen nämlich zeigen, ob die zu Beginn mit der 
westeuropäischen Integration verknüpften Ziele mit der Zeit als ein gesamteuropäisches 
Konzept tragfähig sind. Wie haben sich diese Ziele der Europäischen Gemeinschaften 
verändert?  
Zweitens erscheint die Bedeutung der innergemeinschaftlichen Veränderungen für das 
Verhältnis zur Sowjetunion, später zu Russland, soweit es die politische Eigenständigkeit193 
betrifft, wichtig: mehr und mehr löste sich die Gemeinschaft als Objekt des Bilateralismus der 
Supermächte zum handelnden Akteur.  
Drittens ist die Frage von Bedeutung, wie sich die „traditionelle“ sowjetische Perspektive auf 
den Integrationsprozess von der anfänglichen Abwehrhaltung gegenüber der als 
„imperialistisch“ bezeichneten Integration bis zur Wahrnehmung der politischen Rolle der EU 
                                                                                                                                                        
Probleme im Interesse des Nationalstaates, an dessen Auflösung niemand dachte...“, Thiemeyer, G., Die 
Ursachen des „Demokratiedefizits“ der Europäischen Union, in: Loth, W. (Hrsg.), a.a.O., 2001, S. 38 
192 Unter „Verfasstheit“ versteht man hier die geschichtlichen, wirtschaftlichen, politischen  
Rahmenbedingungen, die den europäischen Einigungsprozess beeinflusst haben. 
Vgl. dazu Grimm, D., Die Zukunft der Verfassung, Suhrkamp Taschenbuch Verlag, Frankfurt am Main 1991, S. 
11: „Verfassung war anfangs ... ein empirischer Begriff, der aus der Naturbeschreibung in die rechtlich-
politische Sprache überging und dort den Zustand des Landes bezeichnete, wie er durch die Beschaffenheit des 
Territoriums und seiner Einwohner, die historische Entwicklung und die bestehenden Machtverhältnisse, die 
rechtlichen Normen und politischen Institutionen geprägt wurde.“ 
193 Vgl. Schulz, E., a.a.O., 1975, S. 224f. 
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als eines einheitlichen Rechts- und Wirtschaftsraumes verändert hat. In der Geschichte des 
westeuropäischen Integrationsprozesses werden sowohl innen- als auch außenpolitische 
Aspekte hervorgehoben und nach Phasen betrachtet. 
Die Geschichte der Verträge der Europäischen Gemeinschaften beginnt lange vor der 
Unterzeichnung am 18. April 1951 und des Inkrafttretens des „Vertrages über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)“194 am 23. Juli 1952. Die Idee 
der europäischen Integration wurde nicht nur auf der Regierungsebene gefördert, sondern 
einen großen Anteil an deren Entwicklung hatten vor allem europäische Bewegungen, die von 
verschiedenen Verbänden195 gebildet wurden, die sich die politische Einigung des Kontinents 
in eine Union oder Föderation unter der Einbeziehung Osteuropas zum Ziel setzten.196 Die 
Vision von Europa als der Verkörperung einer besonderen Gesellschaftsform, „die aus freiem 
Zusammenschluss und handelnder Solidarität“197 entstehen sollte, verlangte nach der 
Ausarbeitung konkreter Pläne.  
Die Vorreiterrolle auf der Regierungsebene übernahm Frankreich aus vielen 
nachvollziehbaren Gründen, nicht zuletzt deshalb, weil das wiedererstarkte Deutschland als 
Nachbar immer noch als unberechenbar galt.198 Zudem sollte der Einfluss der USA und damit 
das amerikanische Übergewicht vermieden werden.199  
Die Gründung der EGKS (Montanunion)200 bedeutete für ganz Europa einen Versuch der 
Emanzipation, sich aus den Einflussbereichen der Weltmächte zu befreien. Schon das 
„Hertensteiner Programm“ von 1946 proklamierte: „Die Europäische Union richtet sich gegen 
niemand und verzichtet auf jede Machtpolitik, lehnt es aber auch ab, Werkzeug irgendeiner 
fremden Macht zu sein.“201 Neben der außenpolitischen Dimension bedeutete die Gründung 
                                                 
194 Der Vertragstext in: Europa-Archiv, a. a. O., vom 20.05.1951, S. 3991ff. 
195 Wie z.B. Ligue Indépendante de Coopération Européenne (Leitung: P. v. Zeelands); United Europe 
Movement (Leitung: W. Churchill); Union Européenne des Fédéralistes (Leitung: H. Brugmans); Conseil 
Français pour L’Europe Unie (Leitung: E. Herriot); die Sozialdemokratische Bewegung für die Vereinigten 
Staaten von Europa; Union Parlamentaire Européenne (Leitung: R. Coudenhove-Kalergi), in: Europa-Archiv, 
Dokumente zum Europäischen Kongreß im Haag, vom 7. bis 11. Mai 1948, a. a. O., Juni-Juli 1948, S. 1442 
196 S. dazu Kogon, E., Ein neues Stadium der europäischen Einigungsbewegung, in: Europa-Archiv, a.a. O., vom 
05.04.1949, S. 2009 
197 Vgl. Brugmans, H., a. a. O., Juni-Juli 1948, S.1443 
198 Krätschell, H., Renner, G., Weg zur EU - Motive, Interessen, Entscheidungen, Informationen zur 
politischen Bildung, Europäische Unon, Nr. 213/2000, Neudruck 2002, Franzis' print media GmbH, München, S. 
6 
199 Vgl. ebenda 
200 Mitglieder: Frankreich, Italien, Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Luxemburg, die Niederlande 
201 Hertensteiner Programm vom 14.-21. September 1946, Punkt 9, in: “Die Aktion Europa-Union“ in: 
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der EGKS einen ersten Schritt zu einer neuen europäischen Verfasstheit nach dem II. 
Weltkrieg. „Die französische Regierung schlägt vor, die Gesamtheit der französisch-
deutschen Kohlen- und Stahlproduktion unter eine gemeinsame Oberste Aufsichtsbehörde 
(Haute Autorité) zu stellen, in einer Organisation, die den anderen europäischen Ländern 
offen steht. Die Zusammenlegung der Kohlen- und Stahlproduktion wird sofort die Schaffung 
gemeinsamer Grundlagen für die wirtschaftliche Entwicklung – die erste Etappe der 
europäischen Föderation – und die Bestimmung jener Gebiete ändern, die lange Zeit der 
Herstellung von Waffen gewidmet waren, deren sicherste Opfer sie gewesen sind.“202 Zum 
Zeitpunkt der Gründung der EGKS erschien den beteiligten Staaten, insbesondere Frankreich, 
die wirtschaftliche Integration als der einzig mögliche Weg, die Bundesrepublik Deutschland 
einzubinden. Nach dem II. Weltkrieg war die politische Vision eines föderativen Europas 
durch sicherheitspolitische Bedenken203 beeinflusst. Auch stand man der massiven 
Unterstützung des „Europa-Gedankens“ in Form eines föderativen Europas durch die 
deutsche Regierung204 skeptisch gegenüber. Eine politische Union war zur damaligen Zeit in 
Europa nicht nur von den meisten Nationalstaaten unerwünscht, sondern auch unter den 
Rahmenbedingungen einer durch Verteidigungs- und Sicherheitsfragen beherrschten Politik 
unmöglich. Das Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft am 30. August 1954 
durch die Ablehnung der französischen Nationalversammlung ist ein oft zitiertes Beispiel für 
die unüberwindbare Sorge, vor allem der französischen Seite, vor einer Dominanz 
Deutschlands im supranationalen europäischen Gefüge. Weitere Gründe werden in der 
Literatur thematisiert. Erstens wird der Einfluss der „Gaullisten und Kommunisten“ in der 
französischen Nationalversammlung genannt, die „die EVG entschieden ablehnten: die einen, 
                                                                                                                                                        
Die Friedenswarte, 47. Jahrgang, Nr.1/2, S. 68, zitiert nach: Cornides, W., Die Anfänge des föderalistischen 
Gedankens in Deutschland 1945–1949, Europa-Archiv, vom 05.09.1951, Nr. 17 /1951, S. 4247 
202 Der Schuman-Plan, Erklärung der französischen Regierung über eine gemeinsame deutsch- 
französische Schwerindustrie, vom 09.05.1950, in: Agence France Presse, Information et Dokumentation Nr. 
291 vom 13.05.1950, zitiert nach: Europa-Archiv, 11. Folge, vom 05.06.1950, S. 3091 (Übersetzung des Europa-
Archivs) 
203 „Die Verhandlungen zeigten mit aller Klarheit, dass das militärische und politische Gleichgewicht nicht nur 
gegenüber der Sowjetunion, sondern auch unter den Westmächten selbst erreicht werden muß. Diese doppelte 
Gleichgewichtspolitik setzt nach britischer und französischer Ansicht voraus, daß die Aufrüstung der Partner des 
Atlantikpaktes mit entschiedener Priorität gegenüber einer Wiederbewaffnung Deutschlands erfolgen muß... Die 
Schlüsselstellung dieser doppelten Gleichgewichtspolitik ist der Plan Schumans zur Integration der europäischen 
Montanindustrie.“, in: Schumanplan und Atlantikpakt, in: Europa-Archiv, a.a.O., 22. Folge, vom 20.11.1950, S. 
3513 
204 S. dazu Schumanplan und Atlantikpakt, in: Europa-Archiv, a.a.O., 22. Folge, vom 20.11.1950,  
S. 3506f. 
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um die Selbständigkeit der französischen Armee zu bewahren, die anderen, um die Stärkung 
der westlichen Verteidigung zu verhindern.“205 Zweitens wird die Entwicklung des 
Indochina-Konflikts betont, der mit Hilfe der Sowjets „eine glimpfliche Regelung“ fand, denn 
das EVG-Projekt, „so eine Interpretation, war wahrscheinlich der Preis, der für den Frieden in 
Indochina gezahlt werden musste.“206 Der gescheiterte Versuch, durch den EVG-Vertrag207 
vom 27. Mai 1952 eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft zu bilden, wird als ein 
einschneidendes Ereignis im Integrationsprozess Europas gesehen: „...die politische Union 
Europas, als deren Vorläufer die militärische Union Europas, die EVG, gedacht war,“208 war 
zur langfristigen Perspektive geworden. Der europäische Integrationsprozess wurde sowohl 
durch die außenpolitischen Herausforderungen als auch durch innenpolitische 
Schwierigkeiten innerhalb der Mitglieds-Nationalstaaten beeinflusst.  
Kompromisslösungen sind eine der Konstanten des europäischen Integrationsprozesses 
geblieben.  
Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklung der Europäischen Union bestätigt sich die 
Annahme, dass die EGKS als „die Errichtung der wirtschaftlichen Teilintegration nämlich als 
erste Etappe einer europäischen Föderation“209 bezeichnet werden kann. „...Man kam ab von 
den umfassenden Plänen einer vollkommenen allumfassenden, politischen Einigung, 
insbesondere verzichtete man auf eine internationale Vereinigung der nationalstaatlichen 
Entscheidungsinstanzen; man beschränkte sich nur auf sachlich und funktional begrenzte 
Teilbereiche, insbesondere der Wirtschaft, die zwischenstaatlich, übernational organisiert 
werden sollten und wurden.“210 „Mit der Montanunion wurde zudem eine neue Methode 
entwickelt: Internationale Integration durch die Zusammenarbeit von Staaten in einem 
bestimmten Sachgebiet; von diesem Sachgebiet ausgehend sollte sich die Zusammenarbeit auf 
weitere Sachgebiete erstrecken und letztlich zur umfassenden Kooperation in Form 
                                                 
205 Schwarz, J. (Hrsg.), Der Aufbau Europas, Pläne und Dokumente 1945-1980, Osang Verlag, Bonn 
1980, S. 161 
206 ebenda, S. 162 
207 Vertrag über die Gründung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) vom 27.05.1952, 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bonn o. J., abgedruckt in: Schwarz, J. (Hrsg.), a.a.O., 
1980, S. 161ff. 
208 Noack, P., Das Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft, Entscheidungsprozesse vor 
und nach dem 30. August 1954, Bonner Schriften zur Politik und Zeitgeschichte, Droste Verlag, Düsseldorf 
1977, S. 10 
209 Hrbek, R., Die Europäische Union in föderaler Perspektive, in: Piazolo, M., Weber, J. (Hrsg.), 
Föderalismus – Leitbild für die Europäische Union?, Olzog, München 2004, S. 319 
210 Bellers, J., Europa, EG und EU: Geschichte der Verfassung in der Zeit von 1980 bis 2000, 
Diskussionspapiere des Faches Politikwissenschaft, Universität Siegen, Nr. 108/2003, S. 2 
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tatsächlicher Integration der Staaten führen (Funktionalismus). Was bis dahin weitgehend für 
undurchführbar gehalten wurde (Teilintegration), ließ sich verwirklichen, die Bildung eines 
gemeinsamen Wirtschaftgebiets im Sinne einer Zollunion (Kohle-, Eisen- und Stahlindustrie) 
mit gemeinschaftlichen Organen, die nicht der Kontrolle der einzelnen Nationalstaaten 
unterstanden.“211 Ein wichtiges Merkmal der EGKS bestand darin, dass die Mitgliedstaaten 
zum ersten Mal Souveränitätsrechte teilweise aufgegeben und Organe geschaffen haben, die 
nicht international, sondern europäisch zusammengesetzt waren.212 Der Nachteil für die 
Entwicklung Europas zum geteilten Kontinent wirkte auch später nach, denn es waren „nur“ 
westeuropäische Mitgliedstaaten. Außerdem hatte die Teilintegration durch ihre räumliche 
Konzentration einen regionalen Bezug, der in der Vergemeinschaftung der Industrien in den 
an Bodenschätzen reichen Regionen der Rhein-Ruhr-Achse lag.213 Es gelang aber nicht, ein 
gesamteuropäisches Konzept der Nachkriegsordnung in Europa durchzusetzen. Im Rahmen 
der wirtschaftlichen Integrationsblöcke mit unterschiedlichen Zielen verlief „die 
marktwirtschaftliche und planwirtschaftliche Integration.“214
Die nächsten Integrationsschritte fanden hauptsächlich im wirtschaftlichen Bereich statt, 
insbesondere nach dem Inkrafttreten der Verträge über die Gründung der Europäischen 
Wirtschaftgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM)215 
am 01.01.1958. Ab diesem Zeitpunkt gab es drei „Europäische Gemeinschaften“. Die Ziele 
der EWG216, einer der drei Gemeinschaften, konnten in den nächsten Jahrzehnten bis zur 
                                                 
211 Schwarz, J. (Hrsg.), a.a.O., 1980, S. 32 
212 Vgl. Sahm, U., Die Verfassung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, in: Europa- 
Archiv, a.a.O., vom 20.05.1951, S. 3978 
213 Vgl. Schulz, M., Der Regionalismus und die Gestaltung Europas, Die konstitutionelle Bedeutung der Region 
im europäischen Drama zwischen Integration und Desintegration, Beiträge zur deutschen und europäischen 
Geschichte, Bd. 8, Kraemer Hamburg 1993, S. 176 
214 Ribi, R., Das COMECON, eine Untersuchung über die Problematik der wirtschaftlichen Integration 
sozialistischer Länder, Veröffentlichungen des Schweizerischen Instituts für Außenwirtschafts- und 
Marktforschung an der Hochschule St. Gallen, Bd. 25, Polygraphischer Verlag AG Zürich und St. Gallen 1970, 
S. 432 
215 Der EURATOM-Gründungsvertrag, a.a.O., S.127ff. 
216 „Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und die 
schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten eine harmonische Entwicklung des 
Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, eine beständige ausgewogene Wirtschaftsausweitung, eine 
größere Stabilität, eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung und engere Beziehungen zwischen den Staaten 
zu fördern, die in dieser Gemeinschaft zusammengeschlossen sind.“ (Art. 2), Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25.03.1957 (Auszug), in: Bundesgesetzblatt, 1957, II, S. 770ff., 
zitiert nach: Gasteyger, C., a.a.O., 2001, D 39, S. 156 
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letzten Stufe der wirtschaftlichen Integration – einer „Wirtschaftsunion“217 - am weitesten 
entwickelt werden. 
Von Anfang an besaß die EWG im Vergleich zu dem anderen europäischen wirtschaftlichen 
Zusammenschluss - der Europäischen Freihandelszone (EFTA)218 - politische Zielsetzungen. 
Zwar bestand das Hauptziel in der Schaffung des Gemeinsamen Marktes, aber der Weg führte 
über die sich immer weiter entwickelnde Vereinheitlichung der Politikbereiche, die über 
gemeinsame Organe mit weitreichenden Kompetenzen koordiniert werden mussten. Am 
Anfang strebte man nach dem EWG-Vertrag u.a. folgende Schwerpunkte an: „ (Art. 3)... d) 
die Einführung der gemeinsamen Politik auf dem Gebiet der Landwirtschaft; e) die 
Einführung der gemeinsamen Politik auf dem Gebiet des Verkehrs; ... h) die Angleichung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften, soweit dies für das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes erforderlich ist; i) die Schaffung eines Europäischen 
Sozialfonds,...“219 Die Gestaltung des gemeinsamen Marktes verlief über die Strukturen, die 
in erster Linie unabhängig220 funktionieren sollten: „ (Art. 157) ... (2) Die Mitglieder der 
Kommission üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum allgemeinen Wohl der 
Gemeinschaft aus. Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer 
Regierung oder einer anderen Stelle weder anfordern noch entgegennehmen...“221 Die 
gemeinsamen Organe (die Versammlung, der Rat, die Kommission mit dem Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und der Gerichtshof) sollten über die Kompetenzen verfügen, die den 
supranationalen Charakter der EWG bestimmten.  
Die Supranationalität bezog sich zunächst auf die gemeinsame Handelspolitik, die nach 
einheitlichen Grundsätzen gestaltet werden sollte. Nach Art. 111, Abs. 1 des EWG-Vertrages 
koordinierten die Mitgliedstaaten „ihre Handelsbeziehungen derart, dass am Ende der 
                                                 
217 „Eine regionale ökonomische Integration zielt darauf ab, im Handel zwischen einer begrenzten Anzahl 
räumlich miteinander verbundener Länder gewisse Freihandelsbedingungen einzurichten. Mit Blick auf Breite 
und Grad der Marktliberalisierung lassen sich verschiedene Formen der Integration unterscheiden:  
1. die Präferenzzone auf einzelnen Gütermärkten,  
2. die Freihandelszone bei weitgehender Liberalisierung aller Gütermärkte,  
3. die Zollunion beim Freihandel mit gemeinsamer Außenzollpolitik,  
4. der Gemeinsame Markt mit zusätzlichen Freiheiten für die Faktorbewegungen,  
5. die Wirtschaftsunion mit voller Liberalisierung des Güter- und Faktorverkehrs sowie Harmonisierung der 
Wirtschaftspolitiken“, in: Dickheuer, G., Internationale Wirtschaftsbeziehungen, 5. vollständig überarb. 
Auflage, R. Oldenbourg Verlag München Wien 2001, S. 229 
218 Vgl. Gasteyger, C., a.a.O., 2001, S. 150 
219 S. Vertrag über die Gründung der EWG vom 25.03.1957 (Auszug), a.a.O., S. 164 
220 Vgl. Gasteyger, C., a.a.O., 2001, S. 151 
221 S. Vertrag über die Gründung der EWG vom 25.03.1957 (Auszug), a.a.O., S. 164 
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Übergangszeit die erforderlichen Voraussetzungen für die Durchführung einer gemeinsamen 
Politik auf dem Gebiet des Außenhandels gegeben sind...“222  
Gegenüber dem sozialistischen Lager wurde sie als die Außenhandelspolitik mit den 
Staatshandelsländern bezeichnet und bildete später einen Schwerpunkt der Beziehungen 
zwischen der EG und der Sowjetunion. Auch außenpolitisch blieb die Wirtschaft der einzige 
Bereich der Kooperation, den die europäische Verfasstheit damals zuließ. Die 
Einigungsbestrebungen der westeuropäischen Staaten wurden durch die Teilung Europas 
verstärkt und mit Skepsis seitens der Sowjetunion erwidert. Den europäischen 
Integrationsprozess betrachtete man durch den Perspektivwinkel der Beziehungen mit den 
USA oder gegen die USA (s. Kap 3 1). Der westeuropäische Integrationsprozess verfolgte aus 
neo-marxistischer Sicht „die Sicherung der Kapitalaufwertung und die Bereitschaft der 
Regierungen, die Expansionsstrategie des Kapitals innerhalb eines räumlich begrenzten und 
von den USA abgeschotteten Marktes mit politischen Mitteln abzusichern.“223 Die Kritik und 
der Widerstand gegenüber dem westeuropäischen Integrationsprozess hatten ihren Ursprung 
in den ideologischen Grundlagen des sowjetischen Staates.224 Die im Jahre 1957 vom 
Moskauer Institut für Weltwirtschaft und Internationale Beziehungen veröffentlichten „17 
Thesen“,225 die im Jahre 1962 in den „32 Thesen“226 ihre Fortsetzung fanden, stellten die 
offizielle Meinung zu den Fortschritten der Europäischen Wirtschaftgemeinschaft dar.  
                                                 
222 S. ebenda,  S. 160 
223 Kohler-Koch, B., Conzelmann, T., Knodt, M., a.a.O., 2004, S. 60 
224 W. I. Lenin schrieb in der „Analyse vom Imperialismus und Krieg“: „... Die Monopole haben in verstärktem 
Maße zu einer Aneignung der wichtigsten Rohstoffquellen geführt, besonders in der ausschlaggebenden – und 
am meisten kartellierten – Industrie der kapitalistischen Gesellschaft: der Kohlen- und Eisenindustrie. Die 
monopolistische Beherrschung der wichtigsten Rohstoffquellen hat die Macht des Großkapitals ungeheuer 
gesteigert und den Gegensatz zwischen der kartellierten und nichtkartellierten Industrie verschärft... Monopol, 
Oligarchie und Bestrebungen nach Herrschaft statt nach Freiheit, die Ausbeutung einer immer größeren Anzahl 
kleiner und schwacher Nationen durch ganz wenige reiche oder mächtige Nationen – all das erzeugt jene 
Merkmale des Imperialismus, die uns veranlassen, ihn als parasitären oder in Zersetzung befindlichen 
Kapitalismus zu kennzeichnen.“ in: Lenin, Ausgewählte Schriften, von Weber, H. (Hrsg.), Kindler Verlag, 
München 1963, S. 522f. 
225 „O sosdanii „obščego rynka“ i evroatoma (Über die Schaffung des „Gemeinsamen Marktes“ und Euratom), 
in: Kommunist, Nr. 9/1957, S. 82-102, zitiert bei: Bräker, H., Die Sowjetunion, China und die EWG, Berichte 
des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien, 14/1973, Köln, S. 3ff. 
226 „Ob imeperiaističeskoj „integrazii“ v sapadnoj evrope (obščij rynok) (Über die imperialistische 
„Integration“ in Westeuropa – „der Gemeinsame Markt“), in: Pravda vom 26. August 1962, zitiert bei: Bräker, 
H., Die Sowjetunion, China und die EWG, Berichte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und 
internationale Studien, 14/1973, Köln, S. 5f, 7ff. 
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Es gibt in der Fachliteratur auch die Meinung, dass die sowjetische Ablehnung gegenüber 
dem westeuropäischen Integrationsprozess zu den politischen Faktoren gehörte, die 
letztendlich diesen Prozess förderten, anstatt ihn zu bremsen.227 Obwohl die ideologisierte 
Betrachtungsweise des gemeinsamen Markts der EWG aus sowjetischer Sicht kein Beweis 
des politischen Charakters der Gemeinschaft ist, entspricht sie den politischen Auswirkungen, 
die der europäische Integrationsprozess hervorgerufen hat. Die Auseinandersetzung mit der 
„politischen und ökonomischen Realität“228 des Gemeinsamen Marktes erfolgte von 
sowjetischer Seite selten differenziert und fand, aufgrund der fehlgeschlagenen Versuche, die 
politische Integration der sechs EWG-Staaten voranzutreiben,229 eine Bestätigung für die 
eigene ablehnende Haltung. Die Konflikte unter den EWG-Mitgliedern spiegelten die immer 
wiederkehrende Problematik der nationalstaatlichen Machtansprüche innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften wider.  
Je mehr das wirtschaftliche Wachstum nach dem II. Weltkrieg die innenpolitische Situation in 
den EWG-Ländern gegenüber den oppositionellen kommunistischen Kräften stärkte, je größer 
der außenpolitische Spielraum in Europa im Rahmen der Entspannung in den 60er Jahren 
während des Kalten Krieges wurde, desto weniger zielten die Integrationsbemühungen auf 
den engeren politischen Zusammenschluss.230 Wie bei der Gründung der EGKS wurde auf 
das Instrumentarium der wirtschaftlichen Integration immer dann zurückgegriffen, wenn es 
die innen- und außenpolitische Situation verlangte. Das Konstrukt der Europäischen 
Gemeinschaften entwickelte sich neben dem wirtschaftlich gestärkten nationalstaatlichen 
Europa. Die Veränderungen in den westeuropäischen Mitgliedstaaten haben auf die 
Transformation innerhalb des Ostblocks unter der Dominanz der Sowjetunion starken 
politischen Einfluss ausgeübt. Der sowjetischen Regierung gelang es kaum, durch die 
kommunistischen Parteien eigene Ziele im westlichen Integrationssystem zu verfolgen, denn 
die Parteien waren auf die Kooperation innerhalb des sich wandelnden kapitalistischen 
Staates angewiesen.231  
                                                 
227 Schulz, E., a.a.O., 1975, S. 150 
228 Jacobs, J., Die Europäische Wirtschaftgemeinschaft und die sowjetische Völkerrechtsdoktrin, 
Dissertation, Verlag Rüegger, Hamburg 1977, S. 23ff. 
229 S. Entwürfe für einen Vertrag zur Gründung einer Union der Europäischen Völker: Fouchet-Plan I, vom 
02.11.1961, Fouchet-Plan II, vom 18.01.1962, Europäisches Parlament, Politischer Ausschuß: Politische Union. 
Dokumentensammlung. Veröffentlichungsdienste der Europäischen Gemeinschaften, 3437/64/2, in: Europa-
Archiv, Jg. 19, Folge 19/1964, S. 466ff., abgedruckt in: Schwarz, J. (Hrsg.), a.a.O., 1980, D 39, S. 364ff. 
230 Vgl. Gasteyger, C., a.a.O., 2001, S. 223 
231 Vgl. Jacobs, J., a.a.O., 1977, S. 48 
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Die Erweiterungen der Europäischen Gemeinschaften zeigten die steigende Attraktivität des 
Zusammenschlusses unter den westeuropäischen Staaten. Das Britische Weißbuch über den 
Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften vom 07.07.1971232 plädierte u.a. für die 
Mitgliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften mit dem Argument, dass die EG-
Mitgliedstaaten „... durch die Harmonisierung der Wirtschaftspolitik und durch die 
gemeinschaftliche Entwicklung ihrer wirtschaftlichen Ressourcen in der Lage waren, ihren 
Wohlstand zu verbessern, ihre Sicherheit auf eine festere Grundlage zu stellen und einen 
größeren Einfluss in Weltwirtschaftsfragen geltend zu machen...,“233 und “... wenn die 
politische Bedeutung eines Zusammengehens mit Europa zur Zeit am deutlichsten im 
wirtschaftlichen Bereich zutage tritt, so ist das deshalb der Fall, weil die Gemeinschaft in 
erster Linie mit Wirtschaftspolitik befasst ist. Aber es ist unvermeidlich, dass sich das 
außenpolitische Betätigungsfeld der Gemeinschaft ausweitet, je weiter die Abstimmung der 
Interessen unter den Mitgliedstaaten fortschreitet.“234  
Seit dem Luxemburger Bericht (Davignon-Bericht)235 der europäischen Außenminister vom 
27.07.1970 beinhaltete die Politische Zusammenarbeit der Gemeinschaften (EPZ) einen 
innen- und einen außenpolitischen Aspekt. In der Zusammenarbeit wurden die folgenden 
Ziele angestrebt: einerseits „durch die regelmäßige Unterrichtung und Konsultation eine 
bessere gegenseitige Verständigung über die großen Probleme der internationalen Politik zu 
gewährleisten;“236 und andererseits, durch „die Harmonisierung der Standpunkte, die 
Abstimmung der Haltung und, wo dies möglich und wünschenswert erscheint, ein 
gemeinsames Vorgehen zu begünstigen und dadurch die Solidarität zu festigen.“237 Eine 
gemeinsame Außenpolitik erschien aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung, des 
wachsenden Lebensstandards und des „eigentlichen Ziels“ des geeinten Europas, „das auf 
dem gemeinsamen Erbe der Achtung der Freiheit sowie der Menschenrechte fußen...und 
                                                 
232 Weißbuch der Britischen Regierung vom 07.07.1971 über „Das Vereinigte Königreich und die Europäischen 
Gemeinschaften“ (Auszüge aus Teil 1), in: The United Kingdom and the European Communities, London: Her 
Majesty’s Stationery Office, July 1971, Cmnd. 1475., abgedruckt in: Europa-Archiv, a.a.O, Jg. 26., Folge 
15/1971, D 357ff. 
233 ebenda, Abs. 25, D 358 
234 ebenda, Abs. 28, D 359 
235 Bericht der Außenminister der Mitgliedstaaten der EG an die Staats- und Regierungschefs betreffend 
möglicher Fortschritte auf dem Gebiet der politischen Einigung (Davignon-Bericht), vom 20.07.1970, in: 
Bulletin, Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Nr. 150, 31. Oktober 1970, abgedruckt in: Europa-
Archiv, Jg. 25, Folge 22/1970, S. 520ff. 
236 ebenda, 2. Teil, I. Ziele, S. 521 
237 ebenda 
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demokratische Staaten mit frei gewählten Parlamenten in sich vereinigen“ muss, 
notwendig.238
Die ersten drei Erweiterungsrunden (1973 Großbritannien, Irland und Dänemark, 1981 
Griechenland, 1986 Spanien und Portugal) haben dazu beigetragen, die politische Dimension 
des europäischen Integrationsprozesses immer stärker zu betonen. Die Gemeinschaften 
wurden mit innen- und außenpolitischen Problemen konfrontiert, die nach den 
Vertiefungsmaßnahmen verlangten. Die Diskussion über den föderativen oder konföderativen 
Aufbau der Europäischen Union bestimmen die Entwicklung der nächsten Jahrzehnte. (s. 
Unterkapitel 4 2 bis 4 4). 
Für den außenpolitischen Bereich ermöglichte die EPZ das erste konsolidierte Auftreten im 
Rahmen des KSZE-Prozesses (s. Kapitel 3 1). Durch den Helsinki-Prozess der 70er Jahre und 
die Umgestaltung in der Sowjetunion in den 80er Jahren wurden Rahmenbedingungen in 
Europa239 geschaffen, die es ermöglichten, von den Beziehungen zwischen der Sowjetunion 
und den west-europäischen EG-Staaten zu einer Kooperation zwischen Russischen Föderation 
und der Europäische Union überzugehen.  
In der Einheitlichen Europäischen Akte vom 17./28. Februar 1986240 wurde die europäische 
Zusammenarbeit in der Außenpolitik durch den Anspruch der „Wirksamkeit als kohärente 
Kraft in den internationalen Beziehungen oder in internationalen Organisationen...“241 im 
                                                 
238 ebenda, 1. Teil, Abs. 4-5, S. 426 
239 Noch 1982 verwies das Europäische Parlament in einer Entschließung in Bezug auf die Beziehungen der 
Gemeinschaft und mit den einzelnen RGW-Ländern auf „eine Anerkennung der Gemeinschaft durch die RGW-
Länder als wesentlichen Faktor für den weiteren Ausbau des Handels zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und den RGW-Ländern...“ (S. 16); im Punkt 7 „... warnt davor, dass die bilateralen Kooperationsabkommen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den einzelnen RGW-Ländern aufgrund ihres doppeldeutigen 
Charakters als Plattform für die Umgehung der gemeinsamen Handelspolitik benutzt werden“ (S. 17); im Punkt 
25 „... stellt fest, dass der Ost-West-Handel infolge der wirtschaftlichen und politischen Lage abflaut...“ (S. 19); 
im Punkt 26 „... fordert die Kommission... auf ... a) ein gründliches Verfahren zur Überprüfung der gesamten 
Handelstätigkeit und der Handelsbeziehungen zwischen der Gemeinschaft und den COMECON-Ländern 
einzuführen, b) ...eine Analyse dieses Handels und der Handelsbeziehungen durchzuführen, um Gewißheit 
darüber zu erlangen: ob Produkte oder know-how in die COMECON-Länder gelangen, speziell in die 
Sowjetunion, die den militärischen Anstrengungen der Sowjets mittelbar oder unmittelbar Vorschub leisten, ... 
ob die Gemeinschaft auf irgendeinem wichtigen Gebiet von Importen aus COMECON-Ländern abhängig 
wird...“ (S. 20), in: Amtsblatt der Europäische Gemeinschaften vom 08.11.1982, Entschließung zu den 
Beziehungen zwischen der Europäischen Wirtschaftgemeinschaft und den osteuropäischen Staatshandelsländern 
sowie dem RGW (COMECON) vom 11.10.1982, Nr. C 292/15. 
240 Europäische Gemeinschaften, Einheitliche Europäische Akte, unterzeichnet von den Außenministern der EG-
Mitgliedstaaten in Luxemburg im Februar 1986, Brüssel, in: Europa-Archiv, a.a.O., Folge 6/1986, D 163ff. 
241 ebenda, S. D 176 
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Titel III Art. 30 gestärkt. Das „Kohärenzgebot“ der gemeinsamen Außenpolitik ist mit der 
innenpolitischen Entwicklung der Europäischen Gemeinschaften verbunden. Im 
Unionsvertrag Art. 3 (im Maastrichter Vertrag Art. C) wird sowohl der innen- als auch der 
außenpolitische Aspekt242 hervorgehoben: „Die Union verfügt über einen einheitlichen 
institutionellen Rahmen, der die Kohärenz und Kontinuität der Maßnahmen zur Erreichung 
ihrer Ziele unter gleichzeitiger Wahrung und Weiterentwicklung des gemeinsamen 
Besitzstandes sicherstellt. Die Union achtet insbesondere auf die Kohärenz aller von ihr 
ergriffenen außenpolitischen Maßnahmen im Rahmen ihrer Außen-, Sicherheits-, Wirtschafts- 
und Entwicklungspolitik...“243
In dem am 26.02.1990 unterzeichneten Abkommen über den Handel und die 
handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der EWG und EURATOM 
einerseits und der UdSSR andererseits, erklärt die UdSSR: „Eingedenk der Bestimmungen der 
Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und der 
Schlußdokumente der Folgetreffen der Teilnehmerstaaten der KSZE sowie im Rahmen der 
Wirtschaftsreformen verpflichtet sich die UdSSR in den Grenzen ihrer Befugnisse zur 
Erleichterung der handelspolitischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit und zur Förderung 
des beiderseitigen Handels insbesondere folgende Maßnahmen zu treffen:  
a) Erleichterung der Einreise, des Aufenthalts und der Bewegungsfreiheit von 
Geschäftsleuten der Gemeinschaft in der UdSSR;  
b) Erleichterung des direkten Zugangs von Geschäftsleuten der Gemeinschaft zu 
Geschäftkontakten und zu Endabnehmern innerhalb der UdSSR; 
c) Erleichterung von Einrichtung des Betriebs von Vertretungen von Firmen der 
Gemeinschaft in der UdSSR...; 
d) Erleichterung und nichtdiskriminierende Behandlung bei der freien Einstellung des von 
diesen Firmen benötigten inländischen Personals; 
e) Keine Anreize für Kompensationsgeschäfte durch die in der UdSSR ansässigen Firmen; 
f) Zentrale Lizenzerteilung in der UdSSR durch eine einzige staatliche Behörde, um die 
ordnungsgemäße Durchführung von Artikel 5 sicherzustellen.“244 (nach Art. 5 verpflichtet 
                                                 
242 Vgl. Gottschald, M., Die GASP von Maastricht bis Nizza, Die Ergebnisse und Beschlüsse der  
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU seit ihrer Entstehung bis zum Vertrag von Nizza, Nomos 
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2001, S. 26 
243 Vertrag über die Europäische Union (EU), vom 07.02.1992, in der Fassung vom 02.10.1997, 
abgedruckt in: Vertrag von Amsterdam, Texte des EU-Vertrages und des EG-Vertrages, Läufer T. (Hrsg.), 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Europa Union Verlag, Bonn 1998, S. 21 
244 Amtsblatt der Europäische Gemeinschaften, vom 15.03.1990, Nr. L 68/1, Beschluss des Rates vom 
26.02.1990 über den Abschluß des Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
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sich die UdSSR „zur nichtdiskriminierenden Behandlung bei der Anwendung 
mengenmäßiger Beschränkungen, der Lizenzerteilung und der Devisenzuteilung für 
Einfuhren von Waren aus der Gemeinschaft.“245)  
Nach Art. 22 dieses Abkommens wurde ein „Gemischter Ausschuß“ eingesetzt, der einmal im 
Jahr abwechselnd in Moskau und Brüssel tagen (Abs. 1d) und als Organ zur Förderung der 
Wirtschaftskooperation (Abs. 2b) fungieren sollte.  
Eine Grundlage der EU-RF-Kooperaton bildet zur Zeit das am 01.12.1997 in Kraft getretene 
Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedern einerseits und der 
Russischen Föderation andererseits (PKA-Abkommen).246 Fast ein Vierteljahrhundert nach 
dem Helsinki-Prozess hieß es: „die Achtung der Grundsätze der Demokratie und der 
Menschenrechte, wie sie insbesondere in der Schlussakte von Helsinki und in der Pariser 
Charta für ein neues Europa definiert sind, sind die Grundlage der Innen- und Außenpolitik 
der Vertragsparteien und wesentlicher Bestandteil der Partnerschaft dieses Abkommens.“ 
(Art. 2)247  
Das Ziel der Partnerschaft zwischen der EU, ihren Mitgliedern und der Russischen Föderation 
besteht seit 1997 darin, „einen geeigneten Rahmen für die schrittweise Integration zwischen 
Russland und einem größeren Raum der Zusammenarbeit in Europa zu schaffen...“ (Art. 1)248 
Die Ideen des europäischen Friedensprozesses in Form von Verpflichtung der 
Vertragsparteien zur „Achtung der Grundsätze der Demokratie und Menschenrechte, wie sie 
insbesondere in der Schlussakte von Helsinki und in der Pariser Charta für ein neues Europa 
definiert sind...“249 (Art. 2), sowie in Form von der Einrichtung des Politischen Dialogs „zur 
Intensivierung von politischen Beziehungen, der stärkeren Annäherung der Standpunkte in 
internationalen Fragen von beidseitigem Interesse und dadurch Erhöhung der Sicherheit und 
                                                                                                                                                        
Europäischen Atomgemeinschaft und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über den Handel und die 
handelspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit im Namen der Europäischen Wirtschaftgemeinschaft 
(90/116/EWG), Anhang III, S. 17 
245 ebenda, S. 4 
246 Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedern einerseits und der Russischen Föderation andererseits, 
unterzeichnet am 24.06.1994, in Kraft getreten 01.12.1997, in: ABI (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften) L. 327 vom 28.11.1997, S. 3-69, s. auch in Englisch, Agreement on Partnership and 
Cooperation,  
in: WebWW http://europa.eu.int/comm/external_relations/ceeca/pca/pca_russia.pdf, vom 08.11.2004 
247 ebenda, S. 5 
248 ebenda 
249 ebenda 
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Stabilität, ...“250 (Art. 6) wurden im PKA-Abkommen von 1997 weiterentwickelt. Russland 
will sich bemühen, „seine Rechtsvorschriften schrittweise mit dem Gemeinschaftsrecht in 
Einklang zu bringen“251 (Art. 55, Abs. 1). Eines der durch das PKA-Abkommen 
eingerichteten Instrumente sind die regelmäßig stattfindenden EU-RF-Summits. (s. Kap. 7) 
Nach EU-Vertrag (Titel V, Art. 12)252 gehören die Beschlüsse über gemeinsame Strategien 
zum Instrumentarium der GASP. Der strategische Rahmen der EU-Außenpolitik in Bezug auf 
Russland wurde langfristig in der Gemeinsamen EU-Strategie für Russland253 vom 
04.06.1999 vereinbart. Die Strategie stellte eine neue Form der GASP der EU dar. „Das 
Wesen der gemeinsamen Strategie liegt... darin, die als prioritär definierten Handlungsfelder 
einer europäischen Außenpolitik konzeptionell zu erfassen und einzelne Elemente dann im 
Wege beschleunigter Entscheidungsverfahren umzusetzen.“254  
Laut der Mittelfristigen Strategie der Russischen Föderation sind bis 2010 folgende 
Schwerpunkte beabsichtigt: die strategische Ausrichtung der Partnerschaft: die Schaffung von 
Europa ohne Trennlinien, z.B. durch die Ausarbeitung der Sicherheitscharta; die Erweiterung 
des Formats und die Steigerung der Effektivität des politischen Dialogs; die Entwicklung des 
Handels und der Investitionen; die Zusammenarbeit im Finanzbereich; die Wahrung der 
russischen Interessen bei der EU-Osterweiterung; die Entwicklung der gesamteuropäischen 
Kooperationsinfrastruktur; die Zusammenarbeit im Bereich der Kultur, Technik und des 
Schutzes des intellektuellen Eigentums; die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, 
insbesondere die Entwicklung des Inhalts der „Nördlichen Dimension“ und die Förderung des 
Kaliningrader Gebiets als Pilotregion sowie die Entwicklung der Regionen bis zum Niveau 
der EUREGIO-Standards; die Entwicklung der rechtlichen Grundlagen, die Angleichung der 
volkswirtschaftlichen Gesetzgebung und der technischen Standards; die Kooperation im 
                                                 
250 ebenda 
251 ebenda, S. 18 
252 Vertrag von Amsterdam, a.a.O., 1998, S. 25 
253 Gemeinsame Strategie der Europäischen Union für Russland vom 04.06.1999, in: Internationale Politik, 
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im Praxistest 1993-2003, Institut für Europäische Politik, Berlin (Hrsg.), Reihe Europäische Schriften 80, Nomos 
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Justizbereich; die Rolle der Geschäftskreise bei der Entwicklung der Kooperation; die 
Sicherung der Durchführung der Strategie in Russland. 255
Bei der Entwicklung des europäischen Integrationsprozesses kann man insgesamt von einem 
beidseitigen Lernprozess256 im EG-Sowjetunion- und EU-Russland-Verhältnis sprechen. 
Das ferne Ziel der EGKS, „... durch die Errichtung einer wirtschaftlichen Gemeinschaft den 
ersten Grundstein für eine weitere und vertiefte Gemeinschaft unter Völkern zu legen...“,257 
bestimmte über Jahrzehnte das Dilemma der europäischen Entwicklung durch die Vertiefung 
und/oder die Erweiterung. 
Die Annahme, dass es vielleicht zwei untrennbare Merkmale258 ein und desselben Prozesses 
sind, hat zur Konsequenz, dass es sich um die Integrationsfähigkeit der EU handelt. Die 
Integrationsfähigkeit ist nicht nur als eigene Aufgabe, sondern auch als Selbstreflexion 
relevant. Die veränderte Verfasstheit der Union bietet diese Chance an.  
 
4 2 Subsidiarität als Architekturprinzip für eine zukünftige Union 
In diesem Kapitel steht zum einen das Problem der Souveränität, zum anderen das Problem 
der Demokratie im erweiterten Europa im Mittelpunkt der Analyse. Dabei kommt dem 
Subsidiaritätsprinzip als einer Integrationsgrundlage eine besondere Rolle zu. Da die 
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips in den Transformationsländern eine 
demokratiefördernde Grundlage bilden kann, wird im Unterkapitel 4 4 auf die 
konzeptionellen Unterschiede zwischen dem „westlichen“ und „russischen“ Verständnis für 
die Subsidiarität eingegangen, die letztendlich mit den gravierenden Auswirkungen auf die 
Reformen des russischen Föderalismus verbunden sind (s. Kap. 4 4, 5). 
                                                 
255 Strategija raswitija otnoschenij Rossijskoj Federazii s Ewropejskim Sojuzom na srednesrotschnuju 
perspektiwu (2000–2010 gg.) [The Russian Federation Middle Term Strategy Towards The European Union 
(2000-2010)], in Englisch, in: WebWW http://www.delrus.cec.eu.int/en/p_245.htm, vom 25.05.2005; in 
Russisch, in: WebWW http://www.delrus.cec.eu.int/ru/p_474.htm, vom 25.05.2005, eigene Übersetzung 
256 S. zum Begriff „Lernprozess“ in Bezug auf die sowjetische Außenpolitik: Schulz, E., a.a.O., 1975, S. 204 
257 Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 18. April 1951 
(Auszug), in: Bundesgesetzblatt, 1952, II, S. 447ff., abgedruckt in: Gasteyger, C., a.a.O., D 19, Bonn 2001, S. 90 
258 „...Beides sind politische Imperative – die Erweiterung, weil die Öffnung der Union für weitere Mitglieder 
nicht nur ein Akt der Solidarität gegenüber den mittel- und osteuropäischen Ländern ist, sondern auch die 
wirkungsvolle Konfliktprävention in Europa im Sinne des Grundgedankens der europäischen Integration 
darstellt; die Vertiefung, weil andernfalls die politische Handlungsfähigkeit der Union, das heißt, die Fähigkeit, 
Entscheidungen zu treffen und diese zu implementieren, endgültig an ihre Grenzen stößt.“ Fröhlich, S., Abschied 
vom alten System – die Erweiterung erfordert drastische Reformen der EU-Institutionen, in: Zeitschrift für 
Politikwissenschaft, Jg. 12, H. 3, 2002, S. 1100 
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These: Vor dem Hintergrund der fortgeschrittenen Entwicklung der Europäischen 
Wirtschaftsunion, die sich durch die Erweiterungen im Vergleich zur ursprünglichen Gestalt 
verändert hat, wird die Notwendigkeit der Verschiebung der politischen Prioritäten in der 
„Architektur“259 des europäischen Gebildes notwendig und durch die Anwendung des 
Subsidiaritätsprinzips möglich.  
Die Überlegungen konzentrieren sich auf die folgenden Fragen:  
- Inwieweit öffnet der Verlust an Souveränität in ihrem klassischen Sinne die 
Möglichkeiten für Subsidiarität und Demokratie? 
- Was sind die Mechanismen für die Demokratisierung der erweiterten EU? 
Unter „Subsidiarität“ versteht man in den Sozialwissenschaften u.a. „ein antitotalitäres und 
demokratisch-pluralistisches Prinzip, das eng mit Föderalismus- und 
Dezentralisierungsvorstellungen (die im übrigen nicht ohne weiteres zusammenfallen) 
verbunden ist.“260 Ein erweiterter politikwissenschaftlicher Begriff der Subsidiarität stammt 
von W. Böttcher. Danach versteht man „... unter Subsidiarität die aktive Unterstützung eines 
Nationalstaates oder der Europäischen Union, die lokalen und regionalen Subsysteme im 
Sinne demokratischer Partizipation höher zu entwickeln, selbst unter Hinnahme des eigenen 
Machtverlusts.“261
Mit der Einheitlichen Europäischen Akte im Jahre 1986 ist das Subsidiaritätsprinzip in das 
Gemeinschaftsrecht eingegangen: „Die Gemeinschaft wird im Bereich der Umwelt insoweit 
tätig, als die in Absatz 1 genannten Ziele besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden 
können als auf der Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten...“ (Art. 130r, Abs. 4).262  
Seitdem das Subsidiaritätsprinzip im Maastrichter Vertrag seine vertragliche Verankerung als 
allgemeiner Grundsatz erhalten hat, stellt es eine normative Größe in den vielschichtigen 
Diskussionen über die EU-Reformen dar. „Das Subsidiaritätsprinzip repräsentiert im Vertrag 
einen Schlüsselbegriff, der stellvertretend für eine ganze Reihe von integrationspolitischen 
Neuerungen und Reformen steht: für die Kohärenz der angezielten Europäischen Union, für 
eine neue Machtverteilung zwischen den europäischen Institutionen, für einen weitreichenden 
                                                 
259 Die Architektur der erweiterten Union wird hier mit dem Begriff einer Ordnung in Verbindung gebracht. 
Demzufolge wird die Rolle des Subsidiaritätsprinzips als eines Ordnungsprinzips hier hervorgehoben. 
260 Waschkuhn, A., Was ist Subsidiarität? Ein sozialphilosophisches Ordnungsprinzip: Von Thomas von Aquin 
bis zur „Civil Society“, Westdeutscher Verlag, Opladen 1995, S. 9 
261 Böttcher, W., Krawczynski, J., Subsidiarität für Europa, Reihe Zur Zukunft Europas, Bd. 1, Lit Verlag 
Münster-Hamburg-London 2002, S. 38; 1. Ausgabe des Buches: Europas Zukunft – Subsidiarität, Schaker, 
Aachen 2000, s. S. 50 
262 Europäische Gemeinschaften, Einheitliche Europäische Akte, a.a.O., 1986, D 174 
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Demokratisierungsschub, schließlich für größere Bürgernähe.“263 Die Subsidiarität wird zum 
Mechanismus, der eine effiziente Verwaltung garantiert, wenn sich die Auffassung von der 
Subsidiarität auf die vertikale Dimension bezieht und die Eigenverantwortung und 
Selbstbestimmung der niedrigeren Ebenen als sekundär betrachtet wird.264  
Die normative Wahrnehmung dieses Begriffs verschließt manchmal den Blick auf seine 
Anwendungsmöglichkeiten. Es ist interessant, ob der Anspruch des Subsidiaritätsprinzips als 
universale Norm auch für die Integrationsgeflechte durch seine Anwendungsmöglichkeiten 
gerechtfertigt ist. Hier wird von dem Ansatz ausgegangen, dass die Bedeutung des 
„Mehrebenen-Modells“265 zur Deskription der EU-Wirklichkeit in den Diskursen der 90er 
Jahre nicht zu überschätzen ist. Die Ursache liegt vor allem in der stattgefundenen 
Veränderung innerhalb des Nationalstaates, weil „... die Reichweite seiner Politik territorial 
begrenzt, die Adressaten seiner Politik aber transnational beweglich oder gar exterritorial 
verankert sind.“266 „Die – relative - Einfachheit des souveränen unitarischen Zentralstaates 
wird zunehmend von komplexen Formen der Machtverteilung überlagert, da die 
überstaatliche Ebene der Europäischen Gemeinschaft hinzukommt sowie die innerstaatliche 
Ebene der Länder, der Regionen, der Autonomen Gemeinschaften etc. Die Diskussion über 
die Zukunft der Gemeinschaft wird nicht mehr von der Existenz der Mitgliedstaaten 
bestimmt, sondern auch von der internen Entwicklung der Gebietskörperschaften, die per 
Verfassung oder Gesetz über spezifische Kompetenzen verfügen. Es findet also ein doppelter 
Prozeß der Verlagerung nationalstaatlicher Kompetenzen statt, eine doppelte 
„Föderalisierung“ des Staates, parallel nach oben und nach unten.“267  
Die Frage nach dem Verlust an Souveränität in ihrem klassischen Sinne, die sich auf die 
Unterscheidung von „der inneren und äußeren Souveränität“268 stützt, spielt dabei eine 
                                                 
263 Richter, E., Das republikanische Europa, Aspekte einer nachholenden Zivilisierung, Leske+Budrich, Opladen 
1999, S. 192 
264 Vgl. Vis, J., Subsidiarität, Kommunitarismus und der Ausbau föderaler Strukturen in Europa, in: Wenturius, 
N. (Hrsg.), Föderalismus und die Architektur der europäischen Integration, Südosteuropa-Studien, Bd. 55, 
Südosteuropa-Gesellschaft, München 1994, S. 172-173 
265 Vgl. Jachtenfuchs, M., Kohler-Koch, B., Regieren im dynamischen Mehrebenensystem, in: 
Jachtenfuchs, M., Kohler-Koch, B. (Hrsg.), Europäische Integration, Leske+Budrich, Opladen 1996, S. 15-44, 
insbesondere S. 21 
266 ebenda, S. 22 
267 Constantinesco, V., Subsidiarität: Zentrales Verfassungsprinzip für die Politische Union, in: 
integration 4/1990, S. 165-178, abgedruckt in: Hrbek, R., Jopp, M., Lippert, B., Wessels, W. (Hrsg.), Die 
Europäische Union als Prozeß: Verfassungsentwicklungen im Spiegel von 20 Jahren der Zeitschrift integration; 
zu Ehren von H. Schneider, Institut für Europäische, IEP, Europa Union Verlag, Bonn 1998, S. 341 
268 „Souveränität – rechtliche Unabhängigkeit des Staates von anderen Staaten sowie die Ausübung der 
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besondere Rolle. Die Interdependenzen der globalisierten Welt stehen im Widerspruch zu den 
nationalstaatlichen Ambitionen der Beibehaltung dieses Gewaltmonopols. Es wäre 
problematisch, die EU-politischen Ereignisse, wie das negative Ergebnis des 
Verfassungsreferendums am 29.05.2005 in Frankreich, nur als einen Beweis für die 
einflussreiche Position des Nationalstaates im europäischen Gefüge zu betrachten. Die 
vermeintlichen Folgen der nationalstaatlichen Politik haben u.a. ihre Ursachen in 
zunehmenden Globalisierungstendenzen auf der einen und in gleichzeitig zunehmenden 
Regionalisierungstendenzen auf der anderen Seite. Eher sind solche Ereignisse ein Beweis für 
die fehlende Legitimation des absoluten Gewaltmonopols des Staates. 
Der europäische Integrationsprozess hat historisch dazu geführt, dass eine neue Art der 
Struktur in den internationalen Beziehungen entstanden ist. Die Europäische Union kann 
weder als internationale Organisation noch als Staat betrachtet werden. Diese Struktur kann 
am besten mit dem Begriff “Mehrebenen-System” beschrieben werden.  
Bezogen auf das Problemlösungspotenzial hinsichtlich der demokratischen Legitimation 
innerhalb dieser Struktur, gewährt, unserer Auffassung nach, das Subsidiaritätsprinzip den 
effektivsten Gestaltungsrahmen.  
Die Qualität des Subsidiaritätsprinzips als eines Architekturprinzips der Europäischen Union 
ist in Bezug auf die Kompetenzaufteilung vertikal zwischen den Ebenen und horizontal269 
zwischen den Gemeinschaftsorganen zu beobachten. 
Der Artikel 5 EGV reglementiert die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips: „...In den 
Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, wird die Gemeinschaft nach 
dem Subsidiaritätsprinzip nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen 
Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können und 
daher wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene erreicht 
werden können.“270 Seit dem „Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der 
Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit“271 des EGV wird das Subsidiaritätsprinzip als ein 
„dynamisches Konzept“ interpretiert, das unter „Berücksichtung der im Vertrag festgelegten 
Ziele“ angewendet werden sollte und je nach den Umständen zur Erweiterung, Einschränkung 
                                                                                                                                                        
Staatsgewalt im Inneren,“ in: Lexikon-Institut Bertelsmann (Hrsg.), Bertelsmann Universal Lexikon, 
Bertelsmann Lexikon Verlag, Gütersloh 1991, S. 835 
269 In Anlehnung an den Begriff „horizontale Kompetenzordnung“ von Müller-Graf, P.-C., Die 
Kompetenzen in der Europäischen Union, in: Weidenfeld, W. (Hrsg.), Europa-Handbuch, Bd. 1: Die 
Europäische Union – Politisches System und Politikbereiche, 3. akt. u. überarb. Aufl., Verlag Bertelsmann 
Stiftung, Gütersloh 2004, S. 163 
270 Vertrag von Amsterdam, a.a.O., 1998, S. 58 
271 ebenda, S. 299-303 
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oder Einstellung der „Tätigkeit der Gemeinschaft im Rahmen ihrer Befugnisse“ führen kann. 
(Abs. 3 des Protokolls).272  
Im Sinne der in dem Entwurf des europäischen Verfassungsvertrags (VVE) festgelegten 
Definition wird das Subsidiaritätsprinzip folgendermaßen verstanden: „Nach dem 
Subsidiaritätsprinzip wird die Union in den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche 
Zuständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen 
Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler 
Ebene ausreichend erreicht werden können, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs oder 
ihrer Wirkung auf Unionsebene besser erreicht werden können.“ (Art. I-9, Abs. 3).273
Hier werden die Zuständigkeitsgrenzen der Union hervorgehoben.274 Man könnte auch von 
der Einschränkung der Zuständigkeiten der Union zugunsten der Mitgliedstaaten275 sprechen, 
denn nach dem Art. I-9, Abs. 2 „... wird die Union innerhalb der Grenzen der Zuständigkeiten 
tätig, die die Mitgliedstaaten ihr in der Verfassung zur Verwirklichung der darin 
niedergelegten Ziele zugewiesen haben. Alle der Union nicht in der Verfassung zugewiesenen 
Zuständigkeiten verbleiben bei den Mitgliedstaaten.“276 Das Missverständnis birgt die 
Gleichstellung vom Subsidiaritätsprinzip und der „Zuweisungskompetenz,“ die voraussetzt, 
„... dass nur der Nationalstaat über die allgemeine Zuständigkeit verfügt, während die 
Europäischen Gemeinschaften nur spezielle Zuständigkeiten innehaben.“277
Wird demzufolge der Befürchtung vor der Schaffung eines einheitlichen Europa-Staates die 
Grundlage entzogen?  
In dem Entwurf des Verfassungsvertrags wird „der Grundsatz der begrenzten 
Einzelermächtigung“(Art. I-9, Abs. 1)278 zum austauschbaren Begriff für die in dem EGV 
                                                 
272 ebenda, S. 300 
273 Europäische Gemeinschaften, Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, Europäischer  
Konvent 13.06./10.07.2003, Luxemburg, Amt für amtliche Veröffentlichungen der EG, 2003, S. 15 
274 Vgl. Fischer, K. H., Konvent zur Zukunft Europas, Texte und Kommentar..., Nomos 
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2003, S. 131 
275 Über die Subsidiarität als Strukturprinzip seit dem Maastrichter Vertrag vgl. Böttcher, W., 
Krawczynski, J., a.a.O., 2002, S. 27. Böttcher, W., Krawczynski, J., a.a.O., 2000, S. 37 „...die Einfügung der 
Subsidiarität in den Vertragstext bildet aus der Sicht eines anzustrebenden einheitlichen, föderalen Europas eher 
einen Rückschritt. Er überlässt die Kompetenzausweitung der Europäischen Gemeinschaft mehr oder weniger 
der Beurteilung der Mitgliedstaaten. Gemeinschaftskompetenzen werden somit eingeschränkt.“  
276 Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 15 
277 Constantinesco, V., a.a.O., 1998, S. 347 
278 Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 15 
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„zugewiesenen Befugnisse und gesetzten Ziele“ für die Tätigkeit der Gemeinschaft (Art. 5, 
EGV).279
Die Schwierigkeit der genauen Abgrenzung sowie der konkurrierenden Kompetenzlage der 
Zuständigkeiten zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten wird in Teil I, Titel III, 
Art. I-11 bis Art. I-13 VVE kaum behoben. Es werden drei Zuständigkeitsbereiche festgelegt: 
ausschließliche Zuständigkeiten der Union (Art. I-11, Abs. 1), geteilte Zuständigkeiten (Art. 
I-11, Abs. 2), ausschließliche Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten (Art. I-11, Abs. 5).280 Nach 
Art. I-12 VVE fallen in die ausschließliche Zuständigkeit der Union folgende Bereiche: die 
Währungspolitik für die „Euro-Staaten“, die gemeinsame Handelspolitik, die Zollunion, die 
Fischereipolitik im Sinne der Erhaltung der biologischen Meeresschätze, der Abschluss der 
internationalen Übereinkommen, wenn das in einem Rechtsakt der Union vorgesehen ist oder 
einen Rechtsakt der Union beeinträchtigt.281  
Die Hauptbereiche der geteilten Zuständigkeit umfassen: den Binnenmarkt; den Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, die Landwirtschaft und Fischerei, ausgenommen die 
Erhaltung der biologischen Meeresschätze; den Verkehr und transeuropäische Netze; die 
Energie; die Sozialpolitik hinsichtlich der in Teil III genannten Aspekte; den wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt; die Umwelt; den Verbraucherschutz, gemeinsame 
Sicherheitsanliegen im Bereich des Gesundheitswesens (Art. I-13, Abs. 2).282 In diesen 
Bereichen der geteilten Zuständigkeit werden die Mitgliedstaaten dann tätig, wenn die Union 
ihre Zuständigkeit nicht ausgeübt oder entschieden hat, dies nicht zu tun (Art. I-11, Abs. 2).  
Die ausschließlichen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten sind nicht aufgelistet. Die 
Mitgliedstaaten sind somit durch den Art. I-11 Abs. 1 ausschließlich zuständig, wenn die 
Zuständigkeiten nicht in den Bereich der ausschließlichen Kompetenz der Union oder der 
geteilten Kompetenz der Union und der Mitgliedstaaten fallen.  
Die Stärkung der Rolle der nationalen Parlamente für die Überwachung der Einhaltung des 
Subsidiaritätsprinzips wird sowohl im Art. I-9, Abs. 3, als auch im „Protokoll über die 
Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit“283 vollzogen. Im 
Falle eines angenommenen Verstoßes gegen das Subsidiaritätsprinzip kann jedes nationale 
Parlament oder eine Kammer des nationalen Parlaments des Mitgliedstaates nach der 
Konsultation der regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnissen innerhalb von sechs 
                                                 
279 Vertrag von Amsterdam, a.a.O., 1998, S.58 
280 Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 16 
281 Vgl. ebenda, S. 17 
282 Vgl. ebenda 
283 Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 293-295 
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Wochen in Bezug auf den Gesetzgebungsvorschlag der Kommission eine Stellungnahme an 
den Präsidenten des Europäischen Parlaments, des Ministerrates und der Kommission richten 
(Abs. 5 des Protokolls).284 „Die Überprüfungs- und Begründungspflicht“285 liegt bei der 
Kommission, die begründet an ihrem Vorschlag festhalten, ihn ändern oder zurückziehen 
kann (Abs. 6 des Protokolls).286  
Die Erweiterung des Einflussbereichs gegenüber den nationalen Parlamenten wird im Art. I-
17 VVE einerseits dadurch relativiert, dass „ein Tätigwerden der Union im Rahmen der im 
Teil III festgelegten Politikbereiche...“287 vom Bereich des Gemeinsamen Marktes (gemäß 
Art. 308 EGV) auf die Ziele der Verfassung ausgedehnt wurde.288 Andererseits muss das 
Europäische Parlament nicht nur angehört werden, sondern auch den Vorschriften des 
Ministerrates zustimmen,289 die die Befugnisse enthalten, die in der Verfassung nicht 
vorgesehen sind und vom Ministerrat auf Vorschlag der Kommission neu vereinbart wurden 
(Art. I-17 Abs. 1). 
Ob nur die verstärkte Rolle der nationalen Parlamente sowie des Europäischen Parlaments 
einen geeigneten Mechanismus für die Demokratisierung der erweiterten EU darstellt, ist 
genauso fragwürdig, denn man könnte darin den Versuch sehen, den allerseits befürchteten 
Europa-Staat durch die Stärkung der ohnehin gefestigten Position der Nationalstaaten zu 
etablieren.290
In der erweiterten Europäischen Union könnte sich die wichtige Funktion des 
Subsidiaritätsprinzips entfalten, die „... weniger darin besteht, die jeweiligen Kompetenzen 
der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten zu begrenzen, als vielmehr darin, 
                                                 
284 ebenda, S. 294 
285 Zum Begriff vgl. Fischer, K. H., a.a.O., 2003, S. 512 
286 Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 294 
287 ebenda, S. 19 
288 Fischer, T. Kompetenzordnung und Handlungsinstrumente – Verhaltene Reformansätze in der 
Verfassung, in: Weidenfeld, W. (Hrsg.), Die Europäische Verfassung in der Analyse, Verlag Bertelsmann 
Stiftung, Gütersloh 2005, S. 113, sowie Fischer, K. H., a.a.O., 2003, S. 141 
289 Vgl. Fischer, K.H., a.a.O., 2003, S. 141 
290 Vgl. dazu „In der EU ist vielmehr eine “governance without government” zu beobachten, welche nicht nach 
nationalstaatlichen Analogien zu erfassen ist – weshalb im übrigen auch die Forderung nach einem Ausbau der 
Kompetenzen des Europäischen Parlaments gegenüber Rat und Kommission dahingehend problematisch ist, 
dass sie letztlich die EU, die eben kein Staat ist, nach staatlichen Kategorien beurteilt.“ Rotte, R., Zur Didaktik 
politikwissenschaftlicher Theorien der europäischen Integration, Electronic Discussion Papers / IPW-
Arbeitspapiere, Nr. 3 / November 2003, IPW, Aachen und IZA, Bonn,  PDF-Datei  in: WebWW 
http://www.ipw.rwth-aachen.de/discframe_3.html, vom 23.02.2006, S.15 
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Gemeinschaftskompetenzen zu legitimieren.“291 Das Subsidiaritätsprinzip bietet aufgrund 
seiner gezielten Einbeziehung der kleinsten Einheit eine Basis für die Vertiefung der 
erweiterten Union. Diese findet auf dem Niveau der Bürgernähe durch die demokratische 
Ausübungsmöglichkeit - die Partizipation - statt.  
Für die Gesellschaften in Ost- und Mitteleuropa, bilden die Bürger- und Freiheitsrechte nach 
1989 dementsprechend, neben der Attraktivität der Teilnahme an den prosperierenden 
Wirtschaftsbündnissen, eines der Hauptmotive zur aktiven Gestaltung der Transformation 
innerhalb der Europäischen Union. „Subsidiarität ist ein Bestandteil eines integrativ-
dynamischen Demokratiekonzeptes; er will Freiheitschancen ermöglichen, strukturelle 
Nachteile ausgleichen und das bonum commune (Gemeinwohl) befördern.“292
Die nach dem Gipfel von Köln 1999 erarbeitete EU-Grundrechtscharta293 vom 02.10.2000 ist 
zum „Vorboten“ des EU-Verfassungsvertrags geworden. Sie ist auf dem Gipfel von Nizza294 
im Dezember 2000 proklamiert worden. Auf dem Nizza-Gipfel wurde unter anderem durch 
eine Erklärung des Rates der Europäischen Union „zu einer breiter angelegten Diskussion 
über die künftige Entwicklung der Europäischen Union“295 aufgefordert. Die Schwerpunkte 
dieser Entwicklung bildeten Themenkomplexe, wie die dem Subsidiaritätsprinzip 
entsprechende Kompetenzabgrenzung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten und die 
Kontrolle ihrer Einhaltung, der Status der EU-Grundrechtscharta, die Rolle der nationalen 
Parlamente in der Architektur Europas und die Vereinfachung der Verträge ohne die 
inhaltlichen Änderungen.296 Nach Art. II-51 VVE gilt die Charta für die Organe, 
Einrichtungen, Ämter und Agenturen der Union unter Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips 
und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union.297 
Durch die Aufnahme der Grundrechtscharta in den Entwurf des Verfassungsvertrags (VVE) 
wurde das Ziel des Schutzes des Einzelnen und seiner Rechte vor der Willkür der 
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292 Waschkuhn, A., a.a.O., 1995, S. 64 
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Internationale Politik, 2/2001, S. 60ff., zitiert nach: Rat der EU, Brüssel, in: WebWW 
http://ue.eu.int/df/docs/de/CharteDE.pdf 
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WebWW http://europa.eu.int/eur-lex/lex/de/treaties/dat/12001C/pdf/12001C_DE.pdf, vom 27.04.2005 
295 Vertrag von Nizza, von der Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten der  
Europäischen Union beschlossen am 12.12.2000 (Auszüge), Anlage IV Erklärung für die Schlussakte der 
Konferenz zur Zukunft der Union, Rat der EU in: Internationale Politik, 2/2001, S. 99f. 
296 Vgl. ebenda, S. 100 
297 Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 81 
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einheitlichen zentralisierten Entscheidungen festgehalten. Das Subsidiaritätsprinzip sollte eine 
Art Kontrollmöglichkeit für jede einzelne Entscheidung gewährleisten. Die Möglichkeit der 
Anwendung des Subsidiaritätskonzeptes in Bezug auf die „Durchführung des Rechts der 
Union“ erweitert allerdings weder den „Geltungsbereich des Unionsrechts“, noch den 
Handlungsrahmen der Mitgliedstaaten.298
Innerhalb des Systems in der erweiterten Europäischen Union finden sich auch die Konflikte, 
die die Bedeutung der nationalstaatlichen Idee in den mittel- und osteuropäischen 
Transformationsgesellschaften zur Geltung bringen. „Für die Rückkopplung europäischer 
Politik gegenüber den von EU-Politik Betroffenen kommt subnationalen 
Gebietskörperschaften allerdings eine zentrale Funktion zu.“299 Aus Sicht der Mitgliedstaaten, 
die 2004 beigetreten sind, ist die EU-Integrationsstrategie mit den Leitlinien der 
Modernisierungsstrategie des jeweiligen Landes verbunden, die gleichzeitig auf den 
verschiedenen Ebenen stattfindet, und das strategische Vorgehen verlangt.300 Hier spiegelt 
sich die im theoretischen Teil zur Transformationsforschung benannte Problematik wider.  
Die EU-Regionalpolitik ist dementsprechend einer der zentralen Bereiche, die momentan zum 
Mechanismus der erweiterten EU gehören. Die regionale Ebene spielt eine entscheidende 
Rolle bei dem bewerkstelligten Übergang zur Anwendung des Subsidiaritätsprinzips. Da 
Subsidiarität „vorrangige Zuständigkeit der bürgernäheren Gebietskörperschaftsebenen“301 
ist, gewinnt der Wortlaut des Art. I-5 Abs. 1 VVE an großer Bedeutung: „Die Union achtet 
auf die nationale Identität der Mitgliedstaaten, die in deren grundlegender politischer und 
verfassungsrechtlicher Struktur einschließlich der regionalen und kommunalen 
Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt.“302 In der erweiterten Europäischen Union hat dies 
eine doppelte Auswirkung: erstens wird diesen Gebietskörperschaften zum ersten Mal durch 
                                                 
298 Vgl. Fischer, K.H., a.a.O., 2003, S. 236 
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die Anerkennung ihrer Tätigkeiten und Beiträge auf europäischer Ebene eine neue Qualität 
verliehen,303 zweitens wird der nationalen Ebene, vor allem in Bezug auf die jüngsten EU-
Mitglieder, Rechnung getragen. 
„Darüber hinaus bleibt das Subsidiaritätsprinzip in seiner allgemeinen Gestalt ein Wert, 
dessen Sinn und Bedeutung darin liegt, dass der Aufbau Europas unter Mitwirkung der 
Bürger von unten nach oben erfolgt und eine neue Aufgabenteilung zwischen den EU-
Organen, den Mitgliedstaaten und ihren Ländern oder Regionen gewahrt wird. Der normative 
Legitimationsgrund ist ein Europa der Vielfalt, das die Mannigfaltigkeit europäischer 
Kulturen und Landschaften, die Besonderheiten und Eigeninteressen der kleineren Einheiten 
im gestuften Aufbau sowohl bewahren als auch im ganzen ohne Substanz- und 
Reibungsverlust synergetisch bündeln will.“304
 
4 3 Regionalisierung einer erweiterten Union 
„Jedes europäische Land hat etwas so sehr Eigenes, dass es sich für es lohnt – auch im 
Rahmen eines sich integrierenden Europas -, seine Eigenart zu schützen; diese Eigenart 
bereichert dann die gesamte europäische Umgebung; es ist eine weitere Stimme in dieser 
bemerkenswerten Vielstimmigkeit, ein weiteres Instrument in jenem einzigartigen 
Orchester.“305  
(Václav Havel) 
 
Mit jeder Erweiterung hat sich die EU verändert. Nach der EU-Osterweiterung gewinnt der 
Prozess der Regionalisierung eine neue Qualität.  
These: Der Regionalismus in der erweiterten EU ist ein Prozess der Vertiefung der 
politischen europäischen Integration. In dem fortschreitenden Integrationsprozess erhält 
Europa durch die Osterweiterung die Möglichkeit, sich den Regionalisierungstendenzen in 
den Transformationsgesellschaften zu öffnen, um in der veränderten Situation politisch 
funktionsfähig zu bleiben.306  
Der EU-Regionalisierungsprozess wirkt sich nicht nur innerhalb der erweiterten Union, 
sondern auch auf die Beziehungen mit den EU-Nachbarn aus. Der Einfluss der EU-
                                                 
303 Vgl. Fischer, K.H., a.a.O., 2003, S. 127 
304 Waschkuhn, A., a.a.O., 1995, S. 156-157 
305 Havel, V., Von welcher Zukunft ich träume, Rowohlt, Hamburg, Juli 1996, S. 118–122, zitiert nach: 
Gasteyger, C., a.a.O., D 144, 2001, S. 624 
306 Ein Teil dieser These findet sich verkürzt in der Frage 2 des von mir ausgearbeiteten Fragenkatalogs. S. 
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Regionalpolitik auf die GASP in der östlichen Dimension wird im Kapitel 6 3 genauer 
dargestellt. 
Durch die stärkere Einbindung der Regionen in die Transformationsprozesse kann eine 
Legitimationsbasis für die erweiterte Europäische Union geschaffen werden. Nicht zu 
unterschätzen ist die politische Auswirkung des Integrationsprozesses für die Transformation 
im ehemaligen „Ostblock.“  
- Inwieweit entspricht die EU-Regionalpolitik dem Regionalisierungsprozess im 
erweiterten Europa?  
- Wirkt die EU-Regionalpolitik der Entwicklung der Diskrepanzen zwischen den 
strukturschwachen und strukturstarken Regionen der erweiterten EU entgegen? 
Dem als Prozess verstandenen Begriff „Regionalismus“ liegen verschiedene „Region“-
Definitionen zugrunde. Oft wird der Begriff „Regionen“ für „die Gebietskörperschaften 
unterhalb der Ebene des Gesamtstaates verwendet.“307 Für die vorliegende Arbeit ist von 
Bedeutung, dass die Region ein Teil des Territoriums eines Staates oder einiger 
Nachbarstaaten ist, die über weitgehend ähnliche ökologische, ökonomische, sozial-politische 
und kulturelle Bedingungen und Erfahrungen verfügen.308 Die Region wird auch als „...ein 
geografisch umfasstes Gemeinwesen von Menschen“ definiert, „... in dem die auftretenden 
vernünftigen Interessen seiner Mitglieder von möglichst allen Mitgliedern im offenen 
politischen Diskurs befriedigt werden.“309 Für den Regionalismus in der erweiterten EU ist 
wichtig, dass „...die Region als weitgehend homogener Bestandteil eines politischen 
Machtbereichs den Bezugsrahmen bildet.“310 Die EU als eine sich integrierende 
Staatengemeinschaft stellt diesen Bezugsrahmen her, indem die europäischen Regionen einer 
erweiterten Union angehören.  
Durch die Erweiterung der „Integrationskomplexe“ steigt ihre Heterogenität und die 
komplexen Strukturen der zwischenstaatlichen Verwaltungsorgane und das komplexe 
Normenwerk erlauben nicht, immer flexibel auf die Entwicklungen in verschiedenen Ländern 
zu reagieren.311  
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Die Besonderheiten der letzten EU-Erweiterung sind vor allem in ihren Folgen für die EU-
Regionalpolitik zu sehen.  
Im Titel XVII des EG-Vertrages „Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt“ werden in 
den Artikeln 158 bis 162 die politischen Zielsetzungen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
festgelegt. Nach Art. 158 unterliegt die EU-Strukturpolitik dem Ziel, „... die Unterschiede im 
Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Rückstand der am stärksten 
benachteiligten Gebiete oder Inseln, einschließlich der ländlichen Gebiete, zu verringern.“312 
Der Gemeinschaft stehen die Strukturfonds (Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für Landwirtschaft – Abteilung Ausrichtung, Europäischer Sozialfonds, Europäischer Fonds 
für regionale Entwicklung), die Europäische Investitionsbank und sonstige 
Finanzierungsinstrumente (Art. 159, EGV)313 sowie der Kohäsionsfonds für die Aufgaben für 
die Bereiche Umwelt und transeuropäische Netze auf dem Gebiet der Verkehrsinfrastruktur 
(Art. 161, EGV)314 zur Verfügung. Die Strukturpolitik zur Beseitigung der regionalen 
Disparitäten hat sich in der EU vor der Osterweiterung an 6 Zielen315 orientiert. Die 
Vorbereitung der Osterweiterung fand zum Teil durch die Verabschiedung der „AGENDA 
2000“316 statt. Die Ziele einer gemeinsamen EU-Regionalpolitik nach der Osterweiterung 
wurden in der Agenda 2000 formuliert.317 Sie entsprach dem Reformversuch der EU-
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Regionalpolitik im Sinne des Solidaritätsprinzips und nicht der alternativen 
Reformmodelle.318 Für den Zeitraum von 2007 bis 2013 sind auf Vorschlag der Europäischen 
Kommission neue Reformen der Regionalpolitik geplant. Die Kommission hat die 
Konzentration auf drei Ziele vorgeschlagen:  
- die Konvergenz 
- die regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung  
- die territoriale Zusammenarbeit.319  
Das Ziel der Konvergenz bezieht sich auf die Regionen, deren Pro-Kopf-BIP weniger als 75% 
des Durchschnitts der Gemeinschaft beträgt. Dabei besteht „die Kohäsionspolitik darin, die 
Rahmenbedingungen und Faktoren für die Förderung des Wachstums zu schaffen, die zu 
einer realen Konvergenz führen.“320 Langfristig verspricht man sich die Zunahme der 
Wettbewerbsfähigkeit und der Beschäftigung.321
„Die regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ betrifft alle Regionen der EU-
Mitgliedstaaten, die vor der Herausforderung des wirtschaftlichen und sozialen Wandels und 
der Umstrukturierung stehen. Die Ursachen dieser Prozesse werden in der „Globalisierung 
des Handels“ sowie dem „Übergang zu einer wissensbasierten Wirtschaft und Gesellschaft“, 
der „Bevölkerungsalterung“, der „Zunahme der Einwanderungsströme“, dem „Mangel an 
Arbeitskräften in Schlüsselbereichen“ und den „Problemen der sozialen Eingliederung“ 
gesehen.322 Einerseits sind es die Regionen, die derzeit unter Ziel 1 fallen, und die nicht die 
Kriterien für die Konvergenz-Programme erfüllen. Sie würden die befristete höhere 
Unterstützung (unter der Rubrik „Phasing in“)323 erhalten. Andererseits sind es all die anderen 
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Regionen, die keiner von beiden Kategorien (Konvergenz-Programme oder „Phasing-in“-
Unterstützung) entsprechen.324
Als die Vorgabe „der territorialen Zusammenarbeit“ wird ein neues Ziel geschaffen. Man geht 
von der Priorität „der harmonischen und ausgewogenen Integration der Union“ aus, die durch 
die „...Förderung der Zusammenarbeit zwischen ihren verschiedenen Bestandteilen in Fragen 
von gemeinschaftlicher Bedeutung auf grenzübergreifender, transnationaler und 
interregionaler Ebene...“325 erreicht werden kann. Im Blickpunkt steht die Lösung solcher 
gemeinsamen Probleme wie „die Entwicklung von städtischen, ländlichen und 
Küstengebieten, die Förderung der wirtschaftlichen Beziehungen und die Förderung von 
KMU-Netzen.“326 Für die Regionen entlang der Außengrenzen kommen dann die „Prioritäten 
transnationaler Natur ... wie FuE, Informationsgesellschaft, Umwelt, Risikoprävention und 
integrierte Wasserwirtschaft“ in Frage. 
Zur institutionellen Stärkung der Reform-Maßnahmen und zur Überwindung der Hindernisse 
bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, schlägt die Europäische Kommission vor, ein 
Instrument der Zusammenarbeit auf der Ebene der Gemeinschaft einzuführen, mit dessen 
Hilfe die gemeinsamen Verbünde mit einer eigenen Rechtspersönlichkeit auf dem Territorium 
der Gemeinschaft gegründet werden dürfen. ("Europäischer Verbund für 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit" (EVGZ)).327 Außerdem sieht die Europäische 
Kommission vor, die Zahl der Fonds von derzeit sechs auf drei zu verringern (EFRE, ESF 
und Kohäsionsfonds), und einen Betrag in Höhe von 336,1 Mrd. EUR für die Reformen 
einzuplanen. Die Verteilung328 nach Prioritäten würde dementsprechend aussehen: 
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- 78% für die Priorität „Konvergenz“ 
- 18% für die Priorität „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ 
- 4% für die Priorität „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
Die „reale Konvergenz“ ist sicherlich nur dann möglich, wenn die politischen 
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Sie werden in diesem Zusammenhang mit dem 
Prinzip der Subsidiarität erwähnt und als eine Zielsetzung vorgegeben. Im Vorschlag329 wird 
im Einzelnen auch auf die Grundsätze von Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 
eingegangen. Erstens: „Die Durchführung der operationellen Programme ... fällt in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und erfolgt auf der dem institutionellen System des 
jeweiligen Mitgliedstaats entsprechenden geeigneten Gebietsebene...“330  
Zweitens: „Der Mitteleinsatz der Kommission und der Mitgliedstaaten bezüglich der 
Kontrollbestimmungen ist je nach dem Umfang der Gemeinschaftsbeteiligung differenziert. 
Diese Differenzierung gilt auch für die Evaluierung, die Mitwirkung der Kommission in den 
Begleitausschüssen ... sowie die jährlichen Berichte über die operationellen Programme.“ 331  
Das strukturpolitische Instrumentarium der EU unterliegt der Verwendung der „bewährten“ 
Mechanismen und Instrumente für die erweiterte EU. Durch die strukturpolitischen 
Maßnahmen und die Unterstützung der Fonds der EU wird der funktionale Ansatz für die 
Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten durchgesetzt. Die Erfolge der 
integrationspolitischen Geschichte der westeuropäischen Staaten sollen dementsprechend 
übertragen werden. Die bekannten Nachteile werden oft übersehen. 
Aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht kann eine Region einen subnationalen Bezugsrahmen 
für die wettbewerbsorientierte Standortpolitik bieten.332 Aber schon die Strukturpolitik der 15 
EU-Mitgliedstaaten erntete Kritik. In der erweiterten Union mit 25 und später 27 Mitgliedern 
verschärfen sich die alten und neue Probleme entstehen.  
Die in der erwähnten Literatur und teilweise in den Interviews festgestellten Kritikpunkte 
werden hier dargelegt. Die nationalstaatliche wirtschaftliche Perspektive verfehlt die 
eigentliche Entwicklung, die auf dem Niveau regionaler, strukturstarker Wirtschaftszentren 
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stattfindet.333 Ein weiterer wichtiger Kritikpunkt besteht darin, „dass die Förderung den 
Charakter eines investitionsgebundenen vertikalen Finanzausgleichs“ annimmt, denn die 
schwachen und starken Regionen in den Beitrittsländern werden ohne Unterschiede gleich 
gefördert und dadurch werden die Diskrepanzen verstärkt.334  
Die Transferleistungen der EU im Rahmen der Hilfe der Strukturfonds werden aus der 
Erfahrung der früheren Beitritte differenziert bewertet: auf der einen Seite belasten sie den 
EU-Haushalt, aber sie werden auf der anderen Seite zum Teil in Importe aus den reicheren 
Mitgliedstaaten umgesetzt.335 Zwar wird durch die Transferzahlungen die Modernisierung der 
Transformationsländer vorangetrieben, „... die harmonische Entwicklung der Union als 
Ganzes...“ (Art. III–116 VVE)336 unter dem Kohäsionsgebot ist aber noch lange nicht in 
Sicht. 
Die Auswirkungen der EU-Osterweiterung lassen sich auch unter dem Aspekt der 
unterschiedlich ausgeprägten regionalen Ebenen in den Mitgliedstaaten betrachten.337 Die 
Ausdifferenzierung innerhalb der Transformationsländer lässt sich aufgrund verschiedener 
regional bedingter Faktoren nicht „von außen“ oder „von oben“ verdrängen. 
Eine weitere Besonderheit, die es nicht zu unterschätzen gilt, ist die wünschenswerte 
Berücksichtigung der Mentalität der Bürger und die Besonderheiten der 
Entwicklungsgeschichte in den Transformationsländern.338 Nicht nur die westeuropäischen 
Staaten sind von den unterschiedlichen demokratischen Traditionen und dem nationalen 
Selbstverständnis geprägt, das auf der Geschichte der Staaten basiert.339 Die jahrzehntelang 
zentralistisch regierten Länder erweisen ihre Besonderheiten mit den Schwierigkeiten des 
Aufbaus eines funktionsfähigen Föderalismus.340 Im östlichen Europa verläuft nämlich der 
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657 
336 Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 148 
337 Vgl. Busygina, I., im Interview, Antworten auf Fragen 1, 2 im Anhang 9 6 2 
338 Vgl. Sluzkij, L., im Interview, Antwort auf Frage 3 im Anhang 9 6 12 
339 S. dazu Bohrer, K.-H., Die europäische Differenz, Epitaph auf eine deutsche Utopie, in: Merkur, Deutsche 
Zeitschrift für europäisches Denken, H. 9/10, Jg. 54, Sept./Okt. 2000, Klett-Cotta Stuttgart, S. 991-1003 
340 Vgl. Schrumpf, H., a.a.O., 2000, S. 28 
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Prozess der Regionalisierung im Rahmen der wiedererlangten Nationalstaatlichkeit, die die 
Ausbildung der grenzübergreifenden Regionen erschwert.341  
Dementsprechend verfolgen „autonome Handlungsträger“342 unterschiedliche Ziele bei 
ungleichen Rahmenbedingungen.  
Einerseits bietet sich aus der politikwissenschaftlichen Perspektive ein Ansatz der 
„politischen Netzwerke,“343 denn so kann die Funktionsweise der vorhandenen 
Verwaltungsstrukturen als Netzwerke erklärt werden, die die Rahmenbedingungen einer 
Infrastruktur mitgestalten. Im Mehrebenen-Modell etabliert sich der Begriff „Netzwerk“ als 
„... die gesellschaftliche Organisationsform zwischen Markt und Staat...“344 Damit „... ist ein 
Konzept, das die Transformation nationaler Staatlichkeit...“345 genauso „... wie die 
Entstehung neuer politischer Organisationsformen jenseits der Staatlichkeit in der 
Europäischen Union“346 erfasst, vorhanden. 
Andererseits führen die politischen Netzwerke dazu, dass die Flexibilisierungskonzepte 
Realität werden. Sie finden aber nicht nur auf dem nationalstaatlichen Niveau statt.347 Die 
EU-Osterweiterung zeigt schon jetzt, dass die Vertiefung der europäischen Integration nur auf 
der Ebene unterhalb der Nationalstaaten nötig und möglich ist. Für die Lösung der 
gemeinsamen Probleme „... kommen Einheiten von vergleichbarer Größe und 
Wirtschaftskraft, aber eben auch von einheitlicher Interessenlage zusammen...“348  
                                                 
341 Vgl. Stadelbauer, J., Ethnonationalismus, Regionalismus und staatliche Organisation im östlichen Europa: 
Akteure und Konfliktpotentiale: Boesler, K.-A., Heinritz, G., Wiessner, R. (Hrsg.), Europa zwischen Integration 
und Regionalismus, Tagungsbericht und wissenschaftliche Abhandlungen, Bd. 4, 51. Deutscher Geographentag 
Bonn, 6. bis 11. Oktober 1997, Steiner, Stuttgart 1998, S. 101 
342 Heinelt, H. (Hrsg.), Politiknetzwerke und europäische Strukturfondsförderung, Ein Vergleich  
zwischen EU-Mitgliedstaaten, Reihe Gesellschaft und Staatstätigkeit, Bd. 10, Leske+Budrich, Opladen 1996, S. 
11 
343 Windhoff-Heritier, A., Policy Network Analysis. A Tool for Comparative Politics Research, in:  
Keman, H. (Hrsg.), Comparative Politics. New Directions in Theory and Method, Amsterdam 1993, S. 143–160 
344 Jachtenfuchs, M., Kohler-Koch, B., a.a.O., 1996, S. 39 
345 ebenda 
346 ebenda 
347 In diesem Zusammenhang ist „... der ... Kooperationsbegriff ... insofern von zentraler Bedeutung, als er eher 
auf die materielle Interdependenz innerhalb des Netzwerks selbst verweist (Mikro-Ebene), während sich der 
Koordinationsbegriff eher auf die Steuerungsleitung des Netzwerkes in seiner kontextuellen Einbettung bezieht 
(Makro-Ebene), Vgl. Beck, J., Netzwerke in der transnationalen Regionalpolitik – Rahmenbedingungen, 
Funktionsweise, Folgen - Verwaltungsorganisation, Staatsaufgaben und Öffentlicher Dienst, König, K. (Hrsg.), 
Bd. 35, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 1997, S. 50 
348 Vgl. Dr. Sommer, C., im Interview, Antwort auf Frage 4 im Anhang 9 6 13 
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Für die Flexibilisierung als Attribut der weiteren Vertiefung in der Europäischen Union 
zwischen einigen Mitgliedstaaten bestehen nicht nur die Konzepte349 der „zeitlichen oder 
mitgliedstaatlichen Abstufung“ und „Europa á la carte“, sondern z.B. auch „das Konzept der 
differenzierten Integration,“ das unter anderem vorsieht, dass die Flexibilisierung auch 
außerhalb der gemeinschaftlichen Verträge, unter Einbeziehung von Nicht-Mitgliedern 
erfolgen kann,350 und durch eine Minderheit von Staaten begonnen werden kann, damit sich 
die Teilnehmerzahl nicht an den Mehrheitsverhältnissen ausrichtet. Als Beispiel wird „die 
Assoziierung von Norwegen und Island im Rahmen der Vergemeinschaftung des Schengener 
Abkommens“351 angeführt. 
„Another cost of deepening has been greater fragmentation within the EU. Over the past 
decade, new forms of EU cooperation have been all but impossible without “multitrack” or 
“flexible” arrangements—meaning, effectively, that countries can opt in or out. We see such 
provisions in many policy areas. Initial decisions were taken at Maastricht to move ahead in 
social policy with 14 of the 15 Member States and in monetary policy with 11 of the 15 
members. Foreign and defense policy coordination assembles ‘coalitions of the willing’, in 
which those governments that wish to pursue a particular policy may move ahead without 
fully committing the others. In transport, R&D and structural fund policies, similar ad hoc 
arrangements have long existed. The Schengen Agreement establishing a zone free of 
customs checks has increasingly been integrated into the EU, though it does not include all 
EU members and not all participants belong to the EU. There will very likely be long 
transition periods in extending the Common Agricultural Policy (CAP) to Eastern Europe. 
General provisions for flexibility have been written into the amended Treaty of Rome, with 
the intention of resisting both obstructions by Euroskeptical governments and (one suspects) 
demands for redistribution by newly admitted governments. Such provisions have been 
                                                 
349 „Systems of European integration...: „United States of Europe,“ „Multispeed Europe,“ „Variable Geometry,“ 
„Flexible Integration,“ „Europa á la carte.“ s. bei: Mayhew, A., Recreating Europe, The European Union’s 
Policy towards Central and Eastern Europe, Cambridge University Press, Cambridge 1998, S. 316ff. 
350 „Die These lautet, dass ein außerhalb des Gemeinschaftsrechts eingerichteter differenzierter Politikbereich im 
Erfolgsfall und unter sich ändernden Rahmenbedingungen in den bisher unwilligen Mitgliedstaaten in den acquis 
überführt werden kann, ohne dass vorheriges Scheitern oder mögliche Schwächen des Projekts auf die Union 
selbst zurückfallen... Ein klarer Steuerungsplan und die Begrenzung auf einige Kernbereiche der europäischen 
Integration – z.B. Währung, Verteidigung, innere Sicherheit – muß Tendenzen zu einem Europa á la carte 
verhindern“, Janning, J., Giering, C., Differenzierung als Integrationskonzept der künftigen Europäischen Union, 
in: Bertelsmann Stiftung Forschungsgruppe Europa (Hrsg.), a.a.O., 1998, S. 42f. 
351 ebenda, S. 49 
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uncomfortable for some countries, not least those (like Britain) subject to threats of 
exclusion.“352
Die Vertiefung der europäischen Integration ist nur auf der regionalen Ebene notwendig und 
möglich.  
Im institutionellen Gefüge der EU haben die Regionen eine Repräsentationsmöglichkeit. Die 
regionale Dimension ist unter den europäischen Institutionen durch den Ausschuss der 
Regionen vertreten. Er ist „ein beratender Ausschuß aus Vertretern der regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften“ (Art. 263 EGV)353. Seit der Gründung des Ausschusses der Regionen 
im Jahre 1975 wurde das Subsidiaritätsprinzip institutionell gestärkt, die Position unter den 
Organen hat sich allerdings wenig entwickelt. Das Anhörungsrecht des Ausschusses vor dem 
Rat und vor der Kommission wird „... insbesondere in Fällen, welche die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit betreffen“ (Art. 265)354, sowie Art. III-294 VVE355 in 
Anspruch genommen. Außerdem kann der Ausschuss von sich aus eine Stellungnahme 
abgeben. Im Entwurf des Verfassungsvertrags treten keine besonderen Änderungen in der 
Funktion dieses Ausschusses ein. Er gehört weiterhin zu den „beratenden Einrichtungen der 
Union,“ (Art. I-31)356 wodurch seine Effektivität und Einflussmöglichkeiten nicht unbedingt 
gestärkt werden. Im „Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit“357 wird ein Klagerecht „... vom Ausschuss der Regionen in Bezug auf 
Gesetzgebungsakte, für deren Annahme die Anhörung des Ausschusses der Regionen nach 
der Verfassung vorgeschrieben ist,...“ (Abs. 7)358 eingeräumt. Wie es J. Klimke im Interview 
richtig betonte, hängt die Entscheidungsfähigkeit dieses Gremiums „von der Bereitschaft der 
einzelnen Mitglieder ab und von dem Willen aller Regierungen Europas, die Union zu 
reformieren.“359
Zu den wichtigsten Instrumenten der regionalen Dimension gehörte der Programmrahmen 
„der Nördlichen Dimension.“ Diese Entwicklung hat auch die außenpolitischen Bestrebungen 
der EU besonders nach der EU-Osterweiterung beeinflusst. In der grenzüberschreitenden 
                                                 
352 Moravcsik, A., Europe Without Illusions, in: WebWW http://www.wcfia.harvard.edu/papers/595 
__Spaak_Foundation_Moravcsik_Paper5.pdf, vom 25.05.2005, S. 16 
353 Vertrag von Amsterdam, a.a.O., S. 187 
354 ebenda, S. 188 
355 Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 248 
356 ebenda, S. 31 
357 Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit, in: 
Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003, S. 293-295 
358 ebenda, S. 295 
359 Vgl. Klimke, J., im Interview, Antwort auf Frage 2 im Anhang 9 6 5 
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Zusammenarbeit besitzt sie manchmal den entwicklungspolitischen Charakter (s. Unterkapitel 
6 3). 
Die Antwort auf die erste Frage dieses Kapitels ist mit einiger Sicherheit durch die 
Feststellung gegeben worden, dass die sogenannte „politische Eigendynamik“360 des 
europäischen Osterweiterungsprozesses gerade bei der Regionalpolitik der EU unterschätzt 
und wenig vorbereitet wurde. Die Umschichtung der Leistungen in der EU-Strukturpolitik ist 
mittelfristig auf die Steigerung des ökonomischen Modernisierungspotenzials in den 
Transformationsländern gerichtet, schafft es aber nicht, den wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt herzustellen. So wird das Ziel der Schaffung der Stabilität der 
erweiterten EU verfehlt. 
Eine der entscheidenden Eigenschaften einer europäischen Föderation besteht darin, dass ihr 
die Allzuständigkeit durch die Verfassung versagt wird.361 Aber schon jetzt schränkt das 
Subsidiaritätsprinzip die Allzuständigkeit ein. Die Vertiefung der Europäischen Union im 
Sinne der unabdingbaren Legitimationsvoraussetzung durch die Bürger kann 
dementsprechend nur auf dem Niveau der Regionen stattfinden. 
 
4 4 Regionalisierung der Russischen Föderation 
Russland ist nicht nur von dem Regionalisierungsprozess beeinflusst, sondern auf die 
Auswirkung positiver Regionalisierungstendenzen angewiesen. Die Vision von einem 
modernen Russland ist ohne die starken, auf die Nutzung eigener Potenziale bedachten 
Regionen undenkbar. Dieses Unterkapitel ist einem grundsätzlichen Problem der russischen 
Transformation gewidmet, deren Bezugsgröße das Verhältnis zwischen dem Zentrum und den 
Regionen bleiben sollte.  
These: Die Lage der Regionen als gewichtige Grundlage für den föderalen Staatsaufbau 
bestimmt die Entwicklung der Transformationsprozesse sowohl im Bereich der 
wirtschaftlichen Modernisierung als auch im Bereich der gesellschafts-politischen 
Demokratisierung in der Vielvölker-Föderation. 
Es gibt drei Schwerpunkte der Analyse. Erstens wird der verfassungsrechtliche Status der 
Föderationssubjekte in der Verfassung, die Region als eine administrative Einheit, untersucht. 
Zweitens kommt die Region als wirtschaftliche Einheit und die ökonomischen Hintergründe 
der regionalen Differenzierung in der Russischen Föderation zur Geltung. Die Entstehung 
neuer regionaler Ausgliederung aufgrund der Zugehörigkeit zu verschiedenen 
Wirtschaftsräumen wird analysiert.  
                                                 
360 Vgl. Kohler-Koch, B., Conzelmann, T., Knodt, M., a.a.O., 2004, S. 306 
361 Vgl. Hallstein, W., a.a.O., 1973, S. 368 
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Drittens wird die Region als eine soziokulturelle Einheit betrachtet, die eine Grundlage der 
Identität im neuen post-sozialistischen Russland bilden kann. 
- Wie wird die Entwicklung Russlands von einem „sowjetischen Einheitsstaat“ zur 
dezentralisierten multinationalen Föderation vollzogen? 
- Welche allgemein gültigen oder regionalspezifischen Aussagen können gegenwärtig zu 
Quantität oder Qualität jener Entwicklungen gemacht werden? 
- Welchen ökonomischen oder regionalpolitischen Stellenwert besitzen jene neuen 
Regionalstrukturen in einem erweiterten Europa? 
Die folgenden Aspekte der Analyse der Situation sind in diesem Rahmen wichtig: der 
historisch-politische Aspekt der Zentrum-Regionen-Beziehungen, der nationalstaatlich-
politische Aspekt der Zentrum-Regionen-Beziehungen, der wirtschaftliche Aspekt der 
Zentrum-Regionen-Beziehungen, der regionalpolitische Aspekt der Regionen-Zentrum-
Beziehungen. 
Die Ursache für die Betonung des historisch-politischen Aspekts der Zentrum-Regionen-
Beziehungen liegt darin, dass die historischen Gegebenheiten des geografischen 
Regionalismus in Russland eine natürliche Voraussetzung für die föderale Struktur zu geben 
scheinen. Diese Besonderheit wird in der Präambel der RF-Verfassung von 1993 betont: 
„...Wir, das multinationale Volk der Russischen Föderation, vereint durch das Schicksal auf 
unserem Boden...“362 Allerdings wurde historisch der Zentralismus zur Konstanten der 
russischen Staatsstruktur. Der Moskauer Komplex „des Sammelns der russischen Erde“363 
äußerte sich in verschiedenen Epochen durch die Versuche der Zentralisierung, die 
Konzentrierung der Ressourcen im Zentrum, die Unterstützung der hierarchischen Strukturen 
in den Beziehungen mit den Regionen. Die Verwaltung der großen Territorien wurde in den 
Hauptstädten konzentriert. Je größer die Gebiete wurden, desto geringer wurde die 
Information über die Peripherien des Reiches, und desto wichtiger wurde das Amt des 
Gouverneurs, der für die eroberten Ethnien zum Symbol des Reiches wurde und gleichzeitig 
für das Zentrum eine enorme Bedeutung als Schaltzentrale besaß.364 Schon früh 
unterschieden sich die eroberten Gebiete im russischen Reich, „die per Verträge, Treueide 
                                                 
362 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 381 
363 Dazu in der deutschen Fachliteratur vgl. Perovic, J., a.a.O., 2001 
364 Vgl. Eschment, B., Regionale Ungleichheit und staatliche Politik in der russländischen Geschichte, in: Nolte, 
H.-H. (Hrsg.), Innere Peripherien in Ost und West., HMRG-Beihefte, Bd. 42, Franz Steiner Verlag, Stuttgart 
2001, S. 115 
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und Unterschutzstellung zum Russischen Reich gekommen waren,“365 durch den 
unterschiedlich ausgehandelten Status. 
In der föderativen Struktur der Russischen Föderation sind die alten Elemente einer „neu 
angelegten“ Föderation mit den Aspekten verbunden, die durch die Tradition des zaristischen 
und später des sowjetischen Imperiums bedingt waren. Beide Imperien waren 
Einheitsstaaten.  
Der unterschiedliche verfassungsrechtliche Status der Föderationssubjekte in der RF-
Verfassung von 1993 stellt nach wie vor das Problem dar. „Die Russische Föderation – 
Russland – ist ein demokratischer, föderativer Rechtsstaat mit einer republikanischen 
Regierungsform...“ (Art. 1 Abs. 1).366 Nach Art. 5 Abs. 1 der RF-Verfassung besteht die 
Russische Föderation aus Republiken, Regionen,367 Gebieten, Städten mit föderaler 
Bedeutung, einem autonomen Gebiet und autonomen Bezirken, die gleichberechtigte 
Föderationssubjekte sind.368 Einerseits wird den Unterschieden der Föderationssubjekte in 
der Verfassung auf diese Weise Rechnung getragen, andererseits werden die Unterschiede 
manifestiert, die für die benachteiligten Föderationssubjekte weitere Rückständigkeit 
bedeuten. Nach Art. 65 der RF-Verfassung369 besteht die Russische Föderation aus 20 
Republiken, 6 Regionen (Gaue), 49 Gebieten, 2 Städten föderalen Ranges, einem Autonomen 
Gebiet und 12 Autonomen Bezirken. 
Die deutlichen Vorteile genießen vor allem die Republiken. Nach Art. 5 Abs. 2370 verfügt 
eine Republik über eine eigene Verfassung und Gesetzgebung, während eine Region, ein 
Gebiet, eine Stadt mit föderaler Bedeutung, ein autonomes Gebiet und ein autonomer Bezirk 
jeweils ein eigenes Statut und eine eigene Gesetzgebung hat. Im Kapitel III Art. 66 Abs. 1, 
2371 der RF-Verfassung wird betont, dass der Status der Republik durch die RF-Verfassung 
und eine republikanische Verfassung bestimmt wird, während der Status der anderen 
Föderationssubjekte durch die RF-Verfassung und ein Statut bestimmt wird. Nur innerhalb 
der Republik kann nach Art. 68 der RF-Verfassung372 neben der Staatssprache Russisch die 
eigene Amtssprache bestimmt werden.  
                                                 
365 Vgl. ebenda 
366 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 382 
367 Die Bedeutung des Begriffes „Region“ in der RF-Verfassung bezieht sich auf die Bezeichnung eines 
Grenzterritoriums - „Kraj“ 
368 Vgl. Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 382 
369 Vgl. ebenda, S. 395 
370 Vgl. ebenda, S. 382 
371 Vgl. ebenda, S. 395 
372 Vgl. ebenda, S. 396 
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Der nationalstaatlich-politische Aspekt der Zentrum-Regionen-Beziehungen wird in der 
Transformationsphase insbesondere in dem charakteristischen Kompetenzstreit zwischen dem 
föderalen Zentrum und den Regionen sichtbar. Die Kompetenzbereiche der Russischen 
Föderation werden durch den Art. 71 festgelegt. Die gemeinsamen Kompetenzbereiche der 
Russischen Föderation und der Föderationssubjekte werden durch den Art. 72 festgelegt.  
Eines der ausdrücklichen Beispiele373 des Ungleichgewichts in den Beziehungen der 
Föderationssubjekte und der Föderation bietet der Politikbereich der Außenbeziehungen an. 
Einerseits befinden sich „... j) Außenpolitik und internationale Beziehungen...; internationale 
Verträge...; Fragen von Krieg und Frieden; k) Außenwirtschaftsbeziehungen der Russischen 
Föderation...;“374 nach Art. 71 im Kompetenzbereich der Russischen Föderation. Andererseits 
gehört „... o) Koordinierung der internationalen und außenwirtschaftlichen Beziehungen der 
Subjekte der Russischen Föderation, Erfüllung von internationalen Verträgen der Russischen 
Föderation;...“375 nach Art. 72 zum gemeinsamen Kompetenzbereich der Russischen 
Föderation und der Föderationssubjekte. Auf die Doppeldeutigkeit und die gewisse 
Interpretationsfreiheit des Artikels 72 je nach dem Status des Föderationssubjekts wird z.B. 
von A. Salmin376 hingewiesen: einige Föderationssubjekte erhalten aufgrund der Verträge und 
der Abkommen mit dem föderalen Zentrum die Möglichkeit, direkte Außenbeziehungen zu 
führen, die meisten dürfen es aber nur über das föderale Zentrum.  
Im Jahre 1992 wurde ein System der Kompetenzabgrenzungsverträge377 zwischen dem 
Föderalen Zentrum und den Föderationssubjekten geschaffen. Es war eine Folge des 
gescheiterten Versuchs, nach dem Zerfall der Sowjetunion alle administrativen Einheiten mit 
dem Status des Föderationssubjektes de facto zu vereinheitlichen.378 Zum wiederholten Male 
wurde der Föderalismus dafür benutzt, den Zusammenhalt des zerfallenden Einheitsstaates zu 
sichern. Einige Regionen, wie z.B. Tatarstan, waren allerdings nur durch Sonderregelungen 
der Kompetenzabgrenzungsverträge zum weiteren Zusammenschluss mit der Russischen 
Föderation bereit. Nachdem den Separationsversuchen in einigen Regionen Anfang der 90er 
Jahre mit der Zubilligung einer größeren Selbständigkeit begegnet worden war, entwickelten 
sich die zentripetalen Tendenzen der Regionen immer mehr.  
                                                 
373 Vgl. Salmin, A., Die Realpolitik rossijskoj „federazii“, in: Nikonow, W. (Hrsg.), a.a.O., 2003, S. 84f. 
374 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 397 
375 ebenda, S. 399 
376 Vgl. Salmin, A., a.a.O., 2003, S. 85 
377 S. z.B. Dogowor o rasgranitschenii wedenija i polnomotschij meshdu federalnymi organami  
gosudarstwennoj wlasti Rossijskoj Federazii i organami wlasti suwerennych respublik w sostawe Rossijskoj 
Federazii vom 31.03.1992, in: WebWW http://www.constitution.garant.ru/DOC_70280.htm 
378 Vgl. Salmin, A., a.a.O., 2003, S. 90f. 
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Das System der Kompetenzabgrenzungsverträge zwischen dem Zentrum und den 
Föderationssubjekten sowie zwischen der Föderation und den Regionen konkurrierte mit den 
in der Verfassung festgelegten Prinzipien.379 Die asymmetrische Entwicklung der ungleichen 
bilateralen Verträge der Föderationssubjekte mit dem Zentrum führte dazu, dass im Jahre 
2001 durch das RF-Verfassungsgericht380 beschlossen wurde, dass die 
Vertragsbestimmungen, welche die Souveränität der Republiken deklarieren, dadurch die 
Einschränkungen der Souveränität der Russischen Föderation begründen, im direkten 
Widerspruch zur RF-Verfassung stehen und nicht gültig sein können. Die meisten 
Kompetenzabgrenzungsverträge mit den Föderationssubjekten wurden inzwischen gekündigt. 
Um die Fälle der mit der Verfassung unvereinbaren Gesetzakte auf der regionalen 
Gesetzgebungsebene zu reduzieren, entwickelte das Zentrum das Kontrollsystem der 
Präsidentenvertreter in den Regionen. Der Versuch, die präsidentiellen Vollmachten durch 
das Kontrollsystem zu stärken, unterstützte in der Realität die Entwicklung des Netzes der 
informellen persönlichen Abhängigkeiten. Die Präsidentenvertreter konnten sich kaum 
unabhängig von den gewählten regionalen Eliten bzw. dem Gouverneur verhalten.381
Durch den präsidialen Erlass N 849 vom 13.05.2000 wurde „die Institution der 
Bevollmächtigten Präsidentenvertreter in den Regionen durch die Institution der 
Bevollmächtigten Präsidentenvertreter in den Föderationsbezirken“ (Abs. 1)382 ersetzt. Der 
erste Reformenschritt verfolgte das Ziel der Stärkung der Exekutive, der sogenannten 
„Vertikale der Macht.“ Zu den Hauptaufgaben des Präsidentenvertreters gehören: die 
Organisation der Tätigkeit der staatlichen Organe im Föderalbezirk zur Durchführung der 
Hauptrichtungen der Innen- und Außenpolitik, die durch den Präsidenten der RF festgelegt 
werden; die Organisation der Kontrolle über die Ausführung der Beschlüsse der föderalen 
Organe; die Sicherung der Durchführung der personellen Politik vom Präsidenten der RF im 
Föderalbezirk; die regelmäßige Berichterstattung an den Präsidenten über die nationale 
Sicherheit, sowie über die politische, soziale und wirtschaftliche Lage im Föderalbezirk und 
                                                 
379 Vgl. Eschment, B., a.a.O., 2001, S. 104 
380 Vgl. Opredelenije Konstituzionnogo Suda Rossijskoj Federazii ot 6 dekabrja 2001 g. N 249-О, zitiert bei: 
Dogowor o rasgranitschenii wedenija i polnomotschij meshdu federal´nymi organami gosudarstwennoj wlasti 
Rossijskoj Federazii i organami wlasti suwerennych respublik w sostawe Rossijskoj Federazii vom 31.03.1992, 
a.a.O. 
381 Vgl. Busygina, I., Der russische Föderalismus: wichtige Ergebnisse (1990-2003), in: Böttcher, W. (Hrsg.), 
a.a.O., 2004, S. 24f. 
382 Ukaz Presidenta Rossijskoj Federazii „O polnomotschnom predstawitele Presidenta Rossijskoj  
Federazii w federalnom okruge“ ot 13.05.2000, N 849,  
in: WebWW http://document.kremlin.ru/doc.asp?ID=1937&PSC=1&PT=3&Page=1 
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die Leistung der entsprechenden Vorschläge (Teil II Art. 5).383 Der Präsidentenvertreter 
organisiert u.a. „... das Zusammenwirken der föderalen Organe der Exekutive mit den 
staatlichen Organen der Föderationssubjekte, den Organen der Selbstverwaltung, den 
politischen Parteien, anderen gesellschaftlichen und religiösen Vereinigungen; ...entwickelt 
gemeinsam mit den zwischenregionalen Assoziationen für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
der RF-Föderationssubjekte die Programme für sozial-ökonomische Entwicklung der 
Territorien im Rahmen des Föderalbezirks...“ (Teil III Art. 6)384  
Die Territorien der neu geschaffenen 7 Föderalbezirke (s. Anhang 9 3 5) erinnerten einerseits 
an das Schema der ex-sowjetischen Militärbezirke, andererseits an die Struktur der 
wirtschaftlichen Regionen, die sich seit Anfang der 90er Jahre teilweise zu den bestehenden 
Wirtschaftsassoziationen385 zusammengeschlossen haben. Der wirtschaftliche Aspekt der 
Zentrum-Regionen-Beziehungen ist unmittelbar mit der Frage verbunden, inwieweit die 
ungleichmäßige regionale Politik des Zentrums den Modernisierungsfortschritt in den 
Regionen beeinflusst.  
Die Umstrukturierung des über Jahrzehnte existierenden planwirtschaftlichen Systems 
erfordert nicht den Übergang zu einem komplett anderen volkswirtschaftlichen Modell durch 
die Durchführung einer konsequenten „Transformationspolitik.“386 In der Russischen 
Föderation bedeutet es unter anderem, dass in erster Linie die regionalen 
Wirtschaftsstrukturen durch einen Anpassungsprozess an die neuen Herausforderungen 
verändert werden. Aufgrund der Unterschiede der regional vorhandenen Ressourcen sind 
gravierende Unterschiede zwischen den Regionen entstanden. Zu den „Gewinnern“ der 
Transformation gehören die Regionen, deren Wachstumsraten durch ihre 
Rohstoffvorkommen gesichert waren. Die Modernisierung der wirtschaftlichen Struktur der 
gesamten Territorien blieb somit von dem Ressourcenanteil abhängig, wobei sich dies 
teilweise nicht als Chance, sondern eher als Hindernis für die Entwicklung der 
technologiebasierten Industriezweige erwiesen hat. Denn laut einiger Wirtschaftsanalysen 
wurden die Investitionen in die verarbeitende Industrie zum Teil wegen der fehlenden 
Nachfrage für die einheimischen, wenig konkurrenzfähigen Produkte auf dem Binnen- und 
                                                 
383 Poloshenie o polnomotschnom predstawitele Prezidenta Rossijskoj Federazii w federalnom okruge, Ukaz-
Anlage, Ukaz vom 13.05.2000, N 849,  
in: WebWW http://document.kremlin.ru/doc.asp?ID=1937&PSC=1&PT=3&Page=4 
384 ebenda 
385 Vgl. Schneider, E., Putins Rezentralisierungsmaßnahmen, in: Böttcher, W. (Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 37f. 
386 Vgl. Clement, H., Die Wirtschaftsstruktur Russlands, in: Bundeszentrale für politische Bildung  
(Hrsg.), Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16-17/2003, Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament“ vom 
14.04.2003, Frankfurt, S. 11 
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Außenmarkt negativ beeinflusst, zum Teil wurde die staatliche Subventionierung der Betriebe 
in der Schwerindustrie fortgesetzt.387 Unter den Rahmenbedingungen der globalisierten 
Wirtschaft verliert der quantitative Ressourcenvorteil einer rohstoffbasierten 
Wirtschaftsstruktur gegenüber dem qualitativen Vorteil der wissensbasierten 
Wirtschaftsstruktur.388  
Die Regionen Russlands verfügen über unterschiedliche wirtschaftliche Möglichkeiten, die 
dementsprechend verschiedene Prioritäten in der Modernisierung voraussetzen. Die 
vereinheitlichende Wirtschaftspolitik des föderalen Zentrums wäre unter solchen Umständen 
sowohl für die Regionen als auch für das Zentrum von Nachteil.  
Die wissenschaftliche Einschätzung der Rolle des Staates beim Modernisierungsprozess in 
Russland wird u.a. durch die These gestützt, dass trotz der immer wachsenden 
Einflussmöglichkeiten des Staates infolge der Erweiterung der staatlichen Finanzreserven 
durch die Situation auf dem Energie- und Rohstoffmarkt, die Funktion des Staates nicht in der 
Schaffung der Konkurrenzsituation zu den privaten Investoren besteht, sondern in der 
Organisation der Rahmenbedingungen für die Entwicklung des Privatsektors.389 Die 
Beseitigung der widersprüchlichen rechtlichen Regelungen der wirtschaftlichen Verhältnisse 
in den Regionen gehört zu den Hauptaufgaben der neuen Rechtsreform. Das politische 
Instrumentarium und die Vorgehensweise werden an dem offiziell angestrebten Anspruch der 
Rechtsstaatlichkeit gemessen. Einer der Versuche einer regional bezogenen Wirtschaftspolitik 
fand seinen Niederschlag in dem am 22.07.2005 verabschiedeten Föderalgesetz „Über die 
Sonderwirtschaftszonen in der Russischen Föderation.“390 Der Begriff 
„Sonderwirtschaftszone“ ist laut Art. 2 des Föderalgesetzes „... ein Teil des Territoriums der 
Russischen Föderation, auf dem ein besonderes Regime für die Durchführung der 
unternehmerischen Tätigkeit gilt.“391 Es werden folgende Typen der Sonderwirtschaftszonen 
geschaffen: die Sonderwirtschaftszonen für Industrieproduktion und die 
                                                 
387 Vgl. ebenda, S. 13 
388 Vgl. Gorzelak, G., Regional Development in Central Europe and European Integration, in: Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung (Hrsg.), a.a.O., 2002, S. 744ff. 
389 Vgl. Dubinskij, A., Gosinwestizii: Orientir – politika rosta, in: Zeitung „Wedomosti“ vom 05.09.2005, N 164 
(1445), in: WebWW http://www.vedomosti.ru/newspaper/print.shtml?2005/09/05/96588 
390 Rossijskaja Federazija, Federalnyj sakon „Ob osobych ekonomitscheskich sonach w Rossijskoj Federazii“ ot  
22.07.2005, N 116-FS,  
in: WebWW htpp://www.rosoez.economy.gov.ru/law116fz220705.htm, die Internetseite der 
Föderalagentur für Verwaltung der Sonderwirtschaftszonen. 
391 ebenda, eigene Übersetzung 
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Sonderwirtschaftszonen für technische Innovationen (Art. 4).392 Dabei werden durch den Art. 
5 explizit die Einschränkungen für die Gründung einer Sonderwirtschaftszone festgelegt. Auf 
dem Territorium der Sonderwirtschaftszone ist die Gewinnung der Rohstoffe und die 
metallurgische Produktion, sowie die Verarbeitung der Bodenschätze und des Schrotts der 
Bunt- und Eisenmetalle, sowie die Herstellung und die Verarbeitung der Akzise-Waren außer 
von Pkws und Motorrädern untersagt (Art. 5).393 Die Verwaltung der Sonderwirtschaftszonen 
wird durch das föderale Organ der Exekutive gewährleistet (Art. 7), das zusammen mit seinen 
territorialen Organen „ein zentralisiertes Verwaltungssystem für Sonderwirtschaftszonen 
bildet“394 (Art. 7. Abs. 3). Für diesen Zweck wurde beim Ministerium für wirtschaftliche 
Entwicklung und Handel der Russischen Föderation die Föderale Agentur für die Verwaltung 
der Sonderwirtschaftszonen durch den präsidialen Erlass vom 22.07.2005395 gegründet. Nach 
Art. 40 Abs. 2 bleiben die Beziehungen, die nach dem Föderalgesetz über die 
Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader Gebiet (s. Kapitel 6) sowie nach dem Föderalgesetz 
über die Sonderwirtschaftszone im Magadaner Gebiet geregelt worden sind, unberührt.  
Der Weg zum effektiven Staat liegt durch „Harmonisierung“ der Machtbeziehungen, genaue 
Teilung der Zuständigkeiten zwischen dem Zentrum und den Föderationssubjekten und durch 
die Entwicklung der Selbstverwaltung im Staatsmechanismus auf dem unteren Niveau.396 Das 
bedeutet allerdings ein wachsendes Regionalbewusstsein, bedingt durch die Möglichkeiten für 
Menschen, sich an politischen Prozessen zu beteiligen, die über ihr Leben und ihr 
Zusammenleben entscheiden.397 Die Partizipation der Bürger an den Entscheidungsprozessen 
auf dem lokalen Niveau ist die wichtigste Bedingung der erfolgreichen 
Demokratisierungsprozesse. Den regionalpolitischen Aspekt der Regionen-Zentrum-
Beziehungen betrifft die Reform der lokalen Selbstverwaltung der Russischen Föderation. 
Eine Leitidee der Reform der Selbstverwaltung ist die Schaffung eines einheitlichen 
Selbstverwaltungssystems, das mit der RF-Verfassung übereinstimmt. Die ersten 
Entscheidungen wurden durch das Föderalgesetz vom 07.07.2000 „Über den Eintrag der 
Veränderungen und Zusatzbestimmungen zum Föderalgesetz „Über allgemeine Prinzipien für 
                                                 
392 ebenda, eigene Übersetzung 
393 ebenda, eigene Übersetzung 
394 ebenda, eigene Übersetzung 
395 Ukaz Prezidenta RF ot 22 ijulja 2005g. N 855 “O Federalnom agenstve po uprawleniju osobymi 
ekonomitscheskimi sonami”, in: WebWW http://www.rosoez.economy.gov.ru/law855uk220705.htm 
396 Vgl. Die Philosophie von Luschkow, Nachrichtenagentur „IMA-PRESS“,  
in: WebWW http://www.ima-press.ru, zitiert bei: Die Welt vom 18.03.2003 
397 Vgl. Froschmaier, F., Zur Zukunft der Regionen: Beispiel der Ostseeraum, in: Böttcher, W. (Hrsg.), a.a.O., 
2002, S. 68, siehe auch Interview mit J. Zwerew im Anhang 9 6 14 
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die Organisation der Selbstverwaltung in der Russischen Föderation“398 getroffen. Das 
Föderalgesetz wurde in der russischen Fachliteratur wegen der Unvereinbarkeit mit der RF-
Verfassung kritisiert. Laut I. Busygina bestand der konzeptionelle Fehler darin, die Struktur 
der Organe der lokalen Selbstverwaltung den Staatsorganen der Föderationssubjekte 
unterzuordnen und damit zu der Stärkung der Staatsmacht beizutragen.399 Im Föderalgesetz 
wurde das Verfahren der Entlassung der Organe der örtlichen Selbstverwaltung durch die 
Exekutive der Föderationssubjekte vorgesehen. Nach Art. 12 der RF-Verfassung ist aber 
„...die örtliche Selbstverwaltung... im Rahmen ihrer Vollmachten selbständig. Die Organe der 
örtlichen Selbstverwaltung gehören nicht zum System der Organe der Staatsmacht.“400 
Außerdem wird nach Art. 131 der RF-Verfassung „...die Struktur der Organe der örtlichen 
Selbstverwaltung... durch die Bevölkerung selbständig bestimmt...“401 Beide 
Verfassungsartikel werden durch das Föderalgesetz verletzt. Die Selbstverwaltung im Sinne 
von Partizipation der Regionen durch die Selbstverwaltungsstrukturen an einem 
demokratischen Regierungsprozess wird durch ein zentral kontrolliertes, vereinheitlichendes 
Verfahren ersetzt. Die Durchsetzung solcher Verfahren ist aber infolge vieler 
unterschiedlicher regionaler Faktoren kaum realisierbar.  
Aus politikwissenschaftlicher Sicht wird in der russischen Forschung die Subsidiarität 
bezogen auf die Staatsstruktur als Prinzip der Kompetenzverteilung zwischen den 
verschiedenen Ebenen aufgefasst.402 Die Subsidiarität wird als ein in der westeuropäischen 
Tradition entstandenes Prinzip definiert, das seinen Urspung vor allem in der christlich-
katholischen Lehre hat, die „den Selbstwert und Legitimität aller Wesen“ anerkennt.403  In 
                                                 
398 Rossijskaja Federazija, Federalnyj Sakon „O wnesenii ismenenij i dopolnenij w Federalnyj Sakon „Ob 
obschtschich prinzipach mestnogo samouprawlenija w Rossijskoj Federazii“ ot 7 ijulja 2000, in: WebWW 
http://wbase.duma.gov.ru:8080/law?doc&nd=981600079=nh&1&part=26 
399 Vgl. Busygina, I., a.a.O., 2004, S. 29 
400 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 384 
401 ebenda, S. 417 
402 „Subsidiarität als Prinzip liegt der Verteilung der Kompetenzen und Vollmachten zwischen den  
Akteuren verschiedener Ebenen der Machtpyramide zugrunde. Das Subsidiaritätsprinzip setzt voraus, dass die 
Regierung auf dem möglichst tiefen Niveau stattfindet, wenn es zweckmäßig ist...“ Chochlow, I., Subsidiarnost 
kak prinzip i mechanizm politiki ewrosojuza, in: Mirowaja ekonomika i mezhdunarodnyje otnoshenija, Nr. 5, 
2004, S. 95-101, hier zitiert nach: Chochlow, I., Subsidiarnost kak prinzip i mechanizm politiki ewrosojuza, 
PDF-Datei  
in: WebWW http://www.edu.ru/db/portal/e-library/00000045/Hohlov.pdf, vom 25.02.2006, S. 1, eigene 
Übersetzung 
403 Kostjuk, K., Byt li Rossii subsudiarnoj? in: “Novaja politika“vom 30.08.2004,  
in: WebWW http://www.novopol.ru/article308.html, vom 24.02.2006, S. 2, eigene Übersetzung 
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Russland wird der Unterschied in der Einstellung zum und in der Anwendung vom 
Subsidiaritätsprinzip auf die historischen und vor allem religiös-philosophischen Ursachen 
zurückgeführt. Die christlich-orthodoxe Tradition prägte das gesellschaftliche Verständnis für 
die Priorität der kollektiven vor den individuellen Interessen. „Die subsidiäre Ordnung basiert 
darauf, dass die unteren Ebenen von Beginn an über die Vollmachten verfügen, und ihre 
Übergabe nur von unten nach oben stattfinden kann. Die Ordnung der „Delegierung der 
Vollmachten“ im Rahmen der Entwicklung des russischen Föderalismus setzt voraus, dass 
diese der höheren Ebene zustehen und der unteren übergeben werden. Die untere Ebene ist 
nur bevollmächtigt, in ihrer Macht repräsentiert sie die höhere Ebene.“404
Die politischen Reformen sind hauptsächlich durch das Verständnis von der unabdingbaren 
Stärkung des Staates geprägt. Momentan findet dieses Ziel in der Stärkung der Staatseliten 
ihren Niederschlag.  
Das neue Föderalgesetz „Über allgemeine Prinzipien für die Organisation der 
Selbstverwaltung in der Russischen Föderation“405 vom 06.10.2003 trat am 01.01.2006 in 
Kraft. Der Begriff „Selbstverwaltung in der RF“ wird im Föderalgesetz folgendermaßen 
definiert.  
Die Selbstverwaltung bedeutet „... eine Form der Ausübung der Volksmacht, die im durch die 
Verfassung der Russischen Föderation sowie durch die Föderalgesetze, und - in durch die 
Föderalgesetze bestimmten Fällen - durch die Gesetze der Föderationssubjekte der Russischen 
Föderation festgelegten Rahmen, eine selbständige und selbstverantwortliche Lösung der 
Fragen lokaler Bedeutung sichert, die direkt und (oder) über die Organe der Selbstverwaltung 
entsprechend den Interessen der Bevölkerung mit Berücksichtigung historischer und anderer 
lokaler Traditionen stattfindet.“(Art. 1 Abs. 2)406 Das Gesetz sieht eine Reihe von 
Änderungen vor, deren Ziel weiterhin die Schaffung eines einheitlichen Systems lokaler 
Selbstverwaltung bleibt. Nach Art. 5 und Art. 17 des neuen Föderalgesetzes werden die 
Kompetenzen jeweils der föderalen staatlichen Organe und der staatlichen Organe der 
Föderationssubjekte festgelegt. Die Bestimmung der grundlegenden Prinzipien der 
Selbstverwaltung sowie die rechtlichen Regulierungsfunktionen werden auf dem höchsten 
                                                 
404 ebenda, S. 3 
405 Rossijskaja Federazija, Federalnyj Sakon „Ob obschtschich prinzipach mestnogo samouprawlenija w 
Rossijskoj Federazii“ ot  06.10.2003, N 131-FS,  
in: WebWW http://wbase.duma.gov.ru:8080/law?doc&nd=981601056=nh&1&part=40  
406 ebenda 
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Niveau der Föderation angesiedelt. Dabei werden z.B. die Kompetenzen der Organe auf dem 
lokalen Niveau nicht erweitert.407  
Die untere Ebene bleibt in den Regierungsprozess wenig einbezogen. Die Entscheidungen 
werden nicht auf dem Niveau der unmittelbaren Betroffenheit gefällt. Somit wird einerseits 
der Sinn der Selbstverwaltung nicht erfüllt, der durch die Ausführung der Vollmachten 
möglichst auf der unteren Ebene geprägt sein sollte. Andererseits wird die 
Legitimitätsgrundlage dadurch der höheren Ebene entzogen, denn die Akzeptanz ihrer 
Regulierungsfunktionen ist in den kleineren Einheiten nicht vorhanden. 
Im Kapitel 3 Art. 14 und 15 werden „die Fragen lokaler Bedeutung“408 der territorialen 
Einheiten detailliert definiert. Nach Art. 18 sind die finanziellen Verpflichtungen in Bezug auf 
die entsprechenden Fragen der lokalen Bedeutung explizit durch die Mittel der lokalen 
Budgets zu erfüllen. Das Föderalgesetz sieht im Kap. 4 Art. 19 die Möglichkeit vor, den 
Organen der lokalen Selbstverwaltung auch die einzelnen staatlichen Kompetenzen zu 
übertragen und die Ausführung solcher staatlichen Kompetenzen gemäß Art. 65 zu 
unterstützen.409 So werden nicht nur Prioritäten verschiedener Funktionen, sondern auch der 
politische Spielraum der jeweiligen Organe bestimmt. Der Mechanismus des finanziellen 
Ausgleichs sollte durch die Unterstützung aus den Mitteln des Regionalfonds funktionieren 
(Art. 60 und 61).410 Außerdem können die Finanzmittel aus den Budgets der anderen Ebenen 
für die Subventionierung der lokalen Investitions- oder Sozialprojekte entweder durch den 
Fond für die lokale Entwicklung oder durch den Fond für die sozialen Ausgaben zur 
Verfügung gestellt werden (Art. 62).411 Die angestrebte Effektivität des Handelns der 
Entscheidungsträger auf dem lokalen Niveau liegt somit im Ermessen der höheren Ebenen.  
Außerdem werden die detaillierten Vorgaben der Tätigkeiten für die Selbstverwaltungsorgane 
von den regionalen Analytikern auch als keine realistische Vorgehensweise kommentiert, 
denn die Selbstverwaltung sollte eher ein Recht und keine Pflicht darstellen.412 Auch die 
                                                 
407 Vgl. Doroschenko, E., Samouprawlenije darujetsja „swerchu“, in: Zeitung „Wremja MN“  
vom 28.03.2003, in: WebWW http://www.legislature.ru/smallnews/9.html, vom 02.04.2003 
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410 Rossijskaja Federazija, Federalnyj Sakon „Ob obschtschich prinzipach mestnogo samouprawlenija w 
Rossijskoj Federazii“ ot  06.10.2003, N 131-FS, a.a.O. 
411 ebenda 
412 Vgl. dazu Glasytschew, W., wissenschaftlicher Leiter des Zentrums für strategische Studien im Wolga-
Föderalbezirk, Kommentar zum Artikel Urichanjan, A., Regiony sakantschiwajut narezku loskutkow, in: 
Polititscheskij Shurnal, N 6 (57) vom 21.02.2005,  
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Funktion der Etablierung der zivilgesellschaftlichen Basis vor Ort würde, nach Meinung der 
Analytiker, dadurch nicht gefördert, dass die Selbstverwaltungsorgane der verlängerten 
staatlichen Exekutive entsprechen würden. 
Nach der Reform des föderativen Aufbaus, die zunächst die „neue“ Aufteilung in 7 
Föderalbezirke mit den Bevollmächtigten Präsidentenvertretern an der Spitze beinhaltete, 
blieben die Föderationssubjekte vorerst unverändert. Nach wie vor bestand aber auch der 
sogenannte “Matrjoschka-Paradox”413 der RF-Verfassung im föderativen Aufbau. Eine der 
weiteren Charakteristiken der Selbstverwaltungsreform ist die Tendenz zur Vergrößerung der 
Regionen geworden, wobei die Reduzierung der Zahl der Föderationssubjekte durch die 
Vereinigung einiger kleineren administrativen Einheiten zu einer größeren Einheit angestrebt 
wird. Die Möglichkeit der Veränderung im Artikel 65 und somit in der administrativen 
Aufteilung der RF wird durch den Art. 137 der RF-Verfassung möglich. „(1) Die 
Veränderungen im Artikel 65 der Verfassung..., der die Zusammensetzung der Russischen 
Föderation bestimmt, werden aufgrund des föderalen Verfassungsgesetzes über die Aufnahme 
eines neuen Subjekts in die Russische Föderation, über die Bildung eines neuen Subjekts der 
Russischen Föderation in ihrem Bestand und über die Veränderung des 
verfassungsrechtlichen Status eines Subjekts eingereicht...“414 So wird nach dem föderalen 
Verfassungsgesetz vom 25.03.2004415 ein neues RF-Föderationssubjekt - Perm-Region 
(Perm-Gau, „Permskij kraj“) - am 01.12.2005 gegründet. Nach den durchgeführten 
Referenden wird durch den Zusammenschluss des Perm-Gebietes und des autonomen Komi-
Perm-Bezirks „... die Beschleunigung der sozial-wirtschaftlichen Entwicklung... und die 
Erhöhung des Lebensstandards der Bevölkerung“ beider Ex-Föderationssubjekte angestrebt 
(Art. 1 Abs. 2)416 Bis spätestens 31.12.2007 gelten die Übergangsbestimmungen des 
                                                                                                                                                        
in: WebWW http://www.politjournal.ru/preview.php?action=Articles&dirid=96&tek=22990&issue=90, vom 
22.02.2005 
413 Der Begriff für die Charakteristik des föderativen Aufbaus in der russischen Fachliteratur. „... Ein weiteres 
wesentliches Problem, das durch die Verfassung nicht gelöst wurde, stellt das sogenannte “Matrjoschka-
Paradox” dar, das darin besteht, dass neun Föderationssubjekte (autonome Kreise) zu sieben anderen Subjekten 
(Regionen und Gebieten) gehören...“ Busygina, I., a.a.O., 2004, S. 21 
414 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 418 
415 Rossijskaja Federazija, Federalnyj konstituzionnyj Sakon ot 25 marta 2004 g. N 1-FKS „Ob obrasowanii w 
sostawe Rossijskoj Federazii nowogo subjekta Rossijskoj Federazii w resultate ob`edinenija Permskoj oblasti i 
Komi-Permjazkogo awtonomnogo okruga”, in: WebWW http://www.constitution.garant.ru/DOC_12034870.htm 
416 ebenda 
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Verfassungsgesetzes in Bezug auf das neu gegründete Föderationssubjekt. Der offiziell 
proklamierte rein wirtschaftliche Hintergrund dieser Maßnahmen darf bezweifelt werden.417
Die neuen Tendenzen bei der Reformierung Russlands, die unmittelbar die Regionen 
betreffen, werden u.a. durch die ökonomischen Aspekte bestimmt. Das durch den 
Präsidialerlass vom 13.09.2004418 neu geschaffene Ministerium für regionale Entwicklung 
der Russischen Föderation setzt sich für das vom Minister für regionale Entwicklung, W. 
Jakowlew, vorgeschlagene Konzept der sogenannten „polarisierten Entwicklung,“419 das auf 
die Förderung der starken Regionen-„Wachstumslokomotiven“ ausgerichtet ist, ein. Das 
Konzept stellt ein Modell der räumlichen Entwicklung in Russland dar. Anstelle einer 
„Überlebensstrategie“ sollte eine „Entwicklungsstrategie“ der Regionen treten. Die starken 
Regionen sollen den Transformationsprozess antreiben und nicht durch die Umverteilung auf 
ein Mittelmaß reduziert werden. Die schwachen Regionen sollen konkrete Ziele und 
Aufgaben mit Hilfe zur Selbsthilfe kontinuierlich erreichen können.420 Der Übergang vom 
Umverteilungsansatz setzt die Entwicklung des „endogenen Potentials“ der Regionen voraus, 
die heutzutage in der Ausnahmesituation problematisch erscheint, z.B. in den Gebieten des 
Hohen Nordens, die auf die Umverteilungsmechanismen angewiesen sind.421  
Nach WZIOM-Angaben vom Dezember 2003, begründeten die Befragten ihre positive 
Haltung zur Reform durch die folgenden vorgeschlagenen Argumente:  
31% wegen der Möglichkeit, den bürokratischen Apparat zu reduzieren und die Effektivität 
zu steigern; 23% wegen der Möglichkeit, effektiv die wirtschaftlichen und sozialen Fragen 
vor Ort zu lösen; 8% wegen der Möglichkeit, die Menschen mit ähnlichen kulturellen und 
nationalen Traditionen zu einigen. 
Eine negative Resonanz verteilte sich folgendermaßen: 
8% wegen der Verfassungsänderungen, die für die Reform erforderlich sind, und der Gefahr 
der negativen Auswirkungen auf die Stabilität im Land; 9% wegen der Gefahr, die 
vorhandenen Unterschiede zwischen den reichen und armen Regionen zu vergrößern. 18% 
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420 Vgl. Machlin, M., Wladimir Jakowlew: Otstajuschtschije polutschat stimuly, in Zeitung “Rossijskaja 
Gazeta”, in: WebWW http://www.rg.ru/2005/04/05/regioni.html, vom 05.04.2005 
421 Vgl. Busygina, I., Interview, Antwort auf Frage 4 im Anhang 9 6 2 
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der Befragten machten sich keine Gedanken darüber, 9% war es egal, 9% hatten 
Schwierigkeiten, die Frage zu beantworten.422
Die Vergrößerung und die Vereinigung einiger Regionen könnte aber Probleme nicht nur im 
nördlichen Kaukasus, sondern auch in den größeren Republiken bringen, deren Führung sich 
mit der möglichen Einschränkung der Entscheidungskompetenzen nicht einverstanden 
erklärt.423 Der technologisierte Ansatz der formalen Föderalisierung von oben sollte nicht 
überwiegen, denn die föderalen Strukturen in einer Vielvölker-Föderation können sich 
langfristig nur aufgrund der bestehenden regionalen Substanz etablieren. Die Region als eine 
soziokulturelle Einheit kann die Grundlage der Identität im neuen post-sozialistischen 
Russland bilden. Besonders die Erfahrungen aus der neuesten Geschichte Russlands 
veranlassen dazu, die soziokulturellen Aspekte des Transformationsprozesses in den 
Regionen wahrzunehmen und sie zu berücksichtigen. Die Vielfalt der ethnischen Landschaft 
in der Russischen Föderation bildet eine weitere Facette der bestehenden kulturellen 
Verbindungen in den Regionen.  
Das asymmetrische Verhältnis wird in den Zentrum-Peripherie-Beziehungen durch die 
laufenden Reformen eher verstärkt. Die bestehenden regionalen Divergenzen sind durch den 
Aufbau des subsidiären Verhältnisses effizient zu gestalten. Langfristig entspricht das der 
Effizienz einer Vielvölker-Föderation. Aus dem Verhältnis Zentrum - Region sollte das 
Verhältnis Föderation - Region entwickelt werden. 
Die Effektivität des staatlichen Handelns zeigt sich dadurch, dass „... eine politisch-
administrative Dezentralisierung eine größere Problemnähe und eine direktere Rückkopplung 
der politischen Willensbildung mit der Exekutive ermöglicht.“424  
Das Problem des föderalen Aufbaus in der Russischen Föderation liegt u.a. darin, dass das 
Zentrum die bilaterale Tradition des exklusiven Verhältnisses mit einigen Regionen weiterhin 
pflegt. An der Methodik des hierarchischen Umgangs innerhalb des föderalen Staates hat sich 
trotz der Reformen wenig geändert. Im Gegenteil, die Kontrollmechanismen werden immer 
ausgefeilter, der Feedbackprozess im systemtheoretischen Sinne verkümmert wieder einmal. 
Das föderale Zentrum versteht sich nicht als Mittler und als ein Achsenzentrum, in dem die 
Interessen so unterschiedlicher Natur zusammenfließen und mit dem Ziel der Synergieeffekte 
                                                 
422 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 41 (Presskomuniqué), vom 08.12.2003, Moskau, (1600 Befragte in 100 Orten 
von 39 Gebieten, Gauen, Republiken), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=113& 
article=33, eigene Übersetzung 
423 Vgl. Kolesnitschenko, A., Ideal – 28 gubernij, in: Argumenty i fakty, Nr. 23 (1232), June 2004, S. 2, 4 
424 Blotevogel, H.H., Zur Konjunktur der Regionsdiskurse, in: Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (Hrsg.), a.a.O., Heft 9/10, 2000, S. 493 
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bearbeitet werden, sondern im Gegensatz wird auf die Stärkung der Vertikale der Macht und 
die Entwicklung der staatlichen Kontrollfunktionen im einheitlichen System gesetzt. Das 
beeinflusst den Transformationsprozess in Russland insoweit, dass demokratische Strukturen 
wenig stabil und demokratische Verfahren kaum effektiv sind.  
Infolgedessen ist die These dieses Unterkapitels bestätigt: die zukünftige Entwicklung der 
Transformationsprozesse ist sowohl im Bereich der wirtschaftlichen Modernisierung als auch 
im Bereich der gesellschafts-politischen Demokratisierung in der Vielvölker-Föderation 
durch die Lage der Regionen als gewichtige Grundlage für den föderalen Staatsaufbau 
bestimmt. 
 
4 5 Zwischenfazit 
Abschließend fassen wir folgende Ergebnisse des Kapitels zusammen. Für die vorliegende 
Arbeit ist die Thematik der „Integration“ bedeutsam.  
Die wichtigsten Etappen des europäischen Integrationsprozesses von der EGKS zur EU-
Verfassung zeigen, dass die innenpolitische Gestaltung der Europäischen Gemeinschaften 
unter dem großen Einfluss der außenpolitischen Konstellationen vollzogen wurde. An der 
Entwicklung des EG–Sowjetunion-Verhältnisses lässt sich aber auch feststellen, dass gerade 
der politische Entwicklungsprozess innerhalb der Europäischen Gemeinschaften zu den 
Veränderungen in der Wahrnehmung der Gemeinschaft beigetragen hat. Trotz der 
Rückschläge in der politischen Entwicklung der Europäischen Union wurden 
Voraussetzungen geschaffen, die die ersten handelspolitischen Vereinbarungen zwischen der 
EWG und EURATOM einerseits und der UdSSR andererseits ermöglichten. Die bilaterale 
Zusammenarbeit zwischen der Sowjetunion und den einzelnen EU-Mitgliedstaaten sollte 
durch die EU-RF-Kooperation ersetzt werden. Anhand der Analyse der vorhandenen 
Abkommen und Strategien kann man an dieser Stelle einen historischen Fortschritt feststellen. 
Auf die Perspektiven der Entwicklung wird im Kapitel 7 eingegangen. 
Die Europäische Union als politische Gemeinschaft befindet sich bis jetzt im 
Entwicklungsprozess. Die Vertiefung und/oder die Erweiterung der Europäischen Union 
setzen in erster Linie voraus, dass ihre Integrationsfähigkeit immer wieder neuen 
Herausforderungen unterzogen wird. In der veränderten Verfasstheit der Union wird aber 
auch eine Entwicklungschance für ein gesamteuropäisches Integrationskonzept gesehen. 
Das Subsidiaritätsprinzip wurde als Architekturprinzip der zukünftigen Europäischen Union 
definiert. Seine Anwendungsmöglichkeiten im „Mehrebenen-System“425 der Union bieten 
                                                 
425 Vgl. Jachtenfuchs, M., Kohler-Koch, B., Regieren im dynamischen Mehrebenensystem, in: Jachtenfuchs, M., 
Kohler-Koch, B. (Hrsg.), a.a.O., 1996, S. 15-44, insbesondere S. 21 
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Entwicklungsmöglichkeiten sowohl vor dem Hintergrund der zunehmenden Globalisierungs- 
als auch der gleichzeitig zunehmenden Regionalisierungstendenzen. Die nationalstaatlichen 
Ansprüche auf die Beibehaltung des Gewaltmonopols sind unter Berücksichtigung der 
Interdependenzen der globalisierten Welt nicht haltbar. Insbesondere in der erweiterten 
Europäischen Union ist das Subsidiaritätsprinzip von entscheidender Bedeutung. Die 
Einbeziehung der kleinsten Einheit bedeutet die Schaffung einer Basis für die Vertiefung der 
erweiterten Europäischen Union. Durch die Partizipation der Bürger, also durch Bürgernähe, 
findet die Legitimation statt. Dies ist insoweit wichtig, dass seit 1989 die Freiheits- und 
Bürgerrechte für die mittel- und osteuropäischen Gesellschaften eines der Hauptmotive für 
die Teilnahme an der Transformation innerhalb der EU darstellten. 
Da der EU-Regionalisierungsprozess als ein Vertiefungsprozess in der erweiterten EU 
betrachtet wurde, bildete die EU-Regionalpolitik einen der Schwerpunkte der Analyse im 
Kapitel. Diese Untersuchung zeigte, dass die strukturpolitischen Maßnahmen und Instrumente 
für die erweiterte EU weiterhin dem funktionalen Ansatz der Kooperation zwischen den 
Mitgliedstaaten folgen. Die Erfahrungswerte der westeuropäischen Integration werden mit 
ihren Nachteilen auf die neue Situation übertragen. Insbesondere wird die Verstärkung der 
Diskrepanzen zwischen den schwachen und starken Regionen durch die einheitliche 
Förderung426 in den Beitrittsländern kritisiert. Außerdem werden die Mentalität der Bürger 
und die historisch bedingten Besonderheiten der Transformationsländer kaum 
berücksichtigt,427 die von der Erfahrung der zentralistischen Regierungsform geprägt sind.428  
Das Ziel der Schaffung eines wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts in 
der erweiterten EU wurde somit nicht erreicht. Die Leistungen der EU-Strukturpolitik sind 
ausschließlich auf die mittelfristige Steigerung des Modernisierungspotenzials der 
Transformationsländer gerichtet. Die Mängel der Integrationsmodelle werden durch die 
kurzfristigen Vorteile der Flexibilisierungskonzepte, z.B. durch die Netzwerke, ausgeglichen. 
Die nationalstaatliche Ebene ist aber davon nicht betroffen. Dies beinhaltet ein Risiko der 
„fragmentation within the EU.“429  
Für die Untersuchung der Kooperationsperspektiven zwischen der erweiterten EU und der RF 
erschien die Analyse der  Regionalisierung sowohl in der Europäischen Union als auch in der 
Russischen Föderation notwendig. So wurde der Regionalisierungsprozess in der Russischen 
                                                 
426 Vgl. Schrumpf, H., a.a.O., 2000, S. 41 
427 Vgl. Sluzkij, L., im Interview, Antwort auf Frage 3 im Anhang 9 6 12 
428 Vgl. Schrumpf, H., a.a.O., 2000, S. 28  
429 Moravcsik, A., a.a.O., vom 25.05.2005, S. 16 
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Föderation als entscheidender Faktor der Transformation analysiert. Hierzu wurde das im 
zweiten Kapitel vorgeschlagene Analyseschema der Transformationsprozesse angewandt.  
Erstens wurde der historisch-politische Aspekt der Zentrum-Regionen-Beziehungen betont. Er 
spiegelt die Problematik des föderalen Staatsaufbaus in Russland wider. Durch den 
unterschiedlichen verfassungsrechtlichen Status der Föderationssubjekte sind die exklusiven 
Verhältnisse des Zentrums mit einigen Föderationssubjekten möglich. 
Zweitens stand der nationalstaatlich-politische Aspekt der Zentrum-Regionen-Beziehungen 
im Vordergrund. Seine Wirkung wurde am Beispiel des Kompetenzstreits zwischen dem 
Zentrum und den Regionen analysiert. Die Tradition der Vorrangstellung der 
nationalstaatlichen Interessen vor der Bedeutung der regionalen Entwicklung wird fortgesetzt.  
Drittens war für die Analyse vor dem Hintergrund der notwendigen Modernisierung der 
wirtschaftliche Aspekt der Zentrum-Regionen-Beziehungen von Bedeutung. Die 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen sind zwar auf den Ausgleich der gravierenden 
Unterschiede zwischen den rohstoffreichen und rohstoffarmen Regionen gerichtet, haben aber 
bis jetzt vereinheitlichenden Charakter. Das Ziel wäre, die unterschiedlichen Prioritäten der 
Modernisierung gemäß der unterschiedlichen Möglichkeiten der Regionen in der 
Wirtschaftspolitik zu verfolgen. 
Viertens wurden die Zentrum-Regionen-Beziehungen unter dem regional-politischen Aspekt 
analysiert. Am Beispiel der Reform der Selbstverwaltung in Russland wurde u.a. festgestellt, 
dass die Einheiten der unteren Ebene wenig in den Regierungsprozess einbezogen sind. Dies 
führt einerseits zum Missverständnis des Selbstverwaltungsprozesses, andererseits zur 
Inakzeptanz der Regulierungsfunktion der höheren  Ebene in Bezug auf die untere Ebene. Als 
Ergebnis ist das Legitimitätsproblem nicht zu vermeiden. Die Analyse macht die 
dominierende Rolle des nationalstaatlichen Aspekts - ungeachtet verschiedener 
Voraussetzungen in der Vielvölker-Föderation - deutlich. Der Demokratisierungsprozess in 
Russland wird somit von vielen Rückschlägen begleitet. Im Mittelpunkt eines langfristigen 
Entwicklungskonzepts sollte nicht das Zentrum-Region-Verhältnis, sondern das Föderation-
Region-Verhältnis stehen. 
Die Perspektive der Demokratisierung der Föderation in Russland ist mit den 
Anwendungsmöglichkeiten des Subsidiaritätsprinzips verbunden. Die Analyse hat gezeigt, 
dass in der russischen Diskussion das Verständnis von „Subsidiarität“ erhebliche 
Unterschiede zur westlichen Tradition aufweist (s. Unterkapitel 4 4).  
Das findet seinen Ausdruck in der missverstandenen Rolle der Regionen sowohl für die 
Kooperationsmöglichkeiten mit der erweiterten EU als auch die Transformationsperspektiven 
der Russischen Föderation.  
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5 Zur Transformation der Russischen Föderation 
„A stable, democratic and prosperous Russia, firmly anchored in a united Europe free of new 
dividing lines, is essential to lasting peace on the continent.“430  
(“Common Strategy of the European Union on Russia, of 4 June 1999…”) 
 
Der europäische Integrationsprozess wird auch durch die Ansätze der Transformation im ost-
europäischen Raum und, genauer gesagt, in der Sowjetunion und später in Russland, 
beeinflusst. Beispielhaft sind dafür die Auswirkungen des Helsinki-Prozesses. Vor diesem 
Hintergrund bleiben eine kritische Analyse der Transformationsprozesse sowie eine Prognose 
der Auswirkungen der Änderungen in Russland auf die europäische Integration besonders 
interessant. 
Im Vordergrund steht in diesem Kapitel die Integration innerhalb der Russischen Föderation. 
Es geht um die Perspektiven der Entwicklung, jedoch wird nicht nur Politik im engeren Sinne 
behandelt, z.B. Parlamentarismus versus Präsidentialismus, sondern es werden auch die 
wirtschaftliche und soziale Ausdifferenzierung und gesellschaftliche Konflikte im weiteren 
Sinne untersucht. Wie jede Entwicklungsart verläuft der Transformationsprozess in Phasen, 
die innen- und außenpolitisch absolut unterschiedlich bewertet werden können. Die 
außenpolitische Darstellung der innenpolitischen Probleme kann nicht nur 
interessensabhängig erfolgen, sondern auch von der anderen Seite interessensabhängig 
wahrgenommen werden.  
Bedeutend für diese Arbeit sind die folgenden Fragen: inwieweit wird der 
Transformationsprozess in Russland durch die fortschreitende europäische Integration 
beeinflusst? Wodurch wird vor dem Hintergrund der Interdependenz in einer globalisierten 
Welt die Zukunft Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber 
durch die Fähigkeit, zu integrieren431? (s. Anhang 9 6 1) 
Die Lösungsperspektiven werden hier mit dem Föderalismus und dem Regionalismus 
Russlands in Verbindung gebracht. Nicht nur im Falle Russland gewinnt die Frage nach der 
erwähnten Unterscheidung von den Föderalismus- und Dezentralisierungsvorstellungen und -
                                                 
430 Common Strategy of the European Union on Russia, of 4 June 1999, (1999/414/CFSP), a.a.O. 
431 Zur Unterscheidung des Begriffs der Integrationsfähigkeit Russlands s. Trenin, D., The End of  
Eurasia: Russia on the border between Geopolitics and Globalization, Moscow 2001, in: WebWW 
http://www.carnegie.ru/en/pubs/books/36275.htm 
Hier und im Folgenden bezieht sich „die Fähigkeit, sich zu integrieren” auf die innenpolitische Dimension der 
Russischen Föderation, wobei „die Fähigkeit, zu integrieren“ die außenpolitische Dimension betrifft. 
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methoden eine große Rolle. Die Subsidiarität als Hauptprinzip des Föderalismus bedeutet, 
dass die Probleme auf der Ebene ihrer Entstehung gelöst werden.432
Die neueste russische Geschichte erlaubt einige Erklärungsversuche. 
 
5 1 Von  Jelzin zu Putin 
These: Der Demokratisierungsprozess ist die erste Voraussetzung für jede Art der Integration 
Russlands in Europa.  
In diesem Abschnitt werden die politischen Aspekte von zwei Präsidentschaften in der 
Russischen Föderation betrachtet. 
- Was sind die Kennzeichen des Transformationsprozesses in Russland? 
- Welche Gründe sind dafür verantwortlich, dass der Transformationsprozess innerhalb 
eines post-sozialistischen Nationalstaates friedlich verläuft?433 
Mit Hilfe eines deskriptiven Vergleichs von einigen Aspekten der Präsidentschaften, nämlich 
von der Amtszeit von Boris Nikolaewitsch Jelzin und der Amtszeit von Wladimir 
Wladimirowitsch Putin, werden die Besonderheiten und Gesetzmäßigkeiten des 
Demokratisierungsprozesses in der Russischen Föderation aufgezeigt. Dieser Analyse liegt 
der verfassungsrechtliche Status des Präsidenten und des Parlaments zugrunde. In der 
Forschung werden Vor- und Nachteile des Präsidentialismus und des Parlamentarismus 
bewertet. Die Frage nach den charakteristischen Besonderheiten der russischen Variante, 
einer Mischung aus dem präsidentiellen und dem parlamentarischen System, wird in dem 
Unterkapitel thematisiert. 
Trotz vieler Veränderungen, die in den Jahren nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
vorgenommen worden sind, gelten in Russland die charakteristischen Gesetzmäßigkeiten, die 
die Situation vor und nach den neuen Präsidentschaftswahlen immer wieder verbunden haben. 
Die theoretisch und praktisch begründete nicht-symmetrische Entwicklung des 
Transformationsprozesses in verschiedenen Bereichen lässt sich in Russland an folgender 
einflussreicher Konstante feststellen: die autokratische Tradition im Staatswesen, die unter 
den unterschiedlichen kulturellen, geografischen, historischen und wirtschaftlichen Lebens- 
und Rahmenbedingungen innerhalb eines Landes schnell ins Gegenteil eines angestrebten 
integrierten gut funktionierenden Staatsideals in den Einheitsstaat mündet. 
                                                 
432 Vgl. Gorodilow, A., Gomin, A., Dudarjew, M., Kulikow, A., XXI wek: Formirowanije prawowych 
osnow ekonomitscheskoj dejatelnosti subjektow Rossijskoj Federazii, Jantarnyj skaz, Kaliningrad 2002, S. 44 
433 Der Sonderfall Tschetschenien wird hier nicht einbezogen. 
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Obwohl die verfassungsrechtliche Grundlage nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
weiterentwickelt wurde, kehrt nichtsdestotrotz immer ein bestimmtes Muster wieder, das zu 
gleichen Konflikten und Widersprüchen führt. 
Einen der Gründe, so L. Schewzowa,434 stellt die „partielle Rückkehr“ zu den erprobten 
Regierungsmechanismen dar, die der neu entstandenen gesellschaftlichen Situation nicht 
mehr entsprechen und somit nicht mehr brauchbar sind. Die grundlegende Besonderheit der 
russischen Variante des Typus eines präsidentiell-parlamentarischen Systems ist zwar „gemäß 
seiner Entstehung demokratisch (...), gemäß seiner Funktionsweise aber eher 
monarchisch.“435 Das widersprüchliche System, das in Russland im Jahre 1993 entstanden ist, 
wird als „konstitutionelle Wahlautokratie“436  definiert. 
Im Mittelpunkt dieses Systems ist der Status des Präsidenten der Russischen Föderation. Der 
Weg der beiden Präsidenten der Russischen Föderation an die Macht war verschieden. B. 
Jelzin ist als Kontrahent zu seinem Vorgänger M. Gorbatschew infolge andauernder Rivalität 
der Positionen und teilweise infolge eines offenen Oppositionskampfes an die Macht gelangt. 
Die besonders günstigen Bedingungen der Folgen des kommunistischen Putsches 
ermöglichten den Machtwechsel. Am 16. Juni 1991 wurde B. Jelzin zum ersten Präsidenten 
der RSFSR gewählt.437 Den Wahlkampf im Jahre 1996 hat B. Jelzin gegen seinen damals 
größten Gegner, den Parteivorsitzenden der KPRF, G. Sjuganow, gewonnen. Er wurde erneut 
russischer Präsident. Zum offiziellen Nachfolger von Präsident B. Jelzin wurde W. Putin, der 
erst kurz vor seinem Amtsantritt von dem amtierenden Präsidenten persönlich der breiten 
Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Die öffentliche Meinung in Bezug auf die Ergebnisse der 
Präsidentschaft von B. Jelzin lässt sich in den WZIOM-Angaben vom Januar 2000438 
allgemein so skizzieren: 51% der Befragten waren mit dem vorläufigen Rücktritt von B. 
Jelzin vom Präsidentenposten zufrieden. Die negativen Einschätzungen der Jelzin-Ära 
überwogen nach Angabe der WZIOM-Umfrage deutlich gegenüber den positiven 
Errungenschaften dieser Transformationsperiode (s. Anhang 9 3 1). 
                                                 
434 Vgl. Schewzowa, L.F., Das neue Russland. Von Jelzin zu Putin, in: Höhmann, H.-H., Schröder, H.-H. 
(Hrsg.), Russland unter neuer Führung. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft am Beginn des 21. Jahrhunderts, 
Bundeszentrale für politische Bildung, agenda Verlag GmbH & Co. KG, 2001, S. 35 
435 ebenda 
436 ebenda 
437 Vgl. Maćków, J., Jelzins Erbe: Die “präsidentielle Staatsgewalt” im politischen System Russlands, in: 
Zeitschrift für Parlamentsfragen (ZParl), H. 3/2000, Westdeutscher Verlag, S. 635 
438 Vgl. WZIOM, Press-wypusk (Presskomuniqué), vom 06.01-10.01.2000, Moskau, (1600 Befragte in 83 Orten 
von 31 Regionen, 150 Umfragestellen), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=9&article=501, eigene 
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Während der Amtszeit von B. Jelzin ist die geltende Verfassung der Russischen Föderation 
verabschiedet worden. Der verfassungsrechtliche Status des Präsidenten ist im Kap. IV (Art. 
80 – 93) der RF-Verfassung von 1993 festgelegt. Danach ist der Präsident als 
„Staatsoberhaupt“ (Abs. 1), „Garant der Verfassung der Russischen Föderation, der Rechte 
und Freiheiten des Menschen und Bürgers...“ (Abs. 2)439 und „...Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte der Russischen Föderation.“ (Art. 87).440 In den folgenden Artikeln werden die 
Vollmachten des Präsidenten im Detail aufgeführt. In Art. 83 der RF–Verfassung heißt es: der 
Präsident „... a) ernennt mit Zustimmung der Staatsduma den Vorsitzenden der Regierung...; 
c) entscheidet über den Rücktritt der Regierung...; d) stellt der Staatsduma eine Kandidatur 
zur Ernennung auf den Posten des Vorsitzenden der Zentralbank vor...; stellt die Frage nach 
der Suspendierung des Vorsitzenden der Zentralbank...; e) ernennt auf Vorschlag des 
Vorsitzenden der Regierung der Russischen Föderation die Stellvertreter des Vorsitzenden der 
Regierung, die föderalen Minister und suspendiert sie vom Amt; f) stellt dem Rat der 
Föderation die Kandidaturen zur Ernennung auf die Posten der Richter des 
Verfassungsgerichts..., des Obersten Gerichts..., des Obersten Schiedsgerichts... sowie die 
Kandidatur des Generalstaatsanwalts der Russischen Föderation vor; bringt in den Rat der 
Föderation den Vorschlag der Suspendierung des Generalstaatsanwalts der Russischen 
Föderation ein; ernennt die Richter von anderen föderalen Gerichten; g) bildet und leitet den 
Sicherheitsrat...; h) legt die Militärdoktrin der Russischen Föderation fest; i) bildet die 
Administration des Präsidenten...; j) ernennt und suspendiert die bevollmächtigten Vertreter 
des Präsidenten...; k) ernennt und suspendiert das Oberkommando der Streitkräfte...; l) 
ernennt nach Konsultationen mit ... Komitees oder Kommissionen der Kammern der 
Föderalen Versammlung die diplomatischen Vertreter der Russischen Föderation in den 
ausländischen Staaten und internationalen Organisationen und beruft sie ab.“441 Nach Art. 84 
der RF–Verfassung: der Präsident „... a) setzt die Wahlen in die Staatsduma entsprechend der 
Verfassung... und dem Föderationsgesetz442 an; b) löst die Staatsduma in den Fällen und in 
dem Verfahren, die durch die Verfassung... vorgesehen sind, auf; c) setzt ein Referendum in 
dem durch das föderale Verfassungsgesetz festgelegten Verfahren an; d) bringt 
Gesetzesprojekte in die Staatsduma ein; e) unterzeichnet und verkündet Föderationsgesetze; f) 
                                                 
439 Die Verfassung der Russischen Föderation, in Deutsch, in: Traut, J.Ch. (Hrsg.), Verfassungsentwürfe der 
Russischen Föderation, Deutsches Institut für Föderalismusforschung e.V., Hannover, 1. Aufl., Nomos 
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 1994, S. 401 
440 ebenda, S. 404 
441 ebenda, S. 402 
442 Bei Traut, J.Ch. wird „Föderationsgesetz“ als Synonym zum „Föderalgesetz“ gebraucht. 
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wendet sich an die Föderale Versammlung mit jährlichen Schreiben über die Lage im Lande 
sowie über die Hauptrichtungen der Innen- und Außenpolitik des Staates.“443 Nach Art. 86 
der RF–Verfassung: der Präsident „...a) leitet die Außenpolitik der Russischen Föderation; b) 
führt die Verhandlungen und unterzeichnet die internationalen Verträge der Russischen 
Föderation; c) unterzeichnet die Ratifikationsurkunden; d) nimmt die Beglaubigungs- und 
Abrufungsurkunden der bei ihm akkreditierten diplomatischen Vertreter entgegen.“444 Nach 
Art. 89 der RF–Verfassung: der Präsident „...a) entscheidet die Fragen der Staatsbürgerschaft 
der Russischen Föderation und der Gewährleitung des politischen Asyls; b) verleiht die 
Staatsauszeichnungen und Ehrentitel..., die obersten Militär- und Sondertitel; c) führt 
Begnadigungen durch.“445 Nach Art. 90 der RF–Verfassung: der Präsident „(1)... erlässt 
Verordnungen und Verfügungen. (2) Erlasse und Verordnungen des Präsidenten ... sind auf 
dem ganzen Territorium... verbindlich. (3) Erlasse und Verordnungen des Präsidenten... 
dürfen der Verfassung... und den Föderationsgesetzen nicht widersprechen.“446
Die starke Position des Präsidenten wird in der Fachliteratur sowohl kritisiert als auch 
gerechtfertigt. Die kritische Betrachtungsweise betont die autoritäre Tradition im russischen 
Staatswesen, die insbesondere durch den Status des Präsidenten fortgesetzt wird. Der 
Präsident wird als ein Reformer und starke politische Persönlichkeit der Gesellschaft 
präsentiert. Die Interessengruppen organisieren sich entweder auf der Seite des starken 
Präsidenten oder verlieren den politischen Einfluss.  
Die unbedingte Voraussetzung einer entwickelten Rechtsstaatlichkeit im demokratischen 
föderalen System ist dagegen die starke Rolle des Parlaments im Gesetzgebungsprozess. Nach 
Art. 94 der RF-Verfassung ist „die Föderale Versammlung – das Parlament der Russischen 
Föderation – ... das vertretende und gesetzgebende Organ der Russischen Föderation.“447 Die 
Föderale Versammlung besteht nach Art. 95 der RF-Verfassung aus zwei Kammern, dem Rat 
der Föderation448 und der Staatsduma. Eine besonders interessante und wichtige Frage ist, 
inwieweit die Föderale Versammlung über eine reale Entscheidungskompetenz im Prozess 
der Gesetzgebung verfügt und die Dekrete des Präsidenten nicht nur als eine 
außergewöhnliche Maßnahme zum Überbrücken der Verzögerungen in der Annahme der 
                                                 
443 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 403 
444 ebenda 
445 ebenda, S. 404 
446 ebenda 
447 ebenda, S. 405 
448 Hier und im Folgenden „der Föderationsrat“ 
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Grundlagengesetze eingesetzt werden, sondern als Instrument der Durchsetzung der 
Reformen genutzt werden.449  
Die Entwicklung des Mehrparteiensystems befand sich Anfang der 90er Jahre in seinem 
Anfangsstadium. Es fehlten die organisierten „Interessengruppen“450 in der russischen 
Gesellschaft, die durch die Parteien im Parlament vertreten wären. Der russische 
Parlamentarismus entwickelte sich dementsprechend in den Phasen der direkten Opposition 
zum Präsidenten. Im Jahre 1993 führte solche Situation zur Verabschiedung einer neuen 
Verfassung, in der das Parlament im Vergleich zum Präsidenten eine schwächere Position im 
Staatsgefüge hat.451 Das personalistische Prinzip in der Politik aufgrund des politischen 
Gewichts einiger Persönlichkeiten ist somit zum Teil auch im Parlament vertreten. Den 
starken politischen Einfluss in der Staatsduma, die zur Hälfte (225 Sitze) nach dem relativen 
Mehrheitswahlrecht von den einzelnen Kandidaten besetzt wird, können die gewählten 
Persönlichkeiten unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit gewinnen, da ihre Sitze nicht mit 
dem prozentualen Stimmanteil der jeweiligen Partei verrechnet werden.452 Infolgedessen wird 
weder die konsolidierende Funktion der Parteien, die die Interessen verschiedener sozialer 
Gruppen vertreten, noch die kontrollierende Funktion der Parteien, die sich selbst 
organisieren und deren Mitglieder an bestimmte Programme gebunden sind, effektiv 
genutzt.453
In der aktuellen Parteienlandschaft454 fällt eine starke Position der Partei „Jedinaja Rossija“ 
(„Einiges Russland“) auf. Nach WZIOM-Angaben der ersten Jahreshälfte von 2005 betragen 
die Ratings von „Jedinaja Rossija“ 32 bis 34 Prozent.455 In dem Wahlprogramm456 der Partei 
                                                 
449 Vgl. Andreeva, A., Russlands langer Weg in den Rechtsstaat, Verfassung und Gesetzgebung, Forschung 
Politikwissenschaft, Bd. 166, Leske+Budrich, Opladen 2002, S. 103 
450 Vgl. z.B. Andreeva, A., a.a.O., 2002, S. 110 
451 Vgl. Steinsdorff v., S., Die russische Staatsduma, in: Pleines, H., Schröder, H.-H. (Hrsg.), Die russischen 
Parlamentswahlen 2003, Arbeitspapiere und Materialien, Forschungsstelle Osteuropa Bremen, Nr. 52 - 
Dezember 2003, S. 24 
452 Vgl. Nußberger, A., Die Grundlagen des russischen Wahlrechts, in: Pleines, H., Schröder, H.-H. 
(Hrsg.), a.a.O., 2003, S. 29 
453 Vgl. Polikanow, D., Nuzhno li „stroit’“ obschtschestwo, in: Zeitung „Wedomosti” vom 20.09.2004, in: 
WebWW http://www.wciom.ru/?pt=42&article=917, vom 15.08.2005 
454 Zur Charakteristik einiger Parteien s. Glass, M., Profile der fünf wichtigsten russischen Parteien, in: Pleines, 
H., Schröder, H.-H. (Hrsg.), a.a.O., 2003, S. 33-40 
455 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 241 (Presskomuniqué) vom 07.07.2005, Moskau, (1600 Befragte in 153 
Orten von 46 Föderationssubjekten), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=42&article=1482, eigene 
Übersetzung 
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für die Duma im Dezember 2003 wird „Einiges Russland“ als „eine Partei der 
vorhersehbaren, vernünftigen, energischen, entscheidungsfreudigen Politik“457 bezeichnet. 
Die zentristische Ausrichtung der Partei wird nicht nur in den allgemeinen Feststellungen, 
wie: „... Der Zentrismus ist die Fähigkeit die realen Probleme der realen Menschen zu lösen 
....“, sondern auch in den Formulierungen, wie “... professionelle, verantwortungsvolle 
Staatsverwaltung,“ widergespiegelt. 
Nach dem Sieg bei den Wahlen in die Staatsduma 2003 hat sich die Position der Partei in der 
öffentlichen Wahrnehmung noch mehr gefestigt. Die entscheidenden Charakteristiken der 
Partei beziehen sich auf die politische Ausrichtung.  
So verstehen nach WZIOM-Angaben458 im November 2004 30% der Befragten „Einiges 
Russland“ „... nicht als Partei, sondern als „Club“ der Anhänger von W. Putin, der keine 
unabhängige Position besitzt und die Hinweise von oben ausführt...“459; 25% „... als Partei, 
die auf die Fortsetzung der Reformen in der Wirtschaft und im sozialen Bereich orientiert 
ist...“460; 24% „... als Partei der Ordnung und der Stabilität, die versucht, die extremen 
Veränderungen nicht zuzulassen...“461; 6% der Befragten haben eine andere Meinung, 15% 
der Befragten haben Schwierigkeiten, die Frage zu beantworten.462 Des Weiteren ist es 
interessant, dass die Partei, die sich selbst als zentristisch definiert, in der Bevölkerung klar 
durch die Vertretung der Interessen in der folgenden Abfolge charakterisiert wird. Nach 
Meinung der Befragten vertritt „Einiges Russland“ in erster Linie die Interessen des 
Präsidenten (32%), der Staatsbeamten und der Bürokratie (23%), der russischen Regierung 
(13%), der ganzen russischen Bevölkerung (13%), des großen Business (11%), des 
Mittelstandes (9%), der nicht geschützten Gesellschaftsschichten (8%), der Mitarbeiter der 
Geheimdienste (6%), der regionalen Eliten (5%), der Bauern und Werktätigen (2%), der 
Intellektuellen (1%), schwer, zu sagen (11%).463
Momentan stellt die Parteienlandschaft in Russland ein asymmetrisches Bild dar. Die 
Oppositionskräfte sind laut WZIOM-Ratings in einer schwachen Position. Bei den Wahlen in 
                                                                                                                                                        
456 „Jedinaja Rossija“ („Einiges Russland“), das Wahlprogramm der politischen Partei vom 23.09.2003, in: 
WebWW http://www.edinros.ru/news.html?rid=42&id=5538, vom 22.08.2005 
457 Vgl. ebenda, eigene Übersetzung 
458 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 136 (Presskomuniqué) vom 26.11.2004, Moskau, (1555 Befragte in 100 
Orten von 39 Föderationssubjekten), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt42&article=994, eigene Übersetzung 
459 S. ebenda, eigene Übersetzung 
460 S. ebenda, eigene Übersetzung 
461 S. ebenda, eigene Übersetzung 
462 S. ebenda, eigene Übersetzung 
463 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 136 (Presskomuniqué) vom 26.11.2004, a.a.O., eigene Übersetzung 
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die Staatsduma würde nach WZIOM-Angaben der ersten Jahreshälfte 2005 „Einiges 
Russland“ 32% bis 37%, KPRF464 9% bis 11%, LDPR465 6% bis 8%, „Rodina“466 5% bis 7% 
der Stimmen erhalten.467
Solche Parteien wie die SPS-Partei („Sojuz Prawych Sil“ - Union rechter Kräfte)468 oder die 
RDP-„Yabloko“ (Rossijskaja demokratitscheskaja partija – Russische Demokratische Partei – 
„Yabloko“)469, die in ihren Programmdokumenten im ersten Fall die liberale Ausrichtung und 
im zweiten Fall die demokratische Ausrichtung konsequent in den Vordergrund stellen, 
würden nach WZIOM-Angaben der ersten Jahreshälfte 2005470 jeweils 1% - 2% und 2% - 3% 
der Stimmen bei den Wahlen zur Staatsduma erhalten.  
Der Präsident in der Russischen Föderation gehört keiner Partei an. Der Status des 
Staatsoberhaupts Russlands ermöglicht die Unabhängigkeit von den ideologischen 
Parteivorgaben. Gleichzeitig bedeutet es aber die Durchsetzung des personalistischen Prinzips 
in der Politik und die Unkontrolliertheit der Exekutive durch das Parlament.471
Eine der aktuellen Diskussionen in Russland betrifft die Nachfolge des amtierenden 
Präsidenten W. Putin. Die hohen Wahlratings (54,17% nach WZIOM-Angaben vom März 
2005)472 für den amtierenden Präsidenten und die positive Einschätzung seiner Tätigkeit in 
der Bevölkerung (71,98% der Befragten nach WZIOM-Angaben vom März 2005)473 lassen 
viele Fragen in Bezug auf die Präsidentschaftswahlen und ihre Folgen entstehen. Allein die 
Tatsache, dass in der Gesellschaft nicht nur verschiedene Möglichkeiten der Nachfolge, 
sondern auch der Verbleib des amtierenden Präsidenten im Amt nach 2008 diskutiert 
                                                 
464 KPRF – Kommunistitscheskaja Partija Rossijskoj Federazii (Kommunistische Partei der Russischen 
Föderation) 
465 LDPR – Liberalno-demokratitscheskaja partija Rossii (Liberale demokratische Partei Russlands) 
466 Narodno-patriotitscheskij sojuz „Rodina“ - Volks-patriotische Union „Heimat“ 
467 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 241 (Presskomuniqué) vom 07.07.2005, a.a.O., eigene Übersetzung 
468 S. Programma (Rossijskij liberalnyj manifest) vom 14.12.2001, Priloshenije N 7 k protokolu OPOO 
Polititscheskaja partija „Sojuz Prawych Sil“, in: WebWW http://www.sps.ru/?id=3883 
469 S. The Democratic Manifesto of the Russian Democratic Party Yabloko, adopted by the 10th Congress of 
Yabloko, Moscow, December 22, 2001,  
in: WebWW http://www.eng.yabloko.ru/programme/congress2001/manifesto.html 
470 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 241 (Presskomuniqué) vom 07.07.2005, a.a.O., eigene Übersetzung 
471 Vgl. Ryshkow, W., Parlament, partii i demokratija, in: Nikonow, W. (Hrsg.), Sowremennaja 
rossijskaja politika: Kurs lekcij, Meshdunarodnyj uniwersitet, Olma-Press, Moskwa 2003, S. 51ff. 
472 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 176 (Presskomuniqué) vom 24.03.2005, Moskau, (1600 Befragte in  
100 Orten von 40 Föderationssubjekten), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=9&article=1145, eigene 
Übersetzung 
473 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 176 (Presskomuniqué), vom 24.03.2005, a.a.O., eigene Übersetzung 
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werden,474 zeugt von einer Instabilität der demokratischen Reformen der letzten Jahre in 
Bezug auf die Konsolidierung der demokratischen Verfahren und Institutionen. Trotz der 
positiven Einschätzung der Persönlichkeit des Präsidenten fallen die Zahlen bei der 
Beurteilung der bisherigen Ergebnisse der Präsidentschaft von W. Putin nach WZIOM-
Angaben differenzierter aus (s. Anhang 9 3 2). Nach Meinung von 51% der Befragten, 
verbesserte sich die Stellung Russlands in der Weltgemeinschaft, ebenfalls 51% der Befragten 
sind der Meinung, dass im Bereich der demokratischen Entwicklung innerhalb des Landes die 
Situation gleich geblieben ist. Nicht verändert hat sich die Lage im Bereich der gesetzlichen 
Ordnung (44%), der persönlichen Sicherheit (47%), des Kampfes gegen die Korruption (39%) 
und verschlechtert hat sich die Lage im sozialen Bereich (50%). Obwohl 42% der Befragten 
die Situation in Tschetschenien positiver bewerten, kommen gleichzeitig 39% zu der 
insgesamt negativen Einschätzung der Beziehungen zwischen den Menschen verschiedener 
Nationalitäten.475
Insgesamt kann man aber davon ausgehen, dass der verfassungsrechtliche Status des 
Präsidenten eine der Konstanten der Reformprozesse in Russland darstellt. Die kontrollierte 
„Demokratisierung von oben“476 wird aus verschiedenen Gründen vorgezogen. Der friedliche 
Wechsel innerhalb der Eliten wird insoweit im Rahmen der Nachfolge gewährleistet.  
Die russische parlamentarische Entwicklung findet - trotz der erstarkten autokratischen 
Tendenzen - immer noch statt. Für die regierende Elite stellt sie eine Herausforderung als eine 
Einschränkung eigener Machtressourcen dar. Heutzutage spielt diese Erfahrung eine große 
Rolle für die Etablierung parlamentarischer Organe im neuen Russland.  
Die Prioritäten der Transformationsprozesse innerhalb Russlands liegen momentan in erster 
Linie in der Stabilisierung durch die starke Rolle des post-sozialistischen Nationalstaates. 
 
5 2 Fünfzehn Jahre Transformation – Fortschritte und Rückschläge 
Die russische Variante der Transformation und seine gesellschaftspolitischen, ökonomischen 
und rechtlichen Aspekte stehen im Zusammenhang mit den letzten Reformen Putins in 
verschiedenen Bereichen. Die Transformationsprozesse beziehen sich aber auf einen längeren 
Zeitraum, der durch seine Vor- und Nachteile die gegenwärtige Entwicklung bestimmt.  
                                                 
474 Vgl. Steinberg, D., Ostat’sja ne trogaja konstituzii, in: Zeitung „Wedomosti“ vom 04.08.2005, N 142 (1423), 
in: WebWW http://www.vedomosti.ru/newspaper/article.shtml?2005/08/04/95438 
Vgl. Belkowskij, S., Legendy i mify: Poslednij kremleworot, in: Zeitung „Wedomosti“ vom 10.08.2005, N 146 
(1427), in: WebWW http://www.vedomosti.ru/newspaper/article.shtml?2005/08/10/95646 
475 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 176 (Presskomuniqué) vom 24.03.2005, a.a.O., eigene Übersetzung 
476 Polikanow, D., a.a.O., vom 20.09.2004 
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These: Die gesellschaftliche Umorientierungsphase ist durch den gleichzeitigen Prozess der 
Suche einer Nationalidee geprägt.  
- Wie kann Russland heute ein „effektives“, geschichtlich gewachsenes und akzeptables 
Gefühl der gesellschaftlichen Identität entwickeln? 
Im Mittelpunkt der Analyse stehen die gesellschaftlichen Folgen der Transformationspolitik, 
ihre Voraussetzungen und Auswirkungen.  
Die wirtschaftlichen Folgen der Transformation sind eindeutig mit der Privatisierung des 
staatlichen Eigentums in Russland verbunden, die in den 90er Jahren zum Nachteil des 
Gemeinwohls477 durchgeführt worden ist. Die Armut der Mehrheit der Bevölkerung und der 
Grad der persönlichen Betroffenheit jedes einzelnen Bürgers äußern sich auch in der 
politischen Verdrossenheit. 
Ein Vorwurf an die nationale Wirtschaftspolitik lautet in Russland seit Jahren gleich: „Sie 
leidet darunter, dass die nationalen Ressourcen für die demonstrative Konsumtion der Elite 
verschwendet werden und nicht zuerst ökonomischem Fortschritt dienen.“478
So steht die politische Transformation des Systems im Vordergrund, denn nur unter 
demokratischen Bedingungen ist es möglich, den Rohstoffreichtum für eine Modernisierung 
des Landes und für Wachstum einzusetzen.479  
Die Transformation Russlands in allen ihren Bereichen wird aber auch von den 
Umorientierungsprozessen in der Gesellschaft begleitet. Verschiedene Aspekte der Tradition 
und der anerzogenen Mentalität bilden eine nur langsam überwindbare Skepsis gegenüber 
Reformen, die durch viele Verluste und Rückschläge während der Transformationszeit eher 
zunimmt, als dass sie durch Erfolge abgebaut wird. A.V. Obolonsky bezeichnet alle negativen 
Folgen in der historischen Entwicklung der Gesellschaft im zaristischen und sowjetischen 
Russland als „conservative syndrome.“480 Dieses Phänomen beruht auf einigen Konstanten:  
- die anti-personale soziale Einstellung, die durch den sowjetischen Slogan „jeder ist 
ersetzbar“ zu beschreiben ist  
                                                 
477 Dazu vgl. Genov, N., Tendenzen der sozialen Entwicklung Russlands, Individualisierung einer 
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- eine Mischung aus sozialen Minderwertigkeitskomplexen und der Angst vor 
Veränderungen  
- der Mangel an moralischen Regulativen im sozialen Verhalten  
- die nicht adäquate Entwicklung der normalen Arbeitsethik, die aus der absoluten 
Kontrolle und der Unterbindung jeglicher persönlicher Initiative resultiert  
- ein Fetischismus in Bezug auf die Staatsmacht, die auf der Vorstellung der Notwendigkeit 
„einer starken Hand“ des autoritären Staates als Gegensatz zum „liberalen Chaos“ beruht  
- ein Nationalismus, der mit den Ängsten und Schuldzuweisungen gegenüber den Fremden 
verbunden ist  
- das System der moralischen Rechtfertigung für die eigene Passivität als Bürger, das eine 
Mischung aus Selbstschutz und Nicht-Glaube an die Möglichkeit, etwas bewegen zu 
können, darstellt.481 
Die russische Transformationsgesellschaft wird momentan eher von dem Wunsch nach 
sozialer Stabilität und Armutsbekämpfung482 als von Freiheitswillen geprägt. Freiheit ist für 
viele eher abstrakt geworden ist. Dabei sind die erlangten Freiheitsrechte kein statisches Gut, 
sie müssen permanent nicht nur ausgeübt, sondern auch geschützt werden. Dazu benötigt man 
unabhängige Gerichts- und Verwaltungsverfahren, die nicht personenbezogen verlaufen. Die 
nicht gefestigten demokratischen Rechtsverfahren werden durch die ungeschriebenen 
gesellschaftlichen Traditionen der Transformationsgesellschaft ersetzt. „...In Russland hat 
sich ein spezifisches Rechtsbewußtsein ausgebildet, in dem formale Rechte und prozedurale 
Vorschriften eine untergeordnete Rolle spielen. Im Mittelpunkt steht vielmehr die 
Gerechtigkeit; sie beansprucht, ein höherer Wert zu sein. Gerechtigkeit beruht – ebenso wie 
Personenbeziehungen – auf Autorität und Vertrauen, nicht auf formalen Kriterien... Das Recht 
hat also im Bewußtsein nur eine begrenzte Reichweite, es ist ein Ausfluß der Politik und der 
Macht... Begrenzte Reichweite bedeutet auch, daß die Menschen nicht an die eigenen Rechte 
und ihre Durchsetzbarkeit glauben, insbesondere dann nicht, wenn sie sich gegen den Staat 
richten. Hier besteht ein unmittelbarer Zusammenhang: Wer nicht an seine eigenen Rechte 
glaubt, unterwirft sich auch nicht dem Recht.“483 Die beschriebene Tendenz findet ihren 
Ausdruck in der Passivität der Bürger, die nicht bereit sind, verantwortungsbewusst mit ihren 
Rechten umzugehen und einen Teil der Verantwortung mitzutragen.484
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Relevant bleibt für Russland der Prozess der Emanzipation der Gesellschaft, den man auch 
einen „Nation-building“-Prozess nennen könnte. In Russland wird die Suche nach neuen 
Orientierungen oft als die Erfindung einer neuen „Nationalidee“ verstanden. Eine solche Idee 
wird als integrierender Ansatz aller gesellschaftlichen Facetten gesehen. Da die Durchsetzung 
einer solchen Idee Einigung und Verzicht bedeutet, ist dieses Streben in der Geschichte oft 
leicht zu manipulieren und zu ersetzen gewesen. Der Versuch, innerhalb eines Landes eine 
klassenlose Gesellschaft aufzubauen und einer allgemeinen Idee individuelle Bestrebungen 
vieler Einzelner unterzuordnen, missglückte in der Sowjetunion. Aber in abgewandelter 
Form, zu anderer Zeit, unter anderen Umständen, mit anderen Ideen lebt dieser Versuch nach 
wie vor. 
Besteht das Hauptproblem der Transformation der russischen Gesellschaft darin, dass 
Russland sich „...nicht als ein Teil eines größeren Ganzen, sondern ein Zentrum einer 
eigenständigen Kultur, die in der Vergangenheit ein Vielvölkerreich geschaffen hat und in der 
Zukunft diese Tradition erneuern muß,...“485 wahrnimmt, und deshalb „eine Kultur am Rande 
Europas“486 bleibt?  
Wie das mangelnde Staatsbewusstsein in der Gesellschaft, bezogen auf die 
Entwicklungsländer in den 50er Jahren, als Entwicklungshindernis erkannt wurde – dies ist 
nicht mit dem Nationalbewusstsein zu verwechseln487- so ist heutzutage dieses Phänomen in 
Russland eine der Ursachen für die Fehler und Missbildungen im Transformationsprozess.  
Die Sehnsucht nach Stabilität der Macht und der Zuverlässigkeit der durchgeführten 
Reformen mündet letzten Endes in der Stärkung der staatlichen Strukturen unter 
Vorrangstellung der staatlichen Interessen. Die Folge ist, dass die staatlichen Strukturen in 
Russland traditionell - nach wie vor - ein enormes politisches Gewicht besitzen. Das 
entspricht in keiner Weise dem gesellschaftlichen Interesse für die freie Entwicklung einer 
sich neu formierenden Gesellschaft.  
Die Transformationsprozesse in der Gesellschaft werden zurecht in der Fachliteratur erst dann 
als erfolgreich abgeschlossen (oder «konsolidiert») betrachtet, wenn diese „sekundäre 
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Verwurzelung des neuen Regimes“ in den Erwartungen und Werten der Bevölkerung 
gelungen ist.488  
„Letzten Endes fehlt der russischen Gesellschaft insgesamt derzeit eine stabile Identität. 
Rußland hat aufgehört, sowjetisch zu sein, aber es ist keine parlamentarische Demokratie 
westlichen Typs geworden. Es ist nicht mehr ‚sozialistisch‘, aber es ist nicht ‚kapitalistisch‘ 
geworden. Rußland will sich nicht mit der Sowjetunion identifizieren, denn dies wäre eine 
Identifikation mit dem Imperium der zaristischen Selbstherrschaft. Von daher kommen die 
Schwankungen und Inkonsequenzen in der russischen Politik – eine Art Syndrom des 
Identitätsverlustes auf gesamtstaatlicher Ebene. Dies ist der Preis für den Bruch der 
Kontinuität und die Zerstörung.“489
Der Transformationsprozess kann nach 15-20 Jahren nicht als abgeschlossen bewertet 
werden. Die Erlangung der Souveränität der Russischen Föderation nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion hat auch zur Mobilisierung der Modernisierungsquellen 
beigetragen. Hier kann eine funktionalistische Herangehensweise in der innerstaatlichen 
Integration festgestellt werden. Der ökonomische Wohlstand und die wirtschaftliche 
Modernisierung des Landes werden als Maxime des Erfolgs für die Transformation gesehen. 
Die positiven Demokratisierungsergebnisse im politischen System stellen die unmittelbaren 
Bedingungen für lang ersehnte Stabilität und die wirtschaftliche Effektivität dar. Momentan 
wird das wirtschaftspolitische Muster wiederholt, denn im heutigen Russland bedeuten die 
hohen Rohstoffpreise gleich wirtschaftliches Wachstum.  
Ein „effektives“, geschichtlich gewachsenes und akzeptables Gefühl der gesellschaftlichen 
Identität kann im heutigen Russland nur aufgrund der Akzeptanz des europäischen Prinzips 
der sogenannten „Vielfalt in Einheit“ entwickelt werden. Es ist kein Widerspruch in der 
Anwendung dieses europäischen föderalistischen Prinzips in Bezug auf Russland, denn kein 
europäisches Land entspricht dem Anspruch der Vielfalt mehr als Russland. Die Frage der 
Einheit im Sinne der freiwilligen Integration der gleichberechtigten Mitglieder bleibt in 
Bezug auf die Föderationssubjekte innerhalb der Russischen Föderation die brisanteste Frage 
überhaupt. 
 
                                                 
488 Vgl., Offe, C., Die politisch-kulturelle "Innenseite" der Konsolidierung, Eine Anmerkung über 
Besonderheiten der postkommunistischen Transformation, in: Wagener, H.-J., Im Osten was Neues. Aspekte der 
EU-Osterweiterung, Verlag J.H.W. Dietz Nachfolger Bonn 1998, S.105 
489 Ionin, L., Russische Metamorphosen. Aufsätze zu Politik, Alltag und Kultur, Berlin 1995, S. 209-210, zitiert 
bei: Waschkuhn, A., Demokratietheorien, politiktheoretische und ideengeschichtliche Grundzüge, R. Oldenburg 
Verlag, München, Wien 1998 
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5 3 Unterschiedliche Föderalismus-Konzepte  
Das Wort „Föderalismus“ nimmt seinen Ursprung in dem lateinischen Wort „foedus“ – im 
Deutschen „Bündnis“, „Vertrag“. Für das Verständnis des hier gebrauchten Begriffs 
Föderalismus spielt der inhaltliche und der formale Aspekt eine Rolle.  
In der Regel wird der Föderalismus formal als Strukturprinzip definiert, das „das Verhältnis 
von fortbestehenden Teileinheiten (z.B. Gliedstaaten, Bundesländer, Kantone) zu einem sie 
umgreifenden Gesamtverband (z.B. Bundesstaat, supranationale Organisation)“490 bezeichnet. 
Der Föderalismus stellt aber auch ein "Strukturprinzip der bundesstaatlichen 
Zusammenschlüsse, die Mechanismen herausbilden, welche Kompetenzstreitigkeiten dadurch 
mildern, dass sie verbindlich regeln, welche Zuständigkeiten und damit welche Macht auf 
welche Ebenen verteilt ist,“ dar.491  
Die inhaltliche Dimension betrifft den auf der gesellschaftlichen Ebene erlebten Föderalismus 
nicht „... im Sinne einer abstrakten Kontrakttheorie zwischen abstrakten Partnern..., sondern 
als historisch konkrete Wirklichkeit der Anerkennung, der Zusammengehörigkeit und 
Zusammenarbeit mit anderen.“492 Die inhaltliche Dimension schließt z.B. den Aspekt eines 
persönlichen Erfahrungshorizonts jedes einzelnen Gemeinschaftsmitglieds ein. Das 
verbindende Element beider Dimensionen bildet in dem Begriff Föderalismus letztendlich den 
subsidiären Bezug zur persönlichen Ebene, zu jedem Mitglied der politischen Gemeinschaft.  
Einerseits spielt das Verständnis des Föderalismus, das durch die Geschichte des 
Staatswesens in Russland geprägt ist, für die Thematik dieser Arbeit eine große Rolle. 
Andererseits ist die Perspektive des Gegensatzes zwischen dem Funktionalismus und dem 
Föderalismus in Bezug auf den europäischen Integrationsprozess von besonderer Bedeutung. 
Dieser Schwerpunkt wird in diesem Unterkapitel untersucht. 
 
5 3 1 Föderalismus versus Zentralismus 
Der Föderalismus als Prinzip für das Finalitätskonzept in Bezug auf die innerstaatliche 
Struktur der Russischen Föderation wird in diesem Unterkapitel betrachtet. Es handelt sich 
um die Integrationsfähigkeit innerhalb eines multinationalen Staates.  
These: Die innere und äußere Integrationsfähigkeit Russlands wäre auf der Basis eines 
subsidiär entwickelten Föderalismus möglich. Der Transformationsprozess in Russland ist 
                                                 
490 Bieber, R., Föderalismus in Europa, in: Weidenfeld, W. (Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 125 
491 Döring, L., Fundament für Europa, Subsidiarität, Föderalismus, Regionalismus, Böttcher, W., (Hrsg.), Zur 
Zukunft Europas, Bd. 5, Lit Verlag Münster 2004, S. 118 
492 Vis, J., a.a.O., 1994, S. 176 
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von der Perspektive der Demokratisierung der Föderation aufgrund des 
Subsidiaritätsprinzips abhängig. 
Der russische Föderalismus als Idee und Begriff unterscheidet sich von der westlichen 
Definition. Historisch493 wurde der Föderalismus in Russland als eine geeignete Idee des 
Zusammenhaltes des Vielvölkerreiches durch die Einführung der Dezentralisierungselemente 
anerkannt: einerseits wird der rechtliche Aspekt der föderativen Struktur betont, wobei der 
wirkliche politische Inhalt oft unterschätzt wird, andererseits hat die Instrumentalisierung des 
föderativen Prinzips durch die Machteliten eine große Tradition, der Föderalismus wird als 
eine Ursache und nicht als Folge aufgefasst.494 Als eine Gefahr für die nationalstaatliche 
Souveränität und somit für die Integrität des Landes, die gleichzeitig mit der Stabilität und 
Prosperität assoziiert wird, kann der Föderalismus bildhaft plausibel gemacht werden. Eine 
symbolische Kraft, die der Begriff „Föderalismus“ beinhaltet, entschied oft über seine 
Verwendung.  
Im Gegensatz zum westlichen föderalen Verständnis wird der Staat nicht durch den Bund 
seiner Mitglieder repräsentiert, sondern auch durch das Zentrum, das mit bestimmten 
Persönlichkeiten, vor allem dem Präsidenten und den föderativen Exekutivorganen, 
gleichgesetzt wird.495 Das beste Beispiel ist die Position des Präsidenten in der Innen- und 
Außenpolitik Russlands.  
Inwieweit wird der Transformationsprozess in Russland durch die fortschreitende europäische 
Integration beeinflusst und wären aber auch alternative Entwicklungsmodelle wirksam? 
Einer der wichtigsten Schwerpunkte des Diskurses über die Rolle der europäischen 
Integration für die Transformation in Russland ist die Frage der Souveränität.496 Die 
                                                 
493 Dazu s. Rauch v., G., „Der Föderalismus als Element der russischen Geschichte, in: Europa-Archiv, 12. Juli 
1951, a.a.O., S. 4186-4192 
494 Vgl. Pastuchow, W.B., Rossijskij Federalizm: polititscheskaja i prawowaja praktika, 
Obschtschestwennye nauki i sowremennost, Nr. 3, Rossijskaja Akademia Nauk (RAN), Nauka, Moskwa 2003, 
S. 53-65 
495 Leksin, V.N., Svecov, A.A., Gosudarstvo i regiony: Teorija i praktika gosudarstvennogo 
regulirovanija territorialnogo razvitija, Moskau: URSS 1997, S. 87, zitiert nach: Perovic, J., a.a.O., 2001, S. 
115f. 
496 Vgl. z.B. Bahry, D., The new Federalism and the Paradoxes of Regional Sovereignity in Russia, in: 
Comparative Politics, Vol. 37, Nr. 2, January 2005, New York p. 141f. „... Paradoxically, the centers inability to 
provide effective economic regulation also proved a drawback to regional autonomy, by limiting real 
opportunities to develop external economic ties. Also paradoxically the conditions that made economic 
sovereignity attractive for republic - the possession of highly salable commodities, such as oil, gas, and 
diamonds - left it subject to central controls... Sovereignity thus proved to be mostly defensive, focused heavily 
on limiting the fallout from federal policies. This defensiveness, in turn created a third paradox: what made 
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Realpolitik in Russland wird von der dominierenden Vorstellung der Integrität des Landes 
durch die Stärkung der nationalstaatlichen Souveränität bestimmt. In der wissenschaftlichen 
Diskussion wird die Meinung vertreten, dass auch im „neuen“ Russland die staatlichen 
Interessen „in immer größerem Maße... Eingang in die Rhetorik der politischen Führung 
fanden und in offiziellen Dokumenten ihren Ausdruck bekamen.“497 Der Staat als „Träger 
nationaler Interessen“ prägt die Vorstellung.498 Russland hat aber auch als Nationalstaat nur 
die Möglichkeit, das „europäische“ Modell der Vielvölker-Föderation auf die russischen 
Verhältnisse anzuwenden. Nach Art. 3 Abs. 1 der Verfassung der Russischen Föderation ist 
nämlich „... der Träger der Souveränität und die einzige Quelle der Macht... ihr 
multinationales Volk.“499
„Die Souveränität widerspricht nicht der Demokratie, im Gegenteil, die Demokratie ist die 
Souveränität, je erfüllter die Demokratie wird, desto erfüllter wird die Souveränität.“500
Die uneingeschränkte Macht des einzigen Souveräns - des Volkes - darf für den Schutz der 
Souveränität des Landes vor den äußeren Einflüssen nicht eingeschränkt werden, denn nur so 
kann die Integrität innerhalb des Landes geschützt werden. 501
Am Beispiel der folgenden Reformen des Föderationsrates und der Exekutive in den 
Föderationssubjekten in Russland wird die dominierende Rolle des nationalstaatlichen 
Aspekts deutlich. 
Die Re-Zentralisierungsreformen der politischen Strukturen in der Ära W. Putin werden durch 
die Notwendigkeit der Regierbarkeit des Landes gerechtfertigt. Einer der wesentlichen 
Aspekte für die Durchführung der Reformen ist demnach das loyale Beamtentum, das die 
Reformen auch in den Regionen zuverlässig unterstützt.502  
Anfang der 90er Jahre konnte sich insbesondere die Rolle der Repräsentantenkammer der 
Föderationssubjekte – des Föderationsrates - herauskristallisieren. Dem Föderationsrat 
gehören nach Art. 95 Abs. 2 der RF-Verfassung „... je zwei Vertreter jedes Subjekts der 
                                                                                                                                                        
sovereignity work most domestically (continued gevernement management of the economy and of political 
competition) was the opposite of what would make it work externally. Under these conditions, the quest for 
sovereignity proved to be an easy target for recentralization.“ 
497 Perovic, J., a.a.O., 2001, S. 115 
498 Vgl. ebenda 
499 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 382 
500 Ryshkow, W., Rossija i swoboda: suwerenitet i demokratija, in: Zeitung „Wedomosti“ vom 15.08.2005, N 
149 (1430),  
in: WebWW hhtp://www.vedomosti.ru/newspaper/article.shtml?2005/08/15/95814 
501 Vgl. ebenda 
502 Vgl. Nikonow, W., Putinizm, in: Nikonow, W. (Hrsg.), a.a.O., 2003, S. 31 
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Föderation: jeweils ein Repräsentant von vertretenden und ausführenden Organen der 
Staatsmacht...“503 an. Allerdings wird nach Art. 96 Abs. 2 der RF-Verfassung der 
Föderationsrat nach dem Verfahren gebildet, das durch das Föderalgesetz festgelegt ist. Das 
entsprechende Föderalgesetz504 wurde am 05.08.2000 geändert. Der Art. 95 Abs. 2 der RF-
Verfassung wurde neu interpretiert: Nach Art. 1 besteht der Föderationsrat aus jeweils zwei 
Vertretern von jedem Föderationssubjekt – ein Vertreter der Legislative und ein Vertreter der 
Exekutive. Laut Art. 2 wird der Repräsentant der Legislative gewählt, der Repräsentant der 
Exekutive vom Gouverneur benannt. Diese Reform steht im engen Zusammenhang mit der 
weiteren Reform.  
Der Gesetzentwurf über die neue Ordnung der Zusammensetzung der exekutiven Organe in 
den Föderationssubjekten, der vom Präsidenten W. Putin im September 2004 vorgeschlagen 
wurde, ist aufgrund der historischen Erfahrung des Landes viel kritisiert worden.505 Das 
entsprechende Föderalgesetz,506 das die grundsätzlichen Veränderungen im 
Auswahlverfahren der Gouverneure für die Föderationssubjekte manifestiert, hat in Russland 
zu starken Diskussionen geführt. Demnach werden die Gouverneure von dem Präsidenten 
dem Parlament (der Föderalen Versammlung) vorgeschlagen und von dem Präsidenten 
entlassen. Die Wahlen durch das Volk werden durch die Erweiterung der präsidentiellen 
Vollmachten ersetzt. Außerdem darf der Präsident das Parlament des Föderationssubjektes 
entlassen (Art. 9),507 wenn es die vom Präsidenten vorgeschlagene Kandidatur des 
Gouverneurs nicht bestätigt. 
Die WZIOM-Umfragen508 spiegeln die Entwicklung der gesellschaftlichen Einstellungen in 
Bezug auf diese Reform wider (s. Anhang 9 3 3). Die Zahl der „absoluten“ Befürworter war 
                                                 
503 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 416 
504 Rossijskaja Federazija, Fedralnyj Sakon “O porjadke formirowanija Sowjeta Federazii Federalnogo Sobranija 
Rossijskoj Federazii“ N 113-FS ot 05.08.2000, (mit Veränderungen vom 16.12.2004), in: WebWW 
http://www.constitution.garant.ru/DOC_82380.htm 
505 S. z.B. Faljachow, R., „Nemnoshko polpredy presidenta“, Sakonoprojekt o nasnatschenii  
gubernatorow wnesjon w Gosdumu, in: Ewropa-Express, Größte russischsprachige Wochenzeitung 
Deutschlands, Nr. 42 (345) 11.10.-17.10.2004, Werner Media GmbH, Berlin, S. 6 
506 Federalnyi Sakon Rossijskoj Federazii ot 11.12.2004, N 159-FS O wnesenii ismenenij w Federalnyj 
Sakon “Ob obschtschich prinzipach sakonodatelnych (predstawitelnych) i ispolnitelnych organow 
gosudarstwennoj wlasti subjektow Rossijskoj Federazii” i w federalnyj sakon “Ob osnownych garantijach 
isbiratelnych praw i prawa na utschastie w referendume grashdan Rossijskoj Federazii”, in: WebWW Zeitung 
“Rossijskaja Gazeta” vom 15.12.2004, http://www.rg.ru/2004/12/15/gubernatoryßdoc.html, vom 15.12.2004 
507 S. ebenda 
508 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 178 (Presskomuniqué) vom 28.03.2005, Moskau, (1600 Befragte in 
100 Orten von 40 Gebieten), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=9&article=1149, eigene Übersetzung 
123 
in einem halben Jahr seit dem Anfang der Initiative im September 2004 bis zum März 2005 
von 16% auf 29% gestiegen, wobei die gesamte Zahl derjenigen, die die Entscheidung eher 
befürworten von 38% auf 54% gestiegen war. Dagegen ist die Zahl derjenigen, die die 
Reform eher negativ einschätzen von 29% auf 20% gesunken, wobei die Zahl der Gegner 
konstant bei 19% geblieben ist. Während die Zahl der unentschlossenen Befragten im 
September noch bei 13% gelegen hat, ist sie im März 2005 auf 8% gesunken. Die 
Vorgehensweise bei der Entlassung der Gouverneure durch den Präsidenten schätzen 49% der 
Befragten als akzeptabel ein, 39% befürworten sie nur in Ausnahmesituationen und nur 6% 
sind strikt dagegen. Ein interessanter Zusammenhang besteht in der offiziellen Argumentation 
bezüglich der Reform und des Kampfes gegen den Terrorismus. Die Integrität des Landes, die 
Stärkung der kontrollierenden Rolle des Staates, insbesondere der Präsidentenvollmachten, 
findet ihre Rechtfertigung im Kampf gegen den Terrorismus bei 45% der Befragten (s. 
Anhang 9 3 4). 
Im Juli 2005 beschäftigte sich das Verfassungsgericht der RF mit der Klage der SPS-Partei 
über die Verletzung der Verfassungsrechte und –freiheiten der Bürger509 durch das erwähnte 
Föderalgesetz. In der Klage werden die Verfassungsverstöße des Gesetzes aufgeführt. So wird 
demzufolge gegen den Art. 55 Abs. 2 der RF-Verfassung verstoßen, der die Schaffung der 
Gesetze, die „die Rechte und Freiheiten des Menschen und Bürgers aufheben oder 
schmälern,“510 verbietet. Durch das neue Gesetz haben die Bürger das Recht verloren, den 
Gouverneur zu wählen.511 Es wird auch auf die Verletzung des Art. 85 Abs. 1 der RF-
Verfassung hingewiesen, der dem Präsidenten „... für die Beilegung von Streitfällen zwischen 
den Organen der Staatsmacht der Russischen Föderation und den Organen der Staatsmacht 
der Subjekte der Russischen Föderation sowie zwischen den Organen der Staatsmacht der 
Subjekte der Russischen Föderation...“512 die Anwendung von „Schlichtungsprozeduren“ 
erlaubt, aber für die Lösung der Streitfälle die Übergabe an ein Gericht vorsieht. 
                                                 
509 SPS-Partei, Shaloba na naruschenije konstituzionnych praw i swobod grashdan Federalnym sakonom „Ob 
obschtschich prinzipach organisazii sakonodatelnych (predstawitelnych) i ispolnitelnych organow 
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510 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 393 
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512 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 403 
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 Russland befindet sich immer noch im Stadium, in dem „der Nationalstaat als 
Integrationskonzept“ trotz der starken sozialstaatlichen und dank der panslawistischen 
Tradition513 eine große Rolle spielt. Das Bedürfnis, sich auf die Basis der 
Nationalstaatlichkeit zurückzubesinnen, begleitet die Reformen zum wiederholten Male in der 
russischen Geschichte. Die Autokratie wird wieder mit den autokratischen Mitteln 
reformiert.514 Die sogenannte Konstellation „die Westler gegen die Slawophilen“ wurde 
später durch Eurasier ergänzt und spiegelt sich im Gegensatz der “Europäisten und 
Euroasiisten”515 wider. Dies scheint nicht nur durch die schicksalsträchtigen philosophischen 
Einflüsse und Nachahmungen bedingt zu sein, sondern auch durch die ständige Suche nach 
der Vollendung einer Integrationsidee für das Land geprägt zu werden. 
Das Motto der Reformen „die Stärkung der Vertikale der Macht“ stellt einen einseitigen 
Lösungsansatz aufgrund alt bewährter Mechanismen dar. Aber „...die Wahrheit ist kein 
geometrischer Begriff, wenn man die Vorschläge derjenigen analysiert, die im Zentrum 
stehen, sieht man die Leere, die bürokratische Willkür und die verstaubten Ideen, die für 
unser Russland – das Kaliningrader Gebiet – die Armut und den Separatismus bringen 
                                                 
513 „Die historische Entwicklung drängte in allen europäischen Nationen auf mehr Inklusion und weniger 
Exklusion der Menschen im Regime. Am Anfang wurde der Rechtsstaat entwickelt. Er schloss alle Menschen 
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archaisierend genannt wurde - drängte auch auf die Gleicheit der politischen Partizipationsrechte und erzeugte 
den demokratischen Staat. Als dieser schließlich mit seinen Minimalkriterien eines allgemeinen Wahlrechts 
realisiert wurde - ... - entdeckten die unterprivilegierten Schichten erneut die Kluft zwischen politischen und 
sozialen Rechten. Der Wohlfahrtsstaat musste der Demokratie hinzugefügt werden... Je nach historischer 
Entwicklung haben die Nationen einen anderen Schwerpunkt ihrer Prioritätenliste in der politischen Theorie 
entwickelt... Russland brauchte den Nationalstaatgedanken nicht, und sein Nationalismus konnte sich gleich 
theoretisch im Panslawismus auf die Sammlung stammesverwandter Völker kaprizieren. Der starke Sozialismus 
in russischen sozialen Bewegungen hat den Sozialstaatsgedanken früh betont, ohne dass davon viel vor 1917 in 
staatliches Handeln umgesetzt wurde... Erst im „nachideologischen Zeitalter“ und durch die Europäisierung 
näherten sich die Rechtssysteme, die Partizipationsformen, die Staatsbürgerschaftsdefinitionen und die 
Minimalstandards der Wohlfahrtsstaaten einander an. Dennoch blieben auch in dieser Nivellierung die 
historischen Schwerpunkte noch sichtbar. Lediglich theoretische Überhöhung zum Sonderweg hat im politischen 
Denken der europäischen Länder - mit Ausnahme von Russland vielleicht - aufgehört.“ Vgl. Beyme v., K., 
Politische Theorien im Zeitalter der Ideologien 1789-1945, Westdeutscher Verlag GmbH, Wiesbaden 2002, S. 
936-938 
514 Vgl. Beyme v., K., a.a.O., 2002, S. 941-944 
515 Interview mit Prof. W. Daschitschew im Anhang 9 6 3 
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können.“516 „A true centralization of economic power is realistic within a highly 
decentralized environment only if the instruments of centralized control are at once 
sophisticated and indirect. In a gigantic, multinational, and industrialized country, the 
centralization of all forms of power can occur only if government is selective about the 
number and relative importance of the items it wishes to control. By trying to centralize the 
control of everything, a government ends up controlling nothing. Only by allowing and 
adaptation of national policies to the heterogenous areas and republics can the centralization 
of power in Moscow in the central leadership groups be truly effective.”517
Unter dem Einfluss der Altlasten und der neuen Möglichkeiten setzt sich der 
Integrationsprozess innerhalb Russlands fort. Die realen Wirkungen des föderativen Prinzips 
in Form und Inhalt stellen bis jetzt eine Herausforderung ohne Alternative dar. Die neuesten 
Tendenzen des staatlichen Wandels in Russland lassen den Trend zur Stärkung der 
Verwaltungshierarchie erkennen. So wie es zum Teil gerechtfertigt wäre, die 
Föderationssubjekte aufgrund der großen Unterschiede in der Ausgangslage unterschiedlich 
zu behandeln, wäre es auch wichtig, der Versuchung zu widerstehen, eine historische 
Tradition des zentralisierten Einheitsstaates fortzusetzen. 
Der kulturelle, ökonomische und regionalpolitische Stellenwert der Regionalstrukturen in 
einem erweiterten Europa ist für den gegenseitigen Einfluss des europäischen 
Integrationsprozesses und des russischen Transformationsprozesses zukunftsträchtig. 
Sowohl für die europäische Integration als auch für die post-sowjetische Konsolidierung im 
Sinne der innerstaatlichen Integration, z.B. in Russland, bedeutet der Begriff der Einheit des 
Staates ein Verständnis dafür, dass „... die Entscheidungen nicht einfach von oben nach unten 
durchgeschoben werden können. Es handelt sich um eine multipolare Wirklichkeit. Neben 
den vertikalen Strukturen gibt es noch horizontale Strukturen. Es gilt, für die Einheit Europas 
die Strukturen auszuarbeiten, in denen diese Multipolarität zum Ausdruck kommt.“518 Der 
außenpolitische Aspekt und die Perspektiven für die Integrationsfähigkeit Russlands werden 
laut Umfragen trotz der Defizite neutral bis positiv eingeschätzt. Die im Vorfeld der EU-
Osterweiterung durchgeführte WZIOM-Umfrage vom April 2004 hat interessante Ergebnisse 
                                                 
516 Vgl. Ginzburg, S., Sto dnej wnutri Ewrosojuza, Chronika Ambera, oblastnaja nesawisimaja gaseta, 
N 32, vom 04.08.2004, S. 8 
517 Bialer, S., The Changing Soviet Political System: The Nineteenth Party Conference and After, in: Bialer, S. 
(eds.), Politics, Society, and Nationality Inside Gorbachev's Russia, Westview Press, Boulder&London 1989, S. 
240 
518 Vis, J., a.a.O., 1994, S. 174-175 
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gezeigt. Auf die Frage: „Wie sollte, Ihrer Meinung nach, Russland die Beziehungen zu der 
EU gestalten?“ wählten:  
32% (im Oktober 2003 - 35%) der Befragten die Antwortoption: „Russland sollte die volle 
EU-Mitgliedschaft anstreben“;  
34% (im Oktober 2003 - 30%) der Befragten „Russland sollte die gleichberechtigten 
partnerschaftlichen Beziehungen mit der EU ohne die EU-Mitgliedschaft anstreben“;  
14% (im Oktober 2003 – 16%) der Befragten „Russland wird nie vom Westen als 
gleichberechtigter Partner akzeptiert, deshalb macht es keinen Sinn, nach Europa zu streben“;  
21% (im Oktober 2003 – 19%) der Befragten hatten Schwierigkeiten die Antwort zu 
wählen.519
Interessant ist, dass die Umfrageergebnisse in Bezug auf die Perspektiven der G8-
Mitgliedschaft Russlands eindeutiger ausfallen. Nach WZIOM-Angaben vom Juni 2005 
gaben 58% (im Mai 2004 – 51%) der Befragten an, dass Russland die permanente G8-
Mitgliedschaft anstreben sollte; 14% (im Mai 2004 - 16%) waren dagegen; 28% (im Mai 
2004 - 33%) hatten Schwierigkeiten, die Frage zu beantworten.520 Die Interessen werden 
durch die Zahlen bestätigt. Die innenpolitischen Modernisierungsaufgaben stehen im engen 
Zusammenhang mit der Rolle Russlands in dem globalisierten Wirtschaftssystem. Das 
Interesse in der Positionierung des Nationalstaates Russland unter den gleichberechtigten 
Partnern ist deutlich erkennbar. Die Mittel und Wege werden durch die innenpolitischen 
Reformen beeinflusst, indem der Wert des nationalstaatlichen Aspekts im Gegensatz zum 
Aufbau einer ausgewogenen Vielvölkerföderation gestärkt wird. 
Die Größe des Landes wird immer wieder als eine willkommene Rechtfertigung für die 
Versuche der Stärkung des Zentralismus genutzt. Diese nationalstaatliche Argumentation 
steht im Widerspruch zu den langfristigen Zielen der Transformation. Dabei kann nur 
bewusste Dezentralisierung und Föderalisierung, u.a. durch die Förderung des regionalen 
Bewusstseins, langfristig die stabile Integrität sichern. Die Region als Integrationseinheit 
spielt eine immer größere Rolle, sowohl im Transformationsprozess als auch in den internen 
und externen Integrationsprozessen, denn ein stabiles System ist nicht nur auf die Stabilität 
                                                 
519 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 76 (Presskomuniqué) vom 26.04.2004, Moskau, (1601 Befragte in 100 Orten 
von 39 Gebieten, Gauen, Republiken), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=9&article=704, eigene 
Übersetzung 
520 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 239 (Presskomuniqué) vom 04.07.2005, Moskau, (1594 Befragte in 153 
Orten von 46 Gebieten, Gauen, Republiken), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=9&article=704, eigene 
Übersetzung 
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seiner einzelnen Komponenten, sondern auch auf die Balance der gegenseitigen Prozesse 
innerhalb des föderalistischen Systems angewiesen. 
 
5 3 2 Föderalismus versus Funktionalismus 
In Bezug auf den europäischen Integrationsprozess wird in den Analysen oft die Perspektive 
des Gegensatzes zwischen dem Funktionalismus und dem Föderalismus verwendet. Hier wird 
untersucht, ob diese Perspektive auf die Problematik der erweiterten EU als einen Prozess der 
Gemeinschaftsbildung Aufschluss gibt.  
These: Spätestens nach der EU-Osterweiterung sollte es sich um ein (gesamteuropäisches) 
Integrationskonzept handeln, das in der neuen Form einer auf mehreren Ebenen vollendeten 
Föderation entwicklungsfähig sein kann.  
Die Frage, wie anpassungsfähig oder einflussreich die Politische Union Europas sein kann, 
steht im Vordergrund der Überlegungen. Vor dem Hintergrund der Entwicklungsdynamik in 
Gesamteuropa nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes und der stattgefundenen EU-
Osterweiterung im Jahre 2004 lassen sich folgende Fragen stellen. Sind heute die 
wirtschaftlichen Ziele der europäischen Integration entsprechend ihrer funktionalistischen 
Logik erreicht? Sind die politischen Vorstellungen wie in der Anfangsphase in den 50er 
Jahren gefragt, als mit wirtschaftlichen Mitteln das politische Projekt der Europäischen 
Einigung begonnen hat?521
In der Logik des Föderalismus (function follows form) ist die Integration „... aufgrund einer 
bewußten, politischen Entscheidung der Politiker und Völker durch eine Übertragung von 
bisher nationaler Macht und Herrschaft auf den neuen (supranationalen) Akteur...“522 
möglich. Die Logik des Funktionalismus (form follows function) setzt voraus, dass die 
Integration „... durch den liberalen Freilauf der wirtschaftlichen und sozialen Kräfte über die 
nationalen Grenzen hinaus...“523 zustande kommt. „Die europäische Marktgemeinschaft“524 
entwickelte sich „als logische Folge der Modernisierung des liberal-kapitalistischen Systems 
in Europa.“525 Funktionalistisch gesehen, übertragen sich „die nationalstaatlich bewährten 
Formen demokratischer Legitimation“526 auf das neue Gefüge, das genau die gleichen 
                                                 
521 Vgl. Behr, H., Globalisierung als Motor regionaler Integration, Untersuchungen zum Selbstverständnis des 
„Akteurs EU“, in: Zeitschrift für Politik (ZfP), Jg. 51, Heft 2, Nomos Verlagsgesellschaft Baden-Baden 2004, S. 
150 
522 Woyke, W. (Hrsg.), a.a.O., 1993, S. 149 
523 ebenda 
524 Richter, E., a.a.O., 1999, S. 107 
525 ebenda 
526 ebenda, S. 115 
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Entwicklungstendenzen wie der Nationalstaat aufweist. Seit der Gründung der EGKS bestand 
ein Konflikt zwischen den föderativ angelegten Zielen und den Kompromisslösungen unter 
den Nationalstaaten, die die Wahrung der nationalstaatlichen Souveränität anstrebten. Die 
wachsenden Unterschiede zwischen Zentrum und Peripherie innerhalb der Länder und in der 
Europäischen Union wurden durch die integrationspolitischen Bestrebungen bis jetzt nicht nur 
nicht behoben, sondern auch verstärkt.527
Nach mehr als einer 50-jährigen Geschichte des Europäischen Gemeinschaftssystems zeigt 
sich die Chance, die Grundlagen föderalistischen Charakters in solchem Mehrebenen-
Zusammenschluss zu verankern. Der EU-Verfassungsvertrag ist nicht mit einem 
Gründungsakt eines Nationalstaates zu vergleichen. Durch die europäische Verfassung könnte 
die europäische Identität gestärkt werden, da sie in Anbetracht der steigenden internationalen 
Herausforderungen für die Nationalstaaten immer mehr notwendig erscheint.528 Die EU-
Verfassung ist einerseits durch die angestrebten Ziele, andererseits durch die notwendige 
Handlungsfähigkeit bedingt. Besonders deutlich ist dies nach der EU-Osterweiterung 
geworden.  
Die Debatte über die Notwendigkeit der europäischen Verfassung beinhaltet verschiedene 
Aspekte. Die rechtswissenschaftliche Diskussion über die EU-Verfassung „...von der 
Verfassungsfähigkeit der Union über ihre Staatsqualität bis hin zu dem Verhältnis der 
Souveränität der Mitgliedstaaten zur Hoheitsgewalt der Union“529 spiegelt sich in der 
Kompromisslösung der Bezeichnung des „Entwurfs eines Vertrags über eine Verfassung für 
Europa“530 wider, der im Juni 2004 in Rom auf der Regierungskonferenz unterzeichnet 
wurde. Im Zentrum der politikwissenschaftlichen Debatte steht die Frage nach der Finalität 
der EU, genauer gesagt, nach Form und Inhalt des Integrationskomplexes. 
Sobald das, „was in der Verfassung steht, nicht mehr das Thema, sondern die Prämisse 
politischer Entscheidungen“531 werden würde, erübrigte sich die Diskussion, die aufgrund des 
bekannten Erfahrungsschatzes der nationalstaatlichen Prototypen der Verfassung geführt 
wird. Die Diskussion über den Verfassungsvertrag für die Europäische Union kann nicht auf 
der Basis der entwickelten Nationalstaatlichkeit geführt werden, denn die Disparitäten sind in 
                                                 
527 Vgl. ebenda, S. 120ff. 
528 Vgl. Woyke, W., Die Agenda der Europäischen Union zu Beginn des 21. Jahrhunderts, in: Loth, W. (Hrsg.), 
Das europäische Projekt zu Beginn des 21. Jahrhunderts, Grundlagen für Europa, Bd. 8, Leske+Budrich, 
Opladen 2001, S. 18-19 
529 Günther, C.A., Der Verfassungsvertrag – ein Modell für die Europäische Union?, in: Zeitschrift für 
Parlamentsfragen (ZParl), H. 2/2002, S. 348 
530 Europäische Gemeinschaften, Entwurf, Vertrag über eine Verfassung für Europa, a.a.O., 2003 
531 Grimm, D., a.a.O, 1991 S. 16 
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dem nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes veränderten Europa größer geworden, anstatt 
sie aufgrund der vereinheitlichenden Rolle des jeweiligen Nationalstaates zu verringern.  
Die politische Herausforderung besteht darin, die Gegenwartsanalysen mit der 
Entwicklungsperspektive zu verbinden. Dafür eignen sich die erfahrbaren 
Gestaltungsrahmenbedingungen in der Region, die subsidiär in einen Gemeinschaftsrahmen 
eingebunden ist. 
Als vereinheitlichende Differenzierungsmöglichkeit und „Garant der ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung der Zuständigkeiten“532 wird das Subsidiaritätsprinzip neben dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz in dem neuen Verfassungsvertrag beansprucht. 
Das auf dem Subsidiaritätsprinzip basierende Strukturmodell für die Europäische Union 
wurde im Jahre 2000 als „... deren Weiterentwicklung zu einer föderativen Ordnung neuer 
Art“533 von W. Böttcher und J. Krawczynski vorgeschlagen.534 Dieses 
„Dreiebenenmodell“535 beinhaltet drei gleichberechtigte Kammern („Völkerhaus“, 
„Staatenhaus“ und „Haus der Regionen“), wobei keine der Ebenen die ausschließliche 
Kompetenz besitzt: „Kompetenzzuweisungen erfolgen konsensual zwischen den drei Häusern 
und orientieren sich an einer Überprüfung der Leistungsfähigkeit der unterschiedlichen 
Ebenen.“536 Unter dem Vorbehalt, dass „die politischen Entscheidungen nicht vorschnell an 
die juristische Ebene verschoben werden,“ schlagen die Autoren vor, nur in komplexen Fällen 
„das höchste Gericht“537 einzuberufen. Durch die Institutialisierung der drei Ebenen in 
diesem Modell findet die Integration als Herausbildung zu einem neuen politischen Akteur, 
der EU, statt. Das Integrationspotenzial steht aufgrund des „Drei-Ebenen-Modells“ im 
Gegensatz zu dem vereinheitlichenden Mechanismus des föderalen Bundesstaates. Aufgrund 
der subsidiären Logik könnten sich in diesem Modell die politischen Zielsetzungen und die 
Wirklichkeit verbinden. „... Grundsätzlich ist nämlich zu bedenken, dass im Zeitalter der 
umfassenden wirtschaftlichen Globalisierung und der zerfließenden Nationalstaatlichkeit ein 
regionales Integrationsprojekt, das nur bzw. im Wesentlichen auf wirtschaftlicher 
                                                 
532 Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Eine Verfassung für Europa. Von 
den Staats- oder Regierungschefs angenommene Verfassung. Eine Darstellung für die Bürger, Luxemburg 2004, 
in: WebWW http://www.europa.eu.int/constitution/download/presentation_citizens_ 
010704_de.pdf, vom 22.05.05, S. 15 
533 Böttcher, W., Krawczynski, J., a.a.O., 2000, S. 277 
534 ebenda, S. 278ff., vgl. auch Böttcher, W., Krawczynski, J., a.a.O., 2002, S. 209f. 
535 Böttcher, W., Mehr Demokratie für Europa wagen durch Regionalismus, in: Böttcher, W. (Hrsg.), 
Europäische Perspektiven, Zur Zukunft Europas, Bd. 3, Lit Verlag Münster - Hamburg - London 2002, S. 66 
536 Böttcher, W., Krawczynski, J., a.a.O., 2000, S. 278 
537 Böttcher, W., Krawczynski, J., a.a.O., 2002, S. 208 
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Kooperation beruht, zunehmend zum Scheitern verurteilt ist. Wenn ein regionales 
Integrationsprojekt langfristig von Erfolg gekrönt sein soll, muss es zwangsläufig ein 
maßgeblich politisches Projekt werden.“538  
 
Da die vor der EU-Osterweiterung angestrebte regionale Stabilisierung539 zu den positiven 
Effekten zählen sollte, begünstigte die Entwicklung zu einem bisher nicht vorhandenen 
Gebilde - einer auf mehreren Ebenen vollendeten Föderation - auch die außenpolitische 
Handlungsfähigkeit der EU. Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik zählte 
unabdingbar zu den „Nutznießer-Bereichen“ solch einer Entwicklung. Zwar scheint sich 
momentan der Vorschlag von meinem Interview-Gesprächspartner W. Daschitschew über die 
Möglichkeit Russlands, sich der europäischen Verfassung „anzuschließen,“540 zu mehr als 
einer langfristigen Perspektive abzuzeichnen, doch unterstreicht er die Bedeutung und 
Notwendigkeit einer europäischen Verfassung bedingt durch die Verfasstheit Europas.  
Die Tatsache, dass die theoretischen Ansätze des Neofunktionalismus und des 
Intergouvernementalismus von den internen Ursachen für die Prozesse der EU ausgehen, 
wirkt sich zum Nachteil aus.541 Dabei erscheint, aus unserer Sicht, die Feststellung richtig, 
dass die Auswirkungen des europäischen Integrationsprozesses auf die Nicht-Mitglieder 
unterschätzt und wenig berücksichtigt werden.542
Die Beziehungen zu den Drittländern ohne Perspektive und Anspruch auf den Beitritt zur 
Europäischen Union verlangen nicht nur die mittelfristigen, entwicklungspolitischen 
Nachbarschaftsstrategien, sondern auch aufgrund der erklärten und verfolgten 
Finalitätszielsetzung ein langfristiges Konzept. 
 
5 4 Zwischenfazit 
Zusammenfassend kann man folgende Aspekte betonen.  
Wie am Anfang dieser Dissertation erwähnt, wird hier von der These ausgegangen, dass die 
Voraussetzung für die positive Rolle Russlands im europäischen Integrationsprozess seine 
                                                 
538 Guérot, U., Eine Verfassung für Europa, Neue Regeln für den alten Kontinent? in: Internationale 
Politik, 2/2001, S. 35 
539 Vgl. dazu „regionale Stabilisierungspolitik“ bei: Kohler-Koch, B., Conzelmann, T., Knodt, M., a.a.O., 2004, 
S. 313ff. 
540 S. Interview mit Prof. W. Daschitschew, Antwort auf Frage 2 im Anhang 9 6 3 
541 Vgl. Plümper, T., Einführung: Externe Effekte und die Dynamik der Politischen Integration, in: 
Plümper, T. (Hrsg.), Politische Integration, Westdeutscher Verlag, Wiesbaden 2003, S. 11 
542 Vgl. ebenda, S. 13 
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Transformation zu einem demokratischen Rechtsstaat mit einer daran teilhabenden 
Zivilgesellschaft ist.  
Nach der Untersuchung der russischen Variante des Präsidentialismus und des 
Parlamentarismus wurden charakteristische Gesetzmäßigkeiten festgestellt, die durch den 
verfassungsrechtlichen Status des Präsidenten und des Parlaments in Russland sowie durch 
die traditionellen Verfahrensweisen bedingt sind. Das Ideal eines gut funktionierenden 
integrierten Staates wird in Russland durch autokratische Tradition im Staatswesen  schnell 
durch das Gegenteil, nämlich den Einheitsstaat, ersetzt. Die extrem unterschiedlichen 
geografischen, kulturellen und historischen Lebens- und Rahmenbedingungen im Land 
erleichtern diesen Prozess.  
Im Gegensatz zur erkennbaren Tendenz der Stärkung der Rolle vom Präsidenten ist die starke 
Rolle des Parlaments die unbedingte Voraussetzung eines entwickelten demokratischen 
föderalen Rechtsstaates. Anhand der statistischen Angaben wurde sowohl eine vergleichende 
Analyse der Präsidentschaften von B. Jelzin und W. Putin als auch die Analyse der 
Parteienlandschaft in Russland durchgeführt. Dabei wurde eine starke Tendenz zum 
personalistischen Prinzip in der russischen Politik bestätigt, wobei die Kontrolle der 
Exekutive durch das Parlament nur schwer möglich ist.543 Die Parteien erfüllen weder eine 
konsolidierende noch eine kontrollierende Funktion544 in der Gesellschaft. Der 
verfassungsrechtliche Status des Präsidenten gehört zu den Konstanten des russischen 
Transformationsprozesses. Der Wechsel wird innerhalb der Eliten durch die Nachfolge 
gewährleistet. Die parlamentarische Entwicklung wird momentan durch das erstrangige Ziel 
der Stabilisierung im post-sozialistischen Nationalstaat stark beeinflusst. 
Aufgrund der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen der ersten fünfzehn 
Transformationsjahre in Russland findet die Idee der Stärkung der „Vertikalen der Macht“ 
ihre Unterstützung in der Bevölkerung.  
Die russische Transformationsgesellschaft strebt nach Stabilität und Armutsbekämpfung.545 
Der Umorientierungsprozess in der russischen Gesellschaft bedeutete oft die Suche nach einer 
integrierenden Idee –  einer „Nationalidee“. Die Einigung in diesem Sinne verlangte auch oft, 
dass die persönlichen Interessen dem Gemeinwohl untergeordnet wurden. Die Geschichte des 
Landes zeigt, wie manipulierbar diese Ideensuche ist. Das Gemeinwohl wurde als 
Durchsetzung der staatlichen Interessen verstanden. 
                                                 
543 Vgl. Ryshkow, W., Parlament, partii i demokratija, in: Nikonow, W. (Hrsg.), a.a.O., 2003, S. 51ff. 
544 Vgl. Polikanow, D., a.a.O., vom 15.08.2005 
545 S. Interview mit Prof. W. Daschitchew, Antwort auf Frage 3 im Anhang VI 
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Die Einbeziehung der sich neu formierenden Zivilgesellschaft in die Reformprozesse kann 
sich in der Vielvölker-Föderation Russland nur aufgrund des europäischen föderalistischen 
Prinzips „Vielfalt in Einheit“ vollziehen.  
Die unterschiedlichen Auffassungen vom Föderalismus werden im Unterkapitel 5 3 
betrachtet.  
Formale und inhaltliche Wirkungen des Föderalismus haben sowohl für die innen- als auch 
für die außenpolitische Integrationsfähigkeit Russlands keine Alternative. Das Ziel einer 
Integrität des Landes wäre auf dem Weg der dezentralisierenden föderalen Reformen, u.a. 
durch die Stärkung des Regionalbewusstseins, zu erreichen.  
Die Entwicklungsfähigkeit der EU nach der Osterweiterung wäre durch ein 
gesamteuropäisches Integrationskonzept in Form einer auf mehreren Ebenen vollendeten 
Föderation möglich. Ein Vorteil des föderalistischen Prinzips wird letztendlich darin gesehen, 
dass dadurch der subsidiäre Bezug zur persönlichen Ebene, zu jedem Mitglied der politischen 
Gemeinschaft, möglich wird. 
Von einer angestrebten politischen Finalitätszielsetzung innerhalb der EU hängt auch die 
außenpolitische Dimension der Beziehungen zu den Nicht-Mitgliedern, z.B. zu Russland, ab. 
Die erfahrbaren Ergebnisse und ihre Bedeutung für den europäischen Integrationsprozess 
lassen sich am folgenden Beispiel des Kaliningrader Gebiets (s. Kap. 6) näher beschreiben. 
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6 Kaliningrad als Transformationsbeispiel 
Das Spannungsverhältnis Europäische Union–Kaliningrader Gebiet-Russische Föderation 
stellt aufgrund der veränderten Rahmenbedingungen infolge der EU-Erweiterung und der 
Reformen innerhalb der RF ein besonders interessantes empirisches Feld dieser Arbeit dar. Es 
geht um den Versuch, eine erweiterte Basis zum Erforschen der Integrationsmodelle am 
Beispiel einer bestimmten Region zu schaffen. Nicht nur die vorhandene Primär- und 
Sekundär- sowie die „graue“ Literatur, sondern in erster Linie die Interviews mit den 
Akteuren vor Ort in Kaliningrad, in Moskau und auch in Deutschland, bilden das Material, 
mit Hilfe dessen wir versuchen, die entscheidenden Fragen dieses Kapitels und letztendlich 
auch der ganzen Arbeit zu klären. Das am Anfang der Arbeit angedeutete Dilemma der 
Transformationsforschung wird hier zum wiederholten Male sichtbar: einerseits der Versuch, 
die allumfassende Theorie der Gleichzeitigkeiten zu erfassen, andererseits, die Abhängigkeit 
von den Fallstudien und deren Analysen zu überwinden. Im Mittelpunkt dieser Untersuchung 
steht weder das Eine noch das Andere.  
These: Der Leitgedanke für dieses Kapitel äußert sich in der Tatsache, dass im von den 
Nationalstaaten gesteuerten europäischen Integrationsprozess das Verständnis für die 
Tragweite des Regionalisierungsprozesses im östlichen OSZE–Raum und für die Rolle der 
Regionen im erweiterten Europa gestärkt werden muss. Russland ist nicht nur von dem 
Regionalisierungsprozess beeinflusst, sondern auch auf seine Folgen angewiesen. Die Vision 
von einem modernen, prosperierenden Russland ist ohne die starken, auf die Nutzung eigener 
Potenziale bedachten Regionen undenkbar.  
Die geschichtlichen, politischen und wirtschaftlichen Verbindungen in der Ostseeregion 
bieten eine Basis zur Entwicklung der erfolgreichen Modelle für eine gesamteuropäische 
Integration. Eine Alternative zu diesem Prozess würde sich als eine negative, rückschrittliche 
Entwicklung erweisen.  
Am Beispiel des Kaliningrader Gebiets, dessen tägliche Realität und politische 
Herausforderung durch die Entwicklung eines gleichgewichtigen Modells zwischen der 
Existenz als eine russische Region einerseits und einer von der EU umschlossenen, 
geographisch in die EU integrierten Region andererseits geprägt wird, untersuchen wir 
folgende Fragen: 
- Welche Rolle spielt die Vergangenheit für die Zukunft dieser Region? 
- Wie wirken sich die innenpolitischen Reformen Russlands auf die Situation in dem 
Kaliningrader Gebiet aus?  
- Wie lassen sich die Beziehungen mit den „neu-europäischen“ Mitgliedern - Polen und 
Litauen - gestalten? 
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- Wie könnten die Interessenskonflikte beigelegt werden und weitere Schritte der 
Integration eingeleitet werden?  
- Welche Aufgaben kommen dabei der Europäischen Union, der Russischen Föderation und 
dem Kaliningrader Gebiet selbst zu?  
Nicht zu unterschätzen ist dabei die Rolle der OSZE, des einzigen europäischen Forums, an 
dem Russland seit Beginn ihres Bestehens als vollberechtigtes Mitglied Anteil hat. 
 
6 1 Zur Geschichte Kaliningrads 
Die Geschichte des Kaliningrader Gebiets zeigt, dass gerade in dieser Region die historische 
Erfahrung der europäisch-russischen Verhältnisse zu einem Zukunftspotenzial verwandelt 
werden sollte. Im Hinblick auf den historischen Reichtum der Region, der sehr stark die 
regionale Vergangenheit und Gegenwart vorbestimmt hat, ist die Frage wichtig, ob dieses 
historische Potenzial einen Vorteil oder negativen Ballast für die zukünftige Entwicklung des 
Kaliningrader Gebietes darstellt.546  
Die Geschichte dieses Gebiets wird immer noch als eine unerschöpfliche Grundlage für die 
politischen Diskussionen und die nationalstaatlichen Ansprüche konjunkturgemäß genutzt. 
Sie reichen von dem Versuch, die Rolle der Ostseeslawen für die russische Staatlichkeit, aber 
auch Kaliningrads, hervorzuheben,547 bis zu der großlitauischen Tradition, Ostpreußen als 
Teil Litauens zu betrachten und das Konzept der Eingliederung des Gebietes ständig zu 
modifizieren.548
Die Geschichte der Stadt Königsberg begann 1255, als nach jahrelangen Verhandlungen 
zwischen den Rittern des Deutschen Ordens, den Gesandten der Hansestadt Lübeck und den 
katholischen Bischöfen auf dem seit langem besiedelten Territorium in Samland infolge der 
militärischen Unterstützung durch den Böhmenkönig Ottokar und den Markgrafen Otto von 
Brandenburg eine Burg Königsberg, der „Vorposten des Abendlandes“549 errichtet worden 
                                                 
546 S. Fragenkatalog im Anhang VI 
547 Vgl. Sacharov, A., Rjurik i sud’by rossijskoj gosudarstvennosti, in: Rossijskaja gazeta  
vom 27.09.2002, S. 8, in: WebWW http://www.rg.ru/Anons/arc_2002/0927/4.shtm, in Deutsch dokumentiert 
bei: Weichsel, V., Wessen Erde ist Kaliningrad? In Sachen Sacharov gegen Čekin, in: Osteuropa, Zeitschrift für 
Gegenwartsfragen des Ostens, Jg. 53, Heft 2-3, 02/03 2003, S. 203-205 
548 Vgl. Nikžentatis, A., Historische Tradition, Die Sowjetrepublik Litauen und das Kaliningrader Gebiet, sowie 
Dokumentation, Sowjetlitauische Eingliederungspläne für Kaliningrad, in: Osteuropa, a.a.O., 02/03 2003, S. 
229-243 
549 Gause, F., Die Geschichte der Stadt Königsberg in Preußen, Bd. 1, Von der Gründung der Stadt bis zum 
letzten Kurfürsten, J.G. Herder-Forschungsinstitut (Hrsg.), Ostmitteleuropa in Vergangenheit und Gegenwart, 
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war. Erst als Besitz des Deutschen Ordens entwickelte sich Königsberg seit 1525 zur 
Residenzstadt des weltlichen Herzogtums und später zur Provinzhauptstadt Ostpreußens.  
Die Rolle eines mal aus der östlichen, mal aus der westlichen Perspektive gesehenen 
Vorpostens zieht sich durch die Geschichte dieser Stadt und Region und bestimmt seine 
Besonderheiten.550 Die militärischen Interessen standen dabei oft im Vordergrund, später 
wurden daraus die geopolitischen Interessen, die bis jetzt eine entscheidende Rolle spielen. 
Für die moderne Entwicklung dieser Region ist vor allem die Geschichte nach dem II. 
Weltkrieg von Bedeutung. 
Die Entscheidungen der Potsdamer Konferenz von 1945 betrafen die Schicksale der 
Bevölkerung dieser Region unmittelbar. Das Thema der Übergabe der Stadt Königsberg und 
der umliegenden Gebiete an die Sowjetunion hat man unter der Prämisse des Anspruchs der 
Sowjetunion auf einen eisfreien Ostseehafen abgehandelt. Ohne große Einwände stimmten 
die Westmächte dem sowjetischen Vorschlag zu.551  
In Bezug auf die ostpreußische Vergangenheit wurden die letzten Jahrzehnte des Gebietes von 
der Sowjetideologie geprägt. Die wahre Geschichte der Region wurde durch die erdachten, 
ideologisch konformen Geschichten der Sowjetpropaganda552 ersetzt, die die Fakten und 
Quellen missachtete. Die Kontinuität der regionalspezifischen Tradition wurde 1945553 
unterbrochen und es begann der Sowjetisierungsprozess des ostpreußischen Territoriums nach 
dem Muster, das in der Sowjetunion nicht nur einmal abgelaufen ist: mit der Neubesiedlung 
                                                                                                                                                        
Böhlau Verlag, Köln, Graz 1965, S. 15; s. auch Ambrassat, A., Die Provinz Ostpreußen, Ein Handbuch zur 
Heimatkunde, 2. Aufl., Verlag Weidlich, Würzburg 1978, S. 336ff. 
550 „Im deutschen Bewußtsein war Königsberg die östlichste deutsche Großstadt. Zur Veranschaulichung einer 
Entfernung von 1000 Kilometern pflegte man auf die Strecke Köln-Königsberg zu verweisen.  
Heute gilt Königsberg als die westlichste Großstadt der Sowjetunion. Es ist bemerkenswert, daß in die russische 
Vorstellung offenbar die Formel „von Vladivostok bis Kaliningrad“ Eingang findet, um die ungeheure Weite des 
eigenen Landes zu umschreiben.“ In: Malter, R., Staffa, E. (Bearb.), unter Mitarbeit v. Wörster, P., Kant in 
Königsberg seit 1945, Eine Dokumentation, Schriften der Mainzer Philosophischen Fakultätsgesellschaft, Nr. 7, 
Franz Steiner Verlag GmbH, Wiesbaden 1983, S. 95 
551 Vgl. Protokolle der 7. Vollsitzung vom 23.07.1945, in: Bundesminister des Innern (Hrsg.), Deuerlein, E. 
(begründet) Bracher, K.D., Jacobsen, H.-A. (wiss. Leitung), Dokumente zur Deutschlandpolitik, Die Konferenz 
von Potsdam, Reihe 2, Bd. 1, 2. Drittelband, A. Metzner Verlag, Neuwied / Frankfurt am Main 1992, S. 1567f., 
S. 1574f., S. 1583f., sowie Bd. 1, 1. Drittelband, XXXII 
552 Vgl. Kostyaschov, J., Zum Umgang mit dem deutschen Erbe nach dem Krieg in der Oblast Kaliningrad, in: 
Böttcher, W. (Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 75-86 
553 S. Kommuniqué der Potsdamer Konferenz vom 02.08.1945, in: Deuerlein, E. (Hrsg.), a.a.O., 1963, SS 353-
367 
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des Territoriums,554 der Umbenennung der Orte, der massiven ideologischen Propaganda und 
der Ausrottung aller auch noch so unbedeutenden Attribute der Vergangenheit. Die Umsiedler 
für das neue sowjetische Gebiet wurden landesweit angeworben. Mit den Begünstigungen in 
Form der kostenlosen Reise zum neuen Wohnort, der Übernahme der Umzugskosten, der 
Kredite für den Rindviehkauf oder Geldauszahlungen als Starthilfe, der Befreiung von 
Steuerzahlungen und staatlichen Pflichtabgaben für drei Jahre, hat man den 
Bevölkerungszuwachs gesichert. Gleichzeitig wurde die Auswahl der willigen Umsiedler, die 
teilweise der Not und dem Hunger zu Hause entfliehen wollten, sorgfältig selektiert. Das 
Grenzgebiet lockte als eine Zwischenstation viele junge Leute an, die oft keine Absicht 
hatten, dauerhaft zu bleiben.555 Während dieser Zeit spielte das Verhältnis zwischen den 
staatlichen Vorgaben und der persönlichen täglichen Erfahrung der Menschen vor Ort eine 
große Rolle.556 Die Hoffnungen auf ein besseres Leben im Neuland waren nicht immer 
gerechtfertigt. Die Diskrepanz zwischen der offiziell propagierten auch durch die Kriegsjahre 
unterstützen Ablehnung für die hinterbliebene deutsche Bevölkerung und den alltäglichen 
Herausforderungen des gemeinsamen Lebens in den ersten Nachkriegsjahren wurde deutlich.  
Im Jahre 1947 begann aufgrund von geheimen Richtlinien557 der Sowjetregierung die 
Aussiedlung der Deutschen aus dem Kaliningrader Gebiet, die in drei Etappen 30.000 
Menschen betraf. Die Intention, aus Ostpreußen „ein Beispiel für das gesamte demokratische 
Europa“558 zu schaffen, entsprach den ideologischen Vorstellungen des sozialistischen 
Aufbaus, bestimmte für Jahrzehnte aber auch in der Wirklichkeit das Schicksal der Region als 
eines Sperrgebiets und militärischen Vorpostens. Im Gebiet galt in den ersten 
Nachkriegsjahren ein besonderes Einreiseregime mit der Unterteilung in zwei Zonen: „die 
Verbotene Zone Nr. 2“ für die Einreise in das Gebiet und die Stadt Kaliningrad und „die 
                                                 
554 S. Knappe, E., Schulze, M., unter Mitarbeit Dr. Piterski, D., Kaliningrad aktuell, Daten-Fakten-Literatur zur 
Geographie Europas, Institut für Länderkunde, Leipzig 2003, S. 19ff. 
555 Vgl. Kostjaschow, J. (Hrsg.), Wostotschnaja Prussija glasami sowjetskich pereselenzew: perwyje gody 
Kaliningradskoj oblasti w wospominanijach i dokumentach, 2. Aufl., Reihe “Terra Baltica” Istorija i kultura 
Jugo-Wostotschnoj Pribaltiki, Isdatelstwo Kaliningradskogo gosudarstwennogo uniwersiteta, Kaliningrad 2003, 
S. 38, 45 
556 Vgl. Matthes, E., Regionales Bewusstsein der Bevölkerung im Gebiet Kaliningrad – Stufen seiner 
Entwicklung seit 1945, in: Böttcher, W. (Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 88 
557 Gosudarstwennyj Archiw Rossijskoj Federazii (GARF), F.9401s.Op.12D.229.L.104, Is sowerschenno 
sekretnogo prikaza ministra wnutrennich del SSSR S. Kruglowa (Aus dem höchst geheimen Befehl vom 
Minister für innere Angelegenheiten der UdSSR Kruglow, S.) vom 14.Oktober 1947, in Russisch, zitiert nach: 
Kostjaschow, J. (Hrsg.), a.a.O., 2003, S.288 
558 Ščerbakov, V.V., Stalinskaja Programma chozjajstvennogo i kulturnogo stroitelstva Kaliningradskoj oblasti. 
Kaliningrad 1947, S. 5, zitiert nach: Matthes, E., a.a.O., 2004, S. 89 
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Verbotene Zone Nr. 1“ für die Einreise in die Grenzgebiete der Region (Baltijsk, 
Bagrationowsk, Mamonowo).559 Dementsprechend bildeten die militärischen 
Kommandanturen die ersten exekutiven Organe, die sich mit fast allen zivilen Belangen 
beschäftigten, später wurden die Abteilungen für zivile Angelegenheiten geschaffen, bis sie 
durch die „exekutiven Komitees“ abgelöst wurden.560
Seit Beginn der Existenz als „Kaliningrader Gebiet“ am 07.04.1949 gehörte die Region zur 
RSFSR und wurde von ihr territorial durch die anderen Unionsrepubliken abgetrennt. Die 
Region war ein Teil des gemeinsamen wirtschaftlichen und politischen Raums der Union, die 
Grenzen des Gebietes mit Litauen unterschieden sich nicht von den administrativen Grenzen 
innerhalb der UdSSR. Die Rolle der ideologischen Betrachtung der regionalen Geschichte 
blieb über Jahre für Kaliningrad prägend, „... das aus den Trümmern und der Asche 
auferstanden war, und mit jedem Jahr schöner wurde... Das ist die junge Stadt im Baltikum 
mit einer guten Arbeiterbiografie“561.  
Diese Sicht auf die Geschichte der Stadt veränderte sich nach dem Zerfall der Sowjetunion. 
Wie in vielen anderen Bereichen kam die schonungslose Version der historischen Abläufe ans 
Tageslicht. Die neue Geschichtsschreibung und Geschichtsverarbeitung begann, „denn eine 
Geschichte zu haben und sie zu kennen, das braucht der Mensch, das braucht jede 
Gesellschaft, die sich als solche formieren und verstehen möchte.“562 Man ist noch nicht 
soweit, dass man die Geschichte vor 1945 als eine identitätsbildende Bezugsgröße für die 
russische Bevölkerung nennen kann. Im Widerspruch zur Geschichte des Ortes steht die 
Geschichte der Menschen nach 1945, die ihre persönliche Geschichte nicht als „normale 
Grundlage für das historische Selbstverständnis, für das regionale Identitätsgefühl“563 nutzen 
können.  
In dieser Hinsicht erweist sich die Geschichte der Region als belastend, denn „in der Region 
ist praktisch die historische Kontinuität nicht vorhanden, es existieren nebeneinander zwei 
                                                 
559 Vgl. Kostjaschow, J. (Hrsg.), a.a.O., 2003, aus dem Interview mit J. Fedenjow, S. 179-181 
560 Vgl. Kostjaschow, J. (Hrsg.), a.a.O., 2003, aus dem Interview mit N. Paschkowskij, S. 183-184 
561 Vgl. Kaliningradskaja prawda, Soobschtschenije “Nas – 30000!“ vom 10.12.1970, in: Komitet po delam 
archiwow Administrazii Kaliningradskoj oblasti, Gosudarstwennyj archiw Kaliningradskoj oblasti, Zentr 
chranenija i isutschenija dokumentow nowejschej istorii Kaliningradskoj oblasti, Ewropejskij Fond Dialog, 
Samaja Sapadnaja, Kaliningradskaja oblast w dokumentach i materialach sa 1962-1985 gg., Wypusk 3, Bd. 3 – 
Sozialnaja sfera, Jantarnyj skaz, in Russisch, Kaliningrad 2002, S. 48, eigene Übersetzung 
562 S. Interview mit Dr. C. Sommer, dem Generalkonsul der BRD in Kaliningrad, Antwort auf Frage 1 im 
Anhang 9 6 13 
563 Vgl. Interview mit Dr. C. Sommer, dem Generalkonsul der BRD in Kaliningrad, Antwort auf die 
Frage 1 im Anhang 9 6 13 
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Traditionen (die sowjetische und die „nostalgisch-germanische“, die jetzt aktiv reanimiert 
wird), sie sind allerdings nicht komplementär und können im Prinzip positiv nicht 
koexistieren.“564 So liegen die Tatsachen auf den ersten Blick. Interessant wäre der 
Lösungsweg, der von den Betroffenen schon beschritten wird. 
Es besteht ein gewisser Generationenkonflikt zwischen den Erfahrungen der Älteren, die ihre 
Geschichte in die Region mitgebracht haben und wenig von ihrer neuen Heimat gewusst 
haben, und den Erfahrungen der jungen Kaliningradern, die sich sehr wohl als Europäer 
empfinden und manchmal nur durch Aktionen wie „Kinder Russlands reisen nach 
Russland“565 andere russische Städte kennenlernen können. Der Bezug zur Vergangenheit der 
Region wird in Kaliningrad nicht nur durch die Diskussion über die Umbenennung der Stadt 
oder die Feier des 750-Jahr-Jubiläums von Königsberg, sondern auch durch die 
Namenssymbolik der hiesigen Firmen wie „Königsberg-Trading“, „König-Avto“, der Hotels 
„Rauschen“, „Ragnit“ und „Cranz“ sichtbar.566 Mit der Vergangenheit ist auch die Hoffnung 
verbunden, dass es für Kaliningrad aufgrund der geschichtlich begründeten Zugehörigkeit zur 
europäischen Kultursphäre567 eine Art Akzeptanz im Westen gibt. Die Frage, ob es zu Europa 
gehört oder nicht, stellt sich in Kaliningrad im Gegensatz zum übrigen Russland nicht. 
Kaliningrad war immer schon ein Teil Europas, davon verspricht man sich positive Einflüsse 
für die zukünftige Entwicklung der Region.  
Die Suche nach der eigenen regionalen Identität bedeutet auch in Kaliningrad nichts Anderes 
als die Entdeckung der europäischen Identität.  
Trotz der Versuche der Kaliningrader, an die Geschichte von Königsberg anzuknüpfen, hat 
sie „mit der Gegenwart der Stadt als sozialem Habitat der Bevölkerung und als 
Wirtschaftsraum wenig zu tun.“568 Das Spannungsverhältnis zwischen dem Potenzial und den 
realen Möglichkeiten bestimmt die Gegenwart dieser Region. 
 
                                                 
564 S. Interview mit Prof. I. Busygina, Antwort auf Frage 6 im Anhang 9 6 2 
565 Vgl. Interview mit E. Lebedewa, Chefredakteurin vom „Königsberger Express“, Antwort auf Frage 5 im 
Anhang 9 6 8   
566 Vgl. Interview mit E. Lebedewa, Chefredakteurin vom „Königsberger Express“, Antwort auf Frage 5 im 
Anhang 9 6 8 
567 Vgl. Interview mit J. Kostjaschow, Professor für Geschichte an der KSU, Antwort auf Frage 2 im Anhang 9 6 
6 
568 Vgl. Interview mit Dr. C. Sommer, dem Generalkonsul der BRD in Kaliningrad, Antwort auf die 
Frage 1 im Anhang 9 6 13 
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6 1 1 Zwischenfazit 
Die historischen Voraussetzungen bestimmen die Entwicklung dieser Region bis heute mit. 
Die Geschichte dieses Territoriums bietet die Möglichkeit an, die historischen Geschehnisse 
für die nationalstaatlichen Ansprüche aller Seiten konjunkturgemäß zu nutzen. Die positive 
Berücksichtigung aller traditioneller, kultureller, wirtschaftlicher Verbindungen stellt eine 
Herausforderung dar. Durch die Stärkung der europäischen Identität in dieser Region über die 
Grenzen hinweg, kann der Prozess der Vergangenheitsbewältigung im Kaliningrader Gebiet 
positiv beeinflusst werden. 
 
6 2 Kaliningrad – eine vernachlässigte Region 
Die Lage Kaliningrads als einer russischen Region innerhalb der Russischen Föderation tritt 
in diesem Kapitel in den Vordergrund. Es handelt von den Ansprüchen und Widersprüchen 
des schwierigen Verhältnisses. 
These: Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des 
föderalen Zentrums bei der Lösung der regionalen Probleme. Russland ist auf die Folgen des 
Regionalisierungsprozesses angewiesen. 
Zum einen werden „die Gesetzmäßigkeiten“ in dem Transformationsprozess einer russischen 
Region sichtbar, die im Kaliningrader Gebiet nochmals das asymmetrische Verhältnis der 
Föderation und ihrer Subjekte in der Analyse der föderalen Gesetzgebung aufzeigen. Die 
nationalstaatlichen Interessen erlangen hier eine absolute Priorität vor den regionalen 
Interessen und somit den Interessen des Einzelnen.  
Die Gebietsgesetzgebung auf der föderalen und regionalen Ebene spiegelt einige Versuche 
wider, auf die dynamische Entwicklung der russischen Region im sich verändernden Europa 
nicht nur zu reagieren, sondern sich durch die Nutzung der Bewegungsmöglichkeiten 
innerhalb des Zentrum–Region-Verhältnisses auch darauf vorzubereiten. 
Das Kaliningrader Gebiet gehört dem Nord-West-Föderalbezirk an, der außerdem noch 
weitere zehn Föderationssubjekte einschließt (s. Anhang 9 3 5). Die allgemeinen 
Charakteristika des Gebiets weisen auf den ersten Blick keine Besonderheiten innerhalb der 
Russischen Föderation auf, denn viele Gebiete sind weit von Moskau entfernt, haben eine 
ähnliche multinationale Bevölkerungsstruktur (s. Anhang 9 4 1–9 4 4).  
In Bezug auf die Potenziale, über die das Gebiet verfügt, ist sein wirtschaftlicher Zustand 
nicht zufriedenstellend. 
Die nach der EU-Osterweiterung veränderte Situation für das Gebiet bringt nicht nur positive 
Perspektiven, sondern lässt einige Nachteile des entstandenen Verhältnisses zwischen dem 
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föderalen Zentrum und der Region sichtbar werden, die die erwünschte Entwicklung 
verhindern könnten. 
Nach dem Zerfall der Sowjetunion bekam die Exklave-Enklave-Problematik in Bezug auf das 
Kaliningrader Gebiet ihre Aktualität.569 Verschiedene Betrachtungsweisen der 
Ausgangssituation der Region sind in der Diskussion über die Entwicklungsprioritäten 
vertreten. Es gibt eine Sicht auf die Region als einen einmaligen Fall auf dem Territorium der 
RF, demzufolge die Ausschließlichkeit der politischen Entscheidungen bis zur Änderung des 
Status des Gebiets in Betracht gezogen wird. 
Bisher existieren einige mehr oder weniger begründete Modelle für die Entwicklung des 
Gebietes, die in der Literatur seit Jahren diskutiert werden, wie z.B. die vierte Baltische 
Republik, eine hanseatische Freie Wirtschaftszone, die Aufteilung des Gebietes zwischen 
Litauen und Polen, die Herstellung einer russlanddeutschen Autonomie, die Rückgabe der 
Region an Deutschland, eine autonome Republik innerhalb der RF, ein Kondominium570 der 
umliegenden Staaten.571 In den offiziellen Reaktionen der zentralen Regierung auf jegliche 
Andeutungen zur Änderung des Status des Territoriums wird der Verweis auf den in der 
russischen Verfassung bestimmten Status des Föderationssubjektes als eines unabtrennbaren 
Teils Russlands572 zur Zauberformel gegen die Angriffe auf die Souveränität und Integrität 
des Landes. Laut Art. 4 der russischen Verfassung heißt es: „1. Die Souveränität der 
Russischen Föderation gilt auf ihrem gesamten Territorium. 2. Die Verfassung der Russischen 
                                                 
569 Vgl. Klemeshev, A., Kozlov, S., Fedorov, G., The Special Region of Russia, Kaliningrad State 
University Publishing House, Kaliningrad 2004, S. 257-258, s. auch Nies, S., Ach, Kaliningrad: eine 
ungewöhnlich gewöhnliche Enklave, in: Osteuropa, Jg. 53., Heft 2-3, Februar/März 2003, S. 394-409 
570 Herrschaft mehrerer Staaten über ein Gebiet – lat. kon...+ dominatus „Herrschaft“, bzw. dominium 
„Besitz“, s. Wahrig, E., a.a.O., 2001, S. 758 
571 Dazu gehören frühere und jüngere Publikationen, wie: Böhm. W., Graw. A., Königsberg morgen,  
Luxemburg an der Ostsee, Asendorf 1993, S. 77f.; Hoff, M., Timmermann. H., Kaliningrad (Königsberg): Eine 
russische Exklave in der baltischen Region. Stand und Perspektiven aus europäischer Sicht, Bericht des BIOST, 
Nr. 17, Köln 1993, S. 6; Swerew. J.M., Rußlands Gebiet Kaliningrad im neuen politischen Koordinatenfeld, 
BIOST Studien, Köln 1996, S. 26f., zitiert nach: Major, V., Kaliningrad/Königsberg: Auf dem schweren Weg 
zurück nach Europa, Bestandsaufnahme und Zukunftsvisionen aus einer europäischen Krisenregion, Studien zur 
interdisziplinären Deutschland- und Europaforschung, Bd. 20, Lit Verlag Münster 2001, S. 14f. 
572 S. dazu die Diskussion über den „Status des Gebiets als eines sich im Ausland befindenden  
Territoriums“, Stulow, I., Kaliningrad w sone ewro, in: WebWW http://izvestia.ru/politic/1196345_print, vom 
14.02.2005, sowie Ministerium für Außenbeziehungen der Russischen Föderation, Informations- und 
Presseabteilung, Kommentarij Departamenta informazii i petschati MID Rossii w swjasi s woprosom SMI 
otnositelno predloshenija ob ismenenii statusa Kaliningradskoj oblasti 298-14-02-2005,  
in: WebWW http://www.n.mid.ru/brp_4.nsf/sps/IC561CEC1111E1B5C3256FA8004CC5F8, vom 
18.02.2005 
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Föderation und die Föderationsgesetze besitzen Vorrang auf dem gesamten Territorium der 
Russischen Föderation. 3. Die Russische Föderation gewährleistet die Einheit und 
Unantastbarkeit ihres Territoriums.”573  
Der historisch-politische Aspekt der Zentrum-Gebiet-Beziehungen spielt eine große Rolle.  
In Bezug auf die territoriale Integrität besitzt das Kaliningrader Gebiet besondere Bedeutung, 
denn es wurde infolge des siegreichen Endes des II. Weltkriegs zum Teil Russlands, und noch 
wichtiger ist die symbolische Wirkung der damit beendeten Isolation für die Sowjetunion im 
internationalen System. Vor diesem Hintergrund erscheint das Infragestellen des Status des 
Kaliningrader Gebiets nicht nur als eine Abwertung dieser Tatsachen, sondern auch als 
Anzeichen der Minimierung der Rolle Russlands in der Welt.574
Die andere Sichtweise in dem Diskurs basiert auf dem Vergleich der Situation des 
Kaliningrader Gebiets mit den Problemen ähnlicher „Randregionen“ der RF und der 
Feststellung einiger gemeinsamer Merkmale, die zur Schaffung einer „speziellen föderalen 
legislativen Basis für 6-7 Problemregionen“575 führen sollten. Die Einzigartigkeit des 
Kaliningrader Gebiets besteht aus dieser Sicht nur in dem Transitproblem über das litauische 
Territorium, dessen Lösung in der Abschaffung des Visumzwanges gesehen wird.576 Somit 
wird dem wirtschaftlichen Aspekt der Zentrum-Gebiet-Beziehungen eine große Bedeutung 
beigemessen. 
Während des Bestehens als Teil der RSFSR wurde das Kaliningrader Gebiet in das 
wirtschaftliche Gefüge der sowjetischen Planwirtschaft integriert. Die Fischerei, der Schiffs- 
und Maschinenbau, die Zellulose- und Papierherstellung sowie die Bernsteingewinnung 
zählten zu den endogenen Vorteilen der Region im System sowjetischer Arbeitsteilung. 
Damals entstanden die typischen Problemlösungsmuster im Verhältnis Zentrum-Regionen. 
Die Initiativen der Organe der Gebietsverwaltung bestanden darin, durch die „rechtzeitigen 
Fragestellungen und Anträge an die Zentralorgane“577 um Hilfe zu bitten, Vorschläge zu 
                                                 
573 Die Verfassung der Russischen Föderation, a.a.O., 1994, S. 382 
574 Vgl. Karabeshkin, L., Welmann, C., The Russian Domestic Debate on Kaliningrad, Integrity, Identity and 
Economy, Kieler Schriften zur Friedenswissenschaft, Schleswig-Holsteinisches Institut für Friedenswissenschaft 
– SCHIFF, Bd. 11, Lit Verlag Münster 2004, S. 17 
575 Iwtschenko, W., Programno-strategitscheskoje raswitije primorskogo regiona Rossii, Teorija, 
metodologija, praktika, Isdatelstwo Kaliningradskogo gosudarstwennogo uniwersiteta, Kaliningrad 2003, S. 103 
576 Vgl. Iwtschenko, W., a.a.O., 2003, S. 102-103 
577 Vgl. Farutin, I., die Einleitung, in: Komitet po delam archiwow Administrazii Kaliningradskoj oblasti, 
Gosudarstwennyj archiw Kaliningradskoj oblasti, Ewropejskij Fond Dialog, Samaja Sapadnaja, Kaliningradskaja 
oblast w dokumentach i materialach sa 1962-1985 gg., Wypusk 3, Bd. 1 - Ekonomika, Jantarnyj skaz, 
Kaliningrad 2001, S. 9 
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unterbreiten und auf die Entscheidungen des Zentrums bezüglich der Maßnahmen zu 
warten.578 Die Bedeutung der Region als Grenzposten für die Sowjetunion wurde zum 
Lösungsschlüssel für manche Alltagsprobleme, wie z.B. der Aufbau der im Krieg zerstörten 
Ringautobahn um Kaliningrad, die neben der wirtschaftlichen Nutzung im Falle von 
Evakuierungsmaßnahmen aus dem westlichsten Teil des Gebietes in den Osten die Staus an 
den Stadtausfahrtsstellen verhindern sollte.579 Damals wie heute bestand das Problem der 
Energieversorgung für das Gebiet. Auf Vorschlag lokaler Führungskräfte im Jahre 1964 sollte 
durch den Bau einer Gas-Pipeline von Kaunas nach Kaliningrad im Zusammenhang mit der 
durchgeführten Gasversorgung der baltischen Republiken und Weißrusslands das Problem bis 
1967 gelöst werden.580 Erst im Jahre 1977 wurde das Bauprojekt einer 364 km langen Gas-
Pipeline-Ableitung von Vilnius nach Kaliningrad mit der voraussichtlichen Inbetriebnahme 
im Jahre 1979 in den Fünfjahresplan aufgenommen.581 Die Etappen wirtschaftlicher 
Entwicklung im Land betrafen auch das Kaliningrader Gebiet. Trotz vieler Erfolge in den 
Nachkriegsjahren beim Neuaufbau und der Wiederherstellung der Industrie reichten schöne 
Formulierungen und Versprechungen mit der Zeit nicht mehr aus, um die beschränkten 
materiellen und personellen Ressourcen für die extensiven Methoden der 
Wirtschaftsorganisation ausgleichend zu nutzen. Nach einer Stagnationsperiode Ende der 80er 
                                                 
578 S. Konowalow., N., Predloshenija obkoma KPSS Gosplanu RSFSR po raswitiju promyschlennosti i 
stroitelstwa w Kaliningradskoj oblasti na 1966-1970 gg., ZHIDNIKO, F. 1, op.43, d. 46, l. 24, 25, vom 
17.04.1965, in Russisch, s. auch Korobejnikow, W., Sprawka otdela legkoj i pischtschewoj promyschlennosti 
obkoma partii sekretariatu obkoma KPSS o raswitii predprijatij legkoj promyschlennosti oblasti w 1966-1970, 
ZHIDNIKO, F. 1, op. 54, l. 38-41, vom 05.10.1970, in Russisch, in: Komitet po delam archiwow Administrazii 
Kaliningradskoj oblasti, a.a.O., Bd. 1, 2001, Dok. Nr. 6, S. 38-40, Dok. Nr. 21, S. 81-84 
579 Vgl. Witkowskij, W., Otnoschenije oblispolkoma Gosplanu SSSR o neobchodimosti stroitelstwa  
kolzewoj awtomobilnoj dorogi Kaliningrada, GAKO, F. 297, op. 8, d. 2030, l. 10-11, vom 10.10.1966, in 
Russisch, in: Komitet po delam archiwow Administrazii Kaliningradskoj oblasti, a.a.O., Bd. 1, 2001, Dok. Nr. 
94, S. 287-288 
580 Vgl. Kudikin, M., Pruschinskij, J., Otnoschenije obkoma KPSS i oblispolkoma k Gosudarstwennomu 
planowomu komitetu SSSR, Gosudarstwennomu proiswodstwennomu komitetu po gasowoj promyschlennosti 
SSSR po woprosam stroitelstwa gasoprowoda prirodnogo gasa w oblasti, GAKO. F. 297, op. 8, d. 1654, l. 53-
54, vom 12.12.1964, in Russisch, in: Komitet po delam archiwow Administrazii Kaliningradskoj oblasti, a.a.O., 
Bd. 1, 2001, Dok. Nr. 57, S. 178-179 
581 Vgl. Isaew, W., Sprawka gosudarstwennogo planowogo komiteta Sowjeta Ministrow SSSR Sowetu 
Ministrow SSSR „O stroitelstwe gasoprowoda k Kaliningradu“, Dok. Nr. 75, vom 18.03.1977, in Russisch, in: 
Komitet po delam archiwow Administrazii Kaliningradskoj oblasti, a.a.O., Bd. 1, 2001, Dok. Nr. 75, S. 230-231, 
s. auch Farutin, I., a.a.O., S. 13-14 
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Jahre bedeutete es für das Kaliningrader Gebiet - so wie für das ganze Land - die 
Umgestaltung.582
Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion haben sich die Rahmenbedingungen für das 
Kaliningrader Gebiet innerhalb der Russischen Föderation radikal verschlechtert. Das betraf 
in erster Linie die früheren Vorteile eines integrierten Wirtschaftsraums, wie z.B. den freien 
Waren-, Kapital-, Arbeits- und Dienstleistungsverkehr.583 Dem ersten Versuch, sich nach 
dem Zerfall der Sowjetunion den veränderten Bedingungen durch die im Jahre 1991 ins 
Leben gerufene Freie Wirtschaftszone „Jantar“ anzupassen,584 folgte das Föderalgesetz 
„Über die Sonderwirtschaftszone im Gebiet Kaliningrad“585 vom 22.01.1996. Seit einiger 
Zeit wird das Gesetz in neuer Fassung586 diskutiert, das „die dynamische Entwicklung dieses 
Föderationssubjektes“587 sichern soll. Laut Art. 1 des geltenden Gesetzes bezieht sich die 
Sonderwirtschaftszone auf das ganze Territorium des Kaliningrader Gebiets, „mit Ausnahme 
der Territorien von Objekten, die verteidigungsfähige und strategische Bedeutung haben - der 
Militärstützpunkte, der Truppenteile, der Objekte von Verteidigungsindustrie sowie der 
Objekte der Erdöl- und Erdgaszweige der extraktiven Industrie auf dem kontinentalen Schelf 
Russischer Föderation und in der ausschließlichen wirtschaftlichen Zone Russischer 
Föderation.“588  
Damit nicht nur den wirtschaftlichen, sondern auch den politischen Gegebenheiten der Zeit 
Rechnung getragen wurde, wurde fast gleichzeitig mit der Verabschiedung des Gesetzes am 
                                                 
582 Vgl. Farutin, I., a.a.O., 2001, S. 7 
583 Vgl. Gorodilow, A., Gomin, A., Dudarjew, M., Kulikow, A., a.a.O., 2002, S. 137f. 
584 Vgl. dazu Interview mit S. Ginzburg, Antwort auf Frage 7 im Anhang 9 6 4 
585 Rossijskaja Federazija, Federalnyj Sakon „Ob osoboj ekonomitscheskoj zone w Kaliningradskoj oblasti“ vom 
22.01.1996, in: WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/omainlaw.php3?lid=1, offizielle Internetseite der 
Verwaltung des Kaliningrader Gebiets, in Deutsch, Russische Föderation, Föderalgesetz „Über die 
Sonderwirtschaftszone im Gebiet Kaliningrad“, verabschiedet durch die Staatliche Duma am 15. November 
1995, gutgeheißen durch den Sowjet der Föderation am 5. Januar 1996, in: WebWW 
http://www.gov.kaliningrad.ru/omainlaw.php3?lid=4, vom 07.03.2005, die offizielle Internetseite der 
Verwaltung des Kaliningrader Gebiets in: WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/omainlaw.php3?lid=4, die 
offizielle Internetseite der Administration des Kaliningrader Gebiets 
586 S. Rossijskaja Federazija, Projekt, Federalnyj Sakon, „Ob osoboj ekonomitscheskoj zone w 
Kaliningradskoj oblasti,“ in: WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/law.php3, vom 07.03.2005 die offizielle 
Internetseite der Verwaltung des Kaliningrader Gebiets 
587 Ministerium für Außenbeziehungen der Russischen Föderation, Informations- und Presseabteilung, 
Kommentarij Departamenta informazii i petschati MID Rossii w swjasi s woprosom SMI otnositelno 
predloshenija ob ismenenii statusa Kaliningradskoj oblasti 298-14-02-2005, a.a.O., vom 18.02.2005 
588 Russische Föderation, Föderalgesetz „Über die Sonderwirtschaftszone im Gebiet Kaliningrad“, a.a.O., vom 
22.01.1996 
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12. Januar 1996 ein Abkommen über die Kompetenzenabgrenzung zwischen dem föderalen 
Zentrum und dem Kaliningrader Gebiet589 unterzeichnet. Vor dem Hintergrund der 
Bedeutung der geografischen Lage des Kaliningrader Gebiets für die nationalen Interessen 
Russlands, mit dem Ziel, eine stabile sozial-wirtschaftliche Entwicklung dieser Region, die 
Erweiterung der außenwirtschaftlichen Aktivitäten und die Stärkung der wirtschaftlichen 
Verbindungen zu anderen Föderationssubjekten der Russischen Föderation zu fördern, 
werden die Kompetenzen der föderalen und Gebietsebene festgelegt.590 Die 
Kompetenzverteilung (s. Anhang 9 4 5) ist durch die Zielvorgaben des Zentrums definiert. Im 
Fokus steht u.a. die Restrukturierung der Wirtschaft durch z.B. die Gründung der 
Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader Gebiet und ihre Verwaltung. Nach Art. 4 ist im 
Abkommen die Möglichkeit verankert, die weiteren Rechtsakte unter der „gemeinsamen 
Kontrolle“ (Art. 1) durch die gemeinsame Rechtsprechung nach Art. 72591 der RF–
Verfassung zu verabschieden. Der Artikel 2 des Abkommens verdeutlicht die genaue 
Konstellation und den Status der Zentrum-Gebiet-Beziehungen: „The matters of 
                                                 
589 Agreement on delimitating the matters of control and powers between the bodies of state authority of the 
Russian Federation and the bodies of state authority of the Kaliningrad Region, in: WebWW 
http://www.gov.kaliningrad.ru/omainlaw.php3?lid=2, vom 07.03.2005 
590 S. ebenda 
591 Constitution of the Russian Federation, Adopted by referendum on 12 Dec 1993, ICL Document Status: 12 
Dec 1993, in: WebWW http://www.ecln.net/, European Constitutional Law Network, “Art. 72 [Joint 
Jurisdiction] (1) The joint jurisdiction of the Russian Federation and the subjects of the Russian Federation 
includes: a) ensuring compliance of the constitutions and laws of the republics, charters, laws, and other 
regulatory legal acts of the territories, regions, federal cities, the autonomous region and autonomous areas with 
the Constitution and the federal laws; b) protection of the rights and freedoms of man and citizen, protection of 
the rights of ethnic minorities; ensuring legality, law and order, and public safety; border zone regime; c) issues 
of the possession, use and management of the land, mineral resources, water and other natural resources; d) 
delimitation of state property; e) management of natural resources, protection of the environment and ecological 
safety; specially protected natural reserves; protection of historical and cultural monuments; f) general questions 
of upbringing, education, science, culture, physical culture and sports; g) coordination of health issues, 
protection of family, motherhood, fatherhood and childhood; social protection including social security; h) 
implementing measures to combat catastrophes, natural disasters, epidemics and eliminating consequences 
thereof; i) establishment of the general guidelines for taxation and levies in the Russian Federation; j) 
administrative, administrative-procedural, labor, family, housing, land, water and forestry legislation; legislation 
on the sub-surface and environmental protection; k) cadres of judiciary and law-enforcement agencies; the bar, 
notaries; l) protection of the original environment and traditional way of life of small ethnic communities; m) 
establishment of general guidelines of the organization of the system of bodies of state power and local self-
government; n) coordination of the international and external economic relations of the subjects of the Russian 
Federation, compliance with the international treaties of the Russian Federation…” 
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establishment and operation of the Administration of the Special Economic Zone in the 
Kaliningrad Region, including the procedure for the performing by the Administration of the 
Kaliningrad Region of the specific functions of the Administration of the Special Economic 
Zone and the Kaliningrad Region, shall be governed by the President of the Russian 
Federation pursuant to the federal law.“592 Die überproportionale Gewichtung der föderalen 
Interessen wirkt sich asymmetrisch auf die Schaffung der optimalen Rahmenbedingungen in 
dem Kaliningrader Gebiet aus. 
In dem neuen Gesetz593 über die Sonderwirtschaftszone ist im Art. 3 die Schaffung eines 
„Bevollmächtigten Organs“ neben der Administration der Sonderwirtschaftszone vorgesehen. 
Seine Funktion werde darin bestehen, im Zusammenwirken mit den föderalen staatlichen 
Machtorganen für die Funktionsfähigkeit der Sonderwirtschaftszone zu sorgen sowie das 
Zusammenwirken der Administration mit den föderalen Exekutivorganen für die 
Problemlösungen hinsichtlich der Realisierung des speziellen rechtlichen Status der 
Sonderwirtschaftszone zu koordinieren.594 Der Gesetzentwurf entspricht der Logik der 
Stärkung der „Vertikalen der Macht“ und somit des Einflusses des Zentrums im Gebiet.  
Nach Art. 3 des geltenden Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone führt die Administration 
des Kaliningrader Gebiets die Funktionen der Administration der Sonderwirtschaftszone 
aus.595 So ist bei der Annahme dieses Entwurfs die Doppelherrschaft vorauszusehen,596 denn 
die wichtigen Entscheidungen bezüglich der Sonderwirtschaftszone würden nicht in der 
Region getroffen werden.  
Die Partizipation des Staates an der Sonderwirtschaftszonenverwaltung sollte sich auf die 
Administration begrenzen, Ziel wäre die Gestaltung der Rahmenbedingungen für die 
Produktionsentwicklung, die Schaffung der Arbeitsplätze und nicht der erzielte Gewinn.597 
Dabei wird der Widerspruch zwischen der wirklichen Handlungsfähigkeit des Kaliningrader 
                                                 
592 Agreement on delimitating the matters of control and powers between the bodies of state authority of the 
Russian Federation and the bodies of state authority of the Kaliningrad Region, in: WebWW 
http://www.gov.kaliningrad.ru/omainlaw.php3?lid=2, vom 07.03.2005 
593 Rossijskaja Federazija, Projekt, Federalnyj Sakon „Ob osoboj ekonomitschskoj zone w 
Kaliningradskoj oblasti“, in: WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/law.php3, a.a.O., vom 14.03.2005 
594 Rossijskaja Federazija, Projekt, Federalnyj Sakon „Ob osoboj ekonomitschskoj zone w 
Kaliningradskoj oblasti“, a.a.O., vom 14.03.2005 
595 Russische Föderation, Föderalgesetz „Über die Sonderwirtschaftszone im Gebiet Kaliningrad“, a.a.O., vom 
22.01.1996 
596 Vgl. Interview mit J. Zwerew, Antwort auf Frage 4 im Anhang 9 6 14 
597 Vgl. Kargopolow, S., Gorodilow A., Kulikow, A., Gomin, A., XXI wek: Swobodnaja Sona i osobyj status, 
Jantarnyj skaz, 2001, S. 58-59 
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Föderationssubjekts der RF und seiner Rechtsfähigkeit festgestellt, der durch den Status einer 
administrativ-territorialen Einheit unterstützt wird.598 Dem Widerspruch wird durch die 
Begrenzung der Möglichkeiten auf der regionalen Ebene entgegengewirkt, u.a. durch den im 
zunächst vorgeschlagenen Gesetzentwurf enthaltenen wirtschaftlichen Mechanismus, der aus 
Sicht der regionalen Unternehmen einer Selektion durch die zu hohe Investitionsquote von 
300 Mio. Rubel für die Teilnahme an der Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader Gebiet 
entsprach, die somit nur den Moskauer Geschäftskreisen mit großem Kapitalvolumen 
vorbehalten blieb.599
Der nationalstaatlich-politische Aspekt der Zentrum-Gebiet-Beziehungen bestimmt die 
Regionalpolitik. Der konzeptionelle Rahmen der föderalen Gesetzgebung in Bezug auf das 
Kaliningrader Gebiet ist durch zwei Generationen600 der föderalen Programme zur 
Entwicklung des Kaliningrader Gebiets vertreten. Hier betrachten wir die letztere. Das 
föderale Zielprogramm zur “Entwicklung des Kaliningrader Gebietes für den Zeitraum bis 
zum Jahre 2010“601 stellt einen Mechanismus zur Verwirklichung der Ziele des föderalen 
Zentrums hinsichtlich der Entwicklung des Kaliningrader Gebiets dar.  
Erstens wird der Status des Kaliningrader Gebiets als eines Föderationssubjektes innerhalb 
der Russischen Föderation dadurch unabdingbar bestätigt.  
Zweitens wird die Entwicklung der innerrussischen Verbindungen des Kaliningrader Gebiets 
zu anderen russischen Regionen unterstützt.  
Drittens wird die Nutzung der Vorteile der Enklave-Situation innerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums und die Transformation der Region in eine exportorientierte 
Produktionszone angestrebt.602 Das föderale Zielprogramm soll dazu beitragen, dass das 
Investitionsklima im Gebiet und die internationale Wettbewerbsfähigkeit verbessert werden. 
Die föderale Regierung unternimmt einen Strategiewechsel, indem die Maßnahmen auf die 
                                                 
598 Vgl. ebenda, S. 62 
599 Vgl. Interview mit J. Zwerew, Antwort auf Frage 4 im Anhang 9 6 14, sowie Fichte, M., Osobaja Sona w 
obchod Sakona, in: WebWW www.gazeta.ru/print/2005/03/25/oa_152545.shtml, vom 28.03.2005 
600 Das föderale Zielprogramm zur Entwicklung der Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader Gebiet für den 
Zeitraum von 1998–2005 wurde im September 1997 verabschiedet.  
601 in Russisch, Federalnaja Zelevaja programma „Raswitije Kaliningradskoj oblasti na period do 2010 goda“ 
vom 07.12.2001, in: WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/ofederal.php3, die offizielle Internetseite der 
Gebietsverwaltung des Kaliningrader Gebiets, vom 01.03.2005 
Auf der aktualisierten Internetseite der Gebietsverwaltung des Kaliningrader Gebiets: 
http://gov.kaliningrad.ru/index.php?sgrp=stat&idn=federalprg, vom 06.12.2005 
602 Vgl. Consortium for Economic Policy Research and Advice (CEPRA), Authors: Zhdanov, V., Kouznetsova, 
O., Mau, V., Plyukhin, V., Prikhodko, S., Wojciechowski, M.J., Hecht, A., Problems Related to Development of 
the Kaliningrad Region As an Exclave Territory of the Russian Federation, Moscow 2002, S. 109 
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Entwicklung des Exportpotenzials des Gebietes gerichtet werden und somit auf die 
unzureichenden Ergebnisse des Föderalgesetzes „Über die Sonderwirtschaftszone im 
Kaliningrader Gebiet“ reagiert wird.603 Zu den erwarteten Ergebnissen des Programms 
gehören die Sicherung eines stabilen sozial-wirtschaftlichen Wachstums sowie die 
Verringerung der Kluft zwischen dem Gebiet und den angrenzenden Ländern.604
Im föderalen Zielprogramm zur “Entwicklung des Kaliningrader Gebietes für den Zeitraum 
bis zum Jahre 2010“ ist das Prinzip der Auswahlkonzentration der Mittel nach den 
Prioritätsrichtungen hinsichtlich der Kompensierung der Distanz zwischen der Region und 
dem russischen Kernland und der Umgestaltung des Kaliningrader Gebiets in eine 
Exportproduktionszone vorgesehen605 (s. Anhang 9 4 7).  
Zu den Prioritätsrichtungen gehört: 
- die Entwicklung des Transportkomplexes als eines der Hauptbestandteile der 
Verbesserung des Investitionsklimas im Kaliningrader Gebiet 
- die Sicherung der stabilen Funktionsfähigkeit des Energiekomplexes der Region 
- die Modernisierung der Telekommunikationssysteme 
- die Schaffung der Bedingungen für die Entwicklung des Touristenkomplexes  
- die Lösung der ökologischen Probleme 
- die Entwicklung der sozialen Sphäre 
- die Förderung des wissenschaftlichen, technischen und innovativen Bereichs 
- die Verbesserung des Investitionsklimas und der Unternehmensbedingungen 
- die Sicherung einer effizienten Tätigkeit der Produktionsbetriebe als eines Hauptelements 
des Wirtschaftssystems des Gebiets.606 
Die Entwicklung der Transportinfrastruktur wird aus zwei Gründen als oberste Priorität 
behandelt: erstens wird die störungsfreie Verbindung zum russischen Kernland auf allen 
möglichen Transportwegen angestrebt, zweitens wäre die Teilnahme an dem Ausbau der 
transeuropäischen Netze und somit der Anschluss an die Infrastruktur nach den von der EU 
                                                 
603 Vgl. Zöllter, B.U., Der Ausbau der logistischen Infrastruktur des Gebietes Kaliningrad, Möglichkeiten für 
eine internationale Kooperation, in: Osteuropa, Zeitschrift für Gegenwartsfragen des Ostens, 53. Jg., Heft 2-3, 
Februar/März 2003, S. 305, zitiert im Wortlaut der Veröffentlichung: Veronurm, I. über: Die Zukunft 
Kaliningrads: Konfliktschichten und Kooperationsfelder, in: „Osteuropa“, H. 2/3, 53. Jg., 03, in: Böttcher, W. 
(Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 191 
604 Kouznetsova, O.W., Gegenwart und Zukunft der wirtschaftlichen Entwicklung des Gebietes Kaliningrad, in: 
Böttcher, W. (Hrsg.), a.a.O., 2003, S. 68ff. 
605 Vgl. Federalnaja Zelewaja programma „Raswitije Kaliningradskoj oblasti na period do 2010 goda“, a.a.O., 
vom 07.12.2001 
606 Vgl. ebenda 
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anerkannten Standards gesichert.607 Manchmal wird nämlich die besondere geografische Lage 
der Ostsee für die Region nicht nur zur wichtigen Komponente der Entwicklung der 
Infrastruktur, sondern auch zum Problem. Um beispielsweise dem zivilen Fährverkehr zur 
Normalität zu verhelfen und den Bau eines Fährhafens in Baltijsk für die geplanten 4,5 Mlrd. 
Rubel durchzusetzen, ist der Eingriff der Zentralregierung notwendig, da das 
Verteidigungsministerium zur Abgabe der Land- und Wasserflächen nicht bereit ist und 
dadurch mit dem zivilen Verkehrsministerium keine Einigung in der Frage findet.608
Aus dieser Sicht stellen einige Punkte des Programms klassische Ziele der russischen 
Sicherheitspolitik dar, die darin bestehen, den Zugang zu den Kaliningrader Häfen mit deren 
wichtigen militärischen Funktion zu sichern und die wirtschaftliche Kontrolle im Falle des 
verstärkten westlichen Einflusses nicht zu verlieren. Unter den Maßnahmen sind z.B. die 
Errichtung eines neuen leistungsfähigen Energiekraftwerks, um den Transit über das 
litauische oder weißrussische Territorium zu vermeiden, und die Finanzierung der 
Zugangsstraßen zum Hafen für den Personenverkehr in Baltijsk.609 Die Mechanismen für die 
Problemlösungen mit besseren Chancen werden manchmal nicht in der Zweckmäßigkeit der 
vom Zentrum selbst vorgegebenen Entwicklungsziele gesehen, sondern in den pauschalen 
Interessen, deren Einfluss aus sowjetischer Zeit stammt, als das Gebiet militärisch dominiert 
wurde. Das Ziel ist aber, dadurch eine lebensnotwendige Voraussetzung für die Investitionen 
im Gebiet zu schaffen.  
Es ist vorgesehen, mit Hilfe der Fördermittel die Modernisierungs- und Ausbauprojekte des 
Eisenbahn- und Straßenverkehrs sowie der Hafen- und Flugtransportanlagen zu finanzieren. 
Die Anbindung an die Transeuropäischen Netze – die grenzüberschreitenden Infrastrukturen 
für Transport, Energie, Telekommunikation und Umwelt – ist für Kaliningrad existenziell 
wichtig.610
Ein besonderes Augenmerk gilt auch dem Energiesektor sowie dem sozialen Bereich der 
Region. Die Gründe dafür sind offensichtlich. Das Gebiet deckt momentan 98% seines 
                                                 
607 Alekseew, A., Kaliningrad kak strategitscheski washnaja territorija dolshen stat` is „bolschoj problemy“ 
bolschim schansom, Das Interview mit dem Gouverneur W. Jegorow, in: WebWW 
http://www.rg.ru/2005/03/10/egorov.html, online-Version der Zeitung „Rossijskaja gaseta“, vom 10.03.2005 
608 Vgl. „Königsberger Express“, Nachrichten aus Kaliningrad, Jg. 12, Nr. 9, September 2004, 
Rautenberg multipress-Verlag KG, Troisdorf, S. 2 
609 Vgl. Smorodinskaja, N., Sblishenije s Ewropoj: Nado natschat s mentaliteta, in: Zeitung „Wedomosti“, in: 
WebWW http://www.vedomosti.ru/stories/2003/11/05-47-04.html, vom 05.11.2003 
610 Vgl. Zöllter, B.U., a.a.O., Februar/März 2003, S. 317-318, zitiert im Wortlaut der Veröffentlichung: 
Veronurm, I. über: Die Zukunft Kaliningrads: Konfliktschichten und Kooperationsfelder, in: „Osteuropa“, H. 
2/3, 53. Jg., 03, in: Böttcher, W. (Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 191 
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Energiebedarfs aus dem russischen Energieverbundsystem über die Stromnetze 
Weißrusslands und der baltischen Länder ab. Die höchsten Tarife des nordwestlichsten 
Russlands im Kaliningrader Gebiet sind durch die Stromlieferungen aus dem Kernland 
bedingt.611 Im Februar 2004 entstand die erste damit verbundene kritische Situation: durch 
den Stopp der Gaslieferungen nach Weißrussland blieb das Kaliningrader Gebiet ohne Gas. 
Als vorübergehende Lösung wurde eine Pipeline zwischen Litauen und Lettland aktiviert, die 
über 14 Jahre nicht mehr im Betrieb gewesen war.612 Zur Beseitigung dieser Störungen ist der 
Bau eines neuen Energiekraftwerks und der zweiten Gaspipeline zusätzlich zur 
funktionierenden vorgesehen.613
Zu den perspektivisch interessantesten Maßnahmen zählt man die Gründung und Entwicklung 
eines innovativ-technologischen Zentrums (Technoparks).614 „Wir betrachten praktische und 
konkrete Dinge, z.B. die Frage der Gründung eines Technologie-Platzes im Kaliningrader 
Gebiet, auf dem die europäischen Länder ihre Produktion, europäische Waren, eigene 
Technologien für alle Subjekte Russlands demonstrieren könnten, damit man sie z.B. in den 
Chanty-Mansijskij-Kreis oder in den Fernen Osten nicht zu fahren braucht. Auf die gleiche 
Weise könnten die russischen Geschäftsleute hier dasselbe für ihre europäischen Partner tun. 
Wir betrachten Kaliningrad als einen Knotenpunkt, der die geografischen Vorteile und die 
technologischen Möglichkeiten für den Austausch auf unserem Technologie-Platz verbinden 
könnte, damit die Finanzen, Menschen, europäischen Technologien usw. zu uns angelockt 
werden. Wir können diese europäische Erfahrung auf die Russische Föderation übertragen 
und die russische nach Europa transferieren...“615
Es ist vorgesehen, das Programm nur zu 8,41% aus dem föderalen Budget zu finanzieren (s. 
Anhang 9 4 6). Nach den nichterfüllten Hoffnungen auf den ausreichenden 
Investitionszufluss, die ein Ziel in der früheren Programm-Variante für die Periode 1998-2005 
dargestellt haben, ist der eingeplante 44,92-prozentige Anteil der „anderen Quellen“ für die 
Finanzierung der Projekte erstaunlich. Das Prinzip der Auswahlkonzentration der Mittel nach 
den Prioritätsrichtungen wird auch durch den Prozentanteil für ihre Finanzierung am 
gesamten Programmfinanzvolumen bestätigt (s. Anhang 9 4 7).  
                                                 
611 Kouznetsova, O.W., a.a.O., 2004, S. 69ff. 
612 Nachrichtenagentur „Regnum“, in: WebWW http://www.regnum.ru/allnews/220631.html,  
vom 19.02.2004 
613 S. Interviw mit P. Mamontow, Antwort auf Frage 4 im Anhang 9 6 9 
614 Vgl. Federalnaja Zelewaja programma „Raswitije Kaliningradskoj oblasti na period do 2010 goda“,  
a.a.O., vom 07.12.2001 
615 Mamontow, P., Interview, Antwort auf Frage 5 im Anhang 9 6 9 
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Der Umfang der Ausgaben für die Aufgabenlösung auf den verschiedenen Niveaus zeigt ein 
deutliches Übergewicht für die föderale Ebene. Der strategische Rahmen sieht folgende 
Aufteilung der Prioritäten vor: 616
Projekte Finanz-
rahmen 
(Mlrd. 
Rubel)
Prozentanteil 
am gesamten 
Programm- 
finanzvolume
n (%) 
 
 
Für die Aufgabenlösung der Sicherung der 
geostrategischen Interessen Russlands 
in der Ostseeregion 
42 61,9  66,6  
die Entwicklung Kaliningrads als eines großen 
Transportknotenpunktes Russlands infolge der 
Modernisierung der Transportinfrastruktur 
14 14,7 15,8 
die Sicherung der regelmäßigen 
Energielieferungen infolge der Rekonstruierung 
und des Neubaus der neuen Energiequellen 
19 43,8 47,1 
die Verbesserung der ökologischen Situation, das 
Erreichen des normativen Niveaus des 
ökologischen Zustands 
9 3,4 3,7 
 
 
A 
die Pflege der partnerschaftlichen Kooperation mit 
den Staaten der Ostseeregion und der EU 
keine Angaben 
Für die Lösung der Aufgaben föderaler 
Bedeutung 
59 16,3 17,5 
die Transformation der ökonomischen Struktur 
der Region in Richtung der Entwicklung des 
Exportpotenzials 
32 9,2 9,8 
B 
die Vervollkommnung des 
Sonderwirtschaftszonen-Mechanismus und der 
Sonderwirtschaftszonen-Integration in den 
internationalen wirtschaftlichen Raum, die 
Schaffung eines effektiven Systems für die 
Sonderwirtschaftszonen-Verwaltung 
13 0,3 0,3 
                                                 
616 Federalnaja Zelewaja programma „Raswitije Kaliningradskoj oblasti na period do 2010 goda“, Punkt 2, 
a.a.O., vom 07.12.2001, eigene Übersetzung 
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die Entwicklung der 
Telekommunikationsinfrastruktur 
4 4,4 4,8 
die Entwicklung des Touristen-
Rehabilitierungskomplexes 
10 2,4 2,6 
die Schaffung der Rahmenbedingungen für die 
nachhaltige sozial-wirtschaftliche Entwicklung; 
die Steigerung des Bruttoregionalprodukts um 3,5 
Mal bis zum Jahre 2010 
keine Angaben 
die Lebensstandardsteigerung und die 
Angleichung der Einkommensverhältnisse der 
Bevölkerung auf das Niveau der Nachbarstaaten 
keine Angaben 
Für die Lösung der Aufgaben regionaler 
Bedeutung, die die staatliche Unterstützung 
erfordern 
48 14,8 15,9 
die komplexe Entwicklung der Landwirtschaft; 
die Sicherung der Bedürfnisse der Bevölkerung an 
Lebensmitteln infolge der technischen Umrüstung 
und der Einführung moderner Technologien 
4 3,3 3,5 
die Entwicklung des Fischerei-Komplexes 3 0,4 0,5 
C 
die Entwicklung des sozialen Bereichs 41 11,1 11,9 
 
Obwohl die föderale Regionalpolitik einen Kompromiss zwischen den regionalen und 
föderalen Interessen darstellen sollte, finden sich in den vom Zentrum getroffenen und von 
der Gebietsverwaltung mitgetragenen Entscheidungen erhebliche Dissonanzen bzw. eine 
Durchsetzungstendenz der zentralistischen Interessen. (s. auch Interview mit Dr. J. Zwerew 
im Anhang 9 6 14). 
Um nicht nur „ein Verzeichnis der Investitionsprojekte“617 zu realisieren, ist es wichtig, dem 
Anspruch der regionalen Verwaltung im Anhang 4 des Programms nachzukommen und die 
legislativen Grundlagen in folgenden Richtungen zu modernisieren: 
- die Verringerung der Hindernisse für den Zugang zum Markt 
- die Einführung eines neuen Registrierungssystems der juristischen Personen und das 
Monitoring der Unternehmertätigkeit 
                                                 
617 Die Bezeichnung von Ginzburg, S., Interview, Antwort auf Frage 6 im Anhang 9 6 4 
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- die Beseitigung technischer Barrieren im Produktions-, und Handelsprozess, die 
Verstärkung der Effizienz des funktionierenden Zertifizierungssystems 
- die Beseitigung der überflüssigen und nichteffektiven administrativen Regulierung der 
Unternehmenstätigkeit 
- die Senkung der Verluste der Investoren bei der Abstimmung und Realisierung der 
Investitionsprojekte618 
Die Hauptbedeutung regionaler wirtschaftlicher Entwicklungsprogramme ist durch die 
Möglichkeit des Zentrums bedingt, auf diese Weise die unmittelbare staatliche Regulierung in 
der sozial-wirtschaftlichen Entwicklung der Regionen durchzuführen.619 Die Mängel eines 
jeden Programms lassen sich erst im Laufe der Zeit der Verwirklichung feststellen. In der 
Literatur werden die Klassifizierungen620 der Mängel regionaler wirtschaftlicher Programme 
mit dem logischen Hinweis angeboten, dass von der Verbesserung der Programmierung für 
die Entwicklung der Regionen auch die Effektivität staatlicher Regulierung für die mittel- und 
langfristige sozial-ökonomische Entwicklung der Regionen des Landes abhängen wird.621 
Dabei wäre der Weg von einer militärischen Exklave und ökonomischen 
Sonderwirtschaftszone zu einer erstarkten Region viel produktiver gewesen.  
Dem regionalpolitischen Aspekt der Gebiet-Zentrum-Beziehungen kommt aus unserer Sicht 
eine zentrale Bedeutung zu. Die Gesetzgebung auf dem regionalen Niveau verdient die 
Aufmerksamkeit insbesondere aufgrund der neueren Entwicklungen und Änderungen im 
staatlichen Machtgefüge. Im Jahre 2003 wurde „die regionale Strategie für die sozial-
wirtschaftliche Entwicklung des Gebiets Kaliningrad als einer Kooperationsregion bis 
                                                 
618 Vgl. Federalnaja Zelewaja programma „Raswitije Kaliningradskoj oblasti na period do 2010 goda“, 
a.a.O.,vom 07.12.2001 
619 Vgl. Iwtschenko, W., a.a.O., 2003, S. 43-44 
620 Vgl. dazu Iwtschenko, W., a.a.O., 2003, Tab. 4, S. 57. Zu den Hauptnachteilen regionaler 
Entwicklungsprogramme in den Jahren 1993-2001 zählen demnach: die vorhergehende schwache wirtschaftliche 
Analyse und Vorhersage der Prioritäten einer Entwicklungsstrategie der Region sowohl mittel- als auch 
langfristig (in 40% der Fälle), die Ausarbeitung der allgemeinen, auf ein Ziel ausgerichteten Zielsetzungen, 
anstatt mehrerer Zielsetzungen, die den großen wirtschaftlichen Systemen eigen sind (in 60-70% der Fälle), die 
fehlende Abstimmung der Ziele, Programmrichtungen und der Maßnahmen aufeinander (in bis zu 40% der 
Fälle), die schwache Ausarbeitung und Reglementierung der Verwaltungssysteme für die Verwirklichung (in bis 
zu 75% der Fälle), die unzureichende Verwendung der wissenschaftlich-innovativen Maßnahmen, die auf die 
Verwirklichung des Programms im Allgemeinen und die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit regionaler 
Produktion beitragen (in bis zu 50% der Fälle), die schwache Verwendung progressiver Methoden, des 
Systemansatzes, usw. beim Ausarbeiten der Programme (in bis zu 80% der Fälle). 
621 Vgl. Iwtschenko, W., a.a.O., 2003, S. 60 
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2010“622 als verallgemeinerndes Ergebnis der Vorschläge von den regionalen staatlichen, 
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Eliten sowie den russischen und ausländischen 
Experten verabschiedet. Aufgrund des angewendeten „Mechanismus des sozialen 
Vertrags“623 zwischen den staatlichen Machtorganen, den Geschäftskreisen und der 
Gesellschaft wird die soziale Konsolidierung für das Erreichen des strategischen Ziels, der 
Steigerung des Bevölkerungslebensstandards, angestrebt, die sich insbesondere in folgenden 
Bedingungen äußert: 
- in Bezug auf die Bürger des Kaliningrader Gebiets und die Gesellschaft übernimmt die 
Staatsmacht die Verantwortung für die Lebensstandardsteigerung und die Sicherung der 
sozialen Garantien, erfährt eine öffentliche Unterstützung und wird dadurch legitimiert  
- in Bezug auf das Geschäft sichert die Staatsmacht seine garantierten Rechte, während die 
Geschäftskreise die Unterstützung und die strikte Einhaltung der staatlich festgelegten 
Normen und Regeln entgegenbringen 
- die Balance zwischen dem gesellschaftlichen und dem geschäftlichen Sektor wird nach 
dem folgenden Prinzip geschaffen: das verantwortungsvolle Verhalten der 
Geschäftskreise gilt als Gegenleistung für die gesellschaftliche Unterstützung ihrer 
Interessen, Ziele und Handlungen.624 
Das Kaliningrader Gebiet ist demnach eine „…region of co-operation as a mission in 
facilitating integration of Russia and EU, incorporating regional, interregional, national, and 
international interests in solving strategic tasks of the economic, social, and territorial 
development.”625 Anhand der Analyse der negativen und positiven Voraussetzungen der 
Regionsentwicklung (s. Anhang 9 4 8) werden im Teil 2 der Strategie die Bedingungen einer 
nachhaltigen Entwicklung der Region erörtert. Zwei Zielausrichtungen werden unter diesen 
Bedingungen entscheidend: das Erreichen der dynamischen positiven und stabilen 
Entwicklung der ökonomischen, sozialen, demografischen und ökologischen Prozesse sowie 
                                                 
622 Strategija sozialno-ekonomitscheskogo raswitija Kaliningradskoj oblasti kak regiona 
sotrudnitschestwa na period do 2010 goda”, (“Strategy Of The Social And Economic Development Of The 
Kaliningrad Region As A Co-Operation Region For The Period To The Year 2010“), Kaliningrad 2003, in: 
WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/strateg.php3, die offizielle Internetseite der Gebietsverwaltung des 
Kaliningrader Gebiets  
Auf der aktualisierten Internetseite der Gebietsverwaltung des Kaliningrader Gebiets: 
http://gov.kaliningrad.ru/index.php?sgrp=glupecrazvtorg&idn=index, vom 06.12.2005 
623 ebenda, S. 41 
624 ebenda, S. 41f. 
625 S. in English “Strategy Of The Social And Economic Development Of The Kaliningrad Region As A Co-
Operation Region For The Period To The Year 2010“, a.a.O., Kaliningrad 2003 
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das Erreichen der Sicherung der Balance dieser Komponente.626 Die Summe der negativen 
Faktoren wirkt sich momentan stärker als der entgegengesetzte Einfluss der wesentlichen 
positiven Voraussetzungen der Regionalentwicklung aus.627
Auf der regionalen Ebene wurden außerdem die Gesetze verabschiedet, die auf die 
Verbesserung der Verwaltungsinfrastruktur und der Handlungsfähigkeit der Region gerichtet 
sind. Nach dem Gesetz des Kaliningrader Gebiets „Über die jährliche Botschaft des 
Gouverneurs des Kaliningrader Gebiets“628 ist einer der Kontrollmechanismen für die 
Tätigkeit des Gouverneurs des Gebiets eingebaut, der in einem Bericht das Zielsystem für die 
sozial-ökonomische Entwicklung des Kaliningrader Gebiets für die Perspektive von 3-5 
Jahren und die Aufgaben für das laufende Jahr vor der Kaliningrader Gebietsduma erläutert 
(Art. 1).629 Im Laufe eines Monats beauftragt die Gebietsduma ein ständiges Komitee mit der 
Ausarbeitung des entsprechenden Gesetzentwurfes, das ein Zielsystem der Entwicklung des 
Kaliningrader Gebiets für die Perspektive des laufenden Jahres aufgrund des 
Gouverneurvorschlags enthält (Art. 3).630 Außerdem ergeben sich die 
Änderungsmöglichkeiten in der „Strategie für die nachhaltige Entwicklung des Gebiets für 
die langfristige Periode“ aufgrund der Angaben der Gouverneursbotschaft (Art. 6).631 Ein 
weiteres Kontrollinstrument zur Bekämpfung des möglichen Machtmissbrauchs bietet das 
Gesetz des Kaliningrader Gebiets „Über die Ordnung für die Gewährung des 
Informationszugangs von den Staatsorganen des Kaliningrader Gebiets“632, in dem die 
Offenheit als das grundlegende Prinzip des Informationszugangs festgelegt ist, und jede 
Einschränkung nur als Ausnahme bezeichnet wird, die begründet sein muss (Art. 3).633 Zu 
den Ausführungsmechanismen des Gesetzprinzips zählt nicht nur die Veröffentlichung der 
Rechtsakte (Art. 7), der offiziellen Tätigkeitsberichte der staatlichen Organe (Art. 9) und der 
öffentliche Zugang zu den Sitzungen der staatlichen Organe (Kap. IV, Art. 16-20), sondern 
                                                 
626 Strategija sozialno-ekonomitscheskogo raswitija Kaliningradskoj oblasti kak regiona 
sotrudnitschestwa na period do 2010 goda”, a.a.O., S. 15f. 
627 S. ebenda, S. 15 
628 Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „O eshegodnom poslanii glawy (gubernatora) 
Kaliningradskoj oblasti“, vom 23.04.2002, in: Ginzburg, S., a.a.O., 2004, S. 3-5 
629 Vgl. ebenda, S. 3 
630 Vgl. Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „O eshegodnom poslanii...“,  
vom 23.04.2002, in: Ginzburg, S., a.a.O., 2004, S. 4 
631 Vgl. ebenda, S. 4-5 
632 Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „O porjadke predostawlenija informazii 
organami gosudarstwennoj wlasti Kaliningradskoj oblasti“, vom 27.06.2002, in: Ginzburg, S., a.a.O., 2004, S. 
15-33 
633 Vgl. ebenda, S. 16 
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auch die Förderung der Verbreitung der offiziellen Informationen durch die nicht-staatlichen 
Massenmedien (Art. 11) und die vorgesehenen Maßnahmen für die Verletzung der 
Verantwortlichkeiten bei der Informationsgewährung (Art. 35).634 Die Möglichkeit für den 
Informationsausgleich als Kontrollmechanismus in der Gesellschaft öffnet sich auch durch 
das Gesetz des Kaliningrader Gebiets „Über die Abgeordnetenuntersuchungsverfahren im 
Kaliningrader Gebiet.“635 Dieses Gesetz hat die Kontrolle über die Ausführung der Gesetze 
des Kaliningrader Gebiets, die Stärkung der demokratischen Ordnung und der Tätigkeit der 
Staatsmacht und der lokalen Selbstverwaltung (Art. 1), sowie die Aufklärung der Ursachen 
für Havarien und Katastrophen mit menschlichen Opfern und wesentlichen materiellen 
Schaden und für öffentlich wichtige Konflikte (Art. 4) zum Ziel.636 Durch das Gesetz des 
Kaliningrader Gebiets „Über die öffentlichen Diskussionen der Gesetzesprojekte für das 
Kaliningrader Gebiet und der Fragen, die eine Gesetzgebungslösung verlangen“637 wird auch 
das Recht jedes Einzelnen auf Partizipation an der Regulierung der staatlichen 
Angelegenheiten entsprechend der Russischen Verfassung garantiert (Abs. 1)638. Von 
entscheidender Bedeutung für die Entwicklung der zivilen Gesellschaft als einer stabilen 
Größe im Demokratisierungsprozess der Region ist der in diesem Gesetz verankerte 
Mechanismus von Diskussionsinitiativen durch eine Gruppe von mehr als 1.000 Bürgern, die 
im Kaliningrader Gebiet ihren ständigen Wohnsitz haben (Art. 9, Abs. 2, Art. 10).639 Man 
kann aufgrund der betrachteten Gesetze zu einer positiven Einschätzung der institutionellen 
Entwicklung auf dem regionalen Niveau, vor allem im Bereich der Förderung der 
institutionellen Transparenz und der Bürgernähe in den Entscheidungsverfahren, kommen. 
Das im sowjetischen System fehlende Feedback, oder, um auf den systemtheoretischen 
Sprachgebrauch zurückzugreifen, „der Rückkopplungsprozess“ eines demokratischen 
Systems entwickelt sich, wenn auch langsam, weiter. 
 
                                                 
634 Vgl. ebenda, S.18-20, 24-25, 33 
635 Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „O deputatskich rassledowanijach w  
Kaliningradskoj oblasti“ („Über die Kontrollausschussverfahren im Kaliningrader Gebiet“), vom 23.05.2002, in: 
Ginzburg, S., a.a.O., 2004, S. 6-14 
636 Vgl. ebenda, S. 6-7 
637 Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „Ob obschtschestwennom obsushdenii  
projektow Sakonow Kaliningradskoj oblasti i woprosow, trebujuschtschich Sakonodatelnogo reschenija“, vom 
29.04.2004, in: Ginzburg, S., a.a.O., 2004, S. 35-49. 
638 Vgl. ebenda, S. 35 
639 Vgl. ebenda, S. 39-41 
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6 2 1 Zwischenfazit  
In Bezug auf die innerrussische Position der Region hat sich eine gewisse Asymmetrie in den 
Zentrum-Gebiet-Beziehungen bestätigt. Die föderalen Interessen haben einen 
überproportional großen Einfluss auf alle regionalen Entwicklungsbereiche.  
Sowohl in der Analyse der föderalen Gesetzgebung als auch des föderalen 
Entwicklungsprogramms für diese Region zeichnet sich diese Tendenz ab. 
Die existierenden Prognosen weisen auf die verstärkten Bemühungen der Gebietsverwaltung 
und des Föderalen Zentrums hin, die Bedingungen für die Erhaltung und die Entwicklung des 
Kaliningrader Gebiets im einheitlichen Wirtschaftsraum Russlands zu schaffen.640 Die 
ökonomische Ebene der Diskussion spiegelt verschiedene Varianten der 
Produktionsentwicklung in der Region wider. Die Entwicklungsstrategie für eine 
exportorientierte oder eine importersatzorientierte Produktion spielt dabei eine Rolle.641 
Mittelfristig erscheint die regionale Produktion als nicht konkurrenzfähig auf dem EU-
Markt.642 Die erwünschte Intensivierung der ausländischen Investitionen in die Region bleibt 
aus.643 Als reale Alternative bietet sich die Herstellung der Waren für den Absatz auf dem 
russischen Markt an.644 Wirtschaftlich könnte die Region momentan - nach 
Experteneinschätzungen - kaum mit dem anderen großen Anziehungspunkt bezüglich der 
Generierung der internationalen wirtschaftlichen und technologischen Kooperation im Nord-
Westlichen Föderalen Bezirk - St. Petersburg - bei der Verwirklichung „der Idee einer 
Pilotregion“ konkurrieren.645 Somit ist Kaliningrad einer Art wirtschaftlicher Integration in 
die EU keineswegs näher als die anderen Regionen des westlichen Russlands. 
Aus politikwissenschaftlicher Sicht ist es nicht weniger interessant, die Tendenzen für die 
Erhaltung des innenpolitischen Status quo im Verhältnis Zentrum–Gebiet in der Entwicklung 
und Modernisierung der Gesetzgebung zu beobachten. Die angespannte Situation in den 
anderen „problematischeren“ Regionen mit separatistischen Tendenzen (z. B. im Kaukasus) 
führt zu der Veränderung der Gesetzgebung auf der föderalen Ebene in Richtung einer 
größeren Zentralisierung. Dies hat nachhaltige Auswirkungen auf das Verhältnis zwischen 
dem Zentrum und den Regionen. Die Analyse der Lage der Region deutet auf eine 
Herausforderung und auf eine gute Möglichkeit für das Kaliningrader Gebiet hin, sowohl 
                                                 
640 Vgl. Iwtschenko, W., a.a.O., 2003, S. 63 
641 Vgl. ebenda, S. 83 
642 Vgl. ebenda, S. 85 
643 Vgl. ebenda, S. 83f. 
644 Vgl. ebenda, S. 86ff. 
645 Vgl. ebenda, S. 85 
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innenpolitisch neue Maßstäbe für das Verhältnis zwischen dem Zentrum und den Regionen zu 
setzen, als auch außenpolitisch neue Modelle für das Verhältnis zwischen der Europäischen 
Union und der Russischen Föderation auszuarbeiten. 
Die Analyse der Gesetzgebung der regionalen Ebene zeigte, dass die verabschiedeten Gesetze 
in erster Linie auf die Verbesserung der Verwaltungsstruktur und der Handlungsfähigkeit der 
Region sowie die Stärkung der zivilen Gesellschaft gerichtet waren. 
Der Chance einer weiteren Annäherung an die anderen Ostseeanrainer der Region und der 
größeren Selbständigkeit der Gebietsverwaltung steht eine mögliche Fortsetzung „einer 
Abschottungsstrategie unter weitgehendster Einflussnahme seitens der russischen Regierung 
in Moskau“646 gegenüber. Unterstützt wird dies durch die starke finanzielle Abhängigkeit des 
Gebiets vom Moskauer Zentrum.647 Durch die stabilisierten Bedingungen, die den 
liberalisierten Handel, die verbesserte Infrastruktur, die Stärkung der Verantwortung der 
Regionen durch mehr Entscheidungskompetenz innerhalb der Russischen Föderation 
beinhalten, könnte die Vision einer prosperierenden Region im europäischen Ostseeraum 
gelingen. Für das föderale Zentrum bedeutet es, den lokalen und regionalen Ebenen „selbst 
unter Hinnahme eigenen Machtverlustes“648 eine Partizipationsmöglichkeit an der 
voranschreitenden Integration Europas zu verschaffen, um letztendlich selbst von der 
Entwicklung profitieren zu können.649  
Am Beispiel der Analyse zur Lage einer russischen Region des Kaliningrader Gebiets wurde 
die These von der größeren Effektivität der Entwicklung eines subsidiären Föderation-
Region-Verhältnisses untersucht (s. Kap. 5 3). Obwohl die momentanen Tendenzen der 
innerrussischen Reformen auf ein entgegengesetztes Modell hindeuten, das sich durch die 
Stärkung der kontrollierenden Funktion der Moskauer Zentrale auszeichnet, erscheint die 
langfristige Perspektive von der Entwicklung des kooperativen Ansatzes nicht nur nach 
außen, sondern in erster Linie innerhalb der Föderation abzuhängen. Die Tradition und das 
Bedürfnis, die nationalstaatlichen Interessen zu wahren, ist nachvollziehbar. Viel 
komplizierter erscheint die Tradition, sich durch das selbst erschaffene Image zu täuschen und 
die klaren Zielsetzungen zu verlieren. Je nach der außenpolitischen Konjunktur werden die 
innenpolitischen Belange mitentschieden. Das ist auf den ersten Blick richtig und 
lebensnotwendig. Trotzdem entspricht die einer solchen Logik folgende Entwicklung nicht 
                                                 
646 Knappe, E., Schulze, M., unter Mitarbeit Dr. Piterski, D., a.a.O., 2003, S. 65 
647 Vgl. ebenda 
648 Böttcher, W., Krawczynski, J., a. a. O., 2000, S. 50 
649 Vgl. Veronurm, I., Die Ost-Dimension des Regionalismus in Europa am Beispiel des Kaliningrader Gebietes, 
in: Forschungsstelle Osteuropa Bremen, Arbeitspapiere und Materialien Nr. 45, a.a.O., April 2003, S. 80 
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unbedingt einem zunehmenden Integrationsprozess sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
Landes. Die innenpolitischen Reformen Russlands bleiben eine Angelegenheit, die mit dem 
Aufbau der ausgewogenen föderalen Struktur aufgrund des subsidiären Prinzips zu lösen 
wäre. 
 
6 3 Kaliningrad und seine Nachbarn 
Ohne die unmittelbare EU-Umgebung des Kaliningrader Gebiets zu betrachten, kann kein 
objektives Bild von dieser Region gelingen.  
Die gemeinsame Geschichte des Landes Ostpreußen ist heute nicht die einzige, allerdings 
eine sehr wichtige nachbarschaftliche Verbindung, die auf diesem Territorium 
Anknüpfungspunkte bietet.650 Seit der am 11. März 1990 proklamierten und am 29. Juli 1991 
in Kraft getretenen Unabhängigkeit der Litauischen Republik ist das Kaliningrader Gebiet 
nicht mehr direkt mit dem übrigen Russland verbunden.651 Polen und Russland grenzen nur 
durch dieses Gebiet aneinander. Seit dem 1. Mai 2004 ist die EU der unmittelbare Nachbar 
dieser russischen Region. Das ist die „ein wenig andere EU“, nämlich die Länder, die nach 
ihrer mannigfaltigen europäischen Geschichte652 auch sehr viele Anpassungsprozesse653 
durchlaufen und noch nicht an dem erwünschten Ziel angelangt sind. 
In der Geschichte der beiden unabhängigen Staaten fand der Anschluss aus einem 
wirtschaftlich-politischen Integrationsblock - mit dem Schwerpunkt in Moskau - an den 
westeuropäischen Integrationsprozess - mit der an Einfluss wachsenden Zentrale in Brüssel - 
statt. Auch wenn die Voraussetzungen des freiwilligen Beitritts im zweiten Fall mehr als 
erfüllt sind, bleibt die Frage für Polen und Litauen - auch als EU-Mitglieder - nach dem 
Umgang mit den direkten Nachbarn eine der brisantesten.  
These: Das Dilemma der EU-Nachbarstaaten – Polen und Litauen – in Bezug auf das 
Kaliningrader Gebiet besteht darin, eine Balance zwischen den historisch bedingten 
Befürchtungen vor der Entstehung neuer Peripherien an den neuen Grenzen und dem 
ökonomischen Interesse für Vorteile der Kooperation mit dem Export-Partner – dem 
Kaliningrader Gebiet – zu finden. 
                                                 
650 S. Interview mit Y. Kostjaschow im Anhang 9 6 6 
651 Vgl. Stein, S., Aufstieg, Fall und Neuanfang, zehn Jahre Sonderwirtschaftszone Kaliningrad,  
in: Osteuropa, Zeitschrift für Gegenwartsfragen des Ostens, 53. Jg., Heft 2-3, Februar/März 2003, S. 353 
652 S. z.B. Zernack, K., Polen und Rußland: zwei Wege in der europäischen Geschichte, Propyläen Geschichte 
Europas, Ergänzungsband, Propyläen Berlin 1994 
653 S. z.B. Krzeminski, A., Polen auf dem Weg in die Europäische Union – nicht nur eine Innenansicht, in: 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hrsg.), H. 11/12, a.a.O., 2001 
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Eine wünschenswerte Entwicklung würde darin bestehen, dass Polen und Litauen die 
Vorreiterrolle für die Entwicklung der EU–Russland-Beziehungen in der EU übernehmen.  
Die These wurde als Interviewfrage formuliert. Dazu liegen viele unterschiedliche 
Ausführungen aus verschiedenen Perspektiven vor.  
Zunächst handelt es sich um den historischen Aspekt der Beziehungen zwischen dem 
Kaliningrader Gebiet und seinen EU-Nachbarn. Die Geschichte dieser Region stellt ein 
Potenzial dar, das seine vorteilhaften oder auch negativen Auswirkungen für die zukünftige 
Entwicklung des Kaliningrader Gebietes haben kann. Meine Gesprächspartner betonten 
eindeutig die Bedeutung der Erhaltung all der positiven kulturellen, wirtschaftlichen 
Verbindungen, die über die Epochen hinweg auf diesem Territorium entstanden sind.654 Die 
gemeinsame Erforschung der Geschichte der Region und die Pflege der Kontakte zwischen 
den Nachbarn auf allen Ebenen wird begrüßt. Dies bezweckt allerdings eher die bessere 
Akzeptanz und Verarbeitung der einmaligen Geschichte dieser Region. Die Diskussion über 
eine Wiederbelebung der einst existierenden Zustände wird von offizieller russischer Seite 
nicht geführt und den Journalisten sowie den Historikern überlassen.655 Man kann nicht 
behaupten, dass diese Möglichkeit ungenutzt bleibt.  
Die scharfe Diskussion656 über den Besuch vom litauischen Präsidenten W. Adamkus in 
Moskau anlässlich der Feier des 60. Jahrestages des Siegs über den Faschismus am 9. Mai 
2005 zeigt, dass die Verarbeitung der Geschichtsereignisse immer noch zum 
gesellschaftlichen Alltag gehört.  
Die Vorschläge für diese Problemlösungen entsprechen dem breitesten Spektrum der 
Meinungen politischer Akteure. Verschiedene Politiker sowohl vor Ort als auch aus dem 
Ausland stellen ihre Konzepte dar, um der Situation aus ihrer Sicht die Entwicklungsimpulse 
zu geben. Im Jahre 2004 holt die Geschichte diese einst zusammengehörende Region nicht 
nur in Form der im Jahre 2005 bevorstehenden Feier anlässlich des 750-Jahr-Jubiläums der 
Stadt Königsberg ein. Die Geschichte kehrt in Form von z.B. einer kleinen Anfrage zur 
wirtschaftlichen Zukunft des „Königsberger Gebietes“ nach der EU-Osterweiterung an die 
                                                 
654 Vgl. z.B. Interview mit J. Kostjaschow, Professor für Geschichte an der KSU, im Anhang 9 6 6 
655 Vgl. Interview mit P. Mamontow, dem Stellvertretenden Leiter der Abteilung für Internationale 
Angelegenheiten in der Kaliningrader Gebietsverwaltung, im Anhang 9 6 9 
656 Der 9. Mai 1945 symbolisiert für Litauen den Verlust der nationalen Unabhängigkeit. Vgl. z.B. Interview mit 
V. Stankewitsch, dem Sejm-Abgeordneten, für die REGNUM-Informationsagentur, in: WebWW 
http://www.regnum.ru/news/415791.htm, vom 03.03.2005.; oder Interview mit dem Historiker W. Warejikis für 
die litauische Zeitung „Respublika“, wiedergegeben  
in: WebWW http//www.regnum.ru/news/416359.html, vom 04.03.2005 
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deutsche Regierung am 21.09.2004 zurück.657 In einem 51 Punkte-Papier erörterten die 
Abgeordneten des Deutschen Bundestags solche Fragen wie z B.: 
„... 14. Wie bewertet die Bundesregierung Überlegungen, eine litauisch-russisch-polnische 
Euroregion zu schaffen, die geografisch in etwa mit dem historischen Gebiet Ostpreußens 
übereinstimmt? 15. Wie bewertet die Bundesregierung die Überlegungen, diese Euroregion 
„Prussia“ zu nennen? 16. Welche Informationen besitzt die Bundesregierung über ein 
möglicherweise auf der Ebene der Europäischen Union bestehendes Gesamtkonzept 
„Baltikum / Königsberger Gebiet“ und inwieweit ist die Bundesregierung an einem solchen 
Konzept beteiligt? ... 18. Wie stimmt die Bundesregierung ihre „Königsberg-Politik“ mit der 
litauischen und der polnischen Regierung ab? ... 31. Wie bewertet die Bundesregierung 
Überlegungen, der 1966 mit der Schweiz geschlossene Staatsvertrag über die Gemeinde 
Büsingen (Landkreis Konstanz) könnte als Vorbild für das Königsberger Gebiet dienen?“658
Die Absicht, „die wirtschaftlichen, sozialen, sicherheitspolitischen, ökologischen und 
strukturellen Probleme der Region Königsberg/Kaliningrad in das Bewusstsein zu rücken und 
darauf aufbauend Lösungswege zu diskutieren,“659 findet in dieser Form eine diplomatische 
Resonanz der deutschen Bundesregierung,660 die später vom russischen Außenministerium als 
zufriedenstellend in Bezug „to this rather odious inquiry from CDU/CSU Bundestag 
deputies“661 kommentiert wird. Sicherlich bleiben die Nachkriegsvereinbarungen über dieses 
Territorium unumstößlich und es wäre fatal gewesen, der russischen Seite die dort schon 
vorhandenen Vermutungen der reaktionären Kreise auch noch zu bestätigen. Die Folgen des 
                                                 
657 Deutscher Bundestag, Drucksache 15/3746, 15. Wahlperiode, Kleine Anfrage, Wirtschaftliche Zukunft des 
Königsberger Gebietes nach der EU-Osterweiterung, vom 21.09.2004, in: WebWW 
http://www.bundestagsfraktion.de/aktuelles/initiativen/b02c6f8971cd5b6693b6621f5a75f88d11348-
qqr0i41i.pdf, vom 08.11.2004 
658 ebenda 
659 Klimke, J., Marschewski, E., Zukunft der Oblast Königsberg ist von europäischem Interesse. Probleme der 
Region Königsberg/Kaliningrad ins Bewusstsein rücken,  
in: WebWW http://www.bundestagsfraktion.de/section__2/subsection__1/id__9306/Meldungen.aspx, vom 
23.09.2004 
660 Deutscher Bundestag, Drucksache 15/3997, 15. Wahlperiode, Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Nachfrage der Abgeordneten J. Klimke, D. Wöhrl, K.-J. Laumann, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
CDU/CSU – Drucksache 15/3746 -, vom 21.10.2004,  
in: WebWW http://dip.bundestag.de/btd/15/039/1503997.pdf, vom 25.11.2004 
661 Russian MFA Information and Press Department Commentary Regarding a Russian Media Question 
Concerning FRG Government's Reply to the CDU/CSU Faction Inquiry About "the Economic Future of the 
Koenigsberg Region after the European Union Enlargement", 2337-02-11-2004, in: WebWW 
http://www.russiaeu.org/, Unofficial translation from Russian, vom 08.11.2004 
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europäischen Integrationsprozesses werden in Russland nur dann im positiven Kontext 
gesehen, wenn sie nicht das Gefühl des Ausgrenzens und der fortschreitenden Abschottung 
von Europa erwecken. Interviews mit den offiziellen Vertretern des Gebiets bestätigen diese 
Einstellung.662 Die verschleierten Versuche, nicht nur den „Erinnerungstourismus“ 
auszuweiten, sondern gleichzeitig „to ignore the historical international-legal realities and the 
outcome of the postwar settlement in Europe“663, tragen nicht im Geringsten zu der 
Entwicklung dieser Region bei.  
So bleibt der sicherheitspolitische Aspekt der Beziehungen zwischen Russland und den EU-
Nachbarn einer der wichtigsten. Viele im Vorfeld der EU-Osterweiterung diskutierten 
Optionen664 der russischen Reaktion auf die NATO-Osterweiterung bestätigen auch die 
These, dass die NATO-Mitgliedschaft von den mittel- und osteuropäischen Ländern nicht nur 
als eine Art Garantie für den Weg aus dem russischen „Einflussbereich“ betrachtet worden ist, 
sondern de facto auch als Prelude zur EU-Osterweiterung stattgefunden hat.665 Es zeigt, dass 
                                                 
662 Vgl. Interview mit L. Sluzkij, sowie Interview mit P. Mamontow im Anhang 9 6 
663 Russian MFA Information and Press Department Commentary Regarding a Russian Media Question 
Concerning FRG Government's Reply to the CDU/CSU Faction Inquiry About "the Economic Future of the 
Koenigsberg Region after the European Union Enlargement", 2337-02-11-2004, a.a.O. 
664 Vgl. Miniotaite, G., Lithuania, in: Mouritzen, H. (eds.), Bordering Russia: Theory and Prospects for Europe's 
Baltic Rim, Ashgate Publishing Ltd, Aldershot 1998, S. 188f. 
665 „... Vom polnischen Standpunkt aus betrifft der neue Konsens in den transatlantischen Beziehungen zwei 
strategisch wichtige Bereiche. Erstens geht es um eine gemeinsame Antwort des Westens auf die demokratische 
Wende und die prowestlichen Aspirationen der Ukraine, aber auch um eine gemeinsame politische Linie 
gegenüber den restlichen Partnern im Osten Europas... Ich brauche nicht hinzuzufügen, daß Polen daran gelegen 
ist, und liegen sollte, daß die Anwesenheit der Vereinigten Staaten in Europa aufrechterhalten wird und die USA 
die Rolle einer einzigartigen europäischen Großmacht spielen... Unsere Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
sind vor allem deswegen wichtig, weil nur Amerika imstande ist, Polen – auf eine besonders glaubwürdige 
Weise – Sicherheitsgarantien zu gewähren. Diesen Faktor darf man, selbst in der heutigen Lage, in der eine 
unmittelbare Bedrohung unserer Sicherheit glücklicherweise am Horizont nicht zu erkennen ist, nicht 
bagatellisieren. ... Es ist uns daran gelegen, daß Rußland möglichst eng mit Europa, dem Nordatlantischen Pakt 
und der Europäischen Union verbunden ist... Wenn Rußland stabil, wohlhabend und demokratisch sein wird, 
wird es ein viel wichtigeres Zentrum bilden, das auf den gesamten postsowjetischen Raum ausstrahlen wird, als 
wenn sich seine Politik auf anachronistische Konzepte von sog. multipolaren „Einfußsphären“ stützte.“  
s. die Regierungsinformation über die polnische Außenpolitik, vorgestellt von dem Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten der Republik Polen, Prof. Adam Daniel Rotfeld, während der Sitzung des Sejms am 21. Januar 
2005, in: WebWW  http://www.msz.gov.pl/startphp?page=1360000001&page= 
1360000001& 
obj_display, vom 08.03.2005 
162 
die Verwirklichung der Ziele der europäischen Integration als eines historischen 
Friedensprozesses von den transatlantischen Beziehungen beeinflusst werden. 
Aus russischer Sicht ist die These von dem bedrohenden NATO-Block überholt.666 Es kann 
sich als negativ erweisen, die EU-Osterweiterung durch das Prisma der NATO-
Osterweiterung zu sehen und beide Prozesse beinahe inhaltlich gleichzusetzen. Auch eine 
reformierte NATO bleibt im Bewusstsein vieler Menschen immer noch die feindliche 
Blockstruktur aus dem Kalten Krieg, trotz der Proklamation der außenpolitischen Konzepte 
beider Seiten. Die Folge ist eine Abwehrreaktion bzw. eine schwache Bereitschaft, die 
Kooperation in einer für Russland strategisch wichtigen Region zu vertiefen. Die Interessen 
der dort lebenden Bevölkerung spielen dabei im Vergleich zu den strategischen Interessen des 
Landes nur eine geringe Rolle.  
Der Fall der lange brisant gebliebenen Transit-Frage ist nur ein Beispiel für die 
Auswirkungen der historischen Erfahrungen, die bei einem entsprechenden Umgang kein 
Konfliktpotenzial, sondern einen positiven Weg der Vergangenheitsbewältigung darstellen 
können. Der wirtschaftliche Aspekt in den nachbarschaftlichen Beziehungen wird in diesem 
Falle am deutlichsten. Polen und Litauen gehören einem gemeinsamen europäischen 
Wirtschaftsraum an. Im Gegensatz zu seinen Nachbarn bildet das Kaliningrader Gebiet 
hinsichtlich seiner Rückständigkeit eine gravierende Ausnahme in diesem geografischen 
Raum. Die wirtschaftliche Entwicklung667 in Polen und Litauen ist im letzten Jahrzehnt durch 
andere Faktoren als diejenige im Kaliningrader Gebiet bestimmt gewesen. Trotzdem stellt das 
Kaliningrader Gebiet in diesem Fall „eine Querschnittsfrage für alle neuen Grenzregionen der 
erweiterten EU“ 668 dar. 
Der Transit über Litauen ist nicht nur mit Unannehmlichkeiten für die Einwohner des 
Gebietes verbunden, sondern er wirkt sich wirtschaftlich negativ aus. Durch die Einführung 
der Visumspflicht durch Litauen ist die Zahl der Bahnreisenden um 16 Prozent gesunken.669 
Die einzigartigen “vereinfachten Transitdokumente“ (VTD), für deren Erteilung ab dem 
01.01.2005 nicht mehr die Personalausweise, sondern ausschließlich die Reisepässe 
ausreichen, gelten nur für die Direktzüge nach Moskau oder St. Petersburg. Für andere Züge 
oder andere Richtungen, auch die Fahrten nach Weißrussland und in die Ukraine, sowie für 
                                                 
666 S. Interview mit S. Ginzburg, Frage 1 im Anhang 9 6 4 
667 Zur Entwicklung der rechtlichen Mechanismen für die Investitionen in Polen und Litauen s.  
Gorodilow, A., Gomin, A., Dudarjew, M., Kulikow, A., a.a.O., 2002, S. 175–182 
668 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Mitteilung der Kommission an den Rat, Kaliningrader 
Gebiet: Transitverkehr, (KOM (2002) 510 endgültig), Brüssel, den 18.09.2002, S. 2 
669 Vgl. „Königsberger Express“, Nachrichten aus Kaliningrad, Jg. 12, Nr. 8 August 2004, S. 3 
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den Autoverkehr benötigt man Transitvisa.670 Man kann die Bedeutung der direkten 
Verbindung mit dem russischen Kernland per Flug kaum überschätzen. Der Aufbau eines 
modernen Flughafenterminals bis zum Jahre 2007 für den Einsatz der „Boeing“-Flugzeuge ist 
ein weiterer Modernisierungsschritt.671 Was den Gütertransit anbelangt, so ermöglichen die 
Übereinkommen über den internationalen Straßengüterverkehr (TIR) und den internationalen 
Eisenbahnverkehr (COTIF), denen die EG-Länder beigetreten sind, die Durchfuhr von Gütern 
„mit relativ geringem Verwaltungsaufwand.“672 Allerdings ist Russland keine Vertragspartei 
dieser Abkommen, es gehört einem anderen Abkommen (SMGS) an, deshalb können auch 
aufgrund der EG-Bestimmungen die jetzigen russischen Dokumente durch die EG-Länder 
akzeptiert werden.673 Seit März 2004 sind die Frachtkosten mit der Eisenbahn über Litauen 
um ca. 40 Prozent gestiegen: die letzte Tarifsteigerung am 15.03.2005 bedeutete, dass der 
Transit der Erdölprodukte, der Schwarzmetalle und der Lebensmittel mit geringer Haltbarkeit 
um 15 Prozent teurer geworden ist.674
Die Probleme nach der EU-Osterweiterung hängen nicht nur mit dem Transit zusammen. Die 
Nachteile der EU-Agrarpolitik haben auch schon die russischen Bauern zu spüren bekommen, 
die die Einfuhreneinschränkungen für die litauische Mehl- und Getreideprodukte fordern. Das 
billigere Importmehl und Getreide aus Litauen wird von den Produzenten den einheimischen 
Produkten vorgezogen, die wegen der höheren Nebenkosten teurer sind. Die EU-Ware wird 
nicht nur subventioniert, sondern auch nach den Regelungen der Sonderwirtschaftszone von 
der Mehrwertsteuer befreit.675 Ein entscheidender Faktor für die regionale Kooperation 
besteht in der Durchlässigkeit der Grenzen, um der Abschottung des Kaliningrader Gebiets 
vorzubeugen und den Fortschritt auf diesem Territorium zu fördern.676
Die entscheidende Rolle in den Beziehungen von Kaliningrad zu den EU-Nachbarländern 
spielt schon heute der europapolitische Aspekt. 
                                                 
670 Vgl. Informationsagentur „KINFA“, Visaproblem spitzt sich zu, in: „Königsberger Express“, 
Nachrichten aus Kaliningrad, Jg. 12, Nr. 8, August 2004, S. 4 
671 Vgl. „Königsberger Express“, Nachrichten aus Kaliningrad, Jg. 12, Nr. 8, August 2004, S. 3 
672 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Mitteilung der Kommission an den Rat, Kaliningrader 
Gebiet: Transitverkehr, (KOM (2002) 510 endgültig), Brüssel, den 18.09.2002, S. 6-7, S. 10 
673 Vgl. ebenda, S.10 
674 ROSBALT – Informationsagentur, Rossija adekwatno otwetit Litwe na powyschenije tarifow, in: WebWW 
http:www.rosbalt.ru/2005/02/17/196934.html, vom 17.02.2005 
675 Vgl. „Königsberger Express“, Bauern protestieren, Brotpreise steigen, Jg. 13, Nr. 3, März 2005, in: WebWW 
http://www.koenigsberger-express.com/main/print.php?id=430, vom 28.02.2005 
676 Vgl. Dudarjew, M., Osnownyje charakteristiki prigranitschnogo poloshenija Kaliningradskoj oblasti, in: 
Gorodilow, A., Dudarew, M., Kargopolow, S., Kulikow, A., i dr., a.a.O., S. 333 
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Das Kaliningrader Gebiet grenzt nicht nur an Polen und Litauen, sondern auch an die EU.677 
An der Situation der Kooperation mit dem Kaliningrader Gebiet sind die Widersprüche der 
regionalen und der nationalstaatlichen Ebene der EU-Politik besonders gut zu beobachten. 
Seit den 90er Jahren ist das Kaliningrader Gebiet Teil mehrerer Euroregionen. Die Förderung 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ist auch im erweiterten Europa eines der 
Hauptziele.  
Die Teilnahme an den „Euroregionen“ öffnet einen neuen Bereich für Aktivitäten und 
Kompetenzen, sie betont die Souveränität der Subjekte.678 Außerdem könnte das eine 
entsprechende Antwort auf den innerhalb des vereinten Europas stattfindenden 
Regionalisierungsprozess und seine deutlichsten Auswirkungen in den Grenzregionen sein. 
Im Falle des Kaliningrader Gebiets kann man sagen, dass die Teilnahme an den 
„Euroregionen“ gleichzeitig nach Kompetenzerweiterung verlangt, die momentan im 
Spannungsverhältnis zu den Tendenzen der föderalen Reformen steht. 
Die Euroregion „Neman“ („Nemunas”) verbindet die Gemeinden in Litauen, in Polen, im 
Kaliningrader Gebiet und in Weißrussland. Die Gründungsidee einer Euroregion in Osteuropa 
mit dem Ziel der Stärkung der Kooperation zwischen den Grenzregionen im Bereich der 
Wirtschaft, der Infrastruktur, der territorialen Planung, der Bildung, des Gesundheitswesens, 
der Kultur, des Sports und des Tourismus entstand während des 3. Baltischen 
Wirtschaftlichen Forums im Februar 1995 in Vigry und wurde durch das Abkommen am 6. 
Juni 1997 und die Organisation des lokalen Verwaltungsbüros in Marijampole im Jahre 1998 
verwirklicht.679  
Zur Stärkung der sub-regionalen Kooperation auf der multilateralen Basis wurde im Februar 
1998 ein Gründungsabkommen für die Euroregion „Ostsee“680 („Baltija”) von Dänemark 
(Bornholm), Lettland (Liepoja-Kreis), Litauen (Klaipeda-Kreis), Polen (Gdansk, Elblong, 
Slupsk, Olstin Wojewodschaften), Schweden (Kalmar- und Karlskrona-Kreis) und dem 
Kaliningrader Gebiet, unterschrieben.681 Die Kooperationsbereiche sind der Handel, die 
                                                 
677 S. Interview mit Prof. S. Ginzburg im Anhang 9 6 4 
678 Vgl. Dudarjew, M., Osnownyje charakteristiki prigranitschnogo poloshenija Kaliningradskoj oblasti, in: 
Gorodilow, A., Dudarew, M., Kargopolow, S., Kulikow, A., i dr., a.a.O., 2003, S. 332 
679 Vgl. Russia Division, Lithuania’s Co-operation With The Kaliningrad Region Of The Russian 
Federation, Legal background for relations between Lithuania and the Kaliningrad Region, 2004/06/30, in: 
WebWW http://www.urm.lt/data/5/EF159562_kalin.htm, vom 17.11.2004 
680 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Mitteilung der Kommission an den Rat:  
Die Europäische Union und das Kaliningrader Gebiet, (KOM (2001) 26 endgültig), Brüssel, den 17.01.2001, S. 
17–18 
681 Vgl. Russia Division, Lithuania’s Co-operation With The Kaliningrad Region Of The Russian  
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Landwirtschaft, die Transport- und Kommunikationsinfrastruktur, der Umweltschutz, der 
Aufbau der Grenzübergänge, das Sozialwesen.682 Hierbei sind konkrete Projekte z.B. auf den 
Aufbau der kleinen Häfen an der Ostsee, die Entwicklung der nicht-motorisierten 
Tourismusinfrastruktur, die Schaffung der internationalen Datenbasis über die nationalen 
Parks auf dem Euroregion-Territorium und die Modernisierung der ehemaligen militärischen 
Stützpunkte gerichtet.683
Am 2. Juli 1999 wurde die Euroregion “Saule” gegründet (Šiauliai-Kreis, Taurages-Kreis 
und die Bezirke von Jurbarkas, Taurage, Šilale, Akmene, Joniškis, Kelme, Pakruojis, 
Radviliškis und Šiauliai von Litauen, Jelgava-Bezirk und Jelgava-Stadt-Bezirk von Lettland, 
Bezirke von Sovetsk, Neman und Slavsk vom Kaliningrader Gebiet, Skaane-Kreis von 
Schweden). Das lokale Verwaltungsbüro dieser Region liegt in Šiauliai.684
Am 25./26. April 2003 wurde die Euroregion „Šešupe“ aus den 14 folgenden Bezirken 
gegründet: Šakiai, Vilkaviškis, Kazlu Ruda, Marijampole, Kalvarija, Jurbarkas und Pagegiai 
von Litauen, Krasnoznamensk, Nesterov, Oziorsk und Gusev von Russland, Goldap und 
Kovale-Oleckie von Polen und Eksjo von Schweden. Das Spektrum der 
grenzüberschreitenden Arbeit betrifft solche Themenbereiche wie die Wirtschaft, den 
Tourismus, den Umweltschutz, das Sozialwesen, die Kultur und die Jugendangelegenheiten. 
Das lokale Verwaltungsbüro dieser Region liegt in Šakiai.685 Von den vielen 
Städtepartnerschaftsprojekten ist das „2K“-Kooperationskonzept am meisten bekannt, das die 
Zusammenarbeit zwischen Klaipeda und Kaliningrad in den Vordergrund stellt.686 Alleine der 
Versuch, die Zusammenarbeit der Häfen in Kaliningrad und Klaipeda zu regeln, bleibt 
interessant.687 Die Aktivitäten auf substaatlicher Ebene verhindern, dass das Kaliningrader 
Gebiet isoliert wird und sich zu einer Peripherie entwickelt, denn die Kooperation auf der 
lokalen und regionalen Ebene ist eine wichtige Basis für die Entwicklung der Partnerschaft 
zwischen der EU und Russland.688  
                                                                                                                                                        
Federation, Legal background for relations between Lithuania and the Kaliningrad Region, 2004/06/30, a.a.O., 
vom 17.11.2004 
682 Vgl. ebenda 
683 Vgl. ebenda 
684 Vgl. ebenda 
685 Vgl. ebenda 
686 Vgl. Knappe, E., Schulze, M., unter Mitarbeit Dr. Piterski, D., a.a.O., 2003, S. 65 
687 S. Interview mit J. Zwerew, Antwort auf Frage 2 im Anhang 9 6 14 
688 Vgl. Timmermann, H., Die russische Exklave Kaliningrad im Kontext regionaler Kooperation,  
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Wichtige Instrumente wurden im Rahmen der „Nördlichen Dimension“ entwickelt, die vom 
Europäischen Rat von Helsinki im Dezember 1999 ins Leben gerufen worden ist. Zu den 
Instrumenten der EU-Politik in dem Kaliningrader Gebiet gehören auch solche Programme689 
wie INTEREG-IIIB für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, das nicht nur auf die 
benachbarten Grenzregionen eingeschränkt, sondern über nationale Grenzen hinweg gefördert 
wird. Das Gebiet partizipiert auch an den TACIS-CBC–Programmen (Cross Border 
Cooperation), die ihren Schwerpunkt nach der Ost-Erweiterung auf die westlichen GUS-
Staaten verlagert haben, die an den EU-Außengrenzen liegen.690  
An der russisch-polnischen Grenze werden Kontrollpunkte eingerichtet, die zu einer 
Steigerung der Kapazitäten des grenzüberschreitenden Verkehrs beitragen. Dank des 
Einsatzes der TACIS-Programmmittel von 2,1 Mio. Euro sowie der Beteiligung des 
russischen Zolls an den Baukosten mit rund 13,7 Mio. Euro wurde der dritte Kontrollpunkt in 
Bagrationowsk ausgebaut, dessen Kapazität täglich auf 4.500 Personen und 1.200 Pkw´s und 
Lkw´s gestiegen ist.691
Die EU-Hilfe bei der Umsetzung der Ideen sichert nicht vor dem Mangel an wirksamen 
Instrumenten. Der Protektionismus Russlands wirkt sich negativ auf das Investitionsklima aus 
und führt dazu, dass das Engagement der kleineren und mittleren Unternehmen wegen der 
fehlenden Finanzierungsinstrumente für Investoren niedrig bleibt692 (s. Kap. 4 3). 
Obwohl die institutionelle Kooperation mit Polen und Litauen über die gemeinsamen Räte für 
die Zusammenarbeit stattfindet, stellen die Unterschiede in den Verwaltungssystemen und 
den gesetzlich eingeräumten Handlungsmöglichkeiten der lokalen Ebene von drei Ländern ein 
gravierendes Problem dar. Alle Maßnahmen, die die internationale Tätigkeit russischer 
                                                                                                                                                        
in: Bingen, D., Wóycicki, K. (Hrsg.), Deutschland – Polen – Osteuropa, Deutsche und polnische 
Vorüberlegungen zu einer gemeinsamen Ostpolitik der erweiterten Europäischen Union, Veröffentlichungen des 
Deutschen Polen-Instituts Darmstadt, Bd. 16, Harrassowitz Verlag, Wiesbaden 2002, S. 110 
689 Dieser Teil der Analyse der EU-Programme ist in Form eines Beitrages veröffentlicht, s. Veronurm, I., Die 
Ost-Dimension des Regionalismus in Europa am Beispiel des Kaliningrader Gebietes, a.a.O., April 2003, S. 78-
82 
690 Vgl. EU-Kommission, EU-Nachrichten, Nr. 39, vom 07.11.2002, S. 4 
691 Vgl. kinfa–Fotoinformationsagentur, Abfertigungskapazität verdoppelt, in: „Königsberger Express“, 
Nachrichten aus Kaliningrad, Jg. 12, Nr. 1, Januar 2004, Rautenberg multipress-Verlag KG, Troisdorf,  
S. 5 
692 Vgl. EU-Kommission, Kaliningrader sind realistisch, Interview mit S. Stein, AHK Kaliningrad, EU-
Nachrichten, Nr. 39, vom 07.11.2002, zitiert im Wortlaut der Veröffentlichung: Veronurm, I. über: Die Zukunft 
Kaliningrads: Konfliktschichten und Kooperationsfelder, in: „Osteuropa“, H. 2/3, 53. Jg., 03, in: Böttcher, W. 
(Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 191 
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Kommunen der Regionen betreffen, werden mit dem föderalen Zentrum abgestimmt.693 Die 
polnische Verfassung räumt den lokalen Verwaltungen im Vergleich zu der russischen694 und 
der litauischen695 Verfassung die weitgehendsten Möglichkeiten ein, wie im Kap. VII, Art. 
172 beschrieben: „ (1) Units of local self-government shall have the right to associate. (2) A 
unit of local self-government shall have the right to join international associations of local and 
regional communities as well as cooperate with local and regional communities of other 
states.”696
Die Kooperation mit den Nachbarländern im Ostseeraum im Bereich der Entwicklung 
regionaler Verwaltungskapazitäten trägt zu der Annäherung an die EU-Standards bei. Die 
Kaliningrader Verwaltungsorgane und Strukturen nehmen im Rahmen der EU-TACIS-
Programme an folgenden Projekten teil: 
Die Kaliningrader Gebietsduma 
- „Strategic management in Kaliningrad oblast municipalities (STRAMAN)“ (Zielrichtung: 
„Elaboration of legislation on strategic planning for the municipal level”; Laufzeit: 
01.01.2004 - 01.01.2006; Kosten: 189.000 EUR; Konsultant: Halmstad-Bezirk, 
Schweden).697 
- “Development of State Social Policy in Kaliningrad Region” (Zielrichtung: “Increasing of 
the efficiency of all the relevant stakeholders in the implementation of the Kaliningrad 
                                                 
693 S. Interview mit P. Mamontow, Antwort auf Frage 1 im Anhang 9 6 9 
694 Vgl. Constitution of the Russian Federation, Adopted by referendum on: 12 Dec 1993, in: WebWW 
http://www.ecln.net/, European Constitutional Law Network, ICL Document Status: 12 Dec 1993, Chapter 8 
Local Self-Government Art. 130-133, (z.B. “Article 132 [Powers] (1) The bodies of local self-government 
independently manage municipal property, form, approve and execute the local budget, establish local taxes and 
levies, ensure law and order and solve any other local issues. (2) The bodies of local self-government may be 
invested under law with certain state powers with the transfer of material and financial resources required to 
exercise such powers. The exercise of the powers transferred is supervised by the state.”) 
695 Vgl. Lithuania–Constitution, Adopted on 25 Oct 1992, in: WebWW http://www.ecln.net/, European 
Constitutional Law Network, ICL Document Status: 25 Oct 1992, Chapter 10 Local Governments and 
Administration, Art. 119-124, (z.B. “Article 120 (1) The State shall support local governments. (2) Local 
governments shall act freely and independently within the limits of their competence which shall be established 
by the Constitution and laws.”) 
696 Poland-Constitution, Adopted by National Assembly on 2 April 1997,  
in: WebWW http://www.ecln.net/, European Constitutional Law Network, ICL Document Status: Oct 1997, 
Chapter VII Local Self-Government, Art. 163-172 
697 S. die Projektdetails, The Kaliningrad Project and Donor Database, The Department of International Affairs 
and Foreign Economic Relations, Kaliningrad Oblast' Administration (KOA), in: WebWW 
http://utm.cowi.ru:90/?func=p_details&lang=en&title=Strategic+management+in+Kaliningrad+oblast+municipa
lities+%28STRAMAN%29+, vom 14.03.2005 
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Oblast regional policy - hereunder the development of a package of social statutory acts”; 
Laufzeit: 01.09.2004 - 01.02.2005; Kosten: 700.000 EUR, Konsultant: National Research 
and Development Centre for Welfare and Health (STAKES)/Finland).698 
Die Kaliningrader Gebiets-Administration  
- “Restoration of co-operation between Russian and Polish institutions responsible for 
transboundary water management of Vistula lagoon” (Zielrichtung: “Improving practices 
concerning monitoring, database development, information generation for policy- and 
decision-making, and strengthening of institutional co-operation”; Laufzeit: 01.12.2003 - 
01.10.2004; Kosten: 50.000 EUR; Konsultant: Office of the Pomeranian region President 
(Poland)).699 
Die Stadtverwaltung von Baltijsk  
- Seagull RC “Russian component of the development strategy of the Euroregion Baltic” 
(Zielrichtung: “Russian component of strategy to increase the efficiency of interaction of 
local and regional self-government, involvement of civil society in decision-making 
process”; Laufzeit: 01.01.2004 - 01.07.2005; Kosten: 196.000 EUR; Konsultant: Klaipeda 
County Governor’s Administration (Lithuania)).700 
Die Kaliningrader Agentur der regionalen Entwicklung (RDI) 
- “Kaliningrad Regional Development” (Zielrichtung: Formulation and implementation of 
policies, strategies and activities needed for regional development - hereunder 
improvements to legislative framework for economic and development of trade relations 
with the EU; Laufzeit: 01.04.2003 - 01.01.2006; Kosten: 2.790.000 EUR; Konsultant: 
INNO/Germany-TEBODIN/the Netherlands-KMPG-(NL)-Leontiev Centre).701  
Die Kaliningrader Staatliche Technische Universität (s. auch Interview mit Prof. A. 
Sagorodnij im Anhang 9 6 11) 
                                                 
698 S. die Projektdetails, The Kaliningrad Project and Donor Database, in: WebWW http://utm.cowi.ru: 
90/?func=p_details&lang=en&title=Development+of+State+Social+Policy+in+Kaliningrad+Region+, vom 
14.03.2005 
699 S. die Projektdetails, The Kaliningrad Project and Donor Database, in: WebWW http://utm.cowi.ru: 
90/?func=p_details&lang=en&title=Restoration+of+cooperation+between+Russian+and+Polish+institutions+res
ponsible+for+transboundary+water+management+of+Vistula+lagoon, vom 14.03.2005 
700 S. die Projektdetails, The Kaliningrad Project and Donor Database, in: WebWW http://utm.cowi.ru: 
90/?func=p_details&lang=en&title=Seagull+RC+%93Russian+component+of+the+development+strategy+of+t
he+Euroregion+Baltic%94, vom 14.03.2005 
701 S. die Projektdetails, The Kaliningrad Project and Donor Database, in: WebWW http://utm.cowi.ru: 
90/?func=p_details&lang=en&title=Kaliningrad+Regional+Development, vom 14.03.2005 
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- “Formation of Russian Expertise to Skills in Environmental Education (FORESEE)” 
(Zielrichtung: Development of curricula for three-level environmental education in 
KSTU; upgrading teaching methods and skills on EU environmental standards; Laufzeit: 
01.04.2002 - 01.04.2006; Kosten: 500.000 EUR; Konsultant: University of Kalmar).702 
- “Russia and EU – an innovative curriculum development initiative to introduce European 
dimension” (Zielrichtung: Adding European the dimension to three faculties by 
introducing six new courses and setting-up a cross-faculty “Centre of European studies”; 
Laufzeit: 01.08.2003 - 01.08.2006; Kosten: 497.000 EUR; Konsultant: National 
University of Ireland).703 
Die Dynamik der regionalen Entwicklung, die sich durch die Außenbeziehungen des 
Kaliningrader Gebiets entwickelt, nimmt konkrete Gestaltungsformen an. Eine große Rolle 
spielt dabei die Unterstützung der Informationsinfrastruktur der Region und die Einbindung 
an die entwickelten Kooperationsnetzwerke der Ostseeregion. Ein Beispiel dafür ist die 
Tätigkeit vom Hansebüro-Kaliningrad/Schleswig-Holstein-Informationsbüro (s. Interview mit 
der Büroleiterin Frau T. Pavlova im Anhang 9 6 10).  
Um die Probleme zu lösen, die nach der letzten EU-Erweiterungsrunde an den unmittelbaren 
Grenzen entstanden sind, wurde das „Europäische Nachbarschaftspolitik-Strategiepapier” 
vom 12.05.2004704 entwickelt. „Die Vision der Europäischen Nachbarschaftspolitik ist ein 
Ring aus Ländern, die die grundlegenden Werte und Ziele der EU teilen und in eine 
zunehmend engere Beziehung eingebunden werden, die über die Zusammenarbeit hinaus ein 
erhebliches Maß an wirtschaftlicher und politischer Integration beinhaltet.“705 Russland 
wurde zwar als Nachbarstaat bezeichnet, später entschied man sich aber, die „exklusive“ 
Linie der Entwicklung der Beziehungen beizubehalten und das Konzept von vier Räumen 
weiterzufördern, das auf dem Gipfeltreffen im Mai 2003 in St. Petersburg vereinbart wurde. 
Der Vorteil besteht darin, dass die Einrichtung von „vier gemeinsamen Räumen“ die Situation 
tatsächlich schon mehr voranbringen würde, als die ab 1. Januar 2007 geltende Verordnung 
                                                 
702 S. die Projektdetails, The Kaliningrad Project and Donor Database, in: WebWW http://utm.cowi.ru: 
90/?func=p_details&lang=en&title=Formation+of+Russian+Expertise+to+Skills+in+Environmental+Education
+%28FORESEE%29, vom 14.03.2005 
703 S. die Projektdetails, The Kaliningrad Project and Donor Database, in: WebWW http://utm.cowi.ru: 
90/?func=p_details&lang=en&title=Russia+and+EU+%96+an+innovative+curriculum+development+initiative+
to+introduce+European+dimension+, vom 14.03.2005 
704 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Mitteilung der Kommission,  
Europäische Nachbarschaftspolitik, Strategiepapier, KOM (2004) 373 endgültig, Brüssel, den 12.05.2004, in: 
WebWW http://www.europa.eu.int./comm/world/enp/pdf/strategy/Strategy_Paper_DE.pdf, vom 10.03.2005 
705 ebenda S. 5 
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zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments (ENPI).706 
Das neue Instrument sollte die altbewährten Mechanismen, wie z.B. TACIS, ab 2007 durch 
die Aktionspläne für jedes Nachbarland ersetzen. Die neue Komponente würde in der 
Stärkung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit an den EU-Außengrenzen bestehen.707  
Der Nachteil zeigt sich erneut in der Besonderheit der europäischen Russland-Politik, den 
Schwerpunkt auf die bilaterale Ebene der EU zu Russland zu setzen, um eine möglichst große 
Manövriermasse zu haben und um den Schwierigkeiten auf dem engen Terrain regionaler 
Zusammenarbeit mit einer russischen Region auszuweichen. Abgesehen davon, passt diese 
Politik in das Re-Zentralisierungskonzept der föderalen Politik des Moskauer Zentrums.  
Das Kaliningrader Gebiet wird infolge der eigendynamischen Entwicklung der EU-
Erweiterung in den Reformprozess „von außen“ einbezogen, dem aus russischer Sicht 
langfristig nicht nur konzeptionell, sondern auch strukturell begegnet werden sollte. 
 
6 3 1 Zwischenfazit 
Wenn man die wirtschaftlichen Aspekte der Zusammenarbeit zwischen den Nachbarn in 
dieser Region betrachtet, so entspricht die strategische Haupttendenz der in der Literatur 
herausgearbeiteten Zielrichtungen einer regionalen wirtschaftlichen Integration.708  
Für Russland sind die nachbarschaftlichen Beziehungen für die Integration in den 
gemeinsamen europäischen Wirtschaftsraum durch die Anpassung an die „europäischen 
rechtlichen, ökologischen, wirtschaftlichen Standards“ von entscheidender Bedeutung und vor 
dem Hintergrund der historischen Entwicklung Russlands und dessen wirtschaftlichen 
Interessen und Verbindungen gibt es keine Alternative.709  
Die politische Dimension der Integrationsbemühungen bleibt nicht nur innerhalb sondern 
auch außerhalb der erweiterten EU auf der Strecke. Bei den Problemen - wie der Transit-
Frage – sollte nach einer politischen Lösung im Rahmen der Menschlichen Dimension des 
                                                 
706 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates mit allgemeinen Bestimmungen zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und 
Partnerschaftsinstruments, KOM (2004) 628 endgültig, 2004/0219 (COD), Brüssel, den 29.09.2004, in: 
WebWW http://www.europa.eu.int./comm/world/enp/pdf/getdoc_de.pdf, vom 10.03.2005 
707 What are the key elements of the ENP, in: WebWW http://www.europa.eu.int./comm/world/enp/ 
components_en.htm, vom 11.03.2005 
708 Zum Begriff „regionale ökonomische Integration“ und deren Formen s. Dickheuer, G., a.a.O., 2001, S. 229, 
hier s. Fußnote oben 
709 Vgl. Ginzburg, S., Polititscheckije itogi 2001 goda, in: WebWW http://www.gov kaliningrad.ru/ 
itog01.php3#part5, vom 02.04.2003 
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Helsinki-Kommunique710 gesucht werden. Eine Tradition der Entscheidungsfindungen im 
Rahmen des Helsinki-Prozesses zwischen den Partnern auf der Kooperationsbasis ohne den 
unmittelbaren NATO-Einfluss ermöglicht eine andere Wahrnehmungsweise von Seiten des 
russischen Militärs. Die EU-Außen- und Sicherheitspolitik wäre in Bezug auf Russland 
momentan im Rahmen einer dritten Ebene, z.B. der OSZE, effektiver, auch wenn dies an die 
bilateralen Kontakte aus der Zeit des Kalten Krieges erinnert. Solange die Unterschiede in der 
Außenpolitik des „alten“ und „neuen“ Europas möglich sind, empfiehlt sich eine 
internationale Organisation mit wirksamen Mechanismen, die aus den Veränderungen der 
internationalen Lage mit einem positiven Image herausgekommen ist, nicht zuletzt deshalb, 
weil Russland seit der Gründung dabei war und sich immer als ein gleichberechtigter Partner 
gefühlt hat. 
Die nationalstaatliche Perspektive bleibt momentan die Möglichkeit der Verhandlungen der 
europäischen Staatengemeinschaft mit dem östlichen Nachbarn Russland. Die Kooperation 
hat zur Zeit den Charakter von bilateralen Beziehungen, wobei der wirtschaftliche Aspekt 
absoluten Vorrang vor politischen Problemlösungen behält. Nach der EU-Osterweiterung hat 
die bilaterale Ebene eine andere Qualität gewonnen. Über die zwischenstaatlichen russisch-
polnischen und russisch-litauischen Beziehungen wird auf der EU-Russland-Ebene 
entschieden. Eine weitere Einbeziehung der „Eastern Dimension“711 Europas würde sich 
aufgrund der konzeptuellen Erfahrungen der EU-Programme der „Nördlichen Dimension“ 
positiv auf die Entwicklung des östlichen Europas insgesamt auswirken. 
 
6 4 Kaliningrad – ein Kooperationsmodell für die RF und die EU 
Vor dem Hintergrund der Einflüsse der sowohl innen- als auch der außenpolitischen 
Komponenten, bietet sich auf die Frage nach der zukünftigen Entwicklung des Kaliningrader 
Gebietes auf den ersten Blick eine einfache Antwort an: das Gebiet sollte ein 
                                                 
710 Vgl. KSZE-Schlussakte vom 01.08.1975, in: WebWW http://www.osce.org/docs/german/1990-1999/ 
summits/helfa75g.htm, vom 17.10.2000, S.31ff., s. auch Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, vom 01.08.1975 (Auszug), in: Presse- und Informationsdienst der Bundesregierung, 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. KSZE-Dokumentation, abgedruckt in: Bundeszentrale für politische 
Bildung (Hrsg.), Menschenrechte Dokumente und Deklarationen, a.a.O., 1999, S. 411ff. 
711 „Non-paper with Polish proposals concerning policy towards new Eastern neighbours after EU enlargement“, 
in: WebWW http://www.msz.gov.pl/start.php?page=1040000001&obj_display_cat= 
11&obj_display_full=393&obj_to_display_type=21, die offizielle Internetseite vom polnischen 
Außenministerium, vom 11.03.2005 
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Kooperationsmodell für die RF und die EU werden. „Die Zusammenarbeit zwischen der EU 
und Russland wird auch von der Entwicklung seiner Peripherie abhängen.“712  
In Wirklichkeit wird bis jetzt nur die fragmentarische Kooperation in verschiedenen 
Interessensbereichen der EU und der RF sichtbar. Die innen- und außenpolitische 
Integrationsstrategie Russlands ist mit Mängeln behaftet. Sie stehen den Nachteilen der innen- 
und außenpolitischen EU-Integrationsstrategie entgegen. Zum Teil beherrschen die 
„Phantomspiele der Integrationsräume“713 das realpolitische Feld. Wird das Kaliningrader 
Gebiet bei der Problemlösung der EU-Russland–Beziehungen tatsächlich nur zum Zünglein 
an der Waage, zum europäischen „Druckmittel auf Russland“714? Welche Aufgaben entstehen 
in diesem Zusammenhang für die EU, die RF und für das Kaliningrader Gebiet selbst? (s. 
Anhang 9 6 1, Frage 6) 
Die im Februar 2005 neu aufgelegte gesellschaftliche Debatte715 über den Status des 
Kaliningrader Gebiets ist der beste Beweis dafür, dass die Entwicklung in der Region kaum 
zu stoppen und nur mit Hilfe kompromissfähiger Konzepte zu steuern ist. Das Modell einer 
Republik auf dem Territorium des Kaliningrader Gebiets wird nicht nur aus dem Zentrum 
kritisiert, sondern auch im Kaliningrader Gebiet nicht allerseits positiv begrüßt.716 Solange 
aber auf dem föderalen Niveau die Wichtigkeit dieser Region hauptsächlich aus dem Winkel 
der Geopolitik gesehen wird, wird die Kompetenz-Kompetenz des föderalen Zentrums 
immer wieder auf die Bewährungsprobe gestellt. In der Zeit der Stärkung der hierarchischen 
Machtstrukturen sind die Sonderfälle keine gern gesehenen Ausnahmen. Der vielmals 
bestätigte Europäisierungskurs wird deshalb innenpolitisch aus dem föderalen Zentrum 
                                                 
712 S. Interview mit J. Klimke, Antwort auf Frage 8 im Anhang 9 6 5 
713 Ginzburg, S., a.a.O., vom 04.08.2004, S. 8 
714 Interview mit Professor W. Kriwoscheew, Antwort auf Frage 3 im Anhang 9 6 7 
715 Nach den ersten Meldungen über die Unterstützung der Idee von der Änderung des offiziellen Status des 
Kaliningrader Gebiets durch den Bevollmächtigten Vertreter des Präsidenten der Russischen Föderation im 
föderalen Nord-West-Bezirk, I. Klebanow, der die Aussage später dementiert hat, wird in der Oblast eine neue 
gesellschaftliche Bewegung „KOD „Respublika“ auf Basis der ehemals verbotenen Baltischen Republikanischen 
Partei (BRP) gegründet. Zum Ziel wird der internationale staatlich-rechtliche Status des Kaliningrader Gebiets 
für die selbständigen Beziehungen mit der EU bei der gleichzeitigen assoziierten Mitgliedschaft in der 
Russischen Föderation erklärt, Vgl. Fichte, M., Prusskaja respublika s oranshewym stjagom, in: WebWW 
http://www.gazeta.ru/print/2005/02/21/oa_148991.shtml, vom 21.02.2005, sowie Momot, M., Putin ozenit 
Klebanowa s totschki srenija zelostnosti, in: Polititscheskij shurnal, Nr. 6 (57), 21.02.2005, in: WebWW 
http://www.politjournal.ru/index.php?action= 
Articles&dirid=139&tek=2992&issue=90, vom 22.02.2005 
716 Fichte, M., a.a.O., vom 21.02.2005 
173 
korrigiert. Die Prioritäten der Region sind aber aus der Region selbst viel klarer definiert. Im 
Interview717 mit Prof. S. Ginzburg sind sie folgendermaßen abgegrenzt: 
1. die Verfassung der Russischen Föderation  
2. das internationale Abkommen über das Kaliningrader Gebiet als einer RF-EU-
Kooperationsregion 
3. die Hauptrichtlinien der föderalen Politik in Bezug auf das Kaliningrader Gebiet (solche 
Hauptrichtlinien gibt es nicht) 
4. das Rahmengesetz über die Sonderwirtschaftszonen der RF  
5. das modernisierte Gesetz über die Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader Gebiet 
6. das föderale Zielprogramm für die Entwicklung des Kaliningrader Gebiets bis 2010 (es 
wird als Verzeichnis der Investitionsprojekte betrachtet) 
7. die Pilotgesetzgebung der Region 
In der Region sind die Vorschläge für die Organisation eines Fonds für die sozial-
ökonomische Entwicklung der Region sowie die Ausarbeitung und Ratifizierung eines 
internationalen Rahmenabkommens zwischen der EU und der RF in Bezug auf das 
Kaliningrader Gebiet,718 aber auch die Vorbereitung eines Föderalen Verfassungsgesetzes 
für die Regelung eines neuen Status des Gebiets innerhalb der RF719, vertreten. Diese 
Vorstellungen bilden die Komponenten der zukünftigen Entwicklung des Kaliningrader 
Gebiets zwischen den innen- und außenpolitischen Interessen. 
In der regionalen Strategie für die sozial-wirtschaftliche Entwicklung des Gebiets Kaliningrad 
als einer Kooperationsregion bis zum Jahre 2010 wird ein Entwicklungsmodell720 angeboten, 
das einen Versuch des Konsens der verschiedensten Interessen darstellt. (s. Anhang 9 4 9). 
Die Hauptkomponenten beinhalten erstens, dass das regionale Natur-, Human- und 
Wirtschaftspotenzial ausreichend genutzt wird, zweitens, dass das Kaliningrader Gebiet die 
Rolle der Kooperationsregion zwischen der RF, der EU, der GUS, den anderen Ländern und 
den russischen Regionen übernimmt, drittens, dass das Kaliningrader Gebiet eine 
Kontaktregion von Russland in Europa wird, in der die Mechanismen für die Integration und 
das Zusammenwirken der RF und der EU im 21. Jahrhundert geprüft werden, viertens, dass 
das Kaliningrader Gebiet die Funktion der Sicherung der russischen militärisch-strategischen 
                                                 
717 Vgl. Interview mit Prof. S. Ginzburg, Antwort auf Frage 6 im Anhang 9 6 4 
718 Vgl. Ginzburg, S., a.a.O., vom 04.08.2004, S. 8, s. auch Interview mit Prof. S. Ginzburg im Anhang  9 6 4 
719 S. Interview mit Prof. W. Kriwoscheew im Anhang 9 6 7 
720 Strategija sozialno-ekonomitscheskogo raswitija Kaliningradskoj oblasti kak regiona 
sotrudnitschestwa na period do 2010 goda”, Kaliningrad 2003, a.a.O., S. 22f. 
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Interessen wahrt, denn das Kaliningrader Gebiet ist der Stützpunkt der baltischen Flotte 
Russlands.721
Der Begriff „Kooperation“ ruft alleine in diesem Zusammenhang verschiedene 
Interpretationen hervor. Die in der Strategie722 bezeichnete höchste Priorität erlangt die 
Kooperation mit den Föderationssubjekten der RF, denn für viele russische Regionen ist das 
Kaliningrader Gebiet als ein Dienstleistungszentrum in Bezug auf die Export-Import-
Operationen, als ein Touristen-, Kurort- und Bildungszentrum oder als 
Demonstrationszentrum für moderne Technologien interessant. In Bezug auf die RF-EU-
Kooperation gehen die Autoren der Strategie davon aus, dass das Kaliningrader Gebiet eine 
Schlüsselposition bei der Prüfung der Mechanismen und der Auswirkungen des gemeinsamen 
EU-RF-Wirtschaftsraums und beim Kontaktaufbau im Bildungs-, Technologie- und 
Beratungsbereich einnehmen sollte. Im Rahmen der Idee der Entwicklung einer 
Kooperationsregion wird die Zweckmäßigkeit der Unterzeichnung eines RF-EU-Abkommens 
über das Kaliningrader Gebiet hervorgehoben, in dem folgende Problemthemenbereiche 
geklärt werden sollten:  
- die Sicherung eines hindernislosen Personen- und Gütertransports zwischen dem 
Kaliningrader Gebiet und der Russischen Föderation auf allen Verkehrswegen und in 
beide Richtungen durch den freien Transit über die Territorien der EU-Nachbarländer 
- die Wahrung (als eine Ausnahmeregelung des Schengen-Abkommens) einer visafreien 
Einreise der Kaliningrader nach Polen und Litauen  
- die vereinfachte Regelung der Visa- und Arbeitserlaubnis-Modalitäten für die Ausländer 
im Kaliningrader Gebiet  
- die Abstimmung der Fischquoten mit den Regelungen der EU-Nachbarländer, 
entsprechend den EU-Vorschriften ohne Verluste für die Fischindustrie des Kaliningrader 
Gebiets  
- das Einräumen der Möglichkeit für die Teilnahme an den EU-Programmen sowie den 
Programmen der „Nördlichen Dimension“ für das Kaliningrader Gebiet, die auf die 
Entwicklung der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, den Umweltschutz, 
Gesundheitsschutz, Kultur-, Bildungs- und Wissenschaftsaustausch gerichtet sind.  
Die grenzüberschreitende Kooperation ist demnach eine weitere Facette des Begriffs der 
strategischen Kooperation, die das Ziel der Angleichung der unterschiedlichen 
Entwicklungsniveaus, der Weiterförderung des Konzepts der Euroregionen und der 
Steigerung der Rolle der Selbstverwaltung hat. Die Kooperation mit den GUS-Ländern 
                                                 
721 Vgl. ebenda, S. 22. 
722 Vgl. ebenda, S. 26ff. 
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betrifft viele Bereiche und bezieht sich im wirtschaftlichen Bereich vor allem auf die 
Teilnehmer der Zollunion, insbesondere Weißrussland, deren Außenhandel über die 
Dienstleistungen der Kaliningrader Häfen Vorteile erzielte. Unter der Kooperation mit 
anderen Ländern werden besonders die Kontakte mit China, Lateinamerika, Afrika, Süd-
Ostasien, den USA und mit den freien Wirtschaftszonen berücksichtigt.723
 
6 4 1 Zwischenfazit 
Auf die berechtigte Frage der konkreten Gestaltung des Kooperationsmodells EU-RF in 
Kaliningrad kann man drei Interessenlagen herausstellen, die momentan nicht unbedingt zu 
einer gemeinsamen Strategie der effektiven Entwicklung führen. Da die Kaliningrader 
Problematik für diese Arbeit als sehr wichtige Probe zukünftiger Tendenzen in den EU-RF-
Beziehungen betrachtet wird, wagen wir in den Schlussfolgerungen zu diesem Kapitel einen 
Entwurf - aus unserer Sicht - der drei möglichen Varianten. 
a) Ein realistisches Szenarium (s. Fazit, Kap. 7) 
Als Vorteil dieses Szenariums ergibt sich aus unserer Sicht, dass der Spielraum für die 
regionalen Entwicklungskonzepte momentan groß bleibt. Das erweist sich auch gleichzeitig 
als Nachteil, denn die tatsächlichen Fortschritte sind kaum zu bewirken.  
Die Rolle des Kaliningrader Gebiets wurde in den Kapiteln 6 2 und 6 3 unter 
Berücksichtigung der folgenden Aspekte betrachtet: 
der nationalstaatlich-politische Aspekt der 
Zentrum-Gebiet724-Beziehungen 
der sicherheitspolitische Aspekt der 
Beziehungen zwischen Russland und den 
EU-Nachbarn 
der historisch-politische Aspekt der 
Zentrum-Gebiet-Beziehungen 
der historische Aspekt der Beziehungen 
zwischen dem Kaliningrader Gebiet und 
seinen EU-Nachbarn. 
der wirtschaftliche Aspekt der Zentrum-
Gebiet-Beziehungen 
der wirtschaftliche Aspekt in den 
nachbarschaftlichen Beziehungen  
der regionalpolitische Aspekt der Gebiet-
Zentrum-Beziehungen 
der europapolitische Aspekt der 
Beziehungen zwischen dem Kaliningrader 
Gebiet und seinen EU-Nachbarn 
 
Abschließend kann man sagen, dass der sicherheitspolitische versus nationalstaatliche Aspekt 
zu den Störfaktoren für die Entwicklung des Kaliningrader Gebiets als eine EU-RF-
                                                 
723 Vgl. ebenda, S. 26-29 
724 Der Begriff „Gebiet“ entspricht in diesem  Schema dem Begriff „Region“  
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Kooperationsregion gehört. Innenpolitisch bedeutet es die Auswirkungen der Politik der 
Konstituierung eines Nationalstaates und der Schadensbegrenzung725 der imperialen Verluste. 
Außenpolitisch erweist es sich als Versuch, die Folgen der EU-Osterweiterung aufzufangen. 
Im sicherheitspolitischen Bereich ist die EU - aufgrund ihrer Beziehungen zu den 
Ostseeanrainerstaaten und ihrer zahlreichen Kanäle für den politischen Dialog - imstande, 
einen Stabilitätsbeitrag in dieser Region zu leisten, außerdem spielen solche Organisationen, 
wie die OSZE, im Ostsee-Raum eine große politische Rolle, denn ihr Potenzial zur Erhöhung 
regionaler Sicherheit durch die Zusammenarbeit bei den vertrauensbildenden Maßnahmen 
wird bislang nicht hinreichend genutzt.726 Im Gegensatz zur reformbedürftigen NATO kann 
die OSZE in dieser Kooperation mit keinem Ballast der vergangen Zeiten in Verbindung 
gebracht werden. 
Wie diese Untersuchung gezeigt hat, bildet der historisch-politische Aspekt sowohl ein Risiko 
als auch eine Chance. In der Gesellschaft besteht ein Generationenkonflikt, der durch die 
verschiedenen Erfahrungen von drei Generationen der Kaliningrader bestimmt wird. Die 
Rolle der Historie darf weder unterschätzt noch überschätzt werden, denn die 
Betrachtungsweise hängt von der Interessenlage der Betroffenen ab. Die politische 
Meinungsbildung verläuft in den regionalen Diskussionen oft in geschichtlichen Parallelen, 
um ein gewisses Ergebnis zu erreichen. Die Geschichte der Region ist ein Teil der 
europäischen Geschichte und bildet eine Grundlage für die europäische Identität dieser 
Region.  
Die Geschichte als Entwicklungsprozess ist für die Region heute dadurch gekennzeichnet, 
dass der europapolitische Aspekt eine besondere Bedeutung erlangt. Die Folgen des 
europäischen Integrationsprozesses betreffen nach der Osterweiterung das Kaliningrader 
Gebiet und seine Einwohner unmittelbar in ihrem Alltag. Das Ausmaß der persönlichen 
Betroffenheit berechtigt jeden Bürger der Region zur Teilnahme an der Gestaltung der 
zukünftigen EU-KG-RF-Beziehungen. Für den Interessenausgleich in diesem Dreieck reicht 
die fragmentarische bilaterale Kooperation im EU-RF-Rahmen nicht aus.  
Es entsteht ein direkter Zusammenhang mit dem regionalpolitischen Aspekt im Bereich der 
Beziehungen sowohl zwischen dem Kaliningrader Gebiet und dem Moskauer Zentrum 
                                                 
725 Der Begriff „Schadensbegrenzung“ wird hier im anderen Kontext als ursprünglich verwendet. Vgl. bei 
Ginzburg, S., Die Interessen der Kaliningrader sind die Interessen Russlands, in: Osteuropa, Jg. 53, Heft 2-3, 
Februar/März 2003, S. 389. „Das größte Dilemma der russischen Europapolitik vor dem Hintergrund der 
Osterweiterung besteht darin, dass sie zwischen einer Politik der Schadensbegrenzung und Nutzenmaximierung 
zu wählen hat.“ 
726 Vgl. Ischinger, W., Nicht gegen Russland, Sicherheit und Zusammenarbeit im Ostseeraum,  
in: Internationale Politik, No. 2, 1998, S. 33-40 
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innerhalb der Föderation als auch zwischen dem Kaliningrader Gebiet und dem Brüsseler 
Zentrum. Die Herausforderung der Entwicklung mit Russland, Polen und Litauen als einer 
Strategie für die direkte Kooperation in der Region stellt sich als primäre Aufgabe der EU dar, 
um zu sichern, dass das Kaliningrader Gebiet als eine europäische Ostseeregion innerhalb der 
Russischen Föderation die endogenen Potenziale nutzen kann.727 Die Entwicklung des 
Kaliningrader Gebiets verläuft zur Zeit im Rahmen der funktionalistischen Logik. Die 
Konzepte für notwendige Integrationsräume (s. Kap. 7) sind jedoch mehr formaler als 
inhaltlicher Natur. Ein Beweis dafür ist die durch die wirtschaftlichen Interessen bestimmte 
Konzentration auf den wirtschaftlichen Aspekt der EU-RF-Beziehungen.  
b) Ein pessimistisches Szenarium (s. Fazit, Kap. 7)  
bedeutet die Stagnation für das Kaliningrader Gebiet, die kompromisslose Konsequenz bei 
der Durchführung der föderalen Reformen ohne Kompetenzverlust für das föderale Zentrum 
der RF, was eine Krisenregion an der Außengrenze für die EU zur Folge hat. Das könnte 
infolge der Fortsetzung einer Politik des Reagierens von der Seite der EU und der RF 
passieren.  
Das Kaliningrader Gebiet schließt seine Entwicklung zur einer Peripherie der EU-RF-
Beziehungen ab. Man könnte in diesem Falle behaupten, dass die Folgen der EU-
Osterweiterung und somit der friedliche Prozess europäischer Integration beeinträchtigt sein 
würde. 
c) Ein optimales Szenarium (s. Fazit, Kap. 7)  
bedeutet kontinuierliche fortschrittliche Entwicklung für das Kaliningrader Gebiet, die 
Stärkung der Russischen Föderation durch die erstarkte Region mit dem Modellcharakter für 
die Beziehungen mit der EU, das Modell der effizienten Bewältigung der Probleme nach der 
EU-Osterweiterung in Bezug auf die nicht assoziierten Staaten. 
Es würde verlangen, dass die „regionale Entwicklungsstrategie“728 greifen würde, die die 
Vorgehensweisen der Wahrnehmung und Einbeziehung der endogenen Potenziale, Themen 
und Akteure sowie der Erprobung neuer Kooperations- und Finanzierungsformen und der 
neuen Gewichtung der politischen Relevanz vorsieht.729  
                                                 
727 Vgl. Veronurm, I., a.a.O., April 2003, S. 78-82 
728 Zum Begriff s. Danielzyk, R., Regionalisierte Entwicklungsstrategien – „modisches“ Phänomen oder neuer 
Politikansatz?, in: Momm, A., Löckener, R., Danielzyk, R., Priebs, A. (Hrsg. i. A. des Deutschen Verbandes für 
Angewandte Geographie e.V.), Regionalisierte Entwicklungsstrategien, Beispiele und Perspektiven integrierter 
Regionalentwicklung in Ost- und Westdeutschland, Material zur angewandten Geographie, Bd. 30, Kuron, Bonn 
1995, S. 9–19 
729 Vgl. Danielzyk, R., a.a.O., 1995, S. 12 
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Russland könnte die „Bühnen“730 verschiedener internationaler Organisationen nutzen, um 
sein unstabiles Image eines schwerfälligen, „zu großen“ Landes loszuwerden. Dafür sollten 
die innenpolitischen Reformen vorangetrieben werden, die in erster Linie nicht die 
Konzentration der Macht und der Kompetenzen in einem Zentrum anstreben, sondern ihre 
subsidiäre Aufteilung und Wirkung. Solange die Beziehungen zwischen dem Moskauer 
Zentrum und dem Kaliningrader Gebiet die Mängel aufweisen, die von Angst zeugen, einen 
neuen Separationspräzedenzfall zu schaffen, wird sich die europäische Politik Russlands im 
Rahmen politischen Taktierens bewegen. 
Momentan ist es nicht denkbar, dass eine russische Region in irgendeiner Form an solchen 
europäischen Institutionen teilnimmt, wie z.B. dem Ausschuss der Regionen, es sei denn in 
Form eines Gaststatus. Es ist aber im Sinne der nationalstaatlichen Interessen Russlands, dass 
die von den postsowjetischen Staaten auf den Weg gebrachten Integrationsversuche in Form 
der GUS einige Fortschritte aufweisen. Der Ausbau des institutionellen Rahmens der GUS 
dürfte in keinem Fall an die dominante Stellung innerhalb der Sowjetunion erinnern.  
Russland könnte eine Initiative über die Schaffung eines „GUS-Regionsausschusses“ für die 
Kooperation auf der GUS-EU-Ebene vorantreiben.  
Das hätte sowohl außen- als auch innenpolitisch einige Vorteile: 
- Russland würde nicht mehr als ein National-Drittstaat ohne Beitrittsperspektive mit der 
EU verhandeln, sondern würde einen substaatlichen institutionellen Rahmen schaffen 
- Der Versuch der östlichen Integrationsvariante würde dadurch mehr Beachtung und Inhalt 
gewinnen 
- Aus den postsowjetischen, teilweise mit Russland nur durch die wirtschaftlichen Nöte und 
geografische Lage verbundenen Staaten, würden Partnerstaaten werden 
- Russland würde nicht nur versuchen, der EU-Integrationsdynamik und dem USA-NATO-
Einfluss in den postsowjetischen Ländern zu widerstehen, sondern es würde sich 
selbständig innerhalb eines gesamteuropäischen Integrationssystems entwickeln 
- Russland würde nicht nur Integrationsräume, sondern Integration betreiben 
- Die Regionen würden sich zu einer tragenden Substanz der Föderation entwickeln 
- Die Föderalbezirke der Russischen Föderation würden die Möglichkeit der direkten 
Kooperation mit den Regionen über die beiden Ausschüsse der Regionen bekommen 
- Die außenpolitischen (möglicherweise separatistischen) Tendenzen innerhalb der 
Föderation würden auf der substaatlichen Ebene begrenzt werden 
                                                 
730 „Russland könnte ein Feld gesunder Konkurrenz zwischen all den Kooperationsmechanismen 
schaffen...“, s. Interview mit Prof. W. Kriwoscheew, Antwort auf Frage 7 im Anhang 9 6 7 
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Eine solche Entwicklung würde voraussetzen, dass nicht nur die Alleinzuständigkeit des 
föderalen Zentrums als eines Garanten für die innenpolitische Stabilität, sondern auch die 
Alleinverantwortung für die Lösung der regionalen Probleme reduziert wäre.  
Innenpolitisch erscheint die beschriebene Entwicklungsrichtung vor dem Hintergrund der 
vom föderalen Zentrum durchgeführten Reformen auf den ersten Blick mit dem Risiko des 
Machtverlusts des Zentrums verbunden. Das ist momentan angesichts der zentralpolitischen 
Einstellung zur Rolle des Föderationsrates undenkbar.  
Paradoxerweise ist der Versuch, die „Vertikale der Macht“ aufzubauen, ein Grund dafür, 
warum die Gleichstellung nicht durch die Begrenzung, sondern durch das Angebot der 
gleichen Möglichkeiten stattfinden sollte. Fast schon als Nebeneffekt erscheint der Ausgleich 
der Asymmetrie in der Beziehung der Föderationssubjekte innerhalb der Föderation. 
Außenpolitisch würde Russland nicht nur durch die Bestätigung des demokratischen 
Wandels, sondern auch durch die neuen Kooperationsmöglichkeiten gewinnen. 
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7 Vergleichende Gesamtanalyse: Szenarienbildung EU - RF  
Eine vergleichende Gesamtanalyse fasst die Ergebnisse der Untersuchung zusammen. 
Aufgrund der im sechsten Kapitel stattgefundenen Analyse und der dargestellten möglichen 
Entwicklungsszenarien in Bezug auf das Verhältnis zwischen dem Kaliningrader Gebiet, der 
Russisschen Föderation und der Europäischen Union werden die Ergebnisse in Form von 
Tabellen im Fazit des Kapitels zusammengefasst.  
Das Hauptaugenmerk richtet sich dabei auf die ungelösten Probleme und Konfliktfelder.731
Die Aktualität der vorgelegten Untersuchung wurde schon in der Einführung zu dieser Arbeit 
begründet. Der theoretische Rahmen der Untersuchung wurde durch Darstellung und Analyse 
dreier wichtiger europäischer Prozesse abgesteckt: Der Demokratisierungsprozess in 
Russland, der Integrationsprozess in der erweiterten EU und der Friedensprozess in 
Gesamteuropa.  
Die Problemfelder sowohl der Transformation als auch der Transformationsforschung wurden 
im zweiten Kapitel dargestellt. Die Gleichzeitigkeit der Veränderungsprozesse im 
Systemwechsel erlaubt nicht, die Analyse nur auf wenige Variablen zu begrenzen. Die 
Transformationsforschung stützt sich auf die Ansätze der Ursachen- und 
Folgenuntersuchungen im Rahmen der Demokratietheorie. Dabei sind die einzelnen 
Fallstudien ein unvezichtbares Element für die Vergleichsanalyse. In der Diskussion über die 
Transformationsforschung etabliert sich der evolutionstheoretische Ansatz, der nicht 
ausschließlich auf den Untersuchungsergebnissen der verschiedenen Disziplinen basiert, 
sondern die Makro- und Mikroebene der Transformationsprozesse sowie die 
länderspezifischen Besonderheiten gleichermaßen einbezieht. Da die Entwicklung des 
Verhältnisses Russlands zum europäischen Integrationsprozess im Mittelpunkt steht, wurde 
das Analyseschema der Transformationsprozesse in Russland vorgeschlagen. Den 
Schwerpunkt der Untersuchung sollte das russische Föderalismusmodell mit den festgelegten 
Aspekten der Zentrum-Region-Verhältnisse bilden.  
Für das Hauptthema der Untersuchung war der historische Kontext der Entwicklung des 
gesamteuropäischen Einigungsprozesses nach dem II. Weltkrieg durch die KSZE wichtig. 
Aus der Perspektive der Europapolitik der Weltmächte wurde der Wandel der bilateralen 
                                                 
731 “Scenario analysis is a tool for thinking systematically about the future. Scenario analysis outlines possible 
scenarios of the future, explains the driving forces behind these scenarios, and explores the practical implications 
of the scenarios. Scenario analysis is not an instrument for foretelling the future. It does not offer precise 
predictions about the probability of different scenarios, even if the level of uncertainty surrounding the driving 
forces in the scenarios is discussed. Its role in policy making is to encourage us to think about the alternative 
futures, including the unlikely and even unthinkable ones, thus helping us to prepare for the future.” Heikka, H., 
a.a.O., 2003, p. 9 
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Außenpolitik dargestellt, der seinen Ausdruck in den Ergebnissen des Helsinki-Prozesses 
gefunden hat. “The world of governments and the world of peoples have always co-existed, 
overlapped and interfered with each other...“732 Der Helsinki-Prozess hat nicht nur in seiner 
„Menschlichen Dimension“ Erfolge vorzuweisen, sondern er stellt einen der historischen 
Abläufe dar, die - durch die Entwicklung der wesentlichen Bereiche der internationalen 
Beziehungen - die Akteure dem Ziel der internationalen Politik – der Erhaltung des Friedens 
in all seinen Variationen - näher gebracht haben. Die Rolle der institualisierten Fortsetzung 
des Helsinki-Prozesses – der OSZE – wurde insbesondere in Bezug auf ihre 
gesamteuropäische Erfahrung analysiert.  
Die Bedeutung der OSZE für das Verhältnis zwischen Russland und der EU wird durch 
offizielle Vorhaben733 bestätigt. Zu den Schwerpunkten zählt die Aktivierung der 
Zusammenarbeit mit dem Ziel der Erhaltung der OSZE als einer Hauptgrundlage für die 
europäische Sicherheit, wobei die Konsensmethode im Entscheidungsverfahren unbedingt 
beibehalten werden sollte.734 Außerdem wird die Fortsetzung der Zusammenarbeit mit der EU 
in den Fragen der Vorbeugung von Konflikten im OSZE-Raum angestrebt.735
Die Regionalisierungsprozesse in der erweiterten EU und in der Russischen Föderation 
werden im vierten Kapitel aus der gesamteuropäischen Perspektive betrachtet. Nach der EU-
Osterweiterung ist die Problematik der politischen Finalität der EU in den Vordergrund 
gerückt. In welchem Stadium befindet sich dieser EU-Integrationskomplex und welche 
Chancen hat er sich bewahrt? Ist die EU nur „prosperous joint venture“736 oder die 
Gemeinschaft der Werte? Diese Fragen bilden die Grundlage der Analyse. Die 
innergemeinschaftlichen Problemfelder werden insbesondere an dem Konfliktpotenzial der 
EU-Strukturpolitik festgestellt. Die Lösungsmöglichkeiten werden mit der Verwirklichung 
des Subsidiaritätsprinzips sowohl auf der Ebene der Union als auch auf der Ebene der 
europäischen Regionen verbunden. Die Funktionsweise der Europäischen Union als eines 
Mehrebenensystems steht in keinem Widerspruch zur angestrebten Gemeinsamen 
Außenpolitik der EU. Zu den Ursachen der stockenden Entwicklung der GASP werden in der 
                                                 
732 Hill, C., The Changing Politics of Foreign Policy, Palgrave Macmillan, Houndmills, Basingstoke, Hampshire, 
New York 2003, S. 187 
733 Vgl. Strategija raswitija otnoschenij Rossijskoj Federazii s Ewropejskim Sojuzom na 
srednesrotschnuju perspektiwu (2000–2010 gg.), a.a.O., vom 25.05.2005, eigene Übersetzung 
734 Vgl. ebenda 
735 Vgl. ebenda 
736 Hill, C., a.a.O., 2003, S. 192 
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Literatur einige Punkte genannt.737 Die Frage nach der inneren und äußeren 
Integrationsfähigkeit der EU bleibt davon abhängig, welche konzeptionellen Entscheidungen 
sowohl in Bezug auf die Finalitätszielsetzung der EU selbst als auch in Bezug auf die 
Beziehungen zu den Drittländern, die ohne Perspektive und Anspruch auf den Beitritt zur 
Europäischen Union sind, langfristig verfolgt werden. 
Der Transformationsprozess in Russland ist von der Perspektive der Demokratisierung der 
Föderation aufgrund des Subsidiaritätsprinzips abhängig. Im Laufe der Recherchen ist das 
Ergebnis immer deutlicher geworden, dass das asymmetrische Verhältnis in den Zentrum-
Peripherie-Beziehungen durch die laufenden Reformen eher verstärkt wird. Außerdem pflegt 
das föderale Zentrum weiterhin die bilaterale Tradition des exklusiven Verhältnisses mit 
einigen Regionen, anstatt sich durch die Reformen an der hierarchischen Vorgehensweise 
innerhalb des föderalen Staates etwas ändert. Die Stärkung der Kontrollmechanismen führt 
dazu, dass die Tradition des einheitlichen Staates fortgesetzt wird. Langfristig wäre aber - aus 
unserer Sicht - die Überwindung der regionalen Divergenzen durch den Aufbau eines 
subsidiären Verhältnisses in einer Vielvölker-Föderation effizienter. Das Verhältnis Zentrum - 
Region sollte sich zum Verhältnis Föderation - Region entwickeln. Die interne und externe 
Integrationsfähigkeit als Ziel der Transformationsprozesse in Russland ist von der 
zukünftigen Rolle der Region als einer Integrationseinheit abhängig, weil nicht nur die 
Stabilität der einzelnen Komponenten, sondern auch die Balance der gegenseitigen Prozesse 
ein stabiles föderalistisches System ausmacht. 
Im fünften Kapitel wurden in einer vergleichenden Analyse der Präsidentschaften von B. 
Jelzin und W. Putin die Konstanten der Transformationsprozesse in Russland untersucht. Die 
Entwicklung zeigt, dass der Demokratisierungsprozess in Russland nicht nur Fortschritte, 
sondern auch Rückschritte aufzuweisen hat.738 Die Einbeziehung der sich neu formierenden 
Zivilgesellschaft in die Reformprozesse erscheint in der Vielvölker-Föderation Russland nur 
aufgrund des europäischen föderalistischen Prinzips „Vielfalt in Einheit“. Die innere und 
                                                 
737 die fehlende Interessendefinition, das Einstimmigkeitsprinzip, die Mängel in der Vertretung der Union nach 
außen, der schwach ausgeprägte politische Wille für die Überwindung der Unterschiede der nationalen 
Interessen sowie der Durchsetzungskraft in der Verteidigungspolitik, Vgl. Gottschald, M., a.a.O., 2001, S. 128 
738 „In recent years the Russian government has undermined human rights and the rule of law at home and in this 
regard degraded its obligations in the context of its E.U. relationship. … the E.U. has too often allowed its own 
public statements to be weakened and failed to establish clear and verifiable human rights and rule of law 
benchmarks in the context of implementing its Partnership and Cooperation Agreement and its Russian 
Strategy.” Leicht, L., EU-Russia Summit: A Time for Change, HRW (Human Rights Watch) Letter to the 
European Union, Brussels, October 6, 2004, in: WebWW http://hrw.org/English/docs/2004/10/06/ 
russia9699.txt.htm, vom 07.12.2004 
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äußere Integrationsfähigkeit Russlands wäre auf der Basis eines subsidiär entwickelten 
Föderalismus möglich. Die unterschiedlichen Auffassungen vom Föderalismus haben 
Auswirkungen auf die gegenseitigen  EU-RF-Beziehungen. Die EU könnte nach der 
Osterweiterung durch ein gesamteuropäisches Integrationskonzept in Form einer auf 
mehreren Ebenen vollendeten Föderation neue Entwicklungschancen bekommen. In Bezug 
auf das EU-RF-Verhältnis würde das bedeuten, dass die Entwicklungen innerhalb der 
Russischen Föderation nicht unter dem Aspekt der Schadensbegrenzung für die EU in Europa 
wahrgenommen werden würden, sondern eine noch größere Grundlage für die Kooperation 
bieten würden. 
Im sechsten Kapitel steht eine russische Region in Europa im Mittelpunkt der Betrachtung, 
denn dem regionalpolitischen Aspekt der Gebiet-Zentrum-Beziehungen kommt aus unserer 
Sicht eine zentrale Bedeutung zu. Die Ergebnisse der Analyse zur Lage einer russischen 
Region könnte man mit der Formel der gleichzeitigen Herausforderung und Chance 
beschreiben, einmal aus innenpolitischer, aber auch aus außenpolitischer Sicht. Innenpolitisch 
gesehen können neue Methoden im Verhältnis zwischen dem föderalen Zentrum und den 
Regionen ausgearbeitet werden. Außenpolitisch betrachtet kann das Modell einer EU-RF-
Kooperationsregion durch Erfahrungen konkretisiert werden. Vor dem Hintergrund der 
innenpolitischen Reformen der russischen Regierung wurde sowohl die föderale als auch die 
regionale Gesetzgebung unter dem Aspekt der Entwicklung der Zentrum-Region-Beziehungen 
untersucht. Es wurde festgestellt, dass der „regionalpolitische Aspekt“ die zukünftige 
Entwicklung - trotz der starken Rolle des „nationalstaatlichen Aspekts“ der Zentrum-Region-
Beziehungen - mitbestimmen wird, und die Entwicklung der EU-RF-Kooperation unter dem 
„europapolitischen Aspekt“ beeinflussen wird. Die Entwicklung des Kaliningrader Gebiets 
findet momentan fragmentarisch in verschiedenen Interessensbereichen der EU-RF-
Kooperation statt. Die Finalitätsansprüche sowohl der erweitereten Europäischen Union als 
auch der Russischen Föderation sind nicht klar. Die Entwicklungsgrundlage jeder Art der 
Kooperation wird von der Schaffung klarer Konzepte in der innen- und außenpolitischen 
Integrationsstrategie Russlands und in der innen- und außenpolitischen EU-
Integrationsstrategie abhängen. 
Seit dem Abschluss des PKA-Abkommens gehören die regelmäßig stattfindenden EU-RF-
Summits zu den Instrumenten. Im Mai 2003 wurde auf dem Summit in St. Petersburg im 
Rahmen des existierenden PKA-Abkommens das Entwicklungskonzept der Einrichtung von 
vier gemeinsamen Räumen (dem gemeinsamen Raum für Wirtschaft, dem gemeinsamen 
Raum für Freiheit, Sicherheit und Rechtlichkeit, dem gemeinsamen Raum für 
Außensicherheit und dem gemeinsamen Raum für Forschung, Bildung und Kultur der EU-
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Russland-Beziehungen) beschlossen.739 Im November 2004 wurde das PKA-Abkommen auch 
für die Kooperation mit 10 weiteren EU-Mitgliedern von russischer Seite ratifiziert.740 Der 
Raum der Zusammenarbeit ist also noch größer geworden. Dabei ist sicherlich die Qualität 
von Bedeutung. Die Kooperationsbereiche sind die gemeinsamen Interessensbereiche (s. 
Anhang 9 5 1). Die Realisierung der Ziele in den verschiedenen Integrationsräumen hängt von 
der Ausarbeitung der funktionsfähigen Instrumente ab. Die sogenannten „Road Maps“ 
werden für jeden der Integrationsräume ausgearbeitet, um als detaillierte Handlungspläne zu 
dienen.  
Die EU-RF-Kooperation in vier Integrationsräumen stellt die Anpassung an die Struktur und 
Funktionsweise der EU dar. Die bekannten „drei Pfeiler“ der EU, die den einheitlichen 
institutionellen Rahmen darstellen, entsprechen - aus unserer Sicht - teilweise den inhaltlichen 
Schwerpunkten der vereinbarten EU-RF-Integrationsräume.  
Bei der Unterzeichnung des PKA-Abkommens wurde eine der Prioritäten der Kooperation 
festgelegt: ”The Parties shall strengthen cooperation between them on regional development 
and land-use planning. They shall encourage exchange of information by national, regional 
and local authorities on regional and land-use planning policy and on methods of formulation 
of regional policies with special emphasis on the development of disadvantaged areas. They 
shall also encourage direct contacts between the respective regions and public organizations 
responsible for regional development planning with the aim, inter alia, to exchange methods 
and ways of fostering regional development.”741
Zu den strategischen Zielen der EU gehört - seit der Vereinbarung der Gemeinsamen EU-
Strategie für Russland742 - die Absicht, mit Russland auf dem föderalen, regionalen und 
lokalen Niveau mitzuarbeiten, um zu dem erfolgreichen Entwicklungsprozess der politischen 
                                                 
739 S. in: WebWW http://www.europa.eu.int/comm/external_relations/russia/summit_11_04/m04_ 
268.htm, vom 25.11.2004 
740 EU-Russia Summit on 25 November 2004, in The Hague, in: WebWW http://www.europa.eu.int/ 
comm/external_relations/russia/summit_11_04/index.htm, vom 24.11.2004 
741 Agreement on Partnership and Cooperation, (Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur 
Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedern einerseits und 
der Russischen Föderation andererseits), in Englisch, Title VII, Art. 73, Regional development, p. 65, in: 
WebWW http://europa.eu.int/comm/external_relations/ceeca/pca/pca_russia.pdf, vom 08.11.2004 
742 Common Strategy of the European Union on Russia, of 4 June 1999, (1999/414/CFSP), in English, in: 
WebWW http://www.europa.eu.int./comm/external_relations/ceeca/com_strat/russia_99.pdf,  
vom 29.03.2005; 
in Russisch: Kollektiwnaja Strategija ewropejskogo Sojuza po otnoscheniju k Rossii, Köln 03.06-04.06.1999, in: 
Gorodilow, A., Dudarjew, M., Kargopolow, S., Kulikow, A., i dr., a.a.O., 2003, S. 474-487 
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und wirtschaftlichen Umgestaltung Russlands beizutragen.743 Dieser Prozess findet nur 
zögernd statt. Aus taktischen Überlegungen wird die direkte Kooperation mit den Regionen in 
den Rahmen der EU-Russland-Kooperation eingebettet. Strategisch scheint diese 
Vorgehensweise nicht effektiv genug zu sein, um wirkliche Ergebnisse auf lange Sicht zu 
schaffen. Das Bild eines zentralistisch strukturierten Russlands mag in vielen Zügen der 
momentanen Wirklichkeit Rechnung tragen, es entspricht aber nicht dem Anspruch auf eine 
Entwicklung der Beziehungen für die Zukunft.  
„Ein Grundproblem gegenüber dem Modell der (Voll)-Mitgliedschaft und dem der 
Wirtschaftsintegration (EWR) bleibt, dass in den letzten Jahren die Wirksamkeit 
institutioneller Arrangements und wirtschaftlich-finanzieller Programme inklusive der 
Monitoring- und Prüfinstrumente eng mit der Beitrittsperspektive beziehungsweise der 
Beitrittsfähigkeit der Zielländer verbunden war. An die Stelle der Beitrittsperspektive könnte 
im Rahmen eines kriterien- und konditionsgesteuerten Nachbarschaftsprozesses als 
„Belohnung“ nur die Verbesserung der tatsächlichen wirtschaftlichen und politischen 
Situation in den Ländern treten. Dafür müsste die EU im Zweifel bereit sein, Konzessionen an 
die Doktrin des Freihandels oder an die Demokratieforderungen zu machen.“744
Die Idee einer „Pilotregion“ für die Zusammenarbeit zwischen der EU und der RF muss in 
Bezug auf das Kaliningrader Gebiet noch mehr „mit konkretem Inhalt gefüllt werden.“745 
Dabei rückt aus ökonomischer Sicht „die Gestaltung eines gemeinsamen europäischen 
Wirtschaftsraumes als Vorstufe zum gemeinsamen Markt vom Atlantik bis zum Pazifik“746 in 
den Vordergrund. Die politische Dimension der Entwicklung muss in diesem Zusammenhang 
nicht nur Mittel zum Zweck darstellen. Ohne die permanente Rücksicht auf die Interessen der 
kleinsten Einheit - der Region - bleiben die allgemeinen Ziele Form ohne Inhalt. 
Zum Merkmal der russischen Europa-Politik sollte der Vorrang der strukturellen Ebene der 
EU-Russland-Beziehungen vor den persönlichen Beziehungen auf bilateraler Ebene 
werden.747 Die in der Vergangenheit betriebene bilaterale Kooperation zwischen den EU-
Nationalstaaten und Russland muss durch eine Polyphonie-Kooperation der europäischen 
Regionen überwunden werden. 
 
743 Vgl. Kollektiwnaja Strategija ewropejskogo Sojuza po otnoscheniju k Rossii, Köln 03.06-04.06.1999, in: 
Gorodilow, A., Dudarjew, M., Kargopolow, S., Kulikow, A., i dr., a.a.O., 2003, S. 474 
744 Lippert, B., Glanzloser Arbeitserfolg von epochaler Bedeutung: eine Bilanz der  
EU-Erweiterungspolitik 1989-2004, in: Lippert, B. (Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 57 
745 Mau, W., Kaliningrad: Nakasat` sa udwojenie? in: Zeitung „Wedomosti“, N 140 (1421), vom 02.08.2005, in: 
WebWW http://www.vedomosti.ru/newspaper/article.shtml?2005/08/02/95322, vom 02.08.2005 
746 ebenda 
747 Vgl. Alexandrova, O., a.a.O., 2003, S. 26 
Fazit:  
Szenarium I, Entwicklungsoption (realistisch) 
 KG RF EU 
KG Ziel: die Akzeptanz der Rolle als eine  
         EU-RF-Kooperationsregion 
Mechanismus: die Entwicklung in den  
         Kooperationsräumen  
 
Ziel: die Akzeptanz der Rolle als eine EU-RF  
         Kooperationsregion 
Mechanismus: der Konsens der politischen Akteure  
         über die Zugehörigkeit zum Föderationsgefüge  
         der RF 
Ziel: die Akzeptanz der Rolle als eine EU-RF- 
         Kooperationsregion 
Mechanismus: die Entwicklung der Netzwerke für  
         die grenzüberschreitende Zusammenarbeit  
         durch die Interessen und den Einfluss der  
         direkten EU-Nachbarstaaten  
RF Ziel: Durchsetzung der zentralistischen Tradition  
         im Verhältnis Zentrum - Region mit der  
         Option minimaler Zugeständnisse aus der  
         außenpolitischen Notwendigkeit 
Mechanismus: Taktische Entscheidungen ohne  
          klare strategische Lösungen 
Ziel: die nationalstaatliche territoriale Integrität  
Mechanismus: zentralistisch organisierte  
         Föderationssubjekte in einem uneffektiven  
         zentralistischen Staat 
  
Ziel: die Schadensbegrenzung der imperialen  
         Verluste und der EU-Osterweiterung 
Mechanismus: die fragmentierte Kooperation  
         durch die Integrationsräume 
EU Ziel: die Schadensbegrenzung der EU- 
        Osterweiterung 
Mechanismus: Die Einbindung der Kaliningrad- 
         Frage in den Rahmen der bilateralen EU- 
         RF-Beziehungen 
Ziel: die Schadensbegrenzung der EU- 
         Osterweiterung 
Mechanismus: die fragmentierte Kooperation durch  
          die Integrationsräume 
Ziel: die EU-Innenpolitik nach der Ost- 
         Erweiterung 
Mechanismus: das Subsidiaritätsprinzip 
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Szenarium II, Peripherie-Entwicklungsoption (pessimistisch) 
 KG RF EU 
KG Ursache: die Stagnation der Entwicklung in  
                allen Bereichen 
 
Folge: die Peripherie der EU-RF-Beziehungen  
Ursache: die Abhängigkeit vom Zentrum nach dem  
                „sowjetischen“ Modell durch die „neue“  
                 politische Elite mit alten  
                 Verhaltensstereotypen 
Folge: Rückständigkeit innerhalb der Föderation  
            infolge mangelnder Kompetenzen- bzw.  
            Finanzierungsmöglichkeiten 
Ursache: die „Scheinstabilität“ durch die  
                Unterscheidung zwischen den  
                außenpolitisch proklamierten und  
                innenpolitisch umgesetzten  
                Zielsetzungen  
Folge: die wirtschaftliche Rückständigkeit und  
            politische Isolation unter den EU-Nachbarn 
RF Ursache: Die Stärkung der zentralistischen  
                Tradition durch die Alleinzuständigkeit  
                des föderalen Zentrums 
Folge: Die Peripheriestellung in der RF   
Ursache: der Scheinföderalismus  
Folge: Die Schwächung der föderalistischen  
            Grundlagen durch die Begrenzung oder  
            unklare Definition der Kompetenzen 
Ursache: die Schadensbegrenzung der „imperialen  
                Verluste“ und der EU-Osterweiterung 
Folge: Verlust der innen- und außenpolitischen  
             Integrationsfähigkeit 
EU Ursache: die Schadensbegrenzung der EU- 
                Osterweiterung durch die Minimierung  
                der Sicherheitsrisiken an den  
                Außengrenzen  
Folge: „Scheinstabilität“ - zusätzliches  
            Gefahrenpotenzial und Kosten für die  
            Beseitigung der negativen Folgen der  
            Nachbarschaft  
Ursache: die Fortsetzung der bilateralen  
                Kooperationsstrategie  
Folge: die Förderung der regionalen  
            Zusammenarbeit nur über die föderal  
            gesteuerten Strukturen 
Ursache: der funktionalistisch gesteuerte  
                 Integrationsprozess  
Folge: Verlust der Handlungsfähigkeit  
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 KG RF EU 
KG Ziel: die Akzeptanz der Rolle als eine  
         europäische Kooperationsregion  
Mechanismus: die Entwicklung der Netzwerke   
         für die grenzüberschreitende  
         Zusammenarbeit  
Ziel: Entwicklung der Zentrum-Gebiet Beziehungen    
         aufgrund des Subsidiaritätsprinzips  
Mechanismus: die Erweiterung der Kompetenzen    
         innerhalb der RF 
Ziel: der Knotenpunkt der West-Ost-Integration 
Mechanismus: die direkte Kooperation mit den  
        EU-Regionen, die von Brüssel und Moskau  
        unterstützt wird; die Teilnahme an den  
        Mechanismen der EU-Strukturpolitik, die   
       grenzüberschreitenden europäischen Regionen 
RF Ziel: KG als eine russische Kooperationsregion  
         in Europa 
Mechanismus: die subsidiäre Aufteilung der   
         Kompetenzen zwischen den   
         Föderationssubjekten und dem Zentrum  
         durch die Stärkung des Föderationsrates 
Ziel: die Funktionsfähigkeit als Föderation (Finalität)   
         durch die Regionen als tragende Substanz der  
         Föderation 
Mechanismus: die Entwicklung einer  
          Innenpolitischen Integrationsstrategie durch   
          die Reform des Föderationsrates 
Ziel: Teilnahme an dem gesamteuropäischen  
         Integrationsprozess 
Mechanismus: Europapolitik auf struktureller   
         Ebene - die Stärkung der außenpolitischen  
          Integrationsfähigkeit durch die GUS durch  
          die Schaffung eines  
           „GUS-Regionsausschusses“ 
EU Ziel: Nutzenmaximierung der EU- 
         Osterweiterung  
Mechanismus: die Stärkung der  
         grenzüberschreitenden Zusammenarbeit an  
         den EU-Außengrenzen  
Ziel: die nachhaltige Kooperation mit der regionalen  
         und der föderalen Ebene 
Mechanismus: die deutliche Trennung der Ziele der  
         EU-und der NATO-Osterweiterung durch die  
         Entwicklung der GASP; die Kooperation über  
         die OSZE und GUS 
Ziel: Funktionsfähigkeit als Föderation (Finalität) 
Mechanismus: die Annahme der Verfassung  
 
Szenarium III, Kooperationsregion-Entwicklungsoption (optimal) 
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9 Anhang 
9 1 Abkürzungsverzeichnis 
a.a.O.   am angegebenen Ort 
Abs.   Absatz 
Art.   Artikel 
Aufl.   Auflage 
bearb.   bearbeitete 
Bd.   Band 
BDIMR Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte (der OSZE) 
BIP   Bruttoinlandsprodukt  
CBC   Cross-Border Cooperation 
CDU   Christlich-Demokratische Union 
CEES   EU-Russia Common European Economic Space 
CSU   Christlich-Soziale Union 
DDR   Deutsche Demokratische Republik 
DGAP   Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik 
Dipl.   Diplom 
Dok.   Dokument 
eds./ed.   edited (englisch) 
EAG   Europäische Atomgemeinschaft 
EAGFL Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft  
EFRE   Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 
EFTA   European Free Trade Association 
EG   Europäische Gemeinschaften 
EGV   Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften  
EGKS   Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
ENP   Europäische Nachbarschaftspolitik 
ENPI   „Europäisches Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument“ 
EPG    Europäische Politische Gemeinschaft  
erweit.   erweiterte 
ESF   Europäischer Sozialfonds 
ESVP   Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU 
EU   Europäische Union 
EURATOM  Europäische Atomgemeinschaft 
EUV   Vertrag über die Europäische Union vom 07.02 1992 
e.V.   eingetragener Verein 
EVG   Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
EVGZ   Europäischer Verbund für grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
EWG   Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
f.   folgende 
ff.   fortfolgende 
FIAF   Finanzinstrument zur Ausrichtung der Fischerei 
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FORESEE “Formation of Russian Expertise to Skills in Environmental Education” 
FRG   Federal Republic of Germany 
FRTD   Facilitated Rail Transit Document 
FTD   Facilitated Transit Document 
FuE   Forschung und Entwicklung 
FWZ   Freie Wirtschaftszone 
GAKO   Gosudarstwennyj Archiw Kaliningradskoj Oblasti 
   Das Staatliche Archiv des Kaliningrader Gebiets 
GARF   Gosudarstwennyj Archiw Rossijskoj Federazii  
(Das Staatliche Archiv der Russischen Föderation) 
GASP   Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU 
gg.   gody (Jahre) 
GmbH   Gesellschaft mit beschränkter Haftung  
GUS   Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
Hrsg./Hg.  Herausgeber, herausgegeben 
i. A.   im Auftrag 
IBRD   Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
i dr.   i drugije (und andere) 
„INTERREG“ eine Gemeinschaftsinitiative des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) für interregionale Zusammenarbeit  
„IPSA“   Instrument for Structural Policies for pre-Accession
IWF   Internationaler Währungsfonds 
Jg.   Jahrgang 
Kap.   Kapitel  
KG   das Kaliningrader Gebiet  
KMU   Kleinere und mittlere Unternehmen 
Kominform  Kommunistisches Informationsbüro 
KPRF Kommunistische Partei der Russischen Föderation 
(Kommunistitscheskaja Partija Rossijskoj Federazii) 
KSE-Vertrag Vertrag über die Reduzierung der konventionellen Streitkräfte in Europa vom 
19.11.1990 
KSTU   Kaliningrader Staatliche Technische Universität 
   (Kaliningradskij gosudarstwennyj technitscheskij uniwersitet) 
KSU Kaliningrader Staatliche Kant-Universität 
(Kaliningradskij gosudarstwennyj uniwersitet imeni I. Kanta) 
KPdSU   Kommunistische Partei der Sowjetunion 
KPRF Kommunistitscheskaja Partjia Rossijskoj Federazii 
(Kommunistische Partei der Russischen Föderation) 
KSZE   Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
LDPR   Liberalno-demokratitscheskaja partija Rossii  
(Liberale demokratische Partei Russlands). 
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MBFR Mutual Balanced Force Reduction ("Gespräche über einen gegenseitigen und 
ausgewogenen Truppenabbau in Europa“) 
m.E. meines Erachtens 
Mio. Million(en) 
Mitarb.  Mitarbeit(er) 
NATO  North Atlantic Treaty Organization  
(Organisation des Nordatlantikvertrags) 
Nr./N   Nummer  
OEEC   Organization for European Economic Cooperation 
(Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit) 
OSZE   Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
„PHARE“ "Poland and Hungary Action for the Reconstruction of the Economy" 
PKA-Abkommen Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
RSFSR Russländische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik 
(Rossijskaja Sowetskaja Federatiwnaja Sozialistitscheskaja Respublika) 
RF   Russische Föderation (Rossijskaja Federazija) 
RGW   Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe  
RDI   Die Kaliningrader Agentur der regionalen Entwicklung 
RDP-„Yabloko“  Rossijskaja demokratitscheskaja partija – Russische Demokratische Partei – 
„Yabloko“ 
S.   Seite(n) 
s.   siehe 
sic! (lat.)  (wirklich) so! 
SPS-Partei   „Sojuz Prawych Sil“ - Union rechter Kräfte 
s.o.   siehe oben 
sog.   sogenannt(e/er/en) 
STRAMAN  „Strategic management in Kaliningrad oblast municipalities“ 
SWZ   Sonderwirtschaftszone  
Tab.   Tabelle 
TACIS   Technical Assistance to the Commonwealth of Independent States
u.a.   unter anderem 
UdSSR   Union der Sowjetischen Sozialistischen Republiken 
UEF   «Union Européenne des Fédéralistes» 
überarb.   überarbeitete 
usw.   und so weiter 
v.   von 
Vgl.   vergleiche 
VN   Vereinte Nationen  
VSBM   Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen 
VVE   Entwurf, Vertrag über eine Verfassung in Europa 
VRF  Verfassung der Russischen Föderation 1993 
VTD “vereinfachte Transitdokumente“ 
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 218
WZIOM das gesamtrussische Zentrum für gesellschaftliche 
Umfragenstudien  
(Wserossijskij zentr isutschenija obschtschestwennogo mnenija) 
WebWW Web World Wide 
z.B.   zum Beispiel 
ZHIDNIKO  Zentr chranenija i isutschenija dokumentow nowejschej istorii Kaliningradskoj oblasti 
(Zentrum für Aufbewahrung und Forschung der Dokumente für neueste Geschichte 
des Kaliningrader Gebiets) 
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9 2 Die OSZE 
9 2 1 Strukturen und Institutionen der OSZE 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gipfeltreffen 
Summit  
Ministerrat  
 
Ständiger Rat  Hoher Rat hochrangiger Beamter + das 
Wirtschaftsforum 
OSZE-
Parlamentarische 
Versammlung  
Forum für 
Sicherheits-
kooperation 
Troika 
(Bulgarien, Slowenien, Belgien) 
Büro für 
demokratische 
Institutionen und 
Menschenrechte  
(Warschau) 
OSZE-Vertreter für 
Medienfreiheit 
 
(Wien)  
Generalsekretär 
 
(Wien)  
Die Beratungskommission 
„Offener Himmel“ 
Die Gemeinsame 
Beratungsgruppe 
Der Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshof  
(Genf) 
Die Kooperationsgremien der OSZE 
OSZE-Teilnahme an der Verwirklichung der bilateralen 
Abkommen  
Hochrangige Plangruppe  
OSZE-Missionen und Aktivitäten in anderen Bereichen  
OSZE-Sekretariat 
 
(Wien)  
Prager Büro 
Hoher Kommissar für 
nationale 
Minderheiten 
 
(Den Haag)  
Persönlicher Vertreter des 
Amtierenden Vorsitzenden 
Amtierender 
Vorsitzender 
(Slowenien 2005) 
 
Quelle: Structures and Institutions, in: WebWW http://www.osce.org/documents/html/pdftohml/13302-
1.pdef.html, vom 05.10.2005,  
vgl. auch Pöllinger, S., Der KSZE/OSZE-Prozeß, a.a.O., Wien 1998, S. 133748
 
748 Vgl. Pöllinger, S., a.a.O., 1998, S. 133 
9 2 2 Mechanismen der „Menschlichen Dimension„ der OSZE 
Mechanismen Inhalt 
„Wiener Mechanismus“ 1989 Der Schwerpunkt des Mechanismus basiert auf der Verpflichtung zum Informationsaustausch zwischen den Teilnehmerstaaten. Dafür 
sind die bilateralen Treffen zwischen den Mitgliedstaaten zum Ziel der Erforschung und Lösung der Fragen der Menschlichen Dimension 
sowie die Bearbeitung der gegenseitigen Informationsanträge zu diesem Thema vereinbart worden. Im Jahre 1990 wurde der 
Mechanismus in Kopenhagen weiterentwickelt. Es wurde eine Bearbeitungsfrist für die Informationsanfragen auf vier Wochen festgelegt. 
Die bilateralen Treffen sollten während der ersten drei Wochen nach dem Antrag aus einem konkreten festgelegten Anlass durchgeführt 
werden. 
„Moskauer Mechanismus“ 1991 Der Mechanismus wurde durch die Einführung der Experten-Liste von den Persönlichkeiten der Teilnehmerstaaten erweitert, die über 
große Erfahrungen auf dem Gebiet der Menschenrechte verfügten und in den sogenannten „Experten-Missionen“ fungieren konnten. (s. 
im Text oben) Im Jahre 1994 wurde in Budapest der Ständige Rat für den Dialog über die Menschliche Dimension gegründet. Der 
Vorsitzende des Ständigen Rates ist bevollmächtigt worden, den Rat über die ernsten Fälle der Verletzung der Vereinbarungen zur 
Menschlichen Dimension zu informieren. Seine Berichte stützten sich sowohl auf die BDIMR-Informationen als auch auf die 
Empfehlungen des Kommissars für nationale Minderheiten und auf die Informationen des Leiters der OSZE-Mission im jeweiligen Staat. 
Der Mechanismus zur Unterstützung der 
Teilnehmerstaaten bei der Bekämpfung 
des Menschenhandels 
(“Mechanism to Assist Participating 
States in Combating Trafficking in 
Human Beings”) 2003 
Der Mechanismus wurde im Jahre 2003 in Maastricht beschlossen. Es wurde der Posten des besonderen Vertreters und die spezielle 
Abteilung beim OSZE-Sekretariat gebildet. Die Ziele betreffen u.a.: a) die Unterstützung der Teilnehmerstaaten bei der Bekämpfung des 
Menschenhandels durch den OSZE-Aktionsplan; b) die Sicherung der Koordination der Aktivitäten bei der Bekämpfung des 
Menschenhandels in allen drei Bereichen der OSZE; c) die Stärkung der Koordination der Aktivitäten zwischen den verschiedenen 
relevanten Organen der Teilnehmerstaaten und zwischen der OSZE und den relevanten Organisationen; d) die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit in die Problematik der Bekämpfung des Menschenhandels;...f) die intellektuelle und technische Unterstützung im Bereich 
der Gesetzgebung und der politischen Entwicklung;...h) die Kooperation mit den nationalen Berichterstattern oder anderen nationalen 
Mechanismen in den Teilnehmerstaaten sowie Monitoring der Aktivitäten der staatlichen Institutionen;...j) die Kooperation und die 
Koordination der Tätigkeit der relevanten internationalen Akteure749
                                                 
749 OSCE Human Dimension Commitments, Vol. 1, Thematic Compilation, 2nd edition, Published by the OSCE Office for Democratic Institutions and Human Rights (ODIHR), in: 
WebWW http://www1.osce.org/publications/odihr/2005/09/16237_440_en.pdf, vom 31.10.2005 „… (j) Co-operate and co-ordinate with relevant international actors such as the 
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Anti-Terroristisches Netzwerk 
(“Counter-Terrorism Network”) 2003 
Im Jahre 2003 beschloss der Ministerrat in Maastricht die Gründung des Anti-Terroristischen Netzwerks ("Counter-Terrorism Network 
(CTN)“). Das Ziel war die Stärkung der Koordination der anti-terroristischen Maßnahmen und der Informationsaustausch zwischen den 
OSZE-Teilnehmerstaaten. „In particular, it aims to strengthen the liaison between the delegations of participating States, counter-terrorism 
officials in capitals and the OSCE Action against Terrorism Unit (ATU).”750 Zu den Aufgaben dieser Einheiten zählt die 
Benachrichtigung der Teilnehmerstaaten über die bilateralen und multilateralen Bildungsmöglichkeiten im Bereich der anti-terroristischen 
Maßnahmen und die Mitarbeit bei der Durchführung solcher Programme. Außerdem koordiniert und unterstützt die OSZE die anti-
terroristischen Aktivitäten, einschließlich der Unterstützungsprogramme und Workshops unter Berücksichtigung der effektiven 
Ressourcennutzung und Vermeidung der Verdoppelungen. Für den Informationsaustausch werden u.a. neue Medien, wie z.B. die OSZE-
ATU-Internetseite, genutzt. 
Andere Mechanismen 
 
Im Jahre 1992 wurde in Prag beschlossen,751 für die institutionelle Unterstützung der Menschlichen Dimension die Möglichkeit 
einzuräumen, in bestimmten Fällen der groben Verletzung der relevanten OSZE-Vereinbarungen den Rat oder das Komitee der 
Hochrangigen Beamten einzubeziehen, die die politischen Deklarationen oder die anderen politischen Schritte auch ohne die Einwilligung 
des betroffenen Staates beschließen können. Im Jahre 2004 beschloss der Ministerrat in Sofia,752 die drei Ämter von den persönlichen 
Vertretern des Vorsitzenden, die aus dem Extra-Budget finanziert werden, als Teil der OSZE-Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Diskriminierung und Förderung der Toleranz einzurichten. 
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Quelle: OSCE Human Dimension Commitments, Vol. 1, Thematic Compilation, 2nd edition, Published by the OSCE Office for Democratic Institutions and Human Rights 
(ODIHR), in: WebWW http://www1.osce.org/publications/odihr/2005/09/16237_440_en.pdf, vom 31.10.2005 
751 Document on Further Development of CSCE Institutions and Structures: IV. Safeguarding Human Rights, Democracy and the Rule of Law, in: OSCE Human Dimension 
Commitments, a.a.O. 
                                                                                                                                                                                                                                                    
United Nations Office on Drugs and Crime, the United Nations High Commissioner for Refugees, the United Nations High Commissioner for Human Rights, the United Nations 
Children’s Fund, the International Labour Organization, as well as the International Organization for Migration, the International Centre for Migration Policy Development, the 
European Union, the Council of Europe, the Stability Pact Task Force on Trafficking in Human Beings, the Council of Baltic Sea States, the Southeast European Co-operative 
Initiative, Interpol and Europol;…”  
752 Decisions: Decision No. 12/04 on Tolerance and Non-discrimination, in: OSCE Human Dimension Commitments, a.a.O. 
750 ebenda 
 
9 2 3 Die GUS und Russland 
Frage: 
Welche Form der Beziehungen zwischen den Republiken der Ex-Sowjetunion würden Sie persönlich 
favorisieren? 
 2001 2005 
Die Wiederherstellung der Sowjetunion in ihrer vorherigen Form 28 32 
Das Fortbestehen der GUS in ihrer gegenwärtigen Form 15 23 
Die Vereinigung einiger Republiken nach ihrem Wunsch in engere 
Zusammenschlüsse  
42 26 
Die unabhängige Existenz aller Republiken  10 16 
Schwer zu sagen 5 4 
Frage: 
Sollen, Ihrer Meinung nach, die Politiker, die in Russland an der Macht sind, sich eher an der Annäherung 
an die GUS-Länder oder an die westlichen Länder orientieren? 
In erster Linie an die GUS-Länder 40 
Eher an die GUS-Länder als an den Westen 18 
Gleichermaßen an die GUS-Länder und an den Westen 25 
Eher an den Westen als an die GUS-Länder 4 
In erster Linie an den Westen 3 
Weder an die GUS-Länder noch an den Westen 5 
Schwer zu sagen 6 
Frage: 
In einigen GUS-Ländern (Georgien, Ukraine, Kirgisien) ist der Machtwechsel in der letzten Zeit vollzogen 
worden. Wie sehen Sie die Zukunft der GUS? 
Die GUS bleibt bestehen, ungeachtet dessen, wer in den Ländern an der Macht sein wird 47 
Die GUS hat keine Zukunft, sie wird in der nahen Zukunft zerfallen 37 
Schwer zu sagen 16 
 
Quelle: WZIOM753 - das gesamt-russische Zentrum für gesellschaftliche Umfragenstudien, Moskau 
Angaben in Prozent 
Laut WZIOM ist die statistische Fehlerwahrscheinlichkeit bei den WZIOM-Angaben hier und in den weiteren 
Tabellen nicht höher als 3,4% 
                                                 
753 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 276 (Presskomuniqué), vom 24.08.2005, Moskau, (1600 Befragte in 153 
Orten von 46 Gebieten, Gauen, Republiken, durchgeführt am 09.04.-10.04.2005), in: WebWW 
http://www.wciom.ru/?pt=57&article=1640, eigene Übersetzung 
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9 2 4 Die GUS und der Westen 
Frage: 
Viele meinen, dass der Einfluss der USA und der EU auf dem Territorium der Ex-Sowjetunion in der 
letzten Zeit steigt. Was halten Sie von diesem Prozess? 
Ich mache mir darüber große Sorgen 52 
Es ist unangenehm, aber es erscheint mir nicht so gefährlich 24 
Darüber muss man sich keine Sorgen machen 10 
Ich sehe keine Einflusssteigerung der USA und der EU auf die Ex-Sowjetrepubliken 6 
Schwer zu sagen 9 
 
Quelle: WZIOM754 - das gesamt-russische Zentrum für gesellschaftliche Umfragenstudien, Moskau 
Angaben in Prozent 
 
                                                 
754 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 206 (Presskomuniqué), vom 13.05.2005, Moskau, (1600 Befragte in 153 
Orten von 46 Gebieten, Gauen, Republiken, durchgeführt am 09.04-10.04.2005), in: WebWW 
http://www.wciom.ru/?pt=9&article=1252, eigene Übersetzung 
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 9 3 Transformationsperspektiven der Russischen Föderation 
9 3 1 Tabelle 
Frage: Was ist schlecht von dem, was uns die Jahre unter der Regierung von B. Jelzin gebracht haben? 
(Wegen der Möglichkeit, mehrere Antworten zu geben, ist die Summe höher als 100%) 
Die wirtschaftliche Krise, die Produktionsflaute 40 
Bankrott der Betriebe, die Massenarbeitslosigkeit 36 
Der Krieg in Tschetschenien 1993-1996 34 
Die Verschlechterung des Lebensstandards, der Kaufkraft und des Reichtums Russlands 34* 
Die Inflation, die Entwertung der Ersparnisse 32 
Der Zerfall der UdSSR 31 
Der Anstieg der Kriminalität, die in die Machtstrukturen eindringende Kriminalität 28 
Der Diebstahl, die Plünderung des staatlichen Eigentums, des Reichtums Russlands 28* 
Die Nichtzahlungen der Gehälter, Renten und Stipendien 26 
Der Zerfall des Systems der staatlichen Bildung, des Gesundheitssystems und des sozialen 
Systems 
19 
Die politische Instabilität, Konflikte in der Landesführungsebene  16 
Die Handlungsfreiheit für Ganoven und die Leute, die Staatseigentum unterschlagen 15 
Die Zukunftsängste 15* 
Der Verlust des Großmachtstatus für Russland 11 
Anderes 3 
Ich kann nichts Negatives nennen 2 
Schwer zu sagen 4 
Frage: Was ist gut von dem, was uns die Jahre unter der Regierung von B. Jelzin gebracht haben?  
(Wegen der Möglichkeit, mehrere Antworten zu geben, ist die Summe höher als 100%)  
Die Demokratie, politische Rechte und Freiheiten (freie Wahlen, Religions- und 
Redefreiheit, Auslandsreisefreiheit, usw.) 
23 
Die Überwindung der Lebensmitteldefizite und der Schlangen 16 
Die Renaissance des privaten Eigentums, die Möglichkeit, ein eigenes Geschäft zu 
eröffnen, sich materiell zu versorgen 
13 
Die Handlungsfreiheit für energische und fähige Leute 12 
Die Rückziehung der Kommunisten von der Führung des Landes  10 
Die Überwindung der äußeren Isolation Russlands, die Verbesserung der Beziehungen zum 
Westen 
7 
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Die Zerstörung des totalitären Systems, der staatlichen Einmischung in die Privatsphäre 7* 
Die Hoffnung auf die Renaissance Russlands 5 
Die Verbesserung der Qualität der Waren und der Dienstleistungen 4 
Die Überwindung der Gefahr eines neuen Krieges 3 
Anderes 1 
Ich kann nichts Positives nennen 46 
Schwer zu sagen 8 
Quelle: WZIOM755- das gesamt-russische Zentrum für gesellschaftliche Umfragenstudien, Moskau, Angaben in 
Prozent, Anmerkung (*) – infolge der Abrundung der Prozentangabe 
 
9 3 2 Tabelle  
Frage: 
Wie hat sich, Ihrer Meinung nach, die Lage in verschiedenen Lebensbereichen der russischen Gesellschaft 
während der Präsidentschaft von Wladimir Putin verändert? 
 Verbessert Gleich 
geblieben 
Verschlechtert Schwer 
zu sagen 
Der Lebensstandard der Bevölkerung  34 35 27 3 
Die Beziehungen zwischen den Menschen 
verschiedener Nationalitäten 
12 45 39 5 
Die Verdienstmöglichkeit 33 34 26 7 
Die Situation im sozialen Bereich 12 32 50 5 
Die Situation im Bereich der gesetzlichen Ordnung 13 44 34 9 
Die Situation im Bereich der persönlichen Sicherheit 9 47 39 5 
Die Situation im Bereich der Rechte und Freiheiten 
und der demokratischen Entwicklung  
17 51 20 12 
Die Situation im Kampf gegen die Korruption 22 39 29 10 
Die Situation in Tschetschenien 42 35 12 11 
Die Stellung in der Weltgemeinschaft 51 26 10 13 
Quelle: WZIOM756 - das gesamt-russische Zentrum für gesellschaftliche Umfragenstudien, Moskau, Angaben in 
Prozent 
 
                                                 
755 Vgl. WZIOM, Press-wypusk (Presskomuniqué), vom 06.01.-10.01.2000, Moskau, (1600 Befragte in 83 
Regionen, 150 Umfrage-Stellen), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=9&article=501, eigene Übersetzung 
756 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 176 (Presskomuniqué), vom 24.03.2005, Moskau, (1600 Befragte in 100 
Orten von 40 Föderationssubjekten), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=9&article=1145, eigene 
Übersetzung 
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9 3 3 Tabelle 
Frage:  
Sind Sie damit einverstanden, dass es zur Zeit notwendig ist, auf die Wahlen der Gouverneure (der 
Führungspersönlichkeiten der Verwaltungen, der Föderationssubjekte) durch die Bevölkerung zu verzichten 
und zu den Wahlen durch die Föderale Versammlung auf Vorschlag des Präsidenten  überzugehen? 
 18.-19. September 2004 12.-13. März 2005 
völlig einverstanden 16 29 
eher einverstanden 22 25 
eher nicht einverstanden 29 20 
absolut nicht einverstanden 19 19 
schwer zu sagen 13 8 
Frage: 
Unterstützen Sie insgesamt die Praxis der Entlassung der durch die Bevölkerung der Region gewählten 
Gouverneure von ihren Posten im Falle des Vertrauensverlustes durch den Präsidenten? 
Ja, ich unterstütze diese Praxis 49 
Es ist möglich, aber nur in Ausnahmesituationen 39 
Es ist prinzipiell nicht zulässig 6 
schwer zu sagen 6 
Quelle: WZIOM757 - das gesamt-russische Zentrum für gesellschaftliche Umfragenstudien, Moskau, Angaben in 
Prozent 
 
9 3 4 Tabelle 
Frage: 
Glauben Sie, dass das vom Präsidenten W. Putin vorgeschlagene System zur Stärkung der Einheit der Macht 
im Krieg gegen den Terrorismus hilft? 
Ja, es hilft 45 
Nein, es hilft nicht 29 
schwer zu sagen 26 
Quelle: WZIOM758 - das gesamt-russische Zentrum für gesellschaftliche Umfragenstudien, Moskau, Angaben in 
Prozent 
                                                 
757 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 178 (Presskomuniqué), vom 28.03.2005, Moskau, (1600 Befragte in 100 
Orten von 40 Gebieten), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=9&article=1149, eigene Übersetzung 
758 Vgl. WZIOM, Press-wypusk N 117 (Presskomuniqué), vom 24.09.2004, Moskau, (1541 Befragte in 100 
Orten von 39 Gebieten), in: WebWW http://www.wciom.ru/?pt=113&article=921, eigene Übersetzung 
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9 3 5 Die Föderalbezirke der RF 
Föderalbezirk (FB) /  
FB-Verwaltungszentrum  
Bestand des Föderalbezirks  
Zentraler FB / 
Moskau 
Stadt Moskau; Gebiete: Belgorodskaja, Brjanskaja, Wladimirskaja, 
Woroneshskaja, Iwanowskaja, Kalushskaja, Kostromskaja, Kurskaja, 
Lipezkaja, Moskowskaja, Orlowskaja, Rjasanskaja, Smolenskaja, 
Tambowskaja, Tulskaja, Twerskaja, Jaroslawskaja 
Nord-Westlicher FB /  
St. Petersburg 
Stadt St. Petersburg; Republiken: Karelien, Komi, Gebiete: Archangelskaja, 
Wologodskaja, Kaliningradskaja, Leningradskaja, Murmanskaja, 
Nowgorodskaja, Pskowskaja; Autonomer Kreis der Nenzen 
Nord-Kaukasus-FB / 
Rostow am Don 
Republiken: Adygeja, Dagestan, Inguschetien, Kabardino-Balkarien, 
Kalmykien, Karatschajewo-Tescherkessien, Nordossetien-Alanija, 
Tschetschenien; Regionen (Gaue): Krasnodarskij, Stawropolskij; Gebiete: 
Astrachanskaja, Wolgogradskaja, Rostowskaja 
Wolga-FB / 
Nishnij Nowgorod 
Republiken: Baschkortostan, Mari El, Mordwinien, Tatarstan, 
Tschuwaschien, Udmurtien; Gebiete: Kirowskaja, Nishegorodskaja, 
Orenburgskaja, Pensenskaja, Permskaja, Samarskaja, Saratowskaja, 
Uljanowskaja; Autonomer Kreis der Komi-Permjaken 
Ural-FB / 
Jekaterinburg 
Gebiete: Kurganskaja, Swerdlowskaja, Tjumenskaja, Tscheljabinskaja; 
Autonome Kreise: der Chanten und Mansen sowie  der Jamalo-Nenzen 
Sibirischer FB / 
Nowossibirsk 
Republiken: Altaj, Burjatien, Chakassien, Tywa; Regionen (Gaue): Altajskij, 
Krasnojarskij; Gebiete: Irkutskaja, Kemerowskaja, Nowossibirskaja, 
Omskaja, Tomskaja, Tschitinskaja; Autonome Bezirke: der Aginer Burjaten, 
der Ewenken, Tajmyr der Ust-Ordynsker Burjaten,  
Fernöstlicher FB / 
Chabarowsk 
Republik: Sacha (Jakutien); Regionen (Gaue): Chabarowskij, Primorskij; 
Gebiete: Amurskaja, Kamtschatskaja, Magadanskaja, Sachalinskaja; 
Jüdisches Autonomes Gebiet; Autonomer Kreis der Korjaken und der 
Tschuktschen 
Quelle: das Verzeichnis der Föderalbezirke im präsidialen Erlass N 849, vom 13.05.2000759
                                                 
759 Verzeichnis der Föderalbezirke in: Ukaz Presidenta Rossijskoj Federazii „O polnomotschnom predstavitele 
Presidenta Rossijskoj Federazii w federalnom okruge“ ot 13.05.2000, N 849, S. 1, in: WebWW 
http://document.kremlin.ru/doc.asp?ID=1937&PSC=1&PT=3&Page=10, S. 2, in: WebWW 
http://document.kremlin.ru/doc.asp?ID=1937&PSC=1&PT=3&Page=11  
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9 4 Die Transformation in einer russischen Region  
9 4 1 Die Exklave-Enklave-Lage in Europa 
Die europäischen Metropolen  Die Entfernungsstrecke von Kaliningrad  
Moskau 1289 km 
Vilnius  350 km 
Riga  390 km 
Warschau 400 km 
Berlin 600 km 
Stockholm 650 km 
Kopenhagen 680 km 
Oslo 850 km 
9 4 2 Die Bevölkerungszahlen in den größten Städten 
Bevölkerungszahl 955.300 
Stadt Kaliningrad (ehem. Königsberg) 427.800* 
Sowetsk (ehem.Tilsit) 43.600 
Tschernjachowsk (ehem. Insterburg) 43.300 
Baltijisk (ehem. Pillau) 31.300 
Gusew (ehem. Gumbinen) 28.100 
9 4 3 Der Anteil der städtischen/ländlichen Bevölkerung im Kaliningrader Gebiet 
städtische Bevölkerung ~77,7 % 
ländliche Bevölkerung ~22,3 % 
9 4 4 Die Multinationalität im Kaliningrader Gebiet 
Russen 78,1% 
Weißrussen 7,7% 
Ukrainer 7,6% 
Litauer 1,9% 
Armenier 0,8% 
Deutsche 0,6% 
Polen 0,5% 
 
Quelle der Tabellen I-IV: eigene Bearbeitung der Daten von der offiziellen Website, in: WebWW 
http://gov.kaliningrad.ru/index.php?sgrp=stat&idn=regreview, vom 02.12.2005 
Anmerkung (*)in: WebWW http://www.klgd.ru/ru/city/common.php, vom 02.12.2005 
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9 4 5 Die Kompetenzverteilung nach dem Abkommen über die Kompetenzenabgrenzung 
zwischen dem föderalen Zentrum und dem Kaliningrader Gebiet 
Nach Art. 2 für die Staatsorgane die RF  Nach Art. 3 für die Staatsorgane des KG 
a) Gründung der zollfreien Zonen im Kaliningrader 
Gebiet gemäß den Bestimmungen der föderalen 
Gesetzgebung (...Unterpunkte 1-5) 
a) Teilnahme an der Vorbereitung der föderalen 
Gesetzesentwürfe und anderer Gesetzrichtlinien gemäß 
den im Art. 1 festgelegten Kontrollmodalitäten  
b) Die Kompensation der zusätzlichen Kosten an 
die juristischen und privaten Personen, die im 
Kaliningrader Gebiet oder in den anderen Regionen 
der RF ansässig sind, für den Warentransit über das 
Territorium des Kaliningrader Gebiets, sowie an die 
juristischen Personen und russischen Staatsbürger, 
die die Waren importieren und exportieren, gemäß 
den festzulegenden Bestimmungen der föderalen 
Gesetzgebung 
b) die Behandlung der 
Migrationsangelegenheiten auf dem Territorium des 
Kaliningrader Gebiets, die Leistung der Unterstützung 
für die Migranten in das Kaliningrader Gebiet, die 
ehemalige Staatsbürger der Sowjetunion waren und 
sich zur Zeit auf dem Territorium von Litauen, 
Lettland und Estland aufhalten 
c) die Entwicklung und die Ratifizierung der 
Gesetzrichtlinien aufgrund der Vorschläge der 
staatlichen Organe des Kaliningrader Gebiets, 
sowie der Abschluss internationaler Verträge der 
RF und die Durchführung der Verhandlungen über 
die 
Regierungsabkommen in den  
Kontrollbereichen gemäß Art. 1 des  
Abkommens 
c) die Teilnahme an der Gründung der 
Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader Gebiet, die 
Bestimmung für die Tätigkeit ihrer Verwaltung und 
die Durchführung der bestimmten Funktionen der 
Sonderwirtschaftszonen-Verwaltung gemäß der 
föderalen Gesetzgebung  
d) die Entwicklung gemeinsam mit den 
Exekutivorganen und die Billigung gemäß dem 
bestimmten Verfahren der föderalen 
Zielprogramme für das Kaliningrader Gebiet, 
einschließlich der Programme für die sozial-
wirtschaftliche Entwicklung in den Aufenthalts- 
und Kurorten, einschließlich des Territoriums des 
Naturparks „Kurschskaja Kosa“ und des 
Wischtynets-Sees 
d) die Teilnahme an der Entwicklung und Realisierung 
der föderalen Zielprogramme bezogen auf Art. 2 des 
Abkommens 
e) die Finanzierung der Prioritätsprojekte als Teil 
der föderalen Zielrichtungen für die sozial-
wirtschaftliche Entwicklung des Kaliningrader 
Gebiets aufgrund der föderalen Zielprogramme 
gemäß dem festgesetzten Verfahren. 
e) der Abschluss der Abkommen im 
Kompetenzrahmen mit den Subjekten der RF sowie 
mit den administrativ-territorialen Einheiten, 
Ministerien und Abteilungen der RF  
f) die Festlegung der Einreise-, Ausreise- und 
Aufenthaltsmodalitäten auf dem Territorium des 
Kaliningrader Gebiets für die Sicherung der sozial-
f) die Annahme der Gesetze und anderer 
Gesetzrichtlinien des Kaliningrader Gebiets aufgrund 
der föderalen Gesetzesvorschriften unter der 
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wirtschaftlichen und politischen Stabilität in der 
Exklave als Subjekt der RF, sowie der Rechtsschutz 
für Landsleute und die Einhaltung der 
internationalen Verpflichtungen der RF  
Bedingung der gemeinsamen Kontrolle nach Art. 1 des 
Abkommens 
g) die Aktivitätskoordination der Subjekte der RF, 
die in den für dieses Abkommen relevanten 
Bereichen mit dem Kaliningrader Gebiet agieren 
g) die Finanzierung der Prioritätsprojekte für die sozio-
wirtschaftliche Entwicklung im Kaliningrader Gebiet 
aufgrund der regionalen Zielprogramme gemäß dem 
festgesetzten Verfahren 
 
Quelle: eigene Bearbeitung und Übersetzung, Agreement on delimitating the matters of control and powers 
between the bodies of state authority of the Russian Federation and the bodies of state authority of the 
Kaliningrad Region,  
in: WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/omainlaw.php3?lid=2, vom 07.03.2005 
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9 4 6 Das föderale Zielprogramm „Die Entwicklung des Kaliningrader Gebiets bis 
2010“, die Finanzierungsquellen 
Finanzierungsquellen (Mio. RUB): 
einschließlich 
Mittel / Jahre 
2002 -  
2010  
total 
2002 2003 2004 2005 2006-2010 
Prozentanteil 
am gesamten 
Finanzierungs-
volumen 
        
Finanzmittel für das 
Programm total 
93 049,74 9 126,34 11 916,16 12 955,2 12 917,05 46 143,99 100 
Das föderale Budget* 7 827,85 802 872,35 849,1 912,80 4 391,60 8,41 
Mittel aus dem Budget 
des Kaliningrader 
Gebiets** 
2 868,19 257,86 324,56 386,25 497,17 1 402,35 3,08 
Eigenmittel der 
Betriebe und 
Organisationen 
20 658,4 1 868,8 2 276,8 2 551 2 570,4 11 391,4 22,2 
Kredite kommerzieller 
Banken 
6 732,8 657,2 1 394 719,5 677,3 3 284,8 7,24 
Auslandskredite 13 168,5 1 423 1 295,6 1 797,4 1 806,4 6 846,1 14,15 
Andere 
Finanzierungsquellen 
41 794 4 117,48 5 752,85 6 651,95 6 452,98 18 818,74 44,92 
 
* wird der jährlichen Überprüfung bei der Ausarbeitung der Projekte des föderalen Budgets und des föderalen 
Investitionsprogramms gemäß den vorhandenen föderalen Budgetmitteln unterzogen.  
** wird der jährlichen Überprüfung bei der Festlegung des Budgetprojektes des Kaliningrader Gebiets gemäß den 
vorhandenen Budgetmitteln unterzogen. 
Quelle: in Russisch Federalnaja Zelewaja programma „Raswitije Kaliningradskoj oblasti na period do 2010 goda“ 
vom 07.12.2001,  
in: WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/ofederal.php3, die offizielle Internetseite der Verwaltung des 
Kaliningrader Gebiets, vom 01.03.2005 
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9 4 7 Die Finanzmittelverteilung für die Maßnahmen des föderalen Zielprogramms „Die 
Entwicklung des Kaliningrader Gebiets bis 2010“ nach den Industriekomplexen  
 
Der Komplex  Der Prozentanteil am gesamten 
Programmfinanzvolumen 
Der Transportkomplex 15,81% 
Die Entwicklung der exportorientierten, 
importersetzenden Produktion 
9,849% 
Die Kommunikations- und 
Telekommunikationsnetze  
4,753% 
Der Brennstoff- und Energiekomplex 47,08% 
Fischerei und Fischindustrie  0,48% 
Der Landwirtschaftskomplex 3,51% 
Der Touristen- und Rehabilitationskomplex  2,557% 
Die Ökologie und die Umweltnutzung  3,7% 
Objekte des sozialen Bereichs  2,33% 
Der Wohnungssektor 9,61% 
Die Entwicklung der Marktinfrastruktur  0,275% 
R&D 0,039% 
 
Quelle: eigene Bearbeitung Tabelle 18, Federalnaja Zelevaja programma „Raswitije Kaliningradskoj oblasti na 
period do 2010 goda“ vom 07.12.2001, in: WebWW http://www.gov.kaliningrad.ru/ofederal.php3, vom 
01.03.2005  
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9 4 8 Die Voraussetzungen einer nachhaltigen Regionsentwicklung im Kaliningrader 
Gebiet gemäß der regionalen Strategie für die sozial-wirtschaftliche Entwicklung des 
Kaliningrader Gebiets als einer Kooperationsregion bis zum Jahre 2010 
 
positiv negativ 
- Die Nähe zu den europäischen Märkten - die Nicht-Übereinstimmung der 
Volkswirtschaftsstruktur, die unter den 
Umständen des administrativen Befehlssystems 
herausgebildet worden ist, den veränderten 
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen 
- die Möglichkeit der Entwicklung für 
grenzüberschreitende Kooperation und 
Erweiterung für die Teilnahme an der 
territorialen Arbeitsteilung innerhalb der 
Ostseeregion 
- Die Zerstörung der traditionellen wirtschaftlichen 
Beziehungen infolge des UdSSR-
Zusammenbruchs und die 
Kooperationsschwierigkeiten mit den anderen 
russischen Regionen wegen des notwendigen 
Transits über die ausländischen Territorien 
- Die vergleichsweise entwickelte 
Transportinfrastruktur und die Möglichkeit des 
Eintritts in das System der europäischen 
Transport- und Energienetze 
- Die bedeutende Abhängigkeit von den Energie- 
und Rohstofflieferungen von außerhalb 
- Die eisfreien Häfen an der Ostsee - Die schwachen Kooperationsbeziehungen 
innerhalb des Gebiets 
- Die Nutzungsmöglichkeit der Seeküste für die 
Rehabilitierungszwecke 
- Der unzureichende Entwicklungsstand der 
Produktions- und Sozialinfrastruktur 
- Das Wissenschafts-, Bildungs- und 
Arbeitspotenzial 
- Die schwierige (fast bedrohende) ökologische 
Situation 
- Das vorhandene föderale Gesetz über die 
Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader 
Gebiet und das föderalen Zielprogramm für 
sozial-wirtschaftliche Entwicklung des 
Kaliningrader Gebiet von 2002 bis 2010 
- Keine Sicherung minimaler sozialer Garantien in 
der Grundversorgung der Bevölkerung 
- Die vergleichsweise entwickelte 
wirtschaftliche Infrastruktur der Region 
- Die besondere Abhängigkeit der 
Entwicklungsbedingungen für die 
wettbewerbsfähige Produktion von der 
Selbstbefindung der Bevölkerung und dem 
Zustand der außenpolitischen und 
außenwirtschaftlichen Faktoren 
- Die Arbeitsressourcensteigerung durch die 
Migration aus den anderen russischen 
Regionen sowie besonders aus dem nahen 
Ausland 
- Die Mängel und die fehlende Stabilität des 
Sonderwirtschaftszonen–Mechanismus, die 
unzureichende Finanzierung des im Jahre 1997 im 
Zusammenhang mit dem Sonderwirtschaftszonen-
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Gesetz ausgearbeiteten, aber bis jetzt nicht 
realisierten föderalen Zielprogramms zur 
Entwicklung des Kaliningrader Gebiets von 1998 
bis 2005 
- Das vergleichsweise hohe Niveau  des sozial-
kulturellen Potenzials und der Toleranz in den 
national-kulturellen und 
zwischenkonfessionellen Beziehungen 
- Das negative Image des Gebiets in den 
Massenmedien (im In- und Ausland), das oft der 
Wirklichkeit nicht entspricht 
- Die Herausbildung der Marktmentalität der 
Bevölkerung 
 
- Die entwickelten internationalen Beziehungen, 
eine große Zahl an ausländischen und 
gemeinsamen Unternehmen auf dem 
Territorium des Gebiets 
 
 
Quelle: eigene Übersetzung, „Strategija sozial´no-ekonomitscheskogo raswitija Kaliningradskoj oblasti kak 
regiona sotrudnitschestwa na period do 2010 goda”, Kaliningrad 2003, in: WebWW 
http://www.gov.kaliningrad.ru/strateg.php3, die offizielle Internetseite der Kaliningrader Gebietsverwaltung, S. 
15-17 
 234
9 4 9 Die Komponenten der regionalen Strategie für die sozial-wirtschaftliche 
Entwicklung des Kaliningrader Gebiets als einer Kooperationsregion bis zum Jahre 
2010. 
 
Die Weltgemeinschaft 
Die Europäische Union  GUS-Länder Andere Länder 
      
      
 Die Kooperationsregion  
   
      
 
 
Das Kontaktterritorium 
Russlands und der EU 
 
Die Sicherung der militärisch-
strategischen Interessen 
Russlands 
      
      
 Die Nutzung des regionalen Natur-, Human- und 
Wirtschaftspotenzials 
 
 Das Kaliningrader Gebiet  
      
  Die russischen Regionen   
  Die Russische Föderation   
 
Quelle: in Russisch, Strategija sozial´no-ekonomitscheskogo raswitija Kaliningradskoj oblasti kak regiona 
sotrudnitschestwa na period do 2010 goda”, Kaliningrad 2003, in: WebWW 
http://www.gov.kaliningrad.ru/strateg.php3, die offizielle Internetseite der Kaliningrader Gebietsverwaltung, S. 
22 
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9 5 Die Vergleichende Gesamtanalyse: Szenarienbildung EU - RF 
9 5 1 Die gemeinsamen Kooperationsräume im Rahmen des PKA-Abkommens, EU-RF-
Summit von St. Petersburg, Mai 2003 
 
 
 
DIE GEMEINSAMEN KOOPERATIONSRÄUME 
 
 
Der gemeinsame Raum für Wirtschaft 
 
 
Die Ziele sind die Steigerung und Diversifizierung der EU-RF-Handelsbeziehungen sowie die Schaffung 
der neuen Investitionsmöglichkeiten durch die wirtschaftliche Integration, die regulierte Konvergenz, die 
Öffnung der Märkte und die Entwicklung der Infrastruktur. 
Die Hauptinhalte in diesem Kooperationsraum sind: der Handel, die Investitionen, die industrielle 
Kooperation, die Unternehmenspolitik, die Eigentumsrechte auf intellektuelles Eigentum, die 
Wettbewerbsfähigkeit, die Landwirtschaft, der Umweltschutz, die Entwicklung des Energie-Dialogs, die 
Zusammenarbeit sowohl im Transportsektor als auch im Bereich der maritimen Sicherheit und der 
Satelliten- und Flugnavigation (z.B. der Verzicht auf die Zahlungen der internationalen 
Fluggesellschaften für die transsibirischen Flüge). 
 
 
Der gemeinsame Raum für Freiheit, Sicherheit und Rechtlichkeit 
 
 
Das Ziel ist die Stärkung der Kooperation im Bereich der Rechtlichkeit und der inneren Angelegenheiten 
durch den Angriff auf die organisierte Kriminalität, den Terrorismus und andere illegale Aktivitäten. Für 
die EU sollte diese Kooperation eine notwendige Balance zwischen der Sicherheit einerseits und der 
Rechtlichkeit und Freiheit andererseits beinhalten. 
Die Hauptinhalte in diesem Kooperationsraum sind: die Demokratie, die Menschenrechte, einschließlich 
der Minderheitenrechte und der Pressefreiheit und die Herrschaft des Gesetzes.  
Langfristig werden solche Ziele wie der visafreie Verkehr zwischen Russland und der EU angestrebt und 
die Bedingungen dafür geprüft. Dabei ist die Verbesserung des Migrations- und Grenzmanagements und 
die Lösung der Fragen der Demarkation der russisch-litauischen Grenze sowie der Unterzeichnung des 
noch ausstehenden Grenzabkommens mit Estland und Lettland wichtig. 
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 Der gemeinsame Raum für Außensicherheit 
 
 
Das Ziel ist die Intensivierung der Kooperation im Bereich der Sicherheit, des Krisenmanagements, der 
Begegnung der neuen Risiken (wie dem Terrorismus, der Verbreitung der Massenvernichtungswaffen, 
regionaler Konflikte, staatlichem Versagen) sowie bei der Folgenbeseitigung der Naturkatastrophen. 
Die Hauptinhalte in diesem Kooperationsraum sind: “die gemeinsame Nachbarschaft” (die EU betont 
diese Priorität) in Bezug auf Weißrussland, Moldawien und Georgien, die das gemeinsame Interesse von 
Russland und der EU in diesem geografischen Raum darstellt; der effektive Multilateralismus und die 
Anerkennung der Rolle der UNO, der OSZE und des Europarates, die die Grundlagen für die 
internationale Ordnung in diesem Raum bilden; der Zivilschutz, der die bessere Kooperation zwischen 
der EU und Russland bei der Reaktion auf  Naturkatastrophen und außergewöhnliche Situationen 
beinhaltet. 
 
 
Der gemeinsame Raum für Forschung, Bildung und Kultur 
 
 
Die Ziele sind: die Stärkung der menschlichen Kontakte und der Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit der 
EU- und der Russland-Wirtschaft; das wirtschaftliche Wachstum durch die Nutzung des intellektuellen 
Erbes und des Wissenskapitals sowie die Einbeziehung der Zivilgesellschaft in Russland und der EU. 
Die Hauptinhalte in diesem Kooperationsraum sind: die Intensivierung der Kontakte im Bildungs- und 
Kulturbereich, die Unterstützung und Verbreitung der besten Erfahrungsbeispiele; die Teilnahme der 
russischen Wissenschaftler und Forscher an den EU-finanzierten Aktivitäten im Rahmen des 6. 
Forschungs- und Entwicklungsprogramms; die Unterzeichung des Gründungsvertrags des Instituts für 
Europastudien in Moskau. 
 
Quelle: eigene Bearbeitung, in Englisch, in: WebWW 
http://www.europa.eu.int/comm/external_relations/russia/summit_11_04/m04_268.htm, vom 25.11.2004 
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9 6 Die Interviews  
Die Interviews sind zum größten Teil während meiner Forschungsreise nach Kaliningrad, teilweise aber auch in 
Aachen oder per schriftlichen Kontakt mit den Gesprächspartnern in Moskau geführt worden. Die Methode war 
im Prinzip immer die gleiche – die Interviewtexte wurden meistens in Russisch von meinen Gesprächspartnern 
korrigiert, später von mir ins Deutsche übersetzt. In einigen Fällen war es möglich, dass die Interviews in 
Deutsch von den Gesprächspartnern selbst nochmals gelesen und redigiert wurden. Die anderen Interviewpartner 
mussten sich auf meine unprofessionelle Übersetzung verlassen, die aus meiner Sicht nur dem Anspruch der 
Wiedergabe des Originals entsprechen sollte, da die Inhaltsaspekte im Vordergrund standen. 
Den Interviewtexten schicke ich den von mir ausgearbeiteten Fragenkatalog voraus, der als Leitfaden eines jeden 
Gesprächs dienen sollte. Da aber jedes Interview unterschiedlich verlaufen ist, haben sich einige Abweichungen 
von den Fragen ergeben, die, meiner Meinung nach, den Interviewteil der Arbeit bereichert haben. An den 
verschiedenen Stellen meiner Arbeit nehme ich Bezug auf diese Gespräche, die zu einem besseren Verständnis 
für die Thesen dieser Arbeit beitragen. In diesem Anhang sind die Interviews alphabetisch dargestellt. 
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9 6 1 Der Fragenkatalog 
1. Seit 1989 ist der Verzicht auf die Hegemonialpolitik und die Bestrebung der Schaffung eines gemeinsamen 
rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Raumes – des “Gemeinsamen Hauses Europas” - 
zum Ziel der russischen Außenpolitik geworden.760  
- Wie haben sich, Ihrer Meinung nach, die Ziele der sowjetischen (heute russischen) Außenpolitik vor dem 
Hintergrund der EU-Osterweiterung geändert?  
- Wie erfolgreich war der Demontageprozess der Blockstrukturen und der Verzicht auf die Einflussbereiche 
in Europa?  
 
2. Die neue Etappe der europäischen Integration, die EU-Osterweiterung, bedeutet für Europa eine neue 
Chance. In dem fortschreitenden Integrationsprozess erhält Europa durch die Osterweiterung die 
Möglichkeit, sich den Regionalisierungstendenzen in den Transformationsgesellschaften zu öffnen, um in 
der veränderten Situation politisch funktionsfähig zu bleiben. 
- Inwieweit hält die EU-Regionalpolitik Schritt mit dem Regionalisierungsprozess in Europa? 
 
3. Das Dilemma der EU-Nachbarstaaten – Polen und Litauen – besteht darin, eine Balance zwischen den 
historisch bedingten Befürchtungen vor der Entstehung neuer Peripherien an den neuen Grenzen und dem 
ökonomischen Interesse für Vorteile der Kooperation mit dem Export-Partner – dem Kaliningrader Gebiet – 
zu finden. 
- Wie können, Ihrer Meinung nach, die Interessenskonflikte beigelegt werden? 
- Wie können die Beziehungen mit den „neu-europäischen“ Staaten - Polen und Litauen - gestaltet werden? 
 
4. Der Demokratisierungsprozess ist die erste Voraussetzung für jede Art der Integration Russlands in Europa. 
Während der Präsidentschaft von W.W. Putin wurde die Reform der föderalen Struktur in Russland unter 
der Verstärkung der Vertikale der Macht vollzogen.  
- Wie schätzen Sie die Ergebnisse dieser Reformen ein? 
- Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der Tradition der Verwendung des Föderalismus-Prinzips als 
eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich, das eine Gefahr für die Integrität und 
Stabilität des Landes darstellt761?  
 
5. Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen Zentrums bei 
der Lösung der regionalen Probleme. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die 
Verwirklichung der Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 
sowie die Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, 
dass die Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie die Regionalpolitik des Zentrums, insbesondere die Frage der Entwicklung für das 
Kaliningrader Gebiet, ein? 
- Welche Richtung stellt, Ihrer Meinung nach, die Priorität dar? 
                                                 
760 Zur Definition der „Gorbatschew-Doktrin“ siehe Daschitschew, W., Russland zwischen Vergangenheit und 
Zukunft, in: Böttcher, W. (Hrsg.), a.a.O., 2002, S. 143-144 
761 Vgl. Pastuchow, W.B., a.a.O., 2003, S. 53-65 
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 6. Im Hinblick auf die NATO-Osterweiterung, die EU-Osterweiterung und die gleichzeitigen Tendenzen der 
Stärkung des föderalen Zentrums in Russland,  
- Wie schätzen Sie die Perspektiven der Entwicklung dieser Region (des Kaliningrader Gebiets) ein? 
- Ist der Weg einer Entwicklung von einer Exklave – der Sonderwirtschaftszone – zum europäischen Modell 
für die Kooperation zwischen der EU und der RF möglich? Welche Aufgaben entstehen in diesem 
Zusammenhang für die EU, die RF und für das Kaliningrader Gebiet selbst? 
 
7. Die Russische Föderation ist ein Mitglied vieler internationaler Organisationen (z.B. der OSZE). Wenn man 
die Erfahrung der Durchführung verschiedener Verhandlungen auf der internationalen Ebene und die 
folgende Durchsetzung der getroffenen Entscheidungen betrachtet, 
- Welche Projekte halten Sie für erfolgreich organisiert? Welche Strukturen welcher Organisation 
ermöglichen es, effektiv im Interesse der Region, der RF, der EU und der Europäischen Gemeinschaft zu 
handeln? 
 
8. Im Hinblick auf den historischen Reichtum der Region, der sehr stark die regionale Vergangenheit und 
Gegenwart vorbestimmt hat, 
- Welche Rolle kann die Geschichte für die zukünftige Entwicklung des Kaliningrader Gebietes spielen?  
- Welche Voraussetzungen tragen das positive oder negative historische Potenzial für die Region? 
 
9. In der veränderten globalisierten Welt, wo die Entwicklung der Staaten durch die Interdependenz soweit 
bedingt ist, dass es keinen Sinn hat, Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu entfernen und das veraltete 
nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
- Wodurch wird die Zukunft Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch die 
Fähigkeit, zu integrieren762? 
                                                 
762 Zur Unterscheidung des Begriffs der Integrationsfähigkeit Russlands s. Trenin, D., a.a.O., 2001 
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9 6 2 Das Interview mit Professor I. Busygina, Lehrstuhl für Vergleichende Politologie, 
Staatliches Institut für Internationale Beziehungen Moskau (MGIMO–Universität) am 
Ministerium für Außenbeziehungen der Russischen Föderation 
Die übersetzte Version vom schriftlichen Interview vom 01.09.2004. 
 
I. Veronurm  
1. Seit 1989 ist der Verzicht auf die Hegemonialpolitik und die Bestrebung der Schaffung eines gemeinsamen 
rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Raumes – des “Gemeinsamen Hauses Europas” - 
zum Ziel der russischen Außenpolitik geworden.  
- Wie haben sich, Ihrer Meinung nach, die Ziele der sowjetischen (heute russischen) Außenpolitik vor dem 
Hintergrund der EU-Osterweiterung geändert?  
- Wie erfolgreich war der Demontageprozess der Blockstrukturen und der Verzicht auf die Einflussbereiche 
in Europa?  
 
Prof. I. Busygina 
Ich glaube, dass die Prioritäten der russischen Außenpolitik (wenn es solche gibt, wovon ich nicht überzeugt bin) 
nicht direkt von der EU-Osterweiterung um die Länder Mittel-, und Osteuropas abhängen. Momentan erlebt 
Russland bei weitem nicht die beste Periode in den Beziehungen mit der EU. Ich würde sogar sagen, es ist die 
schwierigste Periode. Wir befinden uns praktisch in der Sackgasse, wobei die föderalen und regionalen 
Unterschiede der Prioritäten im Bezug auf die EU am deutlichsten zu sehen sind. Im Großen und Ganzen ist es 
nach der EU-Osterweiterung für Russland von Vorteil, die Widersprüche und Konflikte auszuspielen, die 
unvermeidlich in einer solchen heterogenen Struktur entstehen, zu der die EU geworden ist (z.B. zwischen Polen 
und Deutschland usw.). 
 
I. Veronurm  
2. Die neue Etappe der europäischen Integration, die EU-Osterweiterung, bedeutet für Europa eine neue 
Chance. In dem fortschreitenden Integrationsprozess erhält Europa durch die Osterweiterung die 
Möglichkeit, sich den Regionalisierungstendenzen in den Transformationsgesellschaften zu öffnen, um in 
der veränderten Situation politisch funktionsfähig zu bleiben. 
- Inwieweit hält die EU-Regionalpolitik Schritt mit dem Regionalisierungsprozess in Europa? 
 
Prof. I. Busygina 
Im Großen und Ganzen ist sie dementsprechend, wenn Sie die subnationalen territorialen Einheiten, die 
Regionen, meinen. Im Laufe der letzten 10 Jahre haben die Regionen neue Zugangskanäle zum übernationalen 
politischen Prozess (durch den Ausschuss der Regionen, die Einführung des Subsidiaritätsprinzips in die 
Vertragsgrundlage der EU, s. den Maastrichter Vertrag, u.a.) erhalten. Allerdings wird das Problem stark 
dadurch verstärkt, dass eine starke regionale Dimension nicht in allen Ländern vorhanden ist und die Regionen 
für die Tätigkeit als kollektiver Akteur zu unterschiedlich sind. Nichtsdestotrotz kann man schon von der 
„Mehrebenenverwaltung“ in der EU (die Ebenen: kommunal, national, regional) sprechen. 
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I. Veronurm 
3. Der Demokratisierungsprozess ist die erste Voraussetzung für jede Art der Integration Russlands in Europa. 
Während der Präsidentschaft von W.W. Putin wurde die Reform der föderalen Struktur in Russland unter 
der Verstärkung der Vertikale der Macht vollzogen.  
- Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der Tradition der Verwendung des Föderalismus-Prinzips als 
eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich, das eine Gefahr für die Integrität und 
Stabilität des Landes darstellt? 
- Wie schätzen Sie die Ergebnisse dieser Reformen ein? 
 
Prof. I. Busygina 
Das ist eine sehr umfangreiche Frage. Ich sende Ihnen meinen Artikel763 zu, in dem es eine ausführliche Antwort 
gibt.  
 
I. Veronurm 
4. Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen Zentrums bei 
der Lösung der regionalen Probleme. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die 
Verwirklichung der Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 
sowie die Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, 
dass die Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie die Regionalpolitik des Zentrums, insbesondere die Frage der Entwicklung für das 
Kaliningrader Gebiet, ein? 
- Welche Richtungen stellen, Ihrer Meinung nach, die Priorität dar? 
 
Prof. I. Busygina 
Die regionale (wirtschaftliche) Politik ist einer der größten „Flops“ des föderalen Zentrums. Bis jetzt sind ihre 
Prioritäten nicht ausgestaltet, es geschieht im Rahmen des Schnellverfahrens. Wir reden viel über die 
innovativen Ansätze, benutzen aber in der Realität den alten uneffektiven Umverteilungsansatz. Sicherlich wird 
Russland in Anbetracht der schwierigen Naturumstände und der Geografie des Landes (z.B. „die Lieferungen in 
den Norden“) unvermeidlich die Umverteilungsmechanismen verwenden. Allerdings muss man die Elemente der 
Entwicklung des „endogenen Potenzials“ der Regionen (wie es in der EU gemacht wird) einschließen. Das 
Problem besteht auch darin, dass es keine föderale Institution gibt, die für die Regionalpolitik verantwortlich ist. 
Diese Last ist zwischen den Ministerien für Wirtschaft und für Finanzen „verschmiert“ - und das ist falsch. 
 
I. Veronurm 
5. Im Hinblick auf die NATO-Osterweiterung, die EU-Osterweiterung und die gleichzeitigen Tendenzen der 
Stärkung des föderalen Zentrums in Russland,  
- Wie schätzen sie die Perspektiven der Entwicklung dieser Region (des Kaliningrader Gebiets) ein? 
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(Hrsg.), a.a.O., 2004, S. 19–33 
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- Ist der Weg einer Entwicklung von einer Exklave – der Sonderwirtschaftszone – zum europäischen Modell 
für die Kooperation zwischen der EU und der RF möglich? Welche Aufgaben entstehen in diesem 
Zusammenhang für die EU, die RF und für das Kaliningrader Gebiet selbst? 
-  
Prof. I. Busygina 
Ich glaube, dass der Fall des Kaliningrader Gebiets ein ganz besonderer Fall ist, hier kann keine Rede von einem 
Modell (d.h. dem Vorbild für die anderen Regionen) sein. Der Fall ist äußerst selten auf der Weltkarte und 
erfordert ganz besondere Lösungen. Solange die beiden Seiten (die EU und Russland) keine endgültige 
Problemlösung gefunden haben, bezweifle ich, dass hier die Überwindung der Konflikte wahrscheinlich ist. 
 
I. Veronurm 
6. Im Hinblick auf den historischen Reichtum der Region, der sehr stark die regionale Vergangenheit und 
Gegenwart vorbestimmt hat, 
- Welche Rolle kann die Geschichte für die zukünftige Entwicklung des Kaliningrader Gebietes spielen?  
- Welche Voraussetzungen weisen auf das positive historische oder das negative historische Potenzial für die 
Region hin? 
 
Prof. I. Busygina 
Wie es mir scheint, ist die Geschichte der Region eine schwere Last. Es wäre besser, wenn sie einfacher gewesen 
wäre. In der Region ist praktisch die historische Kontinuität nicht vorhanden, es existieren nebeneinander zwei 
Traditionen (die sowjetische und die „nostalgisch-germanische“, die jetzt aktiv wiederbelebt wird). Allerdings 
sind sie nicht komplementär und können im Prinzip positiv nicht koexistieren.  
 
I. Veronurm 
7. In der veränderten globalisierten Welt, wo die Entwicklung der Staaten durch die Interdependenz soweit 
bedingt ist, dass es keinen Sinn hat, die Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu entfernen und das 
veraltete nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
- Wodurch wird, Ihrer Meinung nach, die Zukunft Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, sich zu 
integrieren oder aber durch die Fähigkeit, zu integrieren? 
 
Prof. I. Busygina 
Die Frage ist mir nicht ganz klar, aber wenn man mit Ihrem Begriff operiert und das Wort „Integration“ benutzt, 
so kann man sagen, dass die Zukunft des Landes von der Fähigkeit der inneren Integration, von der Integration 
eigener Territorien (Regionen) und der eigenen Bevölkerung abhängt. Momentan gibt es in Russland keinen 
Nationalstaat, keine Nation und die Ereignisse in Beslan sind ein lebendiges Beispiel dafür. Uns schließt kein 
Wertesystem zusammen und das ist - vor dem Hintergrund einer ausdrücklich missgestalteten Territorialstruktur 
und der ständigen Reduzierung unseres Siedlungsraums – umso bedeutender. Das klingt ziemlich pessimistisch, 
ich weiß, aber man muss das Offensichtliche anerkennen, um sich weiter bewegen zu können. 
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9 6 3 Das Interview mit Professor W. Daschitschew, Institut für internationale 
wirtschaftliche und politische Studien (IMEPI) der Russischen Akademie der 
Wissenschaften. 
Das Interview fand am 09.03.2004 in Aachen statt.  
 
I. Veronurm  
1. In einem von Ihren Artikeln764 beschreiben Sie die Veränderungen in der sowjetischen Außenpolitik seit 
1989 als Gorbatschew-Doktrin und geben diesen Veränderungen eine positive Einschätzung. Eines der Ziele 
war der Verzicht auf die Hegemonialpolitik und die Bestrebung der Schaffung eines gemeinsamen 
rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen, kulturellen Raumes – des “Gemeinsamen Hauses Europas”.  
- Wie haben sich die Ziele der russischen Außenpolitik vor dem Hintergrund der EU-Osterweiterung 
geändert?  
- Wie erfolgreich war der Demontageprozess der Blockstrukturen und der Verzicht auf die Einflussbereiche 
in Europa?  
- Welche Richtungen in der russischen Außenpolitik sind heute wichtig? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Das Ziel von Gorbatschew war, wie Sie wissen, ein gemeinsames europäisches Haus zu schaffen. Die Putin-
Politik verfolgt die gleichen Ziele. Russland gehörte immer zu Europa. Die Kultur und die christliche Religion 
verband Russland mit Europa, man kann es kaum voneinander trennen. Aber nach dem Zerfall der Sowjetunion 
entstanden vor allem in der amerikanischen Politik neue Tendenzen. Wie Sie wissen, hieß die in den 60er Jahren 
vom NATO-Generalsekretär Lord Asmay formulierte Doktrin der NATO, ein Hauptinstrument der 
amerikanischen Außenpolitik, „to keep the American in, to keep the German down, and to keep Russia out“. 
Deshalb haben die Amerikaner alles getan, um Russland außerhalb von Europa zu halten. Die NATO-
Osterweiterung verfolgt auch das Ziel, zu verhindern, dass sich Russland in die europäischen Strukturen 
integriert. Dazu gehört die Schaffung der dekorativen Organe - des Gemeinsamen Komitees oder des NATO-
Russland-Rates, die nichts Wesentliches gebracht haben. Die Amerikaner haben auch die EU-Osterweiterung 
gefördert. Unsere Politik richtete sich auf ein langfristiges, positives Ziel der Einigung Europas, das zugleich zur 
Vorbeugung der Kriegskonflikte und Steigerung des Kooperations- und Sicherheitspotenzials dienen sollte. 
Deshalb hätten wir es gerne gesehen, dass die OSZE eine Hauptrolle in Europa spielen würde. Es sollte aber eine 
funktionsfähige OSZE mit eigenen Organen für die Sicherung der friedens- und sicherheitsstiftenden 
Maßnahmen sein. Heute umfasst die EU fast das ganze Europa außer Russland, der Ukraine und Weißrussland. 
Ich habe in vielen Artikeln und Vorträgen meine Meinung darüber geäußert, dass im Osten auch ein 
osteuropäischer Integrationsprozess durch Russland, die Ukraine, Weißrussland und vielleicht Kasachstan 
entstehen soll. Das war auch ein Ziel von M. Gorbatschew. Mit der Zeit würden die zwei Integrationsprozesse 
zusammenwirken, würde eine Art Zusammenschluss einer Gemeinsamen Europäischen Union oder eines 
Großen Europas entstehen. Allerdings gewann in den 90er Jahren die Tendenz der amerikanischen Außenpolitik 
die Oberhand. Auch durch die Unterstützung einer starken pro-amerikanischen Lobby im Umfeld von B. Elzin 
sollte Russland aus Europa verdrängt werden. Diese Lobby, die die Amerikaner in Russland geschaffen haben, 
versuchte z.B. die Schaffung der Russland-Weißrussland-Union zu verhindern. Ein Beispiel dafür ist heute die 
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Union der Rechten Kräfte. Laut I. Chakamada gibt es in der neuen Duma eine verfassungsrechtliche Mehrheit 
der Partei "Einheit“, die alles bewirken kann, auch die Schaffung einer Union zwischen Weißrussland und 
Russland. Demzufolge ist klar, wer eigentlich diese Union nicht wollte. In der Ukraine ist auch eine sehr starke 
pro-amerikanische Lobby entstanden, die nach dem Prinzip „divide et impere“ handelt. 
 
I. Veronurm 
2. Sie haben schon die Frage der Funktionsfähigkeit der OSZE in Europa angesprochen. Wenn man den 
Helsinki-Prozess betrachtet,  
- Welche Ziele verfolgte, Ihrer Meinung nach, die sowjetische Regierung damals, beschränkten sie sich auf 
die Erweiterung der ideologischen Einflussbereiche in Europa? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Das Hauptziel der Breshnew-Politik war nicht die Erweiterung, sondern die Festigung des “Status quo”. Er 
wusste genau, dass die Sowjetunion nicht mehr in der Lage war, sich zu erweitern, sondern nur den Status quo 
zu sichern. Das bedeutete den Übergang zum sogenannten “Positionskrieg”. Im Positionskrieg hatte die 
Sowjetunion allerdings absolut keine Chancen auf den Sieg, denn “peaceful penetration” oder “der 
Brückenaufbau” förderte die ideologische Erosion und verstärkte den westlichen Einfluss auf die Sowjetunion. 
Dabei versuchte die sowjetische Regierung, sich im politischen, ideologischen und propagandistischen Sinne 
vom Westen abzugrenzen. Das war allerdings im Zeitalter der technischen Revolution unmöglich. Dies 
bedeutete die Schwächung der Position der sowjetischen Regierung. Letztendlich zeigte der Helsinki-Prozess 
seine einigende Kraft.  
Ich war immer Anhänger des Konvergenz-Konzeptes. Die Konvergenz-Theorie bedeutet die evolutionäre 
Annäherung von zwei Systemen. Im Westen gab es auch eine starke Anhängerbewegung dieser Theorie. A. 
Sacharow meinte, dass durch die Konvergenz die Konfrontation zwischen West und Ost überwunden wird, denn 
es findet eine Annäherung statt. Das geschah auch, denn es wurde z.B. in Deutschland vieles im sozialen Bereich 
aus der Sowjetunion übernommen, so wie in der Sowjetunion vieles aus dem Westen angenommen wurde. 
Deshalb denke ich, ist die Konvergenz die Zukunft der Menschheit. 
 
I. Veronurm 
- Auch für die russische Gesellschaft? Sind solche Entwicklungsperspektiven heute in Russland denkbar? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Ja. Und zwar minimiert sich der Einfluss der Amerikaner in Europa. Neulich habe ich in der deutschen Presse 
gelesen, dass jetzt die Europäisierung Europas stattfindet, die auch Russland umfasst. Das Pariser Treffen des 
Verteidigungsministers und des Außenministers, beider Iwanows, mit J. Chirac hat vor kurzem gezeigt, dass der 
Europäisierungsprozess von Europa einschließlich Russland tatsächlich verläuft. J. Chirac schlug ein Konzept 
des festen “Kern-Europas” bestehend aus Frankreich, Deutschland, Russland und vielleicht Großbritannien vor, 
das die Bildung eines politischen, wirtschaftlichen Konsenses für die Schaffung eines “Großen Europas” 
bedeutet. Das ist eine wunderbare Idee. Ich weiß aber nicht, inwieweit sich die Vereinigten Staaten damit 
abfinden. 
In Russland beobachtet man momentan den Kampf von zwei Tendenzen, der “Europäisten” und der 
“Euroasiisten”. Das ist auch eine Reaktion auf die amerikanische Politik nach dem Prinzip “to keep Russia out”: 
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„Wenn Ihr Russland in Europa nicht aufnehmen wollt, wunderbar. Wir werden ohne Europa auskommen. Wir 
werden unsere Blicke nach Osten richten: China, Japan, Indien und GUS-Länder.“ Eine große Rolle spielen die 
langen politischen, wirtschaftlichen, kulturellen Beziehungen, z.B. zu den GUS-Länder. Allerdings überwiegt 
der Einfluss der “europäistischen” Tendenz, was auch das Treffen beider Ivanows mit J. Chirac zeigte. Es wurde 
sogar die Frage nach der Freizügigkeit gestellt - trotz des Schengener Abkommens. J. Chirac äußerte sich 
dahingehend, dass Frankreich die Restriktionsmaßnahmen reduziert, dann müsste Russland auch ihre Barrieren 
senken. Das ist die Basis jeder Integration. Wenn es keine menschlichen Kontakte geben wird, wird es keine 
Integration geben. Die Integration sollte den wirtschaftlichen, kulturellen, sozialen und wissenschaftlichen 
Bereich als ein entscheidendes Kettenglied sowie andere Bereiche umfassen, z.B. die Zusammenarbeit im 
Bereich der Gesetzgebung. Momentan wird an der europäischen Verfassung gearbeitet. Russland kann sich 
dieser Verfassung anschließen. Es wäre ein ausschließlich positives historisches Ereignis, wenn es gelingen 
würde, einen Konsens nach den Artikeln der Verfassung zu erreichen. Polen hatte z.B. Einwände gegen die Zahl 
der Stimmen in dem Europäischen Parlament. Ich denke, dass es schwierig ist, einen gleich starken Einfluss in 
der EU zu erreichen. Ich bin überzeugt, dass Russland nicht in der kurzfristigen, sondern in der mittel- oder 
vielleicht langfristigen Perspektive auch ein EU-Mitglied wie Weißrussland und Polen sein wird, denn Russland 
muss sich in der rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen Hinsicht den europäischen Verhältnissen anpassen. 
Nicht Europa, sondern in erster Linie Russland soll sich im Sinne der Demokratisierung, usw. anpassen. 
 
I. Veronurm  
3. Der Demokratisierungsprozess ist die erste Voraussetzung für jede Art der Integration Russlands in Europa. 
Unter Putin wurde in Russland die Reform der föderalen Struktur vollzogen.  
- Wie schätzen Sie die Richtung der Reformen der föderalen Struktur in Russland ein?  
 
Prof. W. Daschitschew 
Seit ungefähr einem halben Jahr wird gegen W. Putin eine Kampagne unter dem Motto geführt, dass in Russland 
die Menschenrechte und Freiheiten nicht eingehalten werden. Aber ich glaube, dahinter stehen wieder die 
Amerikaner. Ich glaube, es kann keine Demokratie im Land geben, in dem 50% der Bevölkerung an der 
Armutsgrenze leben. In den letzten Umfragen (WZIOM)765 betreffen die Erwartungen und Forderungen an den 
zukünftigen Präsidenten in erster Linie die Beseitigung der Armut, die auch Putins Ziel ist. Putin will Russland 
auferstehen lassen, nachdem Elzins Mannschaft es in den 90er Jahren hat zusammenbrechen lassen. Damit sind 
die Amerikaner nicht einverstanden, denn das Ziel der Amerikaner bestand darin, Russland durch die neue 
Eindämmungspolitik (new containment policy) maximal zu schwächen. Das bedeutete, dass der Kalte Krieg von 
den Amerikanern nie aufgehört hat. Sie haben diesen Krieg auch nach dem Jahre 1991, nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion, geführt. Es ist ein Vakuum im System der internationalen Beziehungen 
entstanden und die Amerikaner wollten es ausnutzen, damit die Bildung eines Gegengewichtes zur 
amerikanischen Politik verhindert wird, umso mehr eines Gegengewichtes in Gestalt Russlands. Deshalb haben 
sie die „Schocktherapie“ zu uns importiert. Wie Sie wissen, wurde Russland im Nu durch die Gaidar-Reformen 
arm, denn das Geld und die Aktien wurden wertlos, die Bevölkerung verlor alle Ersparnisse, der Staat verlor sein 
Budget, das Steuereinkommen ist gesunken. Unter diesen Bedingungen erscheint laut der WZIOM-Umfrage die 
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Forderung in der Bevölkerung nach Demokratisierung an letzter Stelle. An erster Stelle steht die Liquidierung 
der Armut, an zweiter Stelle die Liquidierung der Korruption und der Kriminalität, an dritter Stelle Wachstum 
des Wohlstandes. Die Liquidierung der Armut und das Wachstum des Wohlstandes sind verschiedene Sachen. 
Der Wohlstand der Bevölkerung bestimmt die wirtschaftliche Entwicklung. Wenn die Kaufkraft der 
Bevölkerung niedrig ist, kann sich die Wirtschaft nicht entwickeln, denn es gibt keine Nachfrage, das 
Marktvolumen ist während der Elzin-Zeit bis zum Minimum gesunken. Es ist eine Umverteilung des 
Einkommens zu Gunsten der Oligarchen, der kleinen Gruppe der Menschen geschehen, die über 70-80% des 
ganzen Naturreichtums, über 70% des Finanzkapitals besitzen. Und die Bevölkerung? Man hat einfach das Geld 
von der Bevölkerung „umgewandelt“. Dadurch wurde aber die Grundlage des wirtschaftlichen Wachstums 
zerstört. Nach dem Parameter der Armutsbekämpfung soll Russland auch die EU einholen, denn die armen 
Länder werden ungern in die EU aufgenommen, erinnern Sie sich an Portugal und Spanien. Damit Russland der 
EU beitreten kann, sollte es in erster Linie die Armut der Bevölkerung liquidieren und den Wohlstand der Bürger 
steigern. 
 
I. Veronurm  
4. In Ihrem Artikel766 beschreiben Sie das Prinzip der sozialen Gerechtigkeit: in der Sowjetzeit bedeutete 
Macht Geld, Privilegien und gesellschaftlichen Status, während der Elzin-Zeit bedeutete Geld Macht, 
Privilegien und gesellschaftlichen Status. 
- Wie charakterisieren sie diese Balance im Putin-System? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Ja, das ist richtig. W. Putin ist der Meinung, dass das ganze Eigentum, das illegal in der Elzin-Zeit angeeignet 
worden ist, und es betrifft fast das ganze angeeignete Eigentum, nationalisiert (verstaatlicht) werden muss. 
Russland muss von der „Gas-Erdöl-Abhängigkeit“ wegkommen. Man darf nicht ewig, wie während der 
sowjetischen und der Elzin-Periode, nur von Erdöl und Gas abhängig sein. W. Putin hat es zum Ziel erklärt, neue 
Technologien zu entwickeln. Dafür braucht man Geldmittel, sie sind aber bei den Oligarchen. Es wurde eine sehr 
schlaue Politik betrieben. M. Chodorkowskij wurde verhaftet, denn er wollte alle seinen Aktien und „Jukos“ den 
Amerikanern übergeben und somit Russland die letzten Valuta-Quellen nehmen. Dasselbe ist mit R. 
Abramowitsch. Sie investieren nicht in die Wirtschaft. Sie ziehen es vor, das Geld im Ausland zu verwenden, 
z.B. der Kauf des Fussball-Klubs „Chelsea“ für über 200 Mio. US-Dollar. Russland braucht jetzt die 
Finanzmittel, und es hat sie, Russland braucht keine Kredite. Unter W. Putin hat sich Russland fast von den 
Schulden befreit, im letzten Jahr hat man 17 Milliarden Schulden zurückgezahlt. Und W. Putin hat vor, die 
Schulden komplett abzubauen. Heute betragen die Goldreserven Russlands 84 Milliarden US-Dollar und die 
Versicherungsfonds betragen 120 Milliarden US-Dollar. A. Kasjanow wollte diese 120 Milliarden US-Dollar in 
den westlichen Banken mit Zinsen anlegen, während das Land dringend die Investitionen im sozialen und 
anderen Bereichen braucht. Damit Russland der EU beitreten kann, muss es seine wirtschaftliche Struktur 
verändern, es muss aufhören, ein Rohstoffland zu sein, sondern es muss die führenden Positionen in den 
Bereichen der neuen Technologien erreichen. Wir haben ein intellektuelles Potenzial in Russland, trotz der 
Abwanderung der 250.000, nach einigen Angaben bis zu 350.000 Wissenschaftler in den Westen während der 
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Elzin-Zeit. Nichtsdestotrotz hat Russland noch ein großes intellektuelles Potenzial nicht nur im Bereich der 
Luftraumtechnik, sondern in vielen Bereichen. 
Ich glaube, dass W. Putin den EU-Beitritt bezweckt und das stört die Amerikaner. Als Reaktion der Amerikaner 
bei den neuen Dumawahlen entstand eine laute Kampagne, dass die „Sojuz Prawych Sil“767 (SPS) keine Zeit im 
Fernsehen bekommen hat und auf verschiedene Weise eingeschränkt wurde. Ich habe selbst alles beobachtet, das 
stimmt nicht, die Dumawahlen waren ehrlich, die SPS hatte genau so viel Fernsehzeit wie die anderen. Das Volk 
hat aber weise entschieden, es hat diese Partei nicht in die Duma gewählt, denn sie sind für die Zerstörung der 
russischen Wirtschaft in 90er Jahren in der Elzin-Zeit verantwortlich. Wer war damals an der Macht? Gaidar, 
Tschubais, Nemzow, Tschernomyrdin, Chakamada und andere. Das Volk hat sie nicht gewählt. So haben sie die 
5%-Barriere nicht geschafft. Ich glaube, dass Russland zu seinem Zustand zurückkehrt. Im 19. Jahrhundert war 
es ein europäisches Land, es wird Europa nicht loswerden und es wird eine europäische Macht bleiben. Ich bin 
mir sicher, dass es in 20-30 Jahren auch EU-Mitglied wird.  
Anders steht es um die NATO. Im Jahre 1995 habe ich einen großen Vortrag „Die NATO-Erweiterung führt zur 
Konfrontation“ in der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik gehalten. Heute beobachten wir sehr 
unruhige und gefährliche Geschehnisse. Am 25. November 2003 hat Präsident Busch eine Entscheidung über die 
globale Disposition der amerikanischen Truppen getroffen: die Truppen aus dem Westen Europas werden an den 
russischen Grenzen am Schwarzen Meer stationiert, es werden Truppenstationen in Konstanz (Rumänien), in 
Varna und Burgas (Bulgarien) gegründet. Als Ergebnis könnte es zu einer neuen Kuba-Krise auf dem 
europäischen Boden kommen. Die Europäer sind sich dessen nicht bewusst, wozu die NATO-Erweiterung 
führen könnte.  
 
I. Veronurm 
5. Wie schätzen Sie den amerikanischen Einfluss in den baltischen Ländern ein? Dort funktioniert das 
europäische Programm der „Nördlichen Dimension“, das auch Kaliningrad miteinbeziehen könnte. Vor dem 
Hintergrund einerseits der Stärkung des föderalen Zentrums in Russland und des „Föderalen Programms der 
Entwicklung des Kaliningrader Gebietes bis zum Jahre 2010“, andererseits der NATO-Osterweiterung und 
der EU-Osterweiterung. 
- Auf welche Richtungen sollte sich, Ihrer Meinung nach, Russland konzentrieren? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Das Kaliningrader Gebiet ist eine Enklave, die von Russland abgetrennt ist. Viele Menschen lebten davon, dass 
sie als Hamsterer („Tschelnoki“) nach Polen oder Deutschland gefahren waren. Wenn es jetzt nach dem 
Schengener Abkommen verboten wird, die Grenzen zu überqueren, wird eine unsichere Situation entstehen, die 
Arbeitslosigkeit wird steigen. Russland wird gezwungen sein, für die neuen Arbeitsplätze viel zu investieren. 
Vor einigen Jahren haben wir in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut BIOST ein Projekt für die 
Schaffung der freien wirtschaftlichen Zone im Kaliningrader Gebiet vorgeschlagen, in dem skandinavische und 
baltische Länder, Polen und Deutschland kooperieren könnten. Ein kleines Stück der gesamteuropäischen 
Zusammenarbeit – das war eine wunderbare Idee. Das Projekt wurde sowohl der russischen als auch der 
deutschen Regierung vorgeschlagen. Der ehemalige Außenminister K. Kinkel hatte dieses Projekt sehr positiv 
eingeschätzt. Das war im Jahre 1993. Dann kam die NATO-Osterweiterung und die Duma, besonders das 
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Militär, hat alles blockiert und sich wegen der NATO-Osterweiterung statt für die „Öffnung“ für die Aufrüstung 
dieses Gebietes, die Schaffung der Stützpunkte, das Aufstellen der Waffen und der Raketen, usw. 
ausgesprochen. Bis heute sind sie dieser Meinung. Ich glaube, man braucht einen Konsens in der Frage, 
vielleicht eine Wiederbelebung der Idee über das europäische Hongkong im Kaliningrader Gebiet für die 1 Mio. 
Einwohner (für die Russen, Ukrainer und Deutschen) unter der formalen Ägide Russlands. Das große Problem 
ist noch nicht gelöst. Es ist offensichtlich, dass das Kaliningrader Gebiet zusammen mit Russland allmählich in 
die EU integriert werden muss. 
 
I. Veronurm 
6. Inwieweit sind die Befürchtungen seitens Polen und Litauen über die Möglichkeit Russlands, das 
Kaliningrader Gebiet militärisch aufzurüsten, gerechtfertigt? Zeichnet sich noch ein Entwicklungsweg zur 
Europäischen Region ab?  
 
Prof. W. Daschitschew 
Russland hat seit 1990 seine Militärausgaben bis auf etwa 10-13 Milliarden US-Dollar gesenkt und die USA 
haben sie überhaupt nicht gesenkt, sondern erhöht. Im letzten Jahr waren es z.B. 400 Milliarden US-Dollar, das 
ist die Hälfte der Militärausgaben der ganzen Welt. Ich glaube, dass eines der Ziele dieser Politik ist, neben den 
geostrategischen Zielen der Umkreisung Russlands, Russland zu zwingen, den Komplex der Militärindustrie 
wiederherzustellen, um die wirtschaftliche Entwicklung und die strukturelle Umgestaltung der Industrie zu 
verzögern. Der Kaukasus und Mittelasien sind zum Bereich der amerikanischen Interessen erklärt worden. Es 
entstehen  Militärstützpunkte und Russland wird umringt. Es ist natürlich, dass die Militärs und auch W. Putin 
darauf reagieren. In seinem Programm-Auftritt in der Zeitung „Iswestia“ von 06.03.2004 gibt es eine Passage 
über die Adepten des Kalten Krieges, die weiterhin in Stereotypen des Kalten Krieges denken und handeln. Mit 
„süßen Reden“ umringen sie Russland und versuchen, Russland in dem Zustand zu halten, in den es während der 
Elzin-Zeit geraten ist. Darin besteht der Sinn der amerikanischen Politik, die amerikanische Lobby und 
gleichzeitig die Schwäche Russlands zu erhalten. W. Putin betonte, dass Russland gestärkt werden solle, 
zunächst durch die starke Vertikale der Macht, um die Zersplitterung Russlands zu vermeiden. Ende der 90er 
Jahre ist es schon beinahe zum Zusammenbruch Russlands gekommen, denn fast alle 89 Föderationssubjekte 
forderten eigene Gesetzgebung, Steuerfreiheit und eigene Zolltarifregelungen. Ist das kein Zusammenbruch? 
Elzin hat einmal gesagt: „Nehmt soviel Souveränität, soviel ihr verdauen könnt!“ Man hat auch beschlossen, so 
zu handeln. Laut W. Putin wird es keine „Konservierung“ Russlands geben. Wir gehen nach vorne und werden 
die Staatsmacht stärken, die in der Elzin-Ära - genauso wie das staatliche Budget - zerstört wurde. Deshalb 
begann von der amerikanischen Seite eine Kampagne gegen W. Putin, die innerhalb des Landes von den 
ehemaligen “Elzinisten“ und „Anarcho-Liberalen“, wie ich sie nenne, (Tschubais, Gaidar, u.s.w.) unterstützt 
wurde. Die Willkür ist aber unzulässig. Nach den Ergebnissen der WZIOM-Umfrage steht an dritter Stelle das 
Ziel der Schaffung einer Ordnung, im Sinne von der Schaffung eines Rechtsstaats. Alle müssen vor dem Gesetz 
gleich sein, es soll keine Unterscheidungen geben, um die soziale Gleichberechtigung wiederherzustellen. Eine 
weitere Forderung betrifft die Überwindung der Kluft zwischen der Armut und dem Reichtum. So strebt W. 
Putin vielleicht sogar die Nationalisierung (Verstaatlichung) des illegal erworbenen Eigentums an, das von den 
Personen, die dem Ex-Präsidenten Elzin nahe standen, erobert wurde. Das Eigentum wurde zum Spottpreis 
verteilt. Heute ist es die Hauptfrage: Stillstand oder Fortschritt und Veränderungen? 
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I. Veronurm 
7. Glauben Sie, dass der Prozess der Stärkung der Vertikale der Macht dem europäischen Integrationsprozess 
entspricht? In Europa müssen nämlich die Nationalstaaten immer mehr dem Regionalisierungsprozess 
Rechnung tragen, der ein Gegenteil des Globalisierungsprozesses darstellt. 
 
Prof. W. Daschitschew 
Eine Überzentralisierung ist unzulässig. Man braucht die Selbstverwaltung, die Regionen müssen sich auch 
entwickeln, aber im Rahmen der Verfassung. Die russischen Regionen haben die föderale Verfassung 
vernachlässigt und haben angefangen, eigene Gesetze zu schaffen, die den föderalen Verfassungsnormen 
widersprochen haben, was in keinem westeuropäischen Land - weder in Deutschland, noch in Frankreich, noch 
in Großbritannien - zugelassen wird. Nur in den USA haben einzelne Staaten eine eigene Gesetzgebung (sic!). 
Russland kann als Riesenland nicht ohne starke Vertikale der Macht existieren. Es muss aber eine vernünftige 
Balance zwischen der starken Vertikale der Macht und den Rechten und Pflichten auf der regionalen Ebene 
geben, denn sonst entwickelt sich das Land nicht. Die Föderationssubjekte müssen über eigene Finanzmittel für 
die industrielle, wirtschaftliche und soziale Entwicklung verfügen. Übrigens stimmt es nicht, dass unter Putin die 
Demokratie leidet. Russland belegt den dritten Platz nach dem Rating der Medienfreiheit nach England und 
Spanien. Man kann bei uns alles schreiben, was man will. Es gibt eine Menge oppositioneller Organe. Es ist sehr 
interessant, verschiedene Meinungen zu lesen und keiner engt die Presse ein. Ich denke, dass es wieder so eine 
propagandistische Kampagne ist, die mit den Vereinigten Staaten zusammenhängt. Im Zusammenhang mit den 
Präsidentenwahlen sind Stimmen zu hören, dass alles falsifiziert wird. Das ist nicht richtig. Ich verfolge das 
Fernsehen. Im Fernsehen finden jeden Tag Debatten und scharfe Diskussionen statt. Weder Chakamada noch die 
Kommunisten werden eingeengt, sie treten jeden Tag im Fernsehen auf. Die Wahlen verlaufen ehrlich. W. Putin 
hat laut der WZIOM- Umfrage 70% der Stimmen. 
 
I. Veronurm 
8. In der veränderten globalisierten Welt wird die Zukunft Russlands immer noch durch verschiedene 
Konzepte, wie z. B. das Eurasien-Konzept, unterschiedlich interpretiert. 
- Wodurch wird die Zukunft Russlands bestimmt? Durch die Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch 
die Fähigkeit, zu integrieren? 
- Wie stark ist noch das Integrationspotenzial in den ehemaligen „Satelliten-Ländern“? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Viel wird von der Position der Europäischen Union abhängen. Der USA-Einfluss ist in Europa gesunken und er 
wird noch kleiner, das ist völlig klar. In Russland entstand „ein Gefühl eines Abgestoßenen“ und deshalb 
gewann das Eurasien-Konzept an Boden, gemäß dem Motto: „Wenn man uns in Europa nicht will, werden wir 
uns auch ohne Europa selbständig entwickeln können.“ Aber ich betone, dass Russland nie wieder zu der Politik 
des Imperialismus zurückkehren wird. Dies ist Vergangenheit. Ich glaube, es war ein Riesenfehler von Stalin, 
nach dem zweiten Weltkrieg nach Osteuropa vorzudringen, wodurch der Kalte Krieg provoziert worden ist. 
Diese imperialistische, missionarische Politik der Sowjetunion war einer der Hauptgründe des Zerfalls der 
Sowjetunion, die sich übernommen hat. Viele Amerikaner, z.B. ein bekannter Politologe Johnson, schreiben, 
dass die imperiale Überdehnung auch die Vereinigten Staaten vernichten kann. Das ist das, wovon ich seit Ende 
1970 in den Notizen für Gromyko und später Andropow schrieb, dass wir die Sowjetunion durch die dumme 
 250
Politik der missionarischen Herrschaft, der imperialistischen Erweiterung des sowjetischen Systems in der 
ganzen Welt zerstören werden. Ich glaube, dass Russland daraus Lehren gezogen hat und nicht mehr dazu 
zurückkehren wird. Amerika ist aber in die Fußstapfen Deutschlands getreten, das zwei Weltkriege geführt hat. 
Der Zusammenbruch der Sowjetunion hat für Amerika nichts demonstriert. Es werden sich für die USA die 
gleichen Probleme stellen, wie es die Erfahrung der Sowjetunion gezeigt hat, als sie sich in Afghanistan, in 
Afrika und in anderen Regionen eingemischt hat, und damit diese globale verrückte Politik durchführte. Neben 
der Ineffektivität der Wirtschaft war das einer der Hauptgründe des Zerfalls. 
 
I. Veronurm 
9. Kann man vom Helsinki-Prozess als dem Anfang vom Ende sprechen? War das die Folge der von der 
sowjetischen Regierung unterschriebenen Abkommen, wie z.B. von der Menschenrechtsdimension, ohne die 
Entwicklungen innerhalb und außerhalb des Landes voraussehen zu können? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Im Dezember 1991 fand ein gewöhnlicher Putsch statt. So kam Elzin an die Macht, ein Mensch, der 
machtsüchtig war, für den Macht am wichtigsten war. Er hat weder an das Volk noch an das Land noch an die 
Landesinteressen gedacht und außerdem ist er unter starken amerikanischen Einfluss geraten. Als Gorbatschew 
an die Macht gekommen war, stellte man eine Frage: Wer ist Gorbatschew? Bei Putin hieß es: Who is Putin? Bei 
Elzin fragte man nicht. Es war klar, wohin er führte, nämlich zur Zerstörung und Plünderung des Lande. Und im 
Westen hat man solche Frage nicht gestellt. 
 
I. Veronurm 
10. In Anbetracht des geringen Erfolgs der Versuche, eine gesamteuropäische Sicherheitsarchitektur 
aufzubauen. 
- Ist es richtig, den europäischen Integrationsprozess, das Verhältnis mit Europa immer durch das Prisma der 
Beziehungen mit den USA zu betrachten?  
- Liegen die besseren Chancen nicht in der Stärkung der Beziehungen mit Europa selbst?  
 
Prof. W. Daschitschew 
Wissen Sie, W. Putin hat mehrmals unterstrichen, dass Amerika eine sehr positive Rolle in Europa spielen kann. 
Amerika muss die europäische Integration und den Aufbau einer gesamteuropäischen Sicherheitsstruktur 
fördern. Die NATO könnte in eine gesamteuropäische Sicherheitsstruktur einschließlich Russland, der Ukraine 
und Weißrussland reformiert werden. Die Amerikaner wollen aber Russland nicht in die NATO aufnehmen. Auf 
dem Ministertreffen mit J. Chirac wurde die Frage der Schaffung eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems 
mit Russland gestellt. Das ist eine absolut neue Frage. Es wäre sehr dumm, wenn Russland versuchen würde, das 
EU-USA-Verhältnis zu stören. Das wird erstens nicht gelingen und zweitens ist es nicht im Interesse Russlands. 
Amerika soll aufhören, ihren Willen den Europäern aufzudrängen und zu versuchen, sie in die globalen 
Abenteuer einzubeziehen. Im Irak ist es nicht gelungen. Es war richtig, dass G. Schröder darauf bestand, dass 
deutsche Soldaten nicht am Irak-Einsatz teilnahmen, denn das wäre ein Verstoß gegen die BRD-Verfassung, 
gegen den Vertrag mit der Sowjetunion vom 12. September 1990 sowie gegen die Pariser Charta vom November 
1990 gewesen. In Jugoslawien hat Deutschland gegen die Verfassung und Verträge verstoßen, was von den 
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Amerikanern aufgedrängt wurde. Die Europäer haben daraus gelernt. Warum sollen sie sich wegen der 
amerikanischen Interessen in Kriegsabenteuer stürzen?  
Zurück zu Ihrer Frage. Ich glaube, dass Europa an dem wirtschaftlichen Aufstieg Russlands interessiert sein 
muss, denn Russland ist ein Riesenabsatzmarkt. Wenn die Bevölkerung arm bleibt, wird sie auch die westlichen 
Produkte nicht kaufen und es wird sich keine Kooperation entwickeln können. Im Gegensatz zu den 
Amerikanern sind die Europäer an der Erhöhung der Kaufkraft der russischen Bevölkerung und an der 
Entwicklung des starken rechtsstaatlichen Systems mit den rechtlichen Garantien für die westlichen Investoren 
interessiert. Ich glaube, W. Putin steht dafür und ist auf dem richtigen Weg. 
 
I. Veronurm  
11. Inwieweit wird sich die Struktur der EU durch die Osterweiterung und den Beitritt neuer Mitglieder 
verändern? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Es wird mehr Schwierigkeiten in der Suche nach der Übereinstimmung der Positionen geben, wie es schon die 
Debatten für die Vorbereitung der europäischen Verfassung gezeigt haben. Das ist eine sehr schwierige und 
diskrete Frage. Verschiedene Lebensstandards bilden einen wichtigen Einflussfaktor. Es wird darum gehen, die 
Finanzmittel für solche schwach entwickelten Länder wie Polen, Bulgarien und Rumänien bereitzustellen. Es 
entstehen verschiedene Geschwindigkeiten der Integration. Das hat einen gewissen Sinn. Solche Länder wie 
Deutschland, Frankreich und Italien sind für die enge Integration reif. Die osteuropäischen Länder sind dafür 
nicht reif. Und denen wird man sehr viel helfen müssen. Wo findet man aber die Ressourcen? Man muss dabei 
die Struktur der Volkswirtschaften in Polen und in Ungarn berücksichtigen. Es waren Länder mit 
überwiegendem Anteil der Landwirtschaft. Sie werden Probleme bezüglich des Absatzes der 
landwirtschaftlichen Produktion haben. 
 
I. Veronurm 
12. Wie schätzen Sie den amerikanischen Einfluss im sogenannten „alten“ und „neuen“ Europa ein? 
 
Prof. W. Daschitschew 
Amerika versucht, diese Widersprüche auszunutzen, um die osteuropäischen Länder näher an sich zu ziehen. Es 
ist bekannt, dass die CIA sich mit dem Baltikum beschäftigt. Durch eine Umverteilung der Zuständigkeiten sind 
alle drei Länder Objekt der Beobachtung von der CIA. 
 
I. Veronurm 
Vielen Dank. 
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9 6 4 Das Interview mit Professor S. Ginzburg, Abgeordneter der Kaliningrader 
Gebietsduma, Direktor des Fonds für sozial-wirtschaftliche, politische Studien 
„Regionale Strategie“, Co-Vorsitzender der Bewegung „Sapadnyj Kraj Rossii“ (Die 
westliche Randregion Russlands). 
Das Interview hat in Kaliningrad am 19.08.2004 stattgefunden. 
 
I. Veronurm  
1. Seit 1989 ist der Verzicht auf die Hegemonialpolitik und die Bestrebung der Schaffung eines 
“Gemeinsamen Hauses Europas” zum Ziel der russischen Außenpolitik geworden. 
- Wie haben sich, Ihrer Meinung nach, die Ziele der russischen Außenpolitik vor dem Hintergrund der EU-
Osterweiterung geändert?  
- Inwieweit ist es gelungen, auf die Blockstrukturen zu verzichten, inwieweit sind sie überwunden? 
 
Prof. S. Ginzburg 
Es gibt einen formellen und einen unformellen Kontext. Was den formellen Kontext anbetrifft, so hat sich die 
Situation tatsächlich verändert. Der NATO-Block ist z.B. geblieben, es gibt keinen Warschauer Pakt. Es gibt die 
Meinung, dass die Russische Föderation besonders in ihrem Westen durch den NATO-Block bedroht wird. Ich 
glaube, dass diese These politisch überholt ist. Ich versuche, dies zu erklären, indem ich mich zum unformellen 
Kontext dieser Frage wende. 
Erstens ist der NATO-Block nicht nur eine ernst zu nehmende Militärmaschine, sondern auch eine gewaltige 
nicht-militärische Infrastruktur. Ich glaube, dass der Fehler darin liegt, dass die russische Führung die nicht-
militärischen NATO-Programme - z.B. im Interesse des Kaliningrader Gebiets - nicht nutzt. Das sind 
Programme für den Kampf gegen AIDS, gegen Drogentransfer, sowie die Programme für die Integration der 
Militärs im zivilen Leben, für die Computerisierung und die Entwicklung verschiedener Bildungseinrichtungen. 
Zweitens glaube ich, in Bezug auf die Fragen, die mit der Osterweiterung zusammenhängen, dass jede 
Außenpolitik eine Fortsetzung der Innenpolitik ist. Russland hat keinen konkreten, klaren Blick darauf, welche 
Position man im Zusammenhang mit der EU-Osterweiterung einnehmen sollte. Am 8. August sind 100 Tage seit 
der präzedenzlosen EU-Erweiterung vergangen, als 25 Länder am 1. Mai 2004 in der Europäischen 
Gemeinschaft vereint worden sind. Wir sehen die Nachteile dieser Politik. Wie ich es schon gesagt habe, ist jede 
Außenpolitik die Fortsetzung der Innenpolitik. Wenn es keine Innenpolitik gibt, so gibt es auch keine 
Außenpolitik. Alles konzentriert sich auf den Wunsch, zu reagieren, und nicht zu beeinflussen, d.h. wir laufen 
ständig hinterher. Ein Beispiel dafür ist die Situation mit dem Kaliningrader Gebiet.  
 
I. Veronurm  
2. In Ihrem Artikel „100 Tage in der Umkreisung von Europa“ äußern Sie die Meinung, „...dass das föderale 
Zentrum das Westlertum imitiert und der Westen mitspielt, indem er die Illusion von Etwas unterstützt, was 
es nicht gibt.”768 
- Welche Mechanismen können, Ihrer Meinung nach, die Veränderung der Situation beeinflussen?  
                                                 
768 Vgl. Ginzburg, S., Sto dnej wnutri Ewrosojuza, Online-Version in Russisch,  
in: WebWW http://www.kaliningradka.ru/printnews.php?newsid=8202, vom 11.08.2004 
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- Was verstehen Sie unter dem „norwegischen Modell für die Kooperation mit der EU“? 
 
Prof. S. Ginzburg 
.....In der Artikelversion769 sind die Mechanismen klarer definiert. 
Also, was bedeutet das norwegische Modell, das - aus meiner Sicht - für das Kaliningrader Gebiet verwendet 
werden kann. Es geht darum, dass man aufmerksamer nicht nur das Schengener Abkommen von 1985, sondern 
auch die internationale Praxis studieren muss. Mitte der 90er Jahre sind Schweden und Finnland der EU 
beigetreten, Norwegen hat darauf verzichtet. Norwegen, auch wenn als Subjekt des internationalen Rechts, geriet 
in die ähnliche Situation, in der sich heute das Kaliningrader Gebiet befindet. Es wurde die entsprechende 
Tätigkeit auf dem diplomatischen Niveau durchgeführt und es wurden die politischen Entscheidungen getroffen. 
So sehen wir, dass Norwegen, ohne dass es EU-Mitglied ist, solche Präferenzen genießt, dass jeder norwegischer 
Einwohner sich problemlos von Oslo bis Lissabon im Schengener Raum bewegt, dieselbe Situation gibt es auch 
mit der Schweiz. Wir haben 2002 die einmalige Möglichkeit verpasst, durch die strengen und gleichzeitig 
diplomatischen Verhandlungen Schengener Visa – Multivisa - für die Kaliningrader zu bekommen. Diese Visa 
hätten den Kaliningradern ermöglicht, ohne Hindernisse und Erniedrigungen an den polnischen und litauischen 
Konsulaten sowohl nach Russland als auch nach Europa zu reisen. Die Europäische Kommission war bereit, 
dieses Projekt für das für sie erschwingliche Geld zu finanzieren. Das würde übrigens mit Putins These 
übereinstimmen, dass wir in der Perspektive zu dem freien Grenzverkehr, der sogenannten «Road Map», 
übergehen sollten. Auf diese Weise verstehe ich das norwegische Modell – die Erforschung der internationalen 
Erfahrung, ihre Generierung, ihre Synthese und die Suche nach dem eigenen Kaliningrader Modell, weil die 
Situation einmalig ist. 
 
I. Veronurm  
3. Auf der nächsten Etappe der europäischen Integration, der EU-Osterweiterung, hat die EU die Möglichkeit, 
sich den Regionalisierungstendenzen in den Transformationsländern zu „öffnen“.  
- Inwieweit ist, Ihrer Meinung nach, die EU-Politik dazu bereit? Inwieweit werden die Ziele der 
Unterstützung der Regionen verfolgt? 
 
Prof. S. Ginzburg 
Einerseits ist in Europa die Bewegung „Europa der Regionen“ sehr populär, andererseits, in Bezug auf das 
Kaliningrader Gebiet, würde ich nicht sagen, dass wir konkrete Ergebnisse haben. Sicher gibt es 
nachbarschaftliche Initiativen und Zusammenarbeit, z.B. mit Warminsko-Mazurskie Wojewodschaft und der 
Pomorskie Wojewodschaft in Polen. Wir kommen mit den Bundesländern Brandenburg und Schleswig-Holstein 
sehr gut klar. Aber ich denke, dass es eine abgeschlossene Etappe ist. Sehen Sie sich die Programme an, die im 
Kaliningrader Gebiet realisiert werden, z.B. das TACIS-Programm. Etwa 70-80% der Mittel, die angeblich für 
das Gebiet investiert werden, werden als Honorarmittel für das Consulting an die ausländischen Fachleute 
gezahlt. Das war Anfang der 90er Jahre aktuell, als deutsche Fachleute herkamen und den Kaliningradern, die 
beispielsweise im Komitee für Verwaltung und Eigentum oder im Fond für Eigentum des Gebietes tätig waren, 
die Privatisierungsprozesse beibrachten. Heute sind andere Programme aktueller, z.B. solche wie das 
                                                 
769 Ginzburg, S., Sto dnej wnutri Ewrosojuza, Chronika Ambera, oblastnaja nesawisimaja gaseta, N 32, vom 
04.08.2004, S. 8 
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«INTERREG»-Programm oder das «PHARE»-Programm oder das «IPSA»-Programm. Wenn man darüber 
spricht, dass der Westen den Regionen helfen sollte, sollte man vielleicht auf paritätischer Grundlage einen Fond 
für die sozial-ökonomische Entwicklung des Kaliningrader Gebiets mit 50% russischer Beteiligung und 50%-
Beteiligung aus den Euro-Mitteln gründen. Dieser Fond würde die Entwicklung des kleinen und mittleren 
Business fördern, man würde einen Aufsichtsrat für die Korruptionsvorbeugung und eine bestimmte 
Transparenzgarantie bilden. Heute werden 15% des regionalen Bruttoinlandsprodukts in dem Gebiet durch die 
kleinen und mittleren Unternehmen erwirtschaftet. Ich glaube, dass es vergleichsweise in Brandenburg oder 
Bayern ungefähr 75-80% sind. So sind die Verschiebungen sichtbar. Der Fonds für sozial-ökonomische 
Entwicklung der Region, der u.a. von den EU-Mitteln gebildet werden könnte, würde die Finanzierung konkreter 
Projekte sichern und dadurch die Entwicklung des mittleren Business, ohne den keine zivile Gesellschaft 
möglich ist.  
 
I. Veronurm 
4. Um auf die „neu-europäischen“ Länder – Polen und Litauen - zurückzukommen. Das Dilemma dieser 
Staaten besteht darin, dass es einerseits die historisch bedingten Vorurteile vor der Entstehung neuer 
Peripherien an den neuen Grenzen und andererseits die Kooperationsvorteile mit dem Export-Partner – 
Kaliningrader Gebiet - gibt. 
- Wie können, Ihrer Meinung nach, die Interessenskonflikte beigelegt werden? 
- Wie können die Beziehungen mit den „neu-europäischen“ Staaten - Polen und Litauen - gestaltet werden? 
 
Prof. S. Ginzburg 
Ich denke, dass unsere Grenzen mit Polen und Litauen nach dem 1. Mai relativ sind. Wir grenzen an die 
Europäische Union. Sowohl Warschau als auch Vilnius werden darauf achten, was in Brüssel gesagt wird. 
Davon bin ich aufgrund der Erfahrung in der Zusammenarbeit mit polnischen und litauischen Diplomaten und 
Unternehmern überzeugt. Deshalb braucht man eine Konstruktion aus zwei Ebenen. Auf der einen Seite sollte 
die regionale Elite Lobby für die Unterzeichnung eines internationalen Abkommens über das Kaliningrader 
Gebiet zwischen der Russischen Föderation und der Europäischen Union in den neuen wirtschaftlichen und geo-
politischen Bedingungen bis zum Jahre 2010 machen. Dieses internationale Abkommen würde 15-20 wichtigste 
Aspekte umfassen: von dem Personen- und Frachtentransit bis zu der Energieversorgung, dem Kampf gegen den 
Drogentransfer, den Problemen im Bereich der Fischerei, der Liberalisierung der Zoll- und Grenzgesetzgebung, 
den für das Baltikum sehr aktuellen ökologischen Problemen sowie den Problemen im sozialen Bereich und im 
Bildungsbereich. Auf der anderen Seite sollte man die Horizontale – die zweite Ebene dieses zweistöckigen 
Hauses - stärken. Das betrifft die Kooperation der regionalen Macht mit den regionalen föderalen Regierungen, 
um die Investitionen heranzuziehen. Ich bin aber überzeugt, dass ohne das Rahmenabkommen keine 
Entwicklung der Region stattfindet. 
 
I. Veronurm 
5. Die nächste Frage betrifft die innenpolitischen Probleme. Der Demokratisierungsprozess ist die erste 
Voraussetzung für jede Art der Integration Russlands in Europa. Während der Präsidentschaft von W.W. 
Putin wurde die Reform der föderalen Struktur in Russland vollzogen.  
- Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der Tradition der Verwendung des Föderalismus-Prinzips als 
eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich?  
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Prof. S. Ginzburg 
Meiner Meinung nach passen die Reformen des Präsidenten W. Putin sehr harmonisch in den traditionellen 
Kontext der russischen Reformen, als nicht die Regionen mächtig waren, sondern das Zentrum dominiert hat, 
denn unser Land war ein unitärer Staat, als die Position des Beamtentums zum Nachteil des Föderalismus 
gestärkt worden ist. Auch heute sehen wir am Beispiel des Kaliningrader Gebiets, dass man versucht, unsere 
Region über einen Kamm mit anderen Föderationssubjekten zu scheren. Denn noch im Jahre 1998 haben wir die 
Erscheinungen prognostiziert, die zur Zeit stattfinden. Was ist eine Prognose? Es ist eine Form der 
wissenschaftlichen Vorhersage. Ich glaube nicht, dass sich Russland nach der latein-amerikanischen oder 
chinesischen Variante entwickeln sollte, wenn die liberalen Reformen durchgeführt werden und der politische 
Wille für die Lösung der Aufgaben fehlt, die mit der Demokratisierung verbunden sind. Es scheint mir, dass ein 
Versuch der Gewaltextrapolation, d.h. der Übertragung chilenischer oder chinesischer Regimes auf den 
russischen Boden unternommen wird, um den wirtschaftlichen Durchbruch zu schaffen. Die Besonderheit 
besteht darin, dass die wirtschaftlichen Reformen in Russland immer einen politischen Prozess darstellen. Wenn 
man die Situation mit der „Vergeldlichung“ der Privilegien betrachtet, die ein großes Aufsehen erregt hat, sieht 
man die Haltlosigkeit dieser Reform, wenn erstens keine propagandistische, erklärende Vorbereitung 
durchgeführt worden ist und zweitens die Bevölkerung irregeführt wird. Ein 50-prozentiger Rabatt für Studenten 
in den Kaliningrader munizipalen Transportmitteln werden z.B. mit den sozialen Leistungen gleichgesetzt, die 
keine geldliche Äquivalente haben. Oder angenommen, Ihr Bekannter – Soldat-Internationalist - war im Krieg in 
Afghanistan. In Bezug auf seine Person hat der Staat bestimmte Verpflichtungen. Wenn er an Leukämie 
erkrankt, sollte er im Laufe von einigen Jahren behandelt werden. Ob es tatsächlich möglich ist, durchzurechnen, 
wie viel Geld der Staat für diese Behandlung aufwenden sollte? Ich möchte an ein Schulbuchbeispiel erinnern: 
als Russland die Aufstände wegen der Pockenepidemie erschütterten, versuchte man nach dem Pugatschew-
Aufstand in den 70-80er Jahren des 18. Jahrhunderts mit Gewalt gegen Pocken zu impfen. Katarina die Große 
hat sich selbst unter Lebensgefahr impfen lassen. Das heißt, wenn die „monetisazija lgot“ (Auszahlungen in 
finanziellen Equivalenten als Ersatz für Privilegien) unmittelbar gegenüber den Mächtigen angefangen worden 
wären, hätte die Bevölkerung ein Vorbild darin gesehen, das man befolgen hätte müssen. 
 
I. Veronurm 
6. Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen Zentrums bei 
der Lösung der regionalen Probleme. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die 
Verwirklichung der Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 
sowie die Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, 
dass die Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie die Regionalpolitik des Zentrums, insbesondere die Frage der Entwicklung für das 
Kaliningrader Gebiet unter den veränderten Bedingungen, ein? 
 
Prof. S. Ginzburg 
Wie gesagt, glaube ich, dass das föderale Zentrum keine klare und eindeutige Sicht darauf hat, was man mit dem 
Kaliningrader Gebiet zu tun hat. Wenn man sagt, dass es zur These – „das Kaliningrader Gebiet ist ein Fenster 
zu Europa“ - keine Alternative gibt, so glaube ich, dass es solch eine Alternative gibt, nämlich die Schießscharte. 
Es gibt die Meinung, dass wir uns abgrenzen und Graben bauen sollten, dass die NATO nebenan ist. Das ist eine 
billigere Entwicklungsvariante unserer Region. Lassen Sie uns aus der Sicht des föderalen Zentrums, aus der 
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Sicht Moskaus, eine Ordnung im eigenen Bewusstsein hinsichtlich der Gesetzprioritäten herstellen. Ich meine, 
dass wir die Verfassung der Russischen Föderation an die erste Stelle setzen sollten, an die zweite Position das 
internationale Abkommen zwischen Russland und der EU über das Kaliningrader Gebiet als eine 
Kooperationsregion, über das ich vorhin gesprochen habe. An die dritte Stelle würde ich die Hauptrichtlinien der 
föderalen Politik in Bezug auf das Kaliningrader Gebiet setzen. Solche Hauptrichtlinien gibt es nicht. An die 
vierte Stelle würde ich das Rahmengesetz über die Sonderwirtschaftszonen der RF setzen. An die fünfte Stelle 
würde ich das modernisierte Gesetz über die Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader Gebiet setzen. An die 
sechste Stelle würde ich das föderale Zielprogramm für die Entwicklung des Kaliningrader Gebiets stellen, das 
Sie erwähnt haben. Das ist keine Entwicklungsstrategie für die Region, sondern nicht mehr als ein 
wunderschönes Verzeichnis der Investitionsprojekte. An die siebte Stelle würde ich zum Schluss die 
Pilotgesetzgebung der Region setzen. In der Broschüre sind 4 innovative Gesetze enthalten, die wir mit meinen 
Mitkämpfern durchsetzten, um die Transparenz der Macht zu sichern. Wir haben als die Ersten das Gesetz über 
die Abgeordnetenuntersuchungsverfahren770 angenommen, das nicht verstaubt, sondern funktioniert. Zur Zeit 
findet das Abgeordnetenermittlungsverfahren über die Nutzung der Grundstücke statt, was sehr aktuell ist. Wir 
haben als die Ersten das Gesetz über die Ordnung der Gewährung des Informationszugangs771 sowie das Gesetz 
über die öffentlichen Debatten der Gesetzprojekte des Kaliningrader Gebiets772 und das Gesetz über die jährliche 
Ansprache des Gouverneurs der Oblast773 angenommen. Überhaupt denke ich, dass die zivile Gesellschaft 
wichtiger ist, als die wirtschaftlichen Innovationen, denn die Wirtschaft ist ein Instrumentarium, die zivile 
Gesellschaft ist in den Köpfen, danach müssen wir streben. 
 
I. Veronurm 
7. Im Hinblick auf die NATO-Osterweiterung, die EU-Osterweiterung und die gleichzeitigen Tendenzen der 
Stärkung des föderalen Zentrums in Russland,  
- Wie schätzen Sie die Entwicklungsmöglichkeiten und den Weg von einer Exklave – der 
Sonderwirtschaftszone – zur russischen Region in Europa ein?Welche Aufgaben entstehen in diesem 
Zusammenhang für die EU, die RF und für das Kaliningrader Gebiet selbst? 
 
Prof. S. Ginzburg 
Ich glaube, dass die Schlüsselfrage darin besteht, dass man richtig auf die Herausforderungen antwortet. Als im 
Jahre 1991 die Sowjetunion zerfallen ist, ist das Kaliningrader Gebiet hinter der Grenze geblieben. Ich habe 
damals in der Gebietsverwaltung gearbeitet. Die Verwaltung unter der Leitung von Professor J. Matotschkin, des 
ersten Gouverneurs im Kaliningrader Gebiet, hat damals das Föderale Gesetz über die Sonderwirtschaftszone im 
                                                 
770 Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „O deputatskich rassledowanijach w Kaliningradskoj 
oblasti“, vom 23.05.2002, a.a.O., 2004, S. 6-14 
771 Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „O porjadke predostawlenija informazii organami 
gosudarstwennoj wlasti Kaliningradskoj oblasti“, vom 27.06.2002, a.a.O., 2004, S. 15-33 
772 Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „Ob obschtschestwennom obsushdenii projektow 
Sakonow Kaliningradskoj oblasti i woprosow, trebujuschtschich Sakonodatelnogo reschenija“, vom 29.04.2004, 
a.a.O., 2004, S. 35-49 
773 Rossijskaja Federazija, Sakon Kaliningradskoj oblasti „O eshegodnom poslanii glawy (gubernatora) 
Kaliningradskoj oblasti, vom 23.04.2002, a.a.O., 2004, S. 3-5 
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Kaliningrader Gebiet durchgesetzt. Es ist am 31. Januar 1996 in Kraft getreten. Das war eine Antwort auf eine 
solche Herausforderung wie der Zerfall der UdSSR. Jetzt ist die geo-politische Situation anders. Deshalb ist es 
kontraproduktiv, nur die Modernisierung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone zu betreiben. Wir müssen 
auf diese Herausforderung durch die Ratifikation des internationalen Abkommens über das Kaliningrader Gebiet 
antworten. Europa könnte dieses Abkommen ratifizieren, wenn der politische Wille der Staatsoberhäupter 
vorhanden wäre, dies durch die Staatsparlamente zu ratifizieren. Außerdem könnte das Europarlament dies auch 
ziemlich schnell ratifizieren. Nach unseren Berechnungen würde die Lösung dieser Frage nicht mehr als 12-16 
Monate in Anspruch nehmen. Es gibt noch einen Aspekt, kaum jemand akzentuiert die Aufmerksamkeit darauf, 
dass das Kaliningrader Gebiet eine Herausforderung sowohl für Russland als auch für Europa ist. Ich glaube 
nicht, dass die Europäer unsere Region als eine depressive Region haben wollen, die die organisierte 
Kriminalität, die Prostitution, die Drogenabhängigkeit in den Westen transportiert und von der man sich durch 
die chinesische Mauer abgrenzen muss. Deshalb denke ich, dass das Kaliningrader Gebiet, indem es politisch 
Russland bleibt, ein Territorium der gemeinsamen Verantwortung sein sollte. Das internationale Abkommen 
über das Kaliningrader Gebiet würde als ein internationaler Vertrag einen höheren juristischen Status als die 
innerstaatliche Gesetzgebung haben. Die internationalen Verträge stellen im Vergleich zu der nationalen 
Gesetzgebung eine Priorität dar. Wenn die Beamten versuchten, das Gesetz über die Sonderwirtschaftszone, von 
dem ich gesprochen habe, seit 1996 im Laufe von 10 Jahren ungefähr 10 Mal zu verändern und zu kastrieren, 
indem sie uns mal Zollvergünstigungen, mal andere Präferenzen wegstrichen, so würde kaum einer das 
internationale Rahmengesetz anrühren. Ich glaube, dass dies ein wichtiger Beitrag des Westens, d.h. der EU, sein 
würde, wenn er die Bereitschaft für die Unterzeichnung und die Ratifikation eines solchen internationalen 
Abkommens demonstrieren würde. 
 
I. Veronurm 
8. Die Russische Föderation ist Mitglied vieler internationaler Organisationen und hat die Erfahrung 
internationaler Verhandlungen. 
- Wie schätzen Sie die Strukturen dieser internationalen Organisationen ein? 
- Wie effektiv sind die Strukturen solcher Organisationen? 
 
Prof. S. Ginzburg 
Ich habe keine unmittelbare Erfahrung in der Tätigkeit in solchen Strukturen. Ich habe mehr Erfahrung mit den 
öffentlichen Organisationen, die die internationale Struktur beeinflussen. So funktioniert z.B. das öffentliche 
Komitee „Russland im vereinten Europa“ in Moskau sehr erfolgreich. Es arbeitet seit 2002, die erste 
Außensitzung fand im März 2003 in Kaliningrad statt. Der Komiteekoordinator ist der Dumaabgeordnete 
Wladimir Ryshkow. Viele bekannte - sowohl russische als auch westliche - Wissenschafter, eine Reihe der 
Botschafter und der bekannten Diplomaten nehmen daran teil.  
Was die formalen Strukturen anbelangt, z.B. der PKA–Rat, das PKA–Abkommen, das im Jahre 1994 
unterzeichnet und im Jahre 1997 ratifiziert worden ist, so glaube ich, dass es weder Russland noch der Westen 
realisieren. Deshalb leisten die formalen Strukturen, aus meiner Sicht, keinen effektiven Beitrag zur 
Integrationsidee. 
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I. Veronurm 
9. Die letzte Frage. In der veränderten, globalisierten Welt, wo die Entwicklung der Staaten durch die 
Interdependenz soweit bedingt ist, dass es keinen Sinn hat, die Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu 
entfernen und das veraltete nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
- Wodurch wird, Ihrer Meinung nach, die Zukunft Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, sich zu 
integrieren oder aber durch die Fähigkeit, zu integrieren? 
 
Prof. S. Ginzburg 
Ich glaube, dass es zwei Seiten einer Medaille, zwei Bestandteile sind. Ich glaube, dass die Rückkehr nach 
Europa überhaupt die nationale Idee für Russland ist. Leider ist heute Neuseeland mehr Europa als Kaliningrad, 
denn Europa ist nicht eine geografische Dimension, sondern es ist da, wo der hohe Lebensstandard ist, wo die 
Menschenrechte gewahrt werden, wo es die liberalisierte Gesetzgebung und die institutionelle Transparenz gibt. 
Ich glaube, dass Russland eine einmalige Chance hat, das Kaliningrader Gebiet in das Laboratorium für die 
internationale Kooperation zu verwandeln und dadurch unserer Region, unserer Exklave, zu folgen und sich in 
Europa zu integrieren. Nur dann kann das Land in verschiedenen Hinsichten, von dem Studentenaustausch bis 
zum gemeinsamen Kampf gegen den Terrorismus und Drogentransfer, auf die internationalen Prozesse aktiv 
einwirken. 
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9 6 5 Das Interview mit Herrn J. Klimke, Abgeordneter der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, Berichterstatter für Fragen des Ostraumes der Arbeitsgruppe 
"Wirtschaft und Arbeit" 
Das Interview wurde in schriftlicher Form per E-Mail im November/Dezember 2004 durchgeführt. 
 
I. Ramm  
1. Seit 1989 ist der Verzicht auf die Hegemonialpolitik und die Bestrebung der Schaffung eines gemeinsamen 
rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Raumes – des “Gemeinsamen Hauses Europas” - 
zum Ziel der russischen Außenpolitik geworden.  
- Wie haben sich, Ihrer Meinung nach, die Ziele der sowjetischen (heute russischen) Außenpolitik vor dem 
Hintergrund der EU-Osterweiterung geändert? 
- Wie erfolgreich war der Demontageprozess der Blockstrukturen und der Verzicht auf die Einflussbereiche 
in Europa? 
 
J. Klimke 
Die russische Außenpolitik musste sich nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion und des damit 
zusammenhängenden Systems darauf einstellen, dass die ehemaligen Sowjetrepubliken nicht mehr unter ihrem 
politischen Einfluss standen und sich auch wirtschaftlich von Russland trennten. Auch wenn Russland lange 
Bedenken gegen eine Osterweiterung der EU hatte, so muss der Regierung doch klar gewesen sein, dass sie die 
Erweiterung nicht aufhalten kann bzw. man nur sehr begrenzte Möglichkeiten hatte, den Prozess zu 
verlangsamen. Sie hat im Umkehrschluss wohl erkannt, dass sie die Osterweiterung der EU nutzen muss und 
kann. Dies vor allem wirtschaftlich. Europa ist der zweitwichtigste Wirtschaftsraum der Welt und wenn man in 
direkter Nachbarschaft liegt, sollte man dies als rohstoffreiches Land nutzen. Die russische Außenpolitik verfolgt 
meines Erachtens zwei Ziele: 
• Zum einen den Wirtschaftsstandort Europa für Russland zu öffnen  
• und zum anderen in Europa politisch wieder den Stellenwert zu erreichen, der dem Land nach Meinung der 
Russischen Regierung auch zusteht. 
Der Verzicht von Einflussbereichen in Europa kann für die russische Politik nicht unbedingt als Erfolg 
angesehen werden. Die Loskopplung der ehemaligen Sowjetrepubliken von ihrem ehemaligen Herren war für 
Russland ein schwieriger Prozess. Es musste eine ganz neue Basis der Zusammenarbeit mit den jetzt 
unabhängigen Staaten gefunden werden. Dieser Prozess hält bis heute an - es fällt Russland immer noch sehr 
schwer, wie man an der Haltung Russlands anlässlich der Wahlen in der Ukraine sehen kann. 
 
I. Ramm  
2. Die neue Etappe der europäischen Integration, die EU-Osterweiterung, bedeutet für Europa eine neue 
Chance. In dem fortschreitenden Integrationsprozess erhält Europa durch die Osterweiterung die 
Möglichkeit, sich den Regionalisierungstendenzen in den Transformationsgesellschaften zu öffnen, um in 
der veränderten Situation politisch funktionsfähig zu bleiben. 
- Inwieweit hält die EU-Regionalpolitik Schritt mit dem Regionalisierungsprozess in Europa? 
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J. Klimke 
Die Europäische Union hat mit dem Ausschuss der Regionen ein zentrales politisches Organ geschaffen, um der 
Regionalpolitik den Stellenwert zukommen zu lassen, den sie verdient. Viele deutsche Bundesländer profitieren 
von diesem Gremium, da sie hier ohne den Umweg der Bundesregierung ihre Interessen vertreten und 
vorbringen können. Der Ausschuss der Regionen hat sich in der Vergangenheit bewährt und er wird seine 
erfolgreiche Arbeit auch jetzt nach der Erweiterung fortsetzen. Schwierigkeiten gab es dabei immer und es wird 
sie auch in Zukunft geben. Die Erweiterung um 10 neue Länder strapaziert den Entscheidungsprozess aller EU 
Gremien sehr stark. Verteilungskämpfe hat es bereits vor der Erweiterung gegeben und es wird sie auch in 
Zukunft geben. Ob das Gremium entscheidungsfähig bleibt, hängt von der Bereitschaft der einzelnen Mitglieder 
und von dem Willen aller Regierungen Europas ab, die Union zu reformieren. Deshalb ist die Ausarbeitung einer 
europäischen Verfassung sehr wichtig gewesen. Auch hier haben Vertreter einzelner Regionen eine 
entscheidende Rolle gespielt. Bis zur Ratifizierung in allen Mitgliedstaaten ist es aber noch ein weiter Weg. Es 
wird sich zeigen, ob die Europäische Union im Bereich der Regionalpolitik bis dahin mit dem fortschreitenden 
Regionalisierungsprozess mithalten kann. Es darf sich keine Lücke auftun, um die neu dazugekommenen 
Regionen Osteuropas nicht von der EU zu enttäuschen. Daran müssen wir auch in Deutschland arbeiten. 
 
I. Ramm  
3. Das Dilemma der EU-Nachbarstaaten – Polen und Litauen – besteht darin, eine Balance zwischen den 
historisch bedingten Befürchtungen vor der Entstehung neuer Peripherien an den neuen Grenzen und dem 
ökonomischen Interesse für Vorteile der Kooperation mit dem Export-Partner – dem Kaliningrader Gebiet – 
zu finden. 
- Wie können, Ihrer Meinung nach, die Interessenskonflikte beigelegt werden? 
- Wie können die Beziehungen mit den „neu-europäischen“ Staaten - Polen und Litauen - gestaltet werden? 
 
J. Klimke 
Ich teile diese Befürchtungen nicht und kann mir nicht vorstellen, dass es einen Interessenskonflikt geben wird. 
Die EU ist politisch und wirtschaftlich eine zu starke Gemeinschaft, als dass Russland ein wirkliches Interesse an 
Streitigkeiten haben könnte. Hinzu kommt die seit Jahren funktionierende Partnerschaft mit Russland. 
 
I. Ramm  
4. Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen Zentrums bei 
der Lösung der regionalen Probleme. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die 
Verwirklichung der Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010, 
sowie die Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, 
dass die Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie die Regionalpolitik des Zentrums, insbesondere die Frage der Entwicklung für das 
Kaliningrader Gebiet, ein? 
- Welche Richtung stellt, Ihrer Meinung nach, die Priorität dar? 
 
J. Klimke 
Eine Stärkung des Föderalismus in Russland sehe ich nicht. Besonders nach dem schrecklichen Geiseldrama in 
Beslan stehen die Zeichen eher auf Stärkung des Zentralismus. Das hat Präsident Putin in den vergangenen 
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Monaten durch seine Ankündigung bestätigt, die Gouverneure zu ernennen und nicht mehr wählen zu lassen. 
Wir sollten deshalb die nächsten Schritte der Entwicklung – insbesondere in Sachen Kaliningrader Gebiet - sehr 
aufmerksam beobachten. Ob die russische Regierung wirklich einen wirtschaftlichen und politischen 
Sonderstatus von Kaliningrad in dem Grade anstrebt, der einmal geplant war, bleibt abzuwarten. 
 
I. Ramm  
5. Im Hinblick auf die NATO-Osterweiterung, die EU-Osterweiterung und die gleichzeitigen Tendenzen der 
Stärkung des föderalen Zentrums in Russland, 
- Wie schätzen Sie die Perspektiven der Entwicklung dieser Region (des Kaliningrader Gebiets) ein? 
- Ist der Weg einer Entwicklung von einer Exklave – der Sonderwirtschaftszone – zum europäischen Modell 
für die Kooperation zwischen der EU und der RF möglich? Welche Aufgaben entstehen in diesem 
Zusammenhang für die EU, die RF und für das Kaliningrader Gebiet selbst? 
 
J. Klimke 
Ich muss mich wiederholen: Aus meiner Sicht gibt es im Moment keine Tendenzen für eine Stärkung des 
Föderalismus in Russland. Ein gutes Beispiel ist die Region Kaliningrad. Die Verantwortlichen vor Ort möchten 
selbständig mit der EU zusammenarbeiten, was die Zentrale - Moskau – nicht zulässt. 
Aber alleine durch ihre geographische Lage, muss diese Region einen Sonderstatus einnehmen. Denn die 
Wirtschaftskraft der Insel Kaliningrad reicht nicht aus, um mit dem wirtschaftlichen Wachstum der gesamten 
Region mitzuhalten. Die EU muss hier – zusammen mit den Anrainerstaaten und Moskau - eine klare, 
langfristige Strategie entwickeln, wie sich Kaliningrad in Zukunft entwickeln soll. 
 
I. Ramm  
6. Die Russische Föderation ist ein Mitglied vieler internationaler Organisationen (z.B. der OSZE). Wenn man 
die Erfahrung der Durchführung verschiedener Verhandlungen auf der internationalen Ebene und die 
folgende Durchsetzung der getroffenen Entscheidungen betrachtet, 
- Welche Projekte halten Sie für erfolgreich organisiert? Welche Strukturen welcher Organisation 
ermöglichen es, effektiv im Interesse der Region, der RF, der EU und der Europäischen Gemeinschaft zu 
handeln? 
 
J. Klimke 
In erster Linie sind wirtschaftliche Organisationen wie etwa die G8-Staaten erfolgreich, da sich die 
Zusammenarbeiten auf wirtschaftlicher Ebene leichter darstellt als auf politischer Ebene. Als Erfolg kann auch 
die Zusammenarbeit innerhalb der OSZE angesehen werden. 
Ich bin zuversichtlich, dass die politische Zusammenarbeit in Zukunft weiter voranschreiten wird. Allerdings 
müssen beide Seiten daran arbeiten, dass es auch in Zukunft bei dieser vertrauensvollen Zusammenarbeit bleibt. 
 
I. Ramm  
7. Im Hinblick auf den historischen Reichtum der Region, der sehr stark die regionale Vergangenheit und 
Gegenwart vorbestimmt hat, 
- Welche Rolle kann die Geschichte für die zukünftige Entwicklung des Kaliningrader Gebietes spielen? 
- Welche Voraussetzungen tragen das positive oder negative historische Potenzial für die Region? 
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J. Klimke 
Auf Grund der Vergangenheit der Stadt als ein gesellschaftliches und wirtschaftliches Zentrum Europas kann ich 
nur hoffen, dass die jetzige politische Führung in Moskau weiter versucht, die positive Vergangenheit als 
Vorbild zu nehmen und die Region Kaliningrad wieder zu einem wirtschaftlichen und kulturellen Zentrum für 
Europa und Russland zu entwickeln. 
 
I. Ramm  
8. In der veränderten globalisierten Welt, wo die Entwicklung der Staaten durch die Interdependenz soweit 
bedingt ist, dass es keinen Sinn hat, die Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu entfernen und das 
veraltete nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
- Wodurch wird die Zukunft Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch die 
Fähigkeit, zu integrieren? 
 
J. Klimke 
Die von Ihnen gestellte Frage ist schwierig zu beantworten. Die Zusammenarbeit zwischen der EU und Russland 
wird auch von der Entwicklung seiner Peripherie abhängen. Inwieweit wird Russland eine Einmischung der EU 
dulden bzw. wie weit will die EU ihren politischen Einfluss nach Osten ausdehnen? Zur ersten Spannung kam es 
ja hinsichtlich der Wahlfälschungen in der Ukraine. Was wird erst geschehen, sollten Unruhen in Weißrussland 
ausbrechen? Eine weitere Frage ist die der weiteren, innenpolitischen Entwicklung Russlands. Wird das Land 
seinen bisher holprigen Weg in die Demokratie fortsetzen oder eine zentral gelenkte Präsidialdemokratie? Und 
vor allem: Wer kommt nach Putin? 
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9 6 6 Das Interview mit Herrn J. Kostjaschow, Professor an der Fakultät für Geschichte 
der Kaliningrader Staatlichen Kant-Universität  
Das Interview hat in Kaliningrad am 18.08.2004 stattgefunden. 
 
I. Veronurm 
1. Seit 1989 ist der Verzicht auf die Hegemonialpolitik und die Bestrebung der Veränderungen in Europa mit 
der Perspektive der Schaffung eines gemeinsamen rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen, kulturellen 
Raumes – des “Gemeinsamen Hauses Europas” - zum Ziel der russischen Außenpolitik geworden.  
- Wie haben sich, Ihrer Meinung nach, die Ziele der sowjetischen (heute russischen) Außenpolitik am 
Beispiel Kaliningrads geändert?  
 
Prof. J. Kostjaschow 
Das ist keine Frage aus der Geschichte. 
 
I. Veronurm 
- Kann man, Ihrer Meinung nach, den Zustand des Kaliningrader Gebiets als Beispiel für die Entwicklung der 
russischen Außenpolitik in Richtung der Integration mit Europa, „des Europäismus,“ ansehen?  
- Russland wird von vielen als asiatisches Land gesehen. Welchen Platz hat das Kaliningrader Gebiet in 
Russland heute?  
 
Prof. J. Kostjaschow 
Über Kaliningrad als eine „Pilotregion der Zusammenarbeit“ mit Europa wird viel gesprochen, aber die 
konkreten Ergebnisse sind sehr bescheiden. Was die Politik des Zentrums in Bezug auf das Kaliningrader Gebiet 
anbelangt, so hat sie sich, aus meiner Sicht, noch nicht ausgeprägt. Das Hauptproblem sehe ich darin, dass die 
Kaliningrader selbst ihrer eigenen Interessen bewusst werden, mehr Initiative zeigen, einen Einfluss unter 
anderem auf die Zentralgewalt ausüben, damit die Entwicklung des Kaliningrader Gebiets im Interesse der 
Mehrheit der Bevölkerung verläuft. Aus meiner Sicht werden bis jetzt die eigenen Interessen des Kaliningrader 
Gebiets im Rahmen der Politik des ganzen Landes, die Interessen der Bevölkerung nicht in erster Linie in 
Betracht gezogen, d.h. diese Politik wird durch allgemeine, globale, strategische Interessen des Staates bestimmt. 
Ich halte das für falsch. Dieser Zustand kann sich nur dann ändern, wenn die Kaliningrader selbst, die 
Kaliningrader Gesellschaft aktiv die Zentrumspolitik beeinflussen werden. 
 
I. Veronurm 
2. Im Hinblick auf den historischen Reichtum der Region, der sehr stark die regionale Vergangenheit und 
Gegenwart vorbestimmt hat, 
- Ist dieses historische Potenzial, Ihrer Meinung nach, ein Vorteil oder negativer Ballast für die zukünftige 
Entwicklung des Kaliningrader Gebietes?  
 
Prof. J. Kostjaschow 
Das hängt davon ab, wie man dieses historische Erbe nutzt. Bis Ende der 80er Jahre war die Vergangenheit 
zweifellos das, was Sie als Ballast bezeichnen. Die historische Vergangenheit der Region bis 1945 wurde 
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negiert. Die Geschichte Ostpreußens wurde nicht studiert, die Denkmäler wurden zerstört. In der Zeit der 
Perestroika hat man solche Politik revidiert. Jetzt ist die Geschichte Ostpreußens, das deutsche Erbe ein Teil der 
kulturellen Sphäre der heimischen russischen Bevölkerung. Natürlich, wenn man von den 
Europäisierungsprozessen, dem Europa-Beitritt spricht, so ist es ein großes Plus, weil die Geschichte 
Ostpreußens nicht nur die Geschichte der Deutschen, die Geschichte Deutschlands ist, sondern auch eine Zone 
der breiten ethnischen, kulturellen Kontakte in den verschiedenen Epochen gewesen ist. Außerdem war das ein 
ziemlich offenes Territorium für die Kooperation und sicherlich muss diese historische Tradition im Interesse 
sowohl der Bevölkerung dieses Gebiets als auch unserer Nachbarn genutzt werden.  
 
I. Veronurm 
3. Sie haben die Nachbarn erwähnt. Das Dilemma der EU-Nachbarstaaten – Polen und Litauen – besteht darin, 
eine Balance zwischen einerseits den historisch bedingten Befürchtungen vor der Entstehung neuer 
Peripherien – Grenzschutzwällen - und andererseits dem ökonomischen Interesse für Vorteile der Nähe zum 
Kaliningrader Gebiet, der Kooperation mit dem Export-Partner – Kaliningrader Gebiet – zu finden. 
- Wie können, Ihrer Meinung nach, die Interessenskonflikte beigelegt werden? 
- Wie können die Beziehungen mit den „neu-europäischen“ Staaten - Polen und Litauen - gestaltet werden? 
 
Prof. J. Kostjaschow 
Uns verbindet, dass zu seiner Zeit dieses Territorium, dessen Teil zur Sowjetunion übergegangen ist, Ostpreußen 
war. Jetzt befindet sich ein Teil dieses historischen Bodens sowohl in Polen und in Litauen als auch bei uns in 
Russland. Aus der Sicht der Historiker schafft das gute Perspektiven für die Kooperation, für die Lösung 
irgendwelcher gemeinsamer Probleme, denn die Geschichte dieses Landes wurde im Laufe vieler Jahrhunderte 
aufgrund gemeinsamer Kontakte dieser Länder aufgebaut. Mir scheint es, dass sowohl in Polen als auch in 
Litauen, aber besonders in Polen man sich dieser Tatsache in der letzten Zeit bewusst geworden ist. Das äußert 
sich dadurch, dass sich in den letzten 2-3 Jahren die Kontakte zwischen den russischen Wissenschaftlern, 
Historikern und den polnischen wissenschaftlichen Zentren, die sich auf dem Territorium des ehemaligen 
Ostpreußens in Olzstyn und Elbląg befinden, verstärkt haben. Es finden viele Konferenzen statt, es gibt 
Studentenaustausch. Allmählich beginnt sich das Bewusstsein dafür auszuprägen, dass diese Region, die eine 
gemeinsame Vergangenheit hat, ein Ort für die heutige Zusammenarbeit werden kann.  
 
I. Veronurm 
- Das heißt, man spürt keine Vorurteile seitens der „neu-europäischen“ Länder bei den konkreten Kontakten? 
 
Prof. J. Kostjaschow 
Man muss im Auge behalten, dass das Kaliningrader Gebiet und die nachbarlichen Regionen Litauens und 
Polens einen besonderen Platz einnehmen. Diese Kooperation hat angefangen, sich in den 90er Jahren stürmisch 
zu entwickeln. Hier sind viele Vorurteile überwunden worden. Die Polen aus Warschau und die Russen aus 
Moskau behandeln diese Probleme ganz anders als die Kaliningrader und Olsztyner. Wegen der intensiven 
Kontakte - auch auf der alltäglichen Ebene - sehe ich persönlich keine solchen Vorurteile. 
 
I. Veronurm 
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Welche konkreten Projekte gibt es? 
 
Prof. J. Kostjaschow 
Ich kann die Zusammenarbeit zwischen den Fachleuten – den Historikern - nennen. Vor allem sind es 
gemeinsame Konferenzen, der Publikationsaustausch in den historischen Zeitschriften und die 
Veröffentlichungen. Die Verbindungen sind ziemlich intensiv. Das letzte große Projekt, das von unserer Fakultät 
für Geschichte und insgesamt von der Universität gemeinsam mit dem wissenschaftlichen Zentrum in Frombork 
(unweit von Elbląg) durchgeführt wird, betrifft die Forschung der historischen Vergangenheit und der 
Entwicklung der modernen Touristenrouten auf der Baltijskaja kosa774 oder, wie die Polen sie nennen, der 
„Mierzeja Wiślana“. Man hat vor, dass sowohl die Polen als auch die Russen ihre historischen Denkmäler 
erforschen, die in dieser Region erhalten sind, dass gemeinsame Studien durchgeführt werden, die gemeinsamen 
Touristenrouten studiert, beschrieben und entwickelt werden und die Ergebnisse kulturell umgesetzt werden. An 
diesem Projekt nehmen Geografen und Ökologen teil. Soviel ich weiß, wird das Projekt durch irgendwelche EU-
Strukturen unterstützt. Das ist ein sehr anschauliches Beispiel. 
 
I. Veronurm 
4. Der Demokratisierungsprozess ist die erste Voraussetzung für jede Art der Integration Russlands in Europa. 
Während der Präsidentschaft von W.W. Putin wurde die Reform der föderalen Struktur in Russland unter 
der Verstärkung der Vertikale der Macht vollzogen.  
- Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der Tradition der Verwendung des Föderalismus-Prinzips als 
eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich?  
- Wird der Föderalismus, aus Ihrer Sicht, als eine Gefahr für die Integrität und Einheit des Landes 
wahrgenommen? 
 
Prof. J. Kostjaschow 
Soweit ich verstehe, ist die Rede von den Beziehungen zwischen dem Zentrum und den Föderationssubjekten. 
Es scheint mir, dass wir ziemlich weit von dem sowjetischen Föderalismusmodell, als es überhaupt keinen 
Föderalismus gegeben hat, weggegangen sind. Das war ein typischer zentralistischer Staat. Jetzt ist - aus meiner 
Sicht - das Föderalismusmodell noch nicht endgültig ausgeprägt, aber ich sehe, dass wir bis jetzt auf dem 
richtigen Weg sind, d.h. es läuft der Prozess der Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen dem Zentrum und 
den Föderationssubjekten. Es gibt verschiedene Unausgeglichenheiten. Trotzdem besitzt jedes 
Föderationssubjekt genug Rechte und Möglichkeiten der Autonomie, um das schon Föderalismus nennen zu 
können. Wie es sich endgütig gestaltet, ist noch schwer zu sagen. Dieser Prozess entwickelt sich. 
 
I. Veronurm 
- Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen Zentrums bei 
der Lösung der regionalen Probleme.  
- Wie stark ist dieser Einfluss im Kaliningrader Gebiet?  
- Wie ist die Rolle des Kaliningrader Gebiets als einer Modellregion? 
 
                                                 
774 In Deutsch „Frische Nehrung“ 
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 Prof. J. Kostjaschow 
Ich denke, dass der Einfluss des Zentrums natürlich groß ist. Die Aufmerksamkeit der zentralen Regierung, der 
russischen Öffentlichkeit für das Kaliningrader Gebiet ist viel größer als für die anderen russischen Regionen. 
Vielleicht ist auch deswegen die Kontrolle des Zentrums darüber viel bedeutender, was im Kaliningrader Gebiet 
passiert. Ich glaube, dass das sehr verständlich ist. Es ist ein Grenzgebiet, eine Enklave-Exklave, die westlichste 
Region Russlands, damit muss man sich abfinden. Völlig natürlich. Was den Selbständigkeitsgrad anbelangt, so 
besteht das Problem darin, dass das Kaliningrader Gebiet bis jetzt auch nicht, genauer gesagt die 
Zentralregierung, noch nicht das Modell ausgearbeitet hat, das dieser Region eine optimale Entwicklung 
ermöglichte. Das hängt mit dem Gesetz über die Sonderwirtschaftszone, mit den Zollregimes, mit Zöllen und mit 
den verschiedenen Steuerarten zusammen. Aus meiner Sicht hat das Zentrum noch Angst, einen wesentlichen 
Selbständigkeitsgrad einzuräumen, ohne den aber die Entwicklung des Kaliningrader Gebiets, meiner Meinung 
nach, unmöglich ist. Infolgedessen, dass nur die örtliche Gewalt eine Reihe von Problemen lösen kann, muss der 
Selbständigkeitsgrad des Kaliningrader Gebiets größer als bei anderen Regionen sein. 
 
I. Veronurm 
In Anbetracht dieser innenpolitischen Tendenzen:  
- Wie schätzen Sie die Entwicklungsperspektiven des Kaliningrader Gebiets ein? 
- Inwieweit ist der Entwicklungsweg von der Sonderwirtschaftszone zur europäischen Region möglich? 
- Welche Aufgaben entstehen in diesem Zusammenhang für das Kaliningrader Gebiet selbst, für die EU und 
die RF? 
 
Prof. J. Kostjaschow 
Ich denke, das ist eine sehr weite Perspektive und zwar infolgedessen, dass das Zentrum damit nicht 
einverstanden sein wird, dass außer der ökonomischen Selbständigkeit noch irgendwelche politischen Rechte 
überlassen werden. Das ist eine objektive Sache. Das muss man berücksichtigen und sich damit abfinden. Die 
Vorstellung davon, dass das Kaliningrader Gebiet mit irgendwelchen Sonderrechten, die das übrige Russland 
nicht hätte, der EU beitreten würde oder an der EU-Tätigkeit teilnehmen würde, ist - meiner Meinung nach - eine 
Illusion. Das muss man berücksichtigen und versuchen, irgendwie in Anbetracht der Besorgnis der 
Zentralregierung das gegenseitige Einverständnis mit dem Zentrum zu finden, damit man keine Komplikationen 
für die Einwohner des Gebiets schafft.  
 
I. Veronurm 
5. Die Russische Föderation ist ein Mitglied vieler internationaler Organisationen (z.B. der OSZE). Die 
Ursprünge des in den 70er Jahren begonnenen Helsinki-Prozesses waren auch die Initiativen der 
sowjetischen Regierung. Es gibt die Meinung, dass letzten Endes eine der Ursachen des Zerfalls der 
Sowjetunion die Folgen des Helsinki-Prozesses waren. 
- Unterstützen Sie diese Meinung? Sehen Sie außer den wirtschaftlichen Gründen auch andere Ursachen 
dafür? 
- Inwieweit beeinflussen die internationalen Organisationen, deren Mitglied Russland ist, das innenpolitische 
Leben in Russland?  
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Prof. J. Kostjaschow 
Ich denke, dass der Zerfall der Sowjetunion und unsere Revolution natürlich ausschließlich aufgrund 
innenpolitischer Gründe geschehen ist. Die internationalen Bedingungen beeinflussten natürlich, aber das spielte 
eine Nebenrolle. Die Ursache bestand darin, dass das sowjetische Regime sich ausgelöscht hat, die innere Krise 
zur politischen Revolution und zum Zerfall des Landes geführt hat. Das ist völlig klar. Was den modernen 
Einfluss verschiedener Organisationen auf die innenpolitische Lage in Russland anbelangt, so ist er - meiner 
Meinung nach - ziemlich eingeschränkt. Das hängt damit zusammen, dass die politischen und wirtschaftlichen 
Prozesse in Russland vor allem durch das vorhandene Erbe bedingt sind, das man überwinden muss. Das ist sehr 
schwierig. Andererseits scheinen mir die internationalen Organisationen nicht besonders an der Schaffung der 
Perspektiven für Russland teilzunehmen. Zumindest im Kaliningrader Gebiet spüren wir das nicht besonders. 
Ein einfaches Beispiel ist alles, was mit den Visa, den Grenzen verbunden ist. Hier hätte man längst eine 
einfache klare Lösung finden können, aber alles wurde mit langen Verhandlungen und Bedingungen verknüpft. 
Es ist nicht klar, aus welchen Gründen seitens der europäischen Strukturen dies so ist. Das hat Gereiztheit und 
Unzufriedenheit der Kaliningrader geweckt. Es ist uns natürlich nicht klar, warum man die Rechte der hier 
lebenden Menschen nicht berücksichtigen kann. 
 
I. Veronurm 
6. Nach der NATO-Osterweiterung, der EU-Osterweiterung, in Anbetracht dessen, dass es unmöglich ist, 
Blöcke zu bilden, denn es hat in der veränderten globalisierten Welt keinen Sinn, das veraltete 
nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
- Wird die zukünftige Rolle Russlands bestimmt: durch die Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch die 
Fähigkeit, zu integrieren? 
 
Prof. J. Kostjaschow 
Das sind schon rein politologische Sachen. Was die Beziehungen Russlands zur NATO, zu den militärisch-
politischen Strukturen anbelangt, so scheint es mir, dass sie nach dem Prinzip der Koexistenz und der allmählich 
fortschreitenden Erweiterung irgendwelcher Kooperation entwickelt wird. Natürlich hat der NATO-Beitritt 
keinen besonderen Sinn. Das hat man, meiner Meinung nach, sowohl im Westen als auch bei uns verstanden. Da 
aber unsere moderne außenpolitische Doktrin eindeutig besagt, dass die NATO nicht unser Gegner ist, ist die 
Entwicklung der Kooperation in den Bereichen möglich und wünschenswert, an denen sowohl unser Land als 
auch die NATO-Länder interessiert sind. All diese Bereiche sind gut bekannt. 
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9 6 7 Das Interview mit Herrn W. Kriwoscheew, Professor am Lehrstuhl für Politologie 
und Soziologie der Kaliningrader Staatlichen  Kant-Universität 
Das Interview hat in Kaliningrad am 20.08.2004 stattgefunden. 
 
I. Veronurm 
1. Die erste Frage, Wladimir Weniaminowitsch, wäre - seit 1989 war ein Ziel der sowjetischen Außenpolitik 
der Verzicht auf die Hegemonialpolitik in Europa und die Schaffung eines Gemeinsamen Hauses Europas.  
- Wie haben sich, Ihrer Meinung nach, die Ziele der russischen Außenpolitik in Europa in Anbetracht der EU-
Osterweiterung geändert? 
 
Prof. W.Kriwoscheew 
Das sind aus meiner Sicht Kardinaländerungen. Es scheint mir, dass Russland um die Schaffung eines neuen 
Feldes der Verbündeten bemüht ist. Es geht darum, dass die Verbündeten Russlands, wenn man im militärisch-
politischen Sinne darüber spricht, zur Zeit wie bekannt Weißrussland, Tadschikistan und Armenien sind. 
Zusammen mit Russland befinden sie sich, nennen wir es so, im einheitlichen Sicherheitsraum. Für Russland ist 
das zu wenig. Es handelt sich darum, dass die EU-Osterweiterung nicht zu Ende ist. Vor allem ist es mit der 
Ukraine verbunden. Mir scheint hier das erste minimale strategische Ziel Russlands zu sein, die Ukraine gleich 
entfernt sowohl von der EU als auch von Russland mit der Perspektive der Neigung zu Russland zu halten. 
Darum waren die Präsidentenwahlen von W. Putin im März dieses Jahres nicht so wichtig wie die Wahlen in der 
Ukraine. Das Rating von W. Putin ist jetzt abgestürzt. Nach den Angaben des soziologischen Lewada-Zentrums 
sind es 48 Prozent und nicht mehr 72 Prozent oder 75 Prozent. Trotzdem waren die Präsidentenwahlen in 
Russland nicht so wichtig. Die Ergebnisse der Wahlen in der Ukraine im Herbst sind für W. Putin viel wichtiger. 
Das Moskauer politiktechnologische Heer arbeitet jetzt für Janukowitsch. 
 
I. Veronurm 
2. In der nächsten Etappe des europäischen Integrationsprozesses, der EU-Osterweiterung, bedeutet Europa für 
die EU eine neue Chance, sich den Regionalisierungstendenzen in den Transformationsländern zu öffnen. 
- Wie schätzen Sie die EU-Regionalpolitik in Bezug auf die „neu-europäischen“ Länder ein? 
 
Prof. W. Kriwoscheew 
Ich schätze sie teilweise als Politik der Zerstückelung ein. Russland ist bis zum Ural so groß. Es ist 
offensichtlich. Selbst die „Verdauung“ der neuen Bundesländer erwies sich für Deutschland als ein ziemlich 
großes Problem. Deshalb, denke ich, in Bezug auf Russland könnte die Politik der Zerstückelung angewendet 
werden, oder anders ausgedrückt die Politik des selektiven Regionalismus. Alle Regionen Russlands sind 
ungleich, offensichtlich in dem geopolitischen, wirtschaftlichen, historischen, kulturologischen, egal in welchem 
Aspekt. Deshalb ist es offensichtlich, dass, auch wenn wir – das Kaliningrader Gebiet - dem Nord-Westlichen 
Föderalen Bezirk angehören, die Tätigkeit völlig unterschiedlich gestaltet wird. Das Eine ist Sankt Petersburg, 
dem im Prinzip irgendwelche Funktionen der zweiten Hauptstadt übergeben werden können, das Andere ist 
Archangelsk, Wologda und Murmansk. Eine ganz andere Situation besteht mit Kaliningrad. Deswegen schätze 
ich diese EU-Politik als eine aussichtsreiche Politik, eine sehr aussichtsreiche Politik aus deren Sicht ein. Die 
russischen Politiker müssen das einfach im Auge behalten. Denn diese selektive Arbeit mit den Regionen kann 
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letztendlich langfristig step by step einen Antrieb irgendwelcher Regionen zur irgendwelchen assoziierten 
Teilnahme in der Europäischen Union bedeuten. Was Russland und die Europäische Union im Ganzen 
anbelangt, so ist auch die EU für die Aufnahme Russlands in diesen europäischen Prozess in vollem Umfang 
nicht bereit.  
 
I. Veronurm 
3. Das Dilemma der EU-Nachbarstaaten – Polen und Litauen – besteht darin, eine Balance zwischen den 
historisch bedingten Befürchtungen vor der Entstehung neuer Peripherien an den neuen EU-Grenzen und 
dem ökonomischen Interesse für Vorteile der Kooperation mit dem Export-Partner, dem Kaliningrader 
Gebiet, zu finden. 
- Existiert dieses Dilemma, Ihrer Meinung nach? 
- Wie können, Ihrer Meinung nach, die Interessenskonflikte beigelegt werden?  
 
Prof. W. Kriwoscheew 
Sicherlich. Für die neuen EU-Mitglieder vor allem für Litauen, Lettland, Estland und Polen. Aus meiner Sicht 
betrachten sie die Teilnahme an der EU als eine bestimmte historische Garantie. Ich meine die Nicht-Zulassung 
irgendwelcher Hegemonie in dieser Region Europas. Aber in dieser Sichtweise gibt es noch sehr viel 
europäische „Euphorie“, wie ich es nenne. Anders ausgedrückt wird die Realität so sein, und hier muss ich 
erwähnen, dass ich vor kurzem mit interessanten Leuten aus Litauen verkehrt habe, deren Namen ich nicht 
nennen möchte. Sie sind sich völlig bewusst, dass sie wie früher nicht nur zweitrangige, sondern drittrangige 
europäische Macht bleiben werden. Aber sie meinen, dass die Ideen des Europäismus trotzdem vorangebracht 
werden können und dass es trotzdem mehr von Vorteil sein wird. Sie betrachten diesen Prozess als die Rückkehr 
nach Europa, auch wenn auf denselben Platz. Sie beanspruchen nichts Anderes, sie verstehen natürlich, dass der 
Maßstab deren Wirtschaft völlig anders ist. Aber sie geben sich damit zufrieden. Aus dieser Sicht ist es für sie 
die historische Chance für die bestimmten Garantien, aber hier gibt es meiner Meinung nach nur ein „Aber“. Das 
Kaliningrader Gebiet wird unterschiedlich genannt. Manchmal wird es eine Pilotregion genannt, in der man die 
Mechanismen der Zusammenarbeit zwischen Russland und Europa im Ganzen ausprobieren kann. Aber aus 
meiner Sicht ist es nicht ganz so. Es geht darum, dass die Exklave-Enklave-Lage des Kaliningrader Gebiets 
gleichzeitig für einige europäische Politiker ein Druckmittel für Russland ist. Es ist ein Mittel, um es in dieser 
Sprache zu äußern, die Kaliningrader Karte auszuspielen. Es geht um das Problem des Personen-, 
Frachtentransits, Energieimports, usw. Das heißt, dass Russland immer einen Fremdkörper in Europa hat, mit 
dem man sich beschäftigen muss, permanent irgendwelche Probleme lösen muss. Aber Europa und die neuen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union können das als ein bestimmtes Druckmittel für Russland betrachten. 
 
I. Veronurm 
4. Sie haben schon die Voraussetzungen einer jeden Form der Integration Russlands angesprochen. Eine der 
Voraussetzungen ist die Demokratisierung, der Reformprozess auf dem föderalen Niveau. 
- Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der Tradition der Verwendung des Föderalismus-Prinzips als 
eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich in Bezug auf die Regionen?  
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Prof. W. Kriwoscheew 
Jetzt handelt es sich, meiner Meinung nach, nicht so sehr um den Föderalismus, sondern um den Schritt, der den 
größeren Zentralismus bezeugen würde, denn Russland ist ein „Pendel-Land“. In unserem Land ist entweder 
alles erlaubt oder alles verboten. Im Grunde genommen hieß Russland eine Föderation, war aber nie eine 
Föderation. Wie Sie wissen, war zum bestimmten Zeitpunkt die Rede davon, dass Russland die Geschichte der 
Sowjetunion hätte wiederholen können. Sie wissen natürlich auch über die Verfassungswidersprüche, als Tuwa, 
Tatarstan und Baschkortostan sich beinahe als Subjekte des internationalen Rechts ausgerufen haben, usw. Man 
kann hier die bekannten Worte von Elzin erwähnen: “Esst soviel Souveränität, soviel Ihr verdauen könnt.“ Jetzt 
haben sich die Entfernungsschritte der Subjekte vom Zentrum weg ein wenig verlangsamt. Man würde denken, 
dass nach der Schaffung von 7 Föderalen Bezirken diese die Kompetenzen bekommen würden, die sie zu den 
über den Subjekten angesiedelten Einheiten machen würden, die direkt an das Zentrum anschließen würden. 
Aber bis jetzt haben sie diese Rolle nicht. Es hat sich herausgestellt, dass die Föderalen Bezirke ein überflüssiges 
Kettenglied bilden. Aber sehr interessant ist, dass viele jetzt über den Ersatz der sozialen Privilegien für 
Gelderstattungen reden und gleichzeitig die Vorbereitung von ungefähr 28 Gesetzen leise stattfindet, die im 
Brennpunkt stehen werden. Das sind Gesetzte, die davon zeugen, dass die Reste „des Sowjetwesens“ in 
Russland einfach vernichtet werden. Übrigens zeugt davon die administrative Reform. 
 
I. Veronurm 
Selbstverwaltung? 
 
Prof. W. Kriwoscheew 
Jetzt ist die Munizipalität775 auch im Grunde genommen die Selbstverwaltung. Aber nach der Reform soll noch 
ein Kettenglied entstehen. Warum macht man das? Für die größere Bindung der Regionen an das Zentrum. 
Warum? Man kann die Regionen nur durch das Budgetverfahren an das Zentrum binden. In Russland gibt es 8 
Geber-Regionen, 81 Subjekte sind Subjekte, die regelmäßig die Subventionen bekommen. Wer bekommt jetzt 
Subventionen? Jetzt bekommen sie die Subjekte selbst. Im Laufe der Reformen soll eine neue Ebene der 
Selbstverwaltung entstehen. Im Kaliningrader Gebiet gibt es momentan 23 Kommunen und es werden in 
Zukunft 80 sein. Die ganze Verwaltung wird ihnen übergeben, im Einzelnen die Verwaltung des 
Wohnungskommunalwesens und die Wohnungsfonds werden ihnen übergeben. Man sagt, dass in diesem 
Prozess noch nichts klar ist. Warum? Meiner Meinung nach ist alles klar. Es wird so sein. Die Beamten werden 
gefragt, ob sie von dem Zentrum, von „zwei Röhren“ (Gas und Erdöl) etwas in das eigene Budget bekommen 
möchten. Wenn ja, so sollen sie artig sein. Auf diese Weise wird durch das Budget eine Geschlossenheit 
aufgebaut. Sicherlich, die Föderation, die selbständigen Subjekte, die Flagge, die Hymne, der Präsident, das alles 
wird normal sein. Aber man muss daran denken, dass von den 89 Subjekten 81 Subjekte subventioniert werden. 
Das sind Nehmer-Subjekte. Die Reform wird sehr kritisiert, aber man kann es vielleicht jetzt nicht anders 
machen. Die Macht hat sich sehr über den Zerfall Russlands erschrocken.  
 
I. Veronurm 
5. Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen Zentrums bei 
der Lösung der regionalen Probleme. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die 
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Verwirklichung der Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 
sowie die Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, 
dass die Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie die Regionalpolitik des Zentrums in Bezug auf das Kaliningrader Gebiet ein? 
 
Prof. W. Kriwoscheew 
Ich fürchte, nicht originell zu sein, aber ich habe das Gefühl, dass die Besonderheit, die Eigenart des 
Kaliningrader Gebietes für das Zentrum lästig geworden ist. Wir sind eine Region keiner Standard-Lösungen, 
keiner Standard-Ansätze. Leider gibt es hier vor Ort wenig Fachleute und Politiker, die diese Eigenart deutlich 
zeigen, außer, dass man jemanden von den Beamten des Zentrums an die Karte heranführt und einfach zeigt, 
dass wir vom Rest Russlands abgeschnitten sind. Die Gebietsbeamten werden in Moskau gefragt, ob sie 
Sondertarife und Dokumente für den Transit über Litauen haben. Unsere Beamten antworten mit „ja“. Das ist 
allen klar. Was unterscheidet uns aber von den anderen? Im nächsten Jahr wird das 750-Jahr-Jubiläum gefeiert. 
Aber was wird 750 Jahre alt? Königsberg oder Kaliningrad? Oder ein anderes Problem. Seit 1991 sind in das 
Gebiet 120.000 Menschen immigriert, hauptsächlich aus Kasachstan. Wie findet der Prozess statt, den man in 
Europa „Kulturalisierung“ nennt? Anders ausgedrückt, ich komme auf das Problem zurück, wir haben aufgehört, 
für die zentrale Gewalt wegen unserer Besonderheit, unserer Eigenart, interessant zu sein. Hier kommen keine 
Standardlösungen durch. Wie hat das Zentrum reagiert? Es wurde ein Präsidentenvertreter für die 
Angelegenheiten des Gebiets, Herr Rogosin, ernannt. Aber das alles ist Vergangenheit. Aber vor Ort, im Gebiet, 
gibt es keine Politiker, die vernehmlich formulieren könnten, wieso wir tatsächlich für die Standard-Lösungen 
des Zentrums in Bezug auf den Rest nicht passen. Ich habe Respekt vor z.B. Rjasanskja, Tulskaja, Tambowskaja 
Oblast usw. Da gibt es auch eigene Besonderheiten und sie werden gezeigt. Oder z.B. Primorskij Kraj, 
Kamtschatka, sie haben alle ihre Besonderheiten. Wenn wir deshalb undeutlich unsere Besonderheiten zeigen, 
hören wir: „Na, und Ihr seid zwar hinter der Grenze, aber was Besonderes habt Ihr?“ Es gibt keine Fachleute und 
ich habe das Gefühl, dass das Zentrum auf der bestimmten Etappe das Interesse für uns verloren hat. Die 
Moskauer Stellung sieht wie folgt aus: man arbeitet und arbeitet mit der Region, aber es klappt wenig. Nehmen 
wir das Visumproblem. Wo gibt es in Russland eine Region, in der 100 Prozent der Bevölkerung Reisepässe 
besitzen müssen? Und die Pässe gelten für 5 Jahre, warum muss man extra für Kaliningrad die Gültigkeitsdauer 
auf 10 Jahre verlängern? Wissen Sie, dass im Jahre 2010 das Atomkraftwerk von Ignolina geschlossen wird? 
Litauen wird dann vielleicht Elektroenergieempfänger. Was passiert aber mit dem Kaliningrader Gebiet, das 
durch den Transit und teilweise den Re-Transit die Elektroenergie aus Litauen bekommt? Wie wird das 
energetische Problem für das Gebiet gelöst? Es ist noch unklar. 
 
I. Veronurm 
6. Was die Mechanismen für die Lösung dieser Probleme in Anbetracht der außenpolitischen und 
innenpolitischen Situation anbelangt,  
- Welche Aufgaben entstehen in diesem Zusammenhang für die EU, die RF und für das Kaliningrader Gebiet 
selbst ? 
 
Prof. W. Kriwoscheew 
Vor der Russischen Föderation steht, aus meiner Sicht, eine Aufgabe, nämlich die Ratifizierung eines Föderalen 
Verfassungsgesetzes. Wie Sie wissen, ist es die höchste Ebene des Gesetzes nach der russischen Verfassung. Es 
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muss ein Gesetz darüber sein, dass Russland ein Staat ist, der sich auf zwei Territorien befindet. Es gibt das 
Kaliningrader Gebiet und den Restteil der Russischen Föderation. Es muss so ein Föderales Verfassungsgesetz 
geben. Jetzt ist das Kaliningrader Gebiet in der Verfassung Russlands ein Gebiet von vielen. Es gibt Republiken, 
es gibt Gaue, es gibt Gebiete, unter anderem das Kaliningrader Gebiet. Man braucht ein Föderales 
Verfassungsgesetz. Der nächste Schritt wäre, dass dieses Föderale Verfassungsgesetz international anerkannt 
sein müsste. Wie das passieren soll, weiß ich nicht, aber es soll international anerkannt werden. Wenn einer 
fragt: „Wohin fährst Du?“, könnte man antworten: „Nach Russland. Nicht in das Kaliningrader Gebiet 
Russlands, sondern nach Russland.“ Es würden zwei Territorien sein.  
Was das Zentrum desweiteren anbelangt, warum sollte man sich nicht an die historischen Analogien wenden, 
wie z.B. den „Östlichen Korridor“. Ostpreußen war nämlich auch von dem Kernteil Deutschlands abgetrennt. 
Sicherlich, Gdansk soll nicht wieder Danzig werden. Das verstehen alle. Und die Situation mit West-Berlin? Es 
ist richtig, dass man es in der Sowjetunion ein selbständiges Subjekt des internationalen Rechts nannte, aber alle 
verstanden, dass de jure das Eine war und de facto das Territorium ein Teil des Territoriums der Bundesrepublik 
Deutschland war. Ostpreußen war doch von dem Kernteil Deutschlands abgetrennt. Es gab auch den 
Luftkorridor, warum sollte die russische zentrale Macht diese Analogien nicht nutzen?  
Was die Europäische Union anbelangt, so könnte man der Russischen Föderation ein deutliches Programm 
vorschlagen, das die Regionalisierung Russlands nicht als den Separatismus in Russland betrachten würde. Und 
dann dieses Auswahlverfahren, wenn die EU aus verständlichen Gründen mehr an der Zusammenarbeit mit dem 
Kaliningrader Gebiet als mit Tula und der Rjasanskaja Gubrnija interessiert ist. Ein klares Programm, damit die 
Vermutung über den Separatismus nicht entsteht. Man könnte auch ein spezielles Programm für das 
Kaliningrader Gebiet vorschlagen. 
 
I. Veronurm 
Und das Kaliningrader Gebiet selbst, indem es als ein Föderationssubjekt der Russischen Föderation gilt? 
 
Prof. W. Kriwoscheew 
Wenn das Gesetz, über das ich gesprochen habe, ratifiziert wird, so wird der Status der politischen Elite und der 
Führungskräfte des Kaliningrader Gebiets ein anderer werden. Es wird nicht einfach ein Gouverneur sein, der 
gewählt wird, hier sollte es eine andere Ebene der Führung geben. Zu den Aufgaben des Gouverneurs des 
Kaliningrader Gebiets kann nicht nur die Lösung der alltäglichen Probleme zählen, wie die Vorbereitung der 
Städte auf den Winter oder die Hilfe für die Dörfer, das alles ist Routine. Hier sollte es einen anderen Ansatz 
geben. Wenn Russland sich auf zwei Territorien entwickelt, so sollte deshalb der politische Status der 
Verwaltung hier ein anderer sein. Man sagt, dass es doch die Verfassung Russlands gibt? Es ist richtig, könnte 
man dann antworten, aber es gibt auch das Föderale Verfassungsgesetz, das den besonderen Status des Gebiets 
bestimmt und bestätigt. Solch ein Gesetz muss ratifiziert werden.  
 
I. Veronurm 
7. Die Russische Föderation ist ein Mitglied vieler internationaler Organisationen (z.B. OSZE). Wenn man die 
Erfahrung der Durchführung verschiedener Verhandlungen auf der internationalen Ebene betrachtet, 
- Welche Strukturen welcher Organisation sind, Ihrer Meinung nach, am effektivsten? 
- Welche Projekte könnten als Beispiel dienen? 
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 Prof. W. Kriwoscheew 
Vor allem möchte ich sagen, dass alles in Russland sehr spät getan wird, was den Verhandlungsprozess in Bezug 
auf das Kaliningrader Gebiet betrifft. Schon im Jahre 1991, als es völlig offensichtlich wurde, dass Litauen den 
Status des souveränen Staates im wahrsten Sinne des Wortes bekommen hat, war es klar, dass es eine Neigung 
zur EU, eine Neigung zur NATO haben wird. Wenn man darüber nicht 1991 spricht, warum dann aber nicht 
1993 oder 1994? Russland springt immer im letzten Augenblick auf den Zug auf. Oder nehmen wir die Sache 
mit den sogenannten vereinfachten Transitdokumenten. Russland macht alles spät. Zudem habe ich den 
Eindruck, dass Russland selbst keine Mechanismen, keinen konkreten Ansatz der Hauptbemühungen gewählt 
hat. Welche Mechanismen und Instrumente verwendet man? Es kann die OSZE oder es kann der NATO-
Russland-Rat sein, es können die Verhandlungen Russlands mit der EU sein. Vielleicht ist es auch von Vorteil, 
auf folgende Weise zu handeln: ein wenig da, ein wenig hier. Jetzt werden die Probleme in Russland nach dem 
Stand ihrer Entstehung gelöst, es gibt keine Zusammenstellung der Vorhersagen, keine Vorbeugung. Die 
Diplomatie ist sehr träge, sie ist konservativ im guten Sinne, sie eilt nirgendwohin, das ist auch richtig, aber 
deswegen muss man früher anfangen, alle Probleme zu lösen. 
Wissen Sie, welche Variante ich mir vorstellen könnte? Russland könnte ein Feld gesunder Konkurrenz 
zwischen all den Kooperationsmechanismen schaffen. Russland muss ein inneres Wettbewerbsfeld in Europa 
schaffen, um darauf zu spielen. Wenn etwas durch eine Bürokratie, die beispielsweise am konservativsten ist, 
nicht klappt, sollte man durch die anderen Mechanismen handeln. Angenommen durch die Europäische Union 
klappt es nicht gut, warum sollte man dann nicht einen besser erprobten Mechanismus wählen, nämlich die 
OSZE, eine alte Organisation. Noch 1975 wurde das Schluss-Kommunique unterzeichnet. Russland setzt das 
alles aber nicht in Gang. 
 
I. Veronurm 
8. Die letzte Frage betrifft die veränderte Situation in der EU und in der Welt insgesamt, wo die 
Interdependenz der Staaten so groß ist, dass es keinen Sinn hat, die Blöcke zu bilden, indem man sich 
voneinander entfernt und das veraltete nationalstaatliche System unterstützt, ist die folgende Frage von 
Bedeutung: 
- Wodurch wird die Zukunft Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch die 
Fähigkeit, zu integrieren?  
 
Prof. W. Kriwoscheew 
Sich zu integrieren. Eindeutig. Russland muss sich an den neuen Status gewöhnen, von der zweiten Supermacht 
weg, zumindest im politisch-militärischen Aspekt, wenn nicht im wirtschaftlichen Bereich. Man muss sich mit 
dem Gedanken abfinden, dass Russland eine regionale, noch ziemlich starke Macht ist, die noch ein bestimmtes 
Potenzial besitzt, aber dass Russland ein regionales Land ist. Russland ist wahrscheinlich eines der wenigen, 
vielleicht auch das einzige autarke Land. Man braucht nur an die Ressourcenversorgung zu denken. Im 
russischen Boden gibt es alle Arten der Bodenschätze. Noch gibt es auch das wissenschaftlich-technische 
Potenzial, das Bildungspotenzial. Russland ist ein aufnehmendes, nachahmendes Land, wir nehmen alle auf. Es 
gibt bei uns einen Stadtrat, aber auch einen „Mär“776, einen Gouverneur777, aber keine „Gubernija“. Ich glaube, 
                                                 
776 Anmerkung: in Anlehnung an die angelsächsische Variante „Major“ 
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das Wichtigste ist die Fähigkeit, sich zu integrieren. Sich zu integrieren, ohne zu vergessen, dass es 
Weißrussland und die Ukraine gibt. Man muss mit ihnen gehen, ohne jemanden zu führen, aber gemeinsam nach 
Europa gehen, gemeinsam, nicht einzeln. Das wäre es dann. 
 
                                                                                                                                                        
777 Anmerkung: in Russisch „Gubernator“ 
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9 6 8 Das Interview mit Frau E. Lebedewa, Chefredakteurin der Kaliningrader Zeitung 
„Königsberger Express“778  
Das Interview hat in Kaliningrad am 19.08.04 stattgefunden. 
 
I. Veronurm 
1. Die erste Frage betrifft die EU-Osterweiterung.  
- Wie beeinflusst die EU-Politik, aus Ihrer Erfahrung, das Leben der Region hier im Kaliningrader Gebiet? 
- Hat sich etwas geändert? 
 
E. Lebedewa 
Natürlich. Nachdem das russische Gebiet von der EU umgeben ist, hat es die Verbindung mit dem restlichen 
Territorium Russlands verloren. Das erste Problem, das sofort entstanden ist, ist das Problem sowohl der 
Einreise in das eigene Territorium als auch der Ausreise aus dem eigenen Territorium. Um nach Russland zu 
fahren, muss jetzt der Kaliningrader eine Erlaubnis bei der EU beantragen, ein Visum für den Nachbarstaat. Es 
wird eine der demokratischen Hauptfreiheiten verletzt – das Freizügigkeitsrecht und zwar innerhalb des eigenen 
Landes. Und der Transit der Personen ist nur ein Teil des Problems, es gibt noch den Transit der Lebensmittel 
und Frachten sowie den Militärtransport. 
 
I. Veronurm 
2. Wie gestalten sich die Beziehungen zu den „neu-europäischen“ EU-Mitgliedern Polen und Litauen?  
- Existiert die Balance zwischen den historisch bedingten Vorurteilen in Bezug auf die Sowjetunion und dem 
Anziehungspotenzial des Kaliningrader Gebiets als Exportpartner? 
 
E. Lebedewa 
Die Beziehungen mit Polen und Litauen haben sich im Kaliningrader Gebiet im Laufe der ganzen Nachkriegszeit 
entwickelt, in den letzten Jahren haben sie unerwartete Veränderungen erfahren. Zu sowjetischen Zeiten sind wir 
z. B. nach Litauen gefahren, um Lebensmittel zu kaufen, denn wir lebten hier nicht besonders gut, aber dort sind 
wir nie willkommene Gäste gewesen. Wir wurden Hamsterer genannt und ungern in den Geschäften bedient. 
Jetzt werden wir in Litauen mit offenen Armen empfangen. Wir werden dort als Käufer gebraucht, das 
nachbarliche russische Territorium als das Territorium, wohin man litauische Waren exportieren kann. Dasselbe 
gilt auch für polnische Waren. Polen und Litauen sind unsere Hauptnachbarn und Hauptexporteure. 
 
I. Veronurm 
3. Wie ist das Kaliningrader Gebiet – Ihrer Meinung nach - nach der NATO-Osterweiterung und der EU-
Osterweiterung imstande, in der heutigen Zeit die Rolle einer Modellregion für Russland zu übernehmen?  
 
 
 
                                                 
778 Der „Königsberger Express“ wurde 1999 mit dem Preis „Die junge demokratische Presse Osteuropas“ von 
der „Zeit-Stiftung“ ausgezeichnet. 
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E. Lebedewa 
Wir waren begeistert, als W. Putin hierhin gekommen ist und sagte, dass Kaliningrad eine Pilotregion in den 
Beziehungen zwischen Russland und der EU werden sollte. Dann wurde solche Formulierung tatsächlich 
abgenutzt, vergessen, aber wir glauben, dass wir einfach verpflichtet sind, ein Bindeglied zwischen Russland und 
Europa zu sein. Leider zählt unsere Meinung zu wenig. Wir sind absolut von den Meinungen abhängig, die in 
Moskau entstehen. Die Region verfügt über keine Selbständigkeit, sogar nicht bei den vielen rein regionalen 
Entscheidungen. 
 
I. Veronurm 
4. Putins innenpolitische Reformen zeigen die Tendenz für die Entwicklung der föderalen Strukturen 
Russlands im traditionellen Sinne, im Sinne des Machterhalts des Staates im Vielvölkerreich. 
- Welche Aufgaben können, Ihrer Meinung nach, in diesem Zusammenhang für das Kaliningrader Gebiet in 
Bezug auf das föderale Zentrum entstehen? 
 
E. Lebedewa 
Alles hängt davon ab, welches Konzept der regionalen Entwicklung ausgewählt wird. Bis jetzt gibt es kein 
bestimmtes Konzept. Es gibt Deklarationen, dass das Gebiet kein abtrennbarer Teil Russlands ist, dass es genau 
so ein Subjekt der Föderation wie alle restlichen ist. Obwohl anerkannt wird, dass wir ein besonderes 
geopolitisches Territorium sind, gibt es außer dem existierenden Gesetz über die Sonderwirtschaftszone, das 
auch nur sehr eingeschränkt auf dem Territorium funktioniert, keine Präferenzen.  
Dieses Gesetz befindet sich übrigens immer noch „im Stadium der Prüfung“ und seine wichtigsten Punkte sind 
immer noch nicht abgestimmt. So wird im Ministerium für ökonomische Entwicklung geglaubt, dass die 
Sonderwirtschaftszone ein besonderes rechtliches Regime ist und wir glauben, dass es das Territorium des 
Gebiets ist, so wie es im seit 1996 wirkenden Gesetz heißt. Von der Interpretation dieses Punktes hängt ab, wer 
die Sonderwirtschaftszone verwalten soll – Moskau oder wir. 
 
I. Veronurm 
5. Ist das historische Potenzial des Gebiets, Ihrer Meinung nach, eher ein negativer Ballast für die zukünftige 
Entwicklung oder ein positiver Vorteil?  
 
E. Lebedewa 
Natürlich ist es ein positiver Vorteil. Aber in den Köpfen und Stimmungen einzelner Menschen kann es ein 
bestimmtes Hindernis sein.  
 
I. Veronurm 
- Wie wird dieses historische Potenzial von den Kaliningradern selbst genutzt? 
- Jetzt wächst die Generation heran, die sich auf die europäische Identität Kaliningrads orientieren kann. 
Ursprünglich wurde das Gebiet von Menschen, die mit ihrer eigenen Vergangenheit und ihren eigenen 
Erfahrungen gekommen sind, besiedelt. Gibt es eine russische Kaliningrader Identität in der Region?  
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E. Lebedewa 
Die EU-Umgebung hat unseren Status nicht geändert, wie sie auch bis jetzt die Weltanschauung der hier 
lebenden Menschen nicht verändert hat. Das Kaliningrader Gebiet ist ein russisches Territorium. Wir leben mit 
den Problemen Russlands, wir sind mit Russland verbunden, wir sind von Russland unabtrennbar. Aber 
gleichzeitig ist unser Lebensstandard höher als durchschnittlich im Land. Auch hinsichtlich des Bildungsniveaus 
und des Niveaus der beruflichen Qualifikation befinden wir uns näher zu Europa. Und im Großen und Ganzen ist 
die neue Generation der Kaliningrader Russen mehr mit Europa als mit dem Kernrussland verbunden. Sie reist 
öfter nach Europa – nach Polen und Litauen - als nach Moskau und Sankt Petersburg – unseren Hauptstädten. 
Wir haben momentan eine Aktion „Kinder Russlands reisen nach Russland“. Für die Organisation werden extra 
Sponsoren gefunden, die die Mittel dafür bereitstellen, dass die kleinen Kaliningrader ihr eigenes Heimatland 
sehen können. Die Kinder verreisen (mit dem Zug oder mit der Fähre), damit sie nicht vergessen, woher sie 
kommen, und somit ihre eigene russische Identität nicht verlieren. Heute ist die Reise nach Russland ein 
kompliziertes teueres Unterfangen, zumal jeder Ausreisende, auch ein Kind, einen Reisepass besitzen muss, da 
er sonst nicht über die Grenzen des Gebiets gelassen wird, noch nicht einmal mit der Fähre. Grenzen, Zölle und 
Visa sind jetzt unsere Realitäten.  
 
I. Veronurm 
- Und wie verhält es sich mit der Beziehung zur historischen Vergangenheit dieser Region?  
 
E. Lebedewa 
Wissen Sie, hier ist nicht nur eine Menschengeneration aufgewachsen, für die die Vergangenheit der Region 
tabuisiert wurde. Es sind diejenigen aufgewachsen, und schon älter geworden, die seit der Schulzeit eingeredet 
bekamen, dass die Geschichte dieses Landes ab dem Sommer 1945 angefangen hat. Aber die Vertreter der 
Kriegszeit, die Alt-Veteranen, sind auch noch am Leben, für die Königsberg (nicht die Stadt selbst, sondern 
seine nicht so lange zurückliegende historische Vergangenheit) mit dem Faschismus, der Aggression und dem 
Krieg assoziiert wird. Sowohl für die einen als auch für die anderen sind die sowjetischen Realitäten viel näher, 
verständlicher und annehmbarer als die ostpreußischen. Die Mehrheit von ihnen ist gegen die Umbenennung der 
Stadt, aber sie haben gegen alle Logik vor, im Jahr 2005 das 750-Jahr-Jubiläum Kaliningrads zu feiern. 
Gleichzeitig gibt es eine Bewegung für die Rückgabe des Namens Königsberg für Kaliningrad. Junge Leute 
nennen ihre Stadt nicht anders als „König“. Es gibt nicht wenige Betriebe und Firmen, in deren Namen die 
früheren historischen Namen gebraucht werden: „Königsberg-Trading“, „König-Avto“. Es gibt Hotels 
„Rauschen“, „Ragnit“, „Cranz“, usw. So oder so fangen die Kaliningrader verschiedener Generationen an, ein 
Interesse für die Vergangenheit des Landes zu zeigen, auf dem sie leben. Im Vorfeld des 750-Jahr-Jubiläums der 
Stadt haben praktisch alle Veröffentlichungen die Rubriken, die mit der Geschichte Königsbergs und 
Ostpreußens verbunden sind. 
 
I. Veronurm 
6. In der veränderten globalisierten Welt, wo die Blöcke zerstört sind und es keinen Sinn hat, sie neu zu bilden, 
um sich voneinander zu entfernen und das veraltete nationalstaatliche System zu unterstützen. 
- Wodurch wird, Ihrer Meinung nach, die Zukunft Russlands bestimmt? Durch die Fähigkeit, sich zu 
integrieren oder aber durch die Fähigkeit, zu integrieren? 
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- Ist das Kaliningrader Gebiet als Modell der Integration Russlands in Europa vorstellbar? 
 
E. Lebedewa 
Warum sollte man nicht genau in dieser Region ein Modell der Beziehungen mit Europa ausarbeiten und den 
Versuch unternehmen, Zoll-, Visa-, Personentransit- und Frachttransitfragen zu lösen? Die Region, die im 
Zentrum Europas liegt, gibt eine gute Grundlage für die Entwicklung moderner innovativer Produktion. Aber ich 
wiederhole, dass es noch kein Komplexkonzept für die Entwicklung dieser einmaligen russischen Region - 
sowohl auf der politischen und der wirtschaftlichen, als auch auf der geisteswissenschaftlichen Ebene – gibt. Es 
klingt alles plakativ.  
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9 6 9 Das Interview mit Herrn P. Mamontow, Stellvertretender Leiter der Abteilung für 
Internationale Angelegenheiten in der Kaliningrader Gebietsverwaltung.  
Das Interview fand in Kaliningrad am 20.08.2004 statt. 
 
I. Veronurm  
1. Die erste Frage betrifft die Neuerungen in den außenpolitischen Bedingungen. Nach der EU-Osterweiterung 
erhalten die europäischen Politiker die Möglichkeit, auf die Regionalpolitik der beigetretenen Länder – 
Polen und Litauen - zu reagieren. 
- Inwieweit hält die EU-Regionalpolitik Schritt mit dem Regionalisierungsprozess am Beispiel des 
Kaliningrader Gebiets?  
 
P. Mamontow 
Ich bin sehr damit zufrieden, dass wir diese Arbeit schon längst angefangen haben, als man von der EU-
Erweiterung erfahren hat, deshalb war es für uns kein Schreck. Wir haben die Arbeit nicht bei Null angefangen. 
Wir hatten seit Ende der 90er Jahre wunderbare Verbindungen und Beziehungen mit der Republik Polen und mit 
der Litauischen Republik. Wir haben ein Abkommen über die Zusammenarbeit mit den Regionen dieser Staaten. 
Oder sagen wir es so: wir haben Abkommen mit allen Kreisen der Litauischen Republik und mit zwei 
Wojewodschaften der Republik Polen. Momentan wird ein Abkommen über die Zusammenarbeit mit der 
Wojewodschaft Pomorskie/Pommern der Republik Polen für die Unterzeichnung vorbereitet. Wir haben die 
Mechanismen, die Strukturen und die legislative Grundlage für die Kooperation mit diesen EU-Mitgliedstaaten. 
Es gibt, aus unserer Sicht, eine Besonderheit, die es nicht erlaubt, in vollem Umfang unsere regionale 
Kooperation zu entwickeln. Soviel wir aus der Erfahrung unserer europäischen Kollegen wissen, besitzen die 
Munizipalitätseinheiten779 in den Ländern Europas eine größere Auswahl der Möglichkeiten für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den Nachbarnländern. Wir haben leider weniger solcher 
Möglichkeiten. Unsere föderale Gesetzgebung unterscheidet die Kompetenzen des föderalen Zentrums und der 
Regionen Russlands, aber sie bestimmt und klassifiziert praktisch nicht die der Kommunen. Deshalb werden bis 
jetzt alle Schritte, die die internationale Tätigkeit unserer Kommunen und unserer Regionen betreffen, mit dem 
föderalen Zentrum abgestimmt. Das bringt natürlich einige zusätzliche Schwierigkeiten. Das Kaliningrader 
Gebiet ist allerdings die fortschrittlichste Region in den internationalen Beziehungen in Russland. Deshalb lösen 
wir alle Unstimmigkeiten und Schwierigkeiten, natürlich in Abstimmung mit Moskau, und denken, dass dieses 
Problem sich im Prozess der Verwirklichung befindet. In dieser Annahme werden wir umso mehr bestätigt, da 
wir über diese europäische Besonderheit, über die großen Möglichkeiten der Kommunen, der Regionen Europas 
bei solcher Art der Kooperation wissen. Wir haben z.B. drei sehr gute europäische Programme, die jetzt 
funktionieren, und an denen das Kaliningrader Gebiet teilnimmt. Das sind folgende Programme: TACIS (ein 
Sonderprogramm für unser Gebiet), «INTERREG III A“ und «INTERREG III B“. Eines von den beiden - 
«INTERREG III A“ - ist ein Programm für grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Polen und Litauen und 
«INTERREG III B“ für Regionen der Ostsee. Aufgrund dieser Programme und der früher abgeschlossenen 
Abkommen arbeiten wir sehr viel in diesem Zusammenhang. 
 
                                                 
779 Anmerkung: in Anlehnung an die angelsächsische Variante die russische Bezeichnung für „Gemeinde“ 
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I. Veronurm  
2. Sie haben das Thema der Zusammenarbeit des Kaliningrader Gebiets mit den angrenzenden „neu-
europäischen“ Staaten – Polen und Litauen - angesprochen.  
- Inwieweit gibt es, Ihrer Meinung nach, für diese Staaten das Dilemma, das darin besteht, eine Balance 
zwischen den historisch bedingten Befürchtungen Polens und Litauens in Bezug auf die Sowjetunion, vor 
der Entstehung neuer Schutzwälle seitens der EU und dem ökonomischen Interesse für das Kaliningrader 
Gebiet als Export-Partner zu finden?  
- Gibt es dieses Problem und inwieweit wird diese Balance erhalten? 
 
P. Mamontow 
Zunächst möchte ich sagen, dass das Problem, wie Sie es nennen, der Ansprüche Litauens und Polens an das 
Kaliningrader Gebiet, im Kaliningrader Gebiet zumindest auf dem offiziellen Wege nicht diskutiert wird, und 
soweit ich weiß, gibt es auf dem zwischenstaatlichen Niveau momentan keine derartigen Ansprüche. Es gibt 
Erklärungen einzelner Führungspersonen, sogar von Politikern, aber ich glaube, es ist ihre persönliche Meinung. 
Sie haben das Recht, sich darüber zu äußern, aber niemand hat irgendwelche offiziell dokumentierten Ansprüche 
auf das Territorium des Kaliningrader Gebiets. Das ist durch alle internationalen, rechtlichen Dokumente der 
Nachkriegszeit bestätigt. Wir sehen zweifellos, dass die Litauische Republik und Polen ihre Politik während der 
Vorbereitung auf den EU-Beitritt ein wenig korrigiert haben. Das ist verständlich, denn da sie EU-Mitglieder 
sind, koordinieren sie natürlich ihre Tätigkeit sowohl mit der Russischen Föderation als auch mit uns als dem 
Subjekt dieses Staates, indem sie die Ziele und Aufgaben der Europäischen Union und ihrer Führung verfolgen. 
Aus meiner Sicht ist hier das Wichtigste, dass unsere wirtschaftlichen Verbindungen und Partnerbeziehungen so 
eng und finanziell gehaltvoll sind, dass es für Polen und Litauen von Nachteil ist, diese abzubrechen und zu 
vernichten, weil es unmöglich ist, mit seinen Nachbarn nicht zusammenzuarbeiten, nicht zu handeln und 
wirtschaftlich nicht zu kooperieren. Ein anderer Punkt sind die neuen Grenzen, d.h. die neuen Grenzen der 
Europäischen Union erfordern unsererseits die Vervollkommnung und die Modernisierung, z.B. die 
Grenzübergänge, die Zollabfertigungsterminals und die Straßen, um dies Beziehungen zu steigern und zu 
entwickeln. Der Außenhandelsumsatz wächst seit 1999 sowohl mit der Litauischen Republik als auch mit Polen. 
Diese beiden Länder nehmen den zweiten und den dritten Platz in dem Außenhandelsumsatz des Kaliningrader 
Gebiets ein. Vielleicht wird es einen vorübergehenden Rückgang geben, denn momentan erleben diese Länder 
einige Schwierigkeiten in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung, aber ich glaube, dass die Haupttendenz erhalten 
bleibt und die Steigerung dieser ökonomischen Zusammenarbeit zum Hauptziel wird. 
 
I. Veronurm  
3. Sie haben das Thema der Beziehungen zwischen den Regionen und dem Zentrum angesprochen. Eine der 
Voraussetzungen für jede Art der Integration Russlands in Europa ist der Demokratisierungsprozess. 
Während der Präsidentschaft von W.W. Putin wurde die Reform der föderalen Struktur in Russland 
vollzogen.  
- Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der Tradition der Verwendung des Föderalismus-Prinzips als 
eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich?  
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P. Mamontow 
Sie haben versprochen, dass wir über Kaliningrad und den europäischen Raum reden, stattdessen sollen wir über 
die Demokratie in der Russischen Föderation reden. 
 
I. Veronurm  
- Das sind Beziehungen zwischen dem Zentrum und den Regionen. Inwieweit beteiligt sich das Zentrum in 
alltäglichen Problemen der Region, Ihrer Meinung nach, inwieweit spüren Sie die Unterstützung oder den 
Einfluss? 
 
P. Mamontow 
Was die Demokratie anbelangt, habe ich vorgestern eine Rede von Bszhezhinskij gelesen, der sagte, dass 
Russland ein Land der Demokratie ist. Es gibt Schwierigkeiten, aber die Politik des Präsidenten, der Führung des 
Landes, besteht, seiner Meinung nach, darin, dass man die Mängel beseitigt und wirkliche Erfolge erreicht. 
Zudem möchte ich sagen, dass es wohl schwierig ist, ein Land zu finden, über das man sagen kann, es sei 
vielleicht ein Land einer vollkommenen Demokratie. Was die Beziehungen des föderalen Zentrums und unserer 
Region unter diesen Umständen angeht, so wurde es mehrmals erklärt, dass wir dieses Thema nicht diskutieren, 
dass das Kaliningrader Gebiet das Subjekt der Russischen Föderation, ihr untrennbarer Teil, ist. Das haben alle 
verstanden und man muss keinen gesunden Menschenverstand haben, um dieses Thema anzusprechen. Und 
außerdem ist es so, dass wir ohne die seriöse tägliche Unterstützung des Präsidenten, die wir jetzt spüren, ohne 
die Unterstützung der Regierung, viele Fragen nicht gelöst hätten, die mit unseren Schwierigkeiten im 
Zusammenhang mit der EU-Erweiterung verbunden sind. Wladimir Wladimirowitsch Putin schenkt uns stetig 
die Aufmerksamkeit und war bei uns im letzten Jahr. Jetzt erwarten wir den Besuch von dem neuen Premier, 
Herrn Fradkow. Die Leiter der Ministerien und der Behörden, die persönlich auf Anordnung vom Präsidenten 
die Probleme des Kaliningrader Gebiets lösen, die mit der EU-Erweiterung verbunden sind, sind ständig im 
Kontakt mit uns. Deshalb haben wir eine völlige Übereinstimmung in den Zielen, den Aufgaben und den 
Verwirklichungsmethoden. Es gibt natürlich verschiedene Barrieren und Hindernisse, die durch die komplizierte 
Struktur der Beziehungen zwischen den Ministerien und den Behörden bedingt sind, um so mehr in Anbetracht 
der jetzigen Veränderungen in unserer Regierung. Das ist der Wechsel der Personen, der Leiter, der Wechsel der 
Strukturen. Das alles verlangt unsere Bemühungen, um die neue Verständigung herzustellen. Aber ich 
wiederhole, dass wir damit zufrieden sind, dass der Präsident zu uns so ein Verhältnis hat, dass unsere Regierung 
zu uns so ein Verhältnis hat.  
 
I. Veronurm  
4. Am Beispiel des Kaliningrader Gebiets bedeuten die innenpolitischen Reformen die Verwirklichung der 
Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 sowie die 
Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, dass die 
Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie das Programm, seine Mittel und Ergebnisse ein?  
 
P. Mamontow 
Das Föderale Zielprogramm für die Entwicklung des Gebiets ist ein so umfangreiches Thema, dass man lange 
darüber sprechen kann. Wenn man es kurz fasst, so ist dieses Programm extra für das Kaliningrader Gebiet in 
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Anbetracht der geopolitischen Veränderungen angenommen worden, die im östlichen Teil Europas passiert sind. 
Das Programm ist durch den Beschluss der Regierung der Russischen Föderation gebilligt worden. Im Laufe von 
1,5 Jahren gab es praktisch keinen Fall, dass die Budgetmittel für die Verwirklichung des Programms nicht 
eingegangen oder verspätet eingegangen wären. In der ersten Zeit gab es solche Vorfälle, aber das war die 
Unstimmigkeit zwischen den finanzierenden Behörden und den Berichten über die Mittelverwendung, aber jetzt 
funktioniert dieser Mechanismus ziemlich gut. Was die ersichtlichen Ergebnisse des Programms anbelangt, so ist 
eines der kompliziertesten Themen das Thema der Energieversorgung des Kaliningrader Gebiets, das man real 
dadurch spüren kann, dass im nächsten Jahr der erste Energieblock des Energiekraftwerks „TEZ 2“ in Betrieb 
genommen wird. Dadurch wird ermöglicht, das ganze Gebiet mit Energieressourcen in vollem Maße zu 
versorgen. Ein anderes ersichtliches Ergebnis ist die Modernisierung unserer Grenzübergänge und der Bau von 
neuen Elementen der Transportinfrastruktur auf unserem Territorium. 
Was das Gesetz über die Sonderwirtschaftszone anbelangt, so bleibt heute das Gesetz in derselben Fassung in 
Kraft wie früher mit der Beibehaltung der Interessen, mit dem erleichterten Versteuerungssystem und mit dem 
Zollsystem für Waren, die importiert und auf dem Territorium des Kaliningrader Gebiets hergestellt werden. Es 
gibt in diesem Zusammenhang die Unterstützung der Regierung und die Unterstützung unseres Parlaments, das 
die Nützlichkeit des Regimes der Sonderwirtschaftszone für Kaliningrad auf dieser Etappe versteht. Wir 
glauben, dass das alles im Laufe der nächsten 5 Jahre funktionieren wird. 
 
I. Veronurm  
5. Unter Berücksichtigung der veränderten außenpolitischen Situation, Inwieweit ist der Entwicklungsweg von 
der Exklave – der Sonderwirtschaftszone - zum europäischen Kooperationsmodell zwischen der EU und 
Russland möglich?  
 
P. Mamontow 
Wie Sie wissen, wurde von unserem Präsidenten erklärt, dass das Kaliningrader Gebiet eine Pilotregion der 
Zusammenarbeit zwischen Russland und der Europäischen Union werden soll. Diese Erklärung bleibt keine 
unbestätigte politische Phrase. In Wirklichkeit ist unser Hauptziel auf der regionalen Ebene, den Lebensstandard 
unserer Bürger bis zu dem europäischen zumindest zum Niveau unserer Nachbarn zu heben. Unser zweites Ziel 
besteht tatsächlich darin, dass das Kaliningrader Gebiet ein Zentrum der Zusammenarbeit zwischen Russland 
und der Europäischen Union wird. Dafür gibt es aus unserer Sicht drei Gründe. Erstens: die geografische Lage 
des Kaliningrader Gebiets, das zweifellos im Zentrum Europas liegt. Es hat kein schlechtes Transportnetz, einen 
eisfreien Hafen, einen Flughafen und restliche Infrastrukturelemente. Zweitens: im Kaliningrader Gebiet wird 
wie nirgends sonst kooperiert, außer vielleicht in Sankt Petersburg, das schon lange mit den europäischen 
Ländern zusammenarbeitet. Diese Erfahrung nützt uns bei der Arbeit. Wir betrachten praktische und konkrete 
Dinge, z.B. die Frage der Gründung eines Technologie-Platzes im Kaliningrader Gebiet, auf dem die 
europäischen Länder ihre Produktion, europäischen Waren und eigenen Technologien für alle Subjekte 
Russlands demonstrieren könnten, damit man sie z.B. in den Chanty-Mansijskij Kreis oder in den Fernen Osten 
nicht zu fahren braucht. Auf dieselbe Weise könnten die russischen Geschäftsleute hier dasselbe für ihre 
europäischen Partner tun. Wir betrachten Kaliningrad als einen Knotenpunkt, der die geografischen Vorteile und 
die technologischen Möglichkeiten für den Austausch auf unserem Technologie-Platz verbinden könnte, damit 
die Finanzen, Menschen, europäische Technologien usw. zu uns angelockt werden. Wir können diese 
europäische Erfahrung auf die Russische Föderation übertragen und die russische Erfahrung nach Europa 
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transferieren. Solche Ideen haben wir, wie den Technologie-Platz, den ich erwähnt habe. Außerdem ist die 
europäische Erfahrung auf der Ebene einzelner kleinerer Unternehmen und in den verschiedenen 
Businessbereichen, z.B. der Produktion der Lebensmittel, sehr wichtig und wir können unsererseits die 
Erfahrung im Bereich des Maschinenbaus, wodurch Russland immer bekannt war, teilen. Hier gibt es ein 
umfangreiches Tätigkeitsfeld. 
 
I. Veronurm  
6. Die Russische Föderation ist Mitglied vieler internationaler Organisationen und hat die Erfahrung 
internationaler Verhandlungen.  
- Welche Projekte halten Sie für erfolgreich organisiert? Unter Berücksichtigung Ihrer persönlichen 
Erfahrung: Welche Strukturen welcher Organisation ermöglichen es, effektiv im Interesse der Region, der 
RF, der EU und der Europäischen Gemeinschaft zu handeln?  
 
P. Mamontow 
Unsere internationale Erfahrung erlaubt nicht, die Toleranz oder die guten Eigenschaften europäischer oder 
internationaler Strukturen, mit denen Russland kooperiert, einzuschätzen. Wie dem auch sei, ist laut unserer 
Gesetzgebung mit der Mission internationaler Tätigkeiten unser Außenministerium beauftragt. Was das 
Kaliningrader Gebiet als Föderationssubjekt anbetrifft, so behandeln wir im Rahmen unserer Gesetzgebung alle 
die Dinge, die wir für die Entwicklung der Region brauchen. Wir sprechen ab und treffen Maßnahmen nur über 
das föderale Zentrum. 
 
I. Veronurm  
7. Wenn man die historische Erfahrung des Kaliningrader Gebiets berücksichtigt, 
- Betrachten Sie die Geschichte dieser Region als negativen Ballast oder einen positiven Vorteil für die 
Entwicklung? 
 
P. Mamontow 
Europa und Russland haben so eine lange und komplizierte Geschichte mit vielen Auseinandersetzungen, so dass 
die Menschen in Europa, im Kaliningrader Gebiet und in Russland natürlich nicht so aggressiv und nachtragend 
sind, und nicht so sehr mit irgendwelchen Rückgaben, Veränderungen, Ansprüchen einander rechnen. Die 
Menschen sind zivilisierter und demokratischer. Deshalb möchte ich zu diesem Teil der Menschen besonders die 
Kaliningrader dazuzählen, denn wir haben erstens eine der charakteristischen multinationalen Regionen und 
zweitens hat die historische Erfahrung dieses Territoriums so viele Veränderungen in der Zugehörigkeit erlitten, 
dass man beim Versuch, gegenseitig Ansprüche zu stellen, sich so verwickeln wird, dass es unseriös ist. Deshalb 
ist unsere Position in dieser Frage einfach: es gibt Ergebnisdokumente nach dem Ende des Großen 
Vaterländischen Krieges, die den Status des Kaliningrader Gebiets innerhalb der Sowjetunion fixieren und die 
die territorialen Grenzen unserer Nachbarn fixieren, und wir möchten nicht wieder dazu zurückkehren, es auf das 
zwischenstaatliche oder zwischenregionale Niveau zu heben. Es gibt Populisten, es gibt Journalisten und es gibt 
Politiker, für die dieses Thema interessant ist, bitte schön, aber ich denke, auf dem Niveau des Gebiets und auf 
dem staatlichen Niveau ist dieses Thema nicht aktuell. 
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 I. Veronurm  
8. In der veränderten globalisierten Welt, wo die Entwicklung der Staaten durch die Interdependenz soweit 
bedingt ist, dass es keinen Sinn hat, die Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu entfernen und das 
veraltete nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
- Wodurch wird die Zukunft Russlands und die Zukunft des Gebiets, Ihrer Meinung nach, bestimmt, durch die 
Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch die Fähigkeit, zu integrieren? 
 
P. Mamontow 
Es heißt in einem russischen Lied: „Ich werde nicht für ganz Odessa sprechen. Ganz Odessa ist sehr groß.“ 
Deshalb werde ich nicht für unser Land sprechen, obwohl was man über die politischen Erklärungen, 
Verkündungen und die Außenpolitik der Russischen Föderation weiß, so ist in erster Linie natürlich die 
Integration mit Europa, in jedem Fall in Europa von Bedeutung. Es gibt Vorhaben, Ziele und Programme für die 
Entwicklung in Eurasien, denn das Territorium Russlands reicht von dem Pazifischen Ozean bis zur Ostsee. 
Aber die Rede ist nicht von der Teilung einiger Regionen Russlands und deren Integration mit irgendwelchen 
ausländischen Blöcken. Darum geht es einfach nicht. In Bezug auf das Kaliningrader Gebiet und den Teil der 
Russischen Föderation in Europa, ist für uns natürlich die Integration in die Europäische Union das Wichtigste. 
Wir reden nicht davon, dass Russland ein EU-Mitglied sein wird, niemand sagt das, aber die wirtschaftliche 
Integration, die Integration unserer kulturellen, wissenschaftlichen Beziehungen sowie im Bildungsbereich ist 
wichtig. 
 
I. Veronurm  
- Von welchen Formen und Modellen der Integration des Kaliningrader Gebiets kann die Rede sein? 
 
P. Mamontow 
Ich denke, dass das einzelne Kaliningrader Gebiet sich nicht in irgendwelche Strukturen und ausländischen 
Blöcke integrieren wird. Wenn es passiert, so sicherlich als Bestandteil der Russischen Föderation. 
 
I. Veronurm  
Danke Ihnen. 
 
P. Mamontow 
Bitte. 
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9 6 10 Das Interview mit Frau T. Pavlova, Büroleiterin vom Hansebüro-Kaliningrad / 
Schleswig-Holstein-Informationsbüro sowie dem Gemeinsamen Büro des Landes 
Schleswig-Holstein und des Fördervereins für Jugendbildung und 
Wirtschaftsbeziehungen Norddeutschland – Kaliningrad e.V., Lübeck, Deutschland.  
Das Interview hat in Kaliningrad am 18.08.2004 stattgefunden. 
 
T. Pavlova 
Das Büro wurde im Jahre 1992 gegründet. Der Träger und unser unmittelbarer Gründer ist der Förderverein für 
Jugendbildung und Wirtschaftsbeziehungen Norddeutschland – Kaliningrad e.V., Lübeck. Im Jahre1992 haben 
sie hier ein Koordinierungsbüro für Projekte eröffnet, die sie hier seit 1991 durchführen. Das ist z.B. das soziale 
Projekt, mit dem sie das Kinderheim von Selenogradsk unterstützen. Seit 1992 gibt es ein berufliches Projekt: 
Junge Kaliningrader haben die Möglichkeit, ein 8-wöchiges Berufspraktikum in den Betrieben von Lübeck zu 
absolvieren. Desweiteren haben sie die Bauernassoziation unterstützt. Das neueste Projekt heißt „Die Chance“, 
das auf die vorbeugenden Maßnahmen für die Jugend ausgerichtet ist, und zwar auf die soziale Adaptation der 
Absolventen von Kinderheimen und Internateinrichtungen. Im Jahre 1999 haben das Gebiet Kaliningrad und das 
Bundesland Schleswig-Holstein ein Memorandum über die Zusammenarbeit unterschrieben. Da das 
Koordinierungsbüro von 1992 bis 1999 ständig tätig war, die Vertreter aus Deutschland ständig kamen, haben 
sie natürlich die Kontakte mit der Gebietsverwaltung schon aufgebaut und das Hansebüro hatte schon einen 
Namen. Die Landesregierung ersuchte die Möglichkeit, das Hansebüro auch als Informations-Büro des 
Bundeslandes Schleswig-Holstein, natürlich mit bestimmter eigener finanziellen Beteiligung, zu nutzen. Seit 
2001 hat man einen neuen Mitarbeiter angestellt und das Büro hat die Funktion eines Informations-Büros des 
Bundeslandes Schleswig-Holstein übernommen. Das Bundesland Schleswig-Holstein unterstützt sehr aktiv die 
Zusammenarbeit in der Baltischen Region. Wenn ich mich nicht irre, wurde das erste Büro in Tallinn eröffnet. 
Dann kam ein Büro in Gdansk, dann Malmö, dann unser Büro in Kaliningrad, dann in Vilnius, dann in Riga. Als 
Trägerorganisation der anderen SH-Büros tritt die Vertretung für Deutsche Wirtschaft in diesen Ländern auf. Bei 
uns ist es eine NGO. Wir helfen bei der Organisation der Reisen nach Kaliningrad auf der regionalen 
Regierungsebene. Seit 2000 gibt es die Zusammenarbeit zwischen den Parlamenten des Bundeslandes 
Schleswig-Holstein und des Kaliningrader Gebietes. Diese Zusammenarbeit funktioniert direkt, aber wenn man 
unsere Hilfe braucht, dann springen wir ein. Es gibt sehr viele Initiativen des Kaliningrader Gebietes und des 
Bundeslandes Schleswig-Holstein auf verschiedenen Ebenen. Das Landesparlament von Schleswig-Holstein hat 
eine Broschüre veröffentlicht, um alle Kaliningrader Organisationen darzustellen, die mit dem Bundesland 
Schleswig-Holstein zusammenarbeiten. 
Es gibt z.B. ein Regierungsprogramm, das den Studenten und Schülern der Fakultät für Landwirtschaft 
ermöglicht, sich um ein halbjähriges Betriebspraktikum in Schleswig-Holstein zu bewerben. Sie arbeiten ein 
halbes Jahr in landwirtschaftlichen Betrieben in Schleswig-Holstein. Es werden außerdem im Rahmen dieses 
Programms Studienkurse auf Basis der landwirtschaftlichen Betriebe angeboten. 
 
I. Veronurm 
Ihr Büro pflegt jahrelang die regionale Kooperation.  
- Inwieweit beeinflussen die Brüsseler Politik und die Entscheidungen auf der europäischen Ebene die 
Tätigkeit dieses Büros?  
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- Hat sich Ihre Tätigkeit nach der EU-Osterweiterung geändert? 
 
T. Pavlova 
Die Brüsseler Politik nimmt keinen direkten Einfluss auf die Tätigkeit unseres Büros. Anderseits kann man 
davon ausgehen, dass mehr gemeinsame Projekte durchgeführt werden können, wenn Brüssel Kaliningrad 
bevorzugt behandeln wird (z.B. es gibt die Möglichkeiten, an den verschiedenen europäischen Programmen 
teilzunehmen). 
Nach der EU-Osterweiterung hat sich die Tätigkeit unseres Büros nicht geändert. 
 
I. Veronurm 
- Hat sich Ihre Kooperation nach der EU-Osterweiterung geändert? 
 
T. Pavlova 
Nein. Die Kontakte haben existiert und bleiben auch weiter bestehen. Das Einzige, was ich hoffe, ist, dass es 
aufgrund der EU-Erweiterung für Kaliningrad möglich sein wird, durch die Hilfe der regionalen Partner einen 
Zugang zu den europäischen Finanzierungsmöglichkeiten zu haben.  
 
I. Veronurm 
- Welche Möglichkeiten sehen Sie?  
- Ist es das Angebot eigener Programme und Projekte oder eher die Vermittlung durch Schleswig-Holstein? 
 
T. Pavlova 
Ich denke, die europäischen Partner haben mehr Erfahrung bei der Bereitstellung solcher Anträge, denn oft sind 
die Anträge schon auf den ersten Etappen wegen kleiner formaler Fehler aus dem Rennen. 
Es können die Programme von den beiden Partnern Kaliningrad und Schleswig-Holstein zum Angebot kommen. 
 
I. Veronurm 
- Gibt es vielleicht Projekte mit den „neu-europäischen“ Ländern Polen und Litauen? 
 
T. Pavlova 
Ich glaube, es gibt viele Projekte. Wir beschäftigen uns aber mit dieser Kooperation nicht. Die Städte Baltijsk, 
Neman und Sowetsk sind aktiv in der Kooperation mit Litauen und Polen. Es gibt gemeinsame Euro-Regionen, 
z.B. die Euro-Region „Baltika“. 
 
I. Veronurm 
- Wenn man bedenkt, dass das Kaliningrader Gebiet eine russische Region ist, fühlen Sie in Ihrer Tätigkeit 
Interesse, Unterstützung und Einfluss aus dem föderalen Zentrum? Welche Rolle spielt Moskau? 
 
T. Pavlova 
Wir sind kein offizieller Vertreter des Bundeslandes Schleswig-Holstein. Wir haben Funktionen eines 
Informationsbüros, d.h. wir haben keinerlei Vertreterfunktionen.  
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Wir spüren als Region Kaliningrad natürlich die Aufmerksamkeit und die Unterstützung von Moskau. Unsere 
konkrete Tätigkeit betrifft das aber weniger.  
Wir koordinieren regionale Zusammenarbeit. Wenn es nötig ist, irgendwelche Fragen auf der föderalen Ebene zu 
behandeln, regelt das der russische Partner (z.B. die Gebietsduma, die Gebietsverwaltung, die 
Bildungseinrichtung, soziale Einrichtungen usw.) direkt oder auch wieder über die regionalen föderalen 
Strukturen. 
 
I. Veronurm 
Sie haben hier die Durchführung einer Vielzahl von Projekten mitgestaltet.  
- Welche Schwierigkeiten entstehen bei der Verwirklichung der Projekte?  
- Welche Rolle spielt die Unterstützung von Schleswig-Holstein? 
 
T. Pavlova 
Es entstehen natürlich, wie in jeder Arbeit, verschiedene Schwierigkeiten: angefangen von der Visaerstellung bis 
hin zum Erhalten bestimmter Genehmigungen von beiden Seiten (betrifft die Erlaubnis für das Praktikum oder 
die Einfuhr bestimmter Sachen nach Kaliningrad). Das größte Problem war und bleibt oft die Finanzfrage. Zum 
Glück sind alle Schwierigkeiten (mehr oder weniger) lösbar.  
Bei vielen Aktivitäten hat die deutsche Seite die Finanzierung übernommen. 
 
I. Veronurm 
Sie sind das Informationsbüro vom Bundesland Schleswig-Holstein in Kaliningrad.  
- Kann man sagen, dass Ihr Büro auf dem Informationsniveau das Bundesland Schleswig-Holstein vertritt? 
 
T. Pavlova 
Auf dem Informationsniveau, ja. 
 
I. Veronurm 
- Haben Sie die Möglichkeit, für die Interessen des Kaliningrader Gebietes Lobby zu machen? 
 
T. Pavlova 
Nicht direkt. Wenn man zu uns mit den Initiativen kommt, leiten wir die Vorschläge natürlich nach Deutschland 
weiter, aber wir treffen keine Entscheidungen. Wir finden Partner, die dann selbst entscheiden, ob es interessant 
ist oder nicht. Es gab schon einige Anfragen von beiden Seiten, die keine Resonanz fanden. 
 
I. Veronurm 
- Welche Initiativen Ihres Büros halten Sie für besonders gelungen? 
 
T. Pavlova 
Ich möchte unterstreichen, dass wir als Büro mit keinen Initiativen auftreten. Es gibt Initiativen, die vom 
Bundesland Schleswig-Holstein vorgeschlagen wurden, z.B. dieses landwirtschaftliche Praktikum, das ich für 
sehr erfolgreich halte. Denn die Studenten, die wieder nach Kaliningrad kommen, sind manchmal besser als ihre 
Lehrer informiert, was die Technik oder moderne landwirtschaftliche Methoden, z.B. Pflanzen- oder Viehzucht, 
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betrifft. Das war die Initiative von Schleswig-Holstein, sie haben es der Gebietsverwaltung angeboten. Was 
unsere konkreten Projekte des Fördervereins für Jugendbildung und Wirtschaftsbeziehungen Norddeutschland-
Kaliningrad e.V. Lübeck betrifft, werden sie auch von der deutschen Seite angeboten. Wir sind ein Mitglied der 
Kette, das die Projekte koordiniert, wir initiieren nichts selbständig. Als erfolgreiches Projekt kann ich das 
Berufsbildungsprojekt nennen. Seit 1992 waren 100 Kaliningrader Praktikanten in Lübeck. Die meisten haben 
ihren beruflichen Werdegang nach dem Praktikum verbessert. Auch erfolgreich ist das Projekt „ Die Chance“, 
das auf die vorbeugenden Maßnahmen für die Jugend ausgerichtet ist. Es ist für 5 Jahre angelegt und wird zur 
Hälfte von der Robert Bosch-Stiftung finanziert. Die andere Hälfte wird noch gesucht, obwohl es schon viele 
deutsche und russische Sponsoren gegeben hat, die dem Projekt geholfen haben.  
 
I. Veronurm 
- Waren private Unternehmen oder staatliche Strukturen als Sponsoren vertreten? 
 
T. Pavlova 
Sowohl als auch. In Kaliningrad waren es private Unternehmen. Auf dem Niveau der staatlichen Strukturen 
finden wir im Moment in Kaliningrad nur moralische Unterstützung. Sie helfen natürlich, wenn es um Kontakte 
geht oder um die Anerkennung der Wichtigkeit der Projekte, was auch sehr bedeutsam ist.  
Der Schleswig-Holsteinische Landtag hilft uns schon das zweite Jahr finanziell. Viele Unternehmen aus 
Schleswig-Holstein und deutsche Fonds haben uns schon geholfen. 
 
I. Veronurm 
- Halten Sie solche Struktur des Informationsbüros für erfolgreich?  
- Welche Vorteile hat es? Ist es für das Bundesland Schleswig-Holstein eine lohnenswerte Sache? 
 
T. Pavlova 
Ja, absolut. Denn alle organisierten Initiativen funktionieren nicht reibungslos und dann wendet man sich an uns. 
Es gibt die Möglichkeit, den Mitarbeitern des Büros vor Ort Fragen zu stellen. Bis ins Detail, z.B. bei der 
Organisation der Informationsreise Riga - Kaliningrad für Abgeordnete des Parlamentes, gab es Fragen nach 
dem besten Restaurant, den Preisen, den Organisationsbüros usw. Nicht zu unterschätzen ist die 
Übersetzungsarbeit, die wir leisten, deren Preis zwischen dem innerhalb Deutschlands und dem innerhalb 
Kaliningrads sehr unterschiedlich ausfällt. Alles, was den Briefwechsel zwischen den Führungspersönlichkeiten 
der Regionen betrifft, übersetzen wir. Außerdem versenden wir regelmäßig die Informationen aus der 
heimischen Presse an unsere ständigen Empfängern unter unseren Partnern, die ihre Wünsche nach bestimmten 
Informationen mitgeteilt haben.  
 
I. Veronurm 
- Welche Rolle spielen die historischen Erfahrungen in der Kooperation mit Schleswig-Holstein?  
 
T. Pavlova 
Als sich Anfang der 90er Jahre die Kooperation erst entwickelte, spielten - meiner Meinung nach - die privaten 
Initiativen, die oft von den ehemaligen Ostpreußen kamen, eine große Rolle. In Norddeutschland gibt es sehr 
viele Vertriebene aus Ostpreußen.  
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Was Lübeck betrifft, gibt es eine reiche Tradition der öffentlichen Arbeit, des bürgerlichen Selbstverständnisses 
für die Nächstenhilfe. Genau dieses Selbstverständnis motivierte 1991 unsere erste Vorsitzende – Frau Gudrun 
Schmidt-Kärner. Sie hat damals eine große humanitäre Hilfe gesammelt und einem konkreten Empfänger – dem 
Direktor einer der Kaliningrader - Schulen geschickt. Das war der Anfang der Gründung des Fördervereins und 
1992 des Büros. Diese Kontakte werden bis heute fortgesetzt. Außerdem nimmt das Bundesland aktiv an der 
Baltischen Kooperation teil. In unserer Informationsbroschüre nennen wir Schleswig-Holstein „die Wiege der 
Baltischen Kooperation“. Natürlich steht dahinter nicht nur der Wunsch nach der Kooperation, sondern auch das 
Ziel, die Baltische Region wirtschaftlich stärker zu machen. Es gibt also verschiedene Motive.  
 
I. Veronurm 
- Glauben Sie, dass Ihr Informationsbüro eine Art Integrationsbote ist?  
- Ist es für Russland eine Möglichkeit, sich durch solche Kontakte in Europa zu integrieren? 
 
T. Pavlova 
In einer bestimmten Weise, ja. 
Das kann man als eine der Möglichkeiten sehen. Für ganz Russland ist vielleicht zu hoch gegriffen. 
 
I. Veronurm 
Kaliningrad ist ein russisches Territorium, d.h. es ist eine Möglichkeit für Kaliningrad und somit für Russland.  
Ist in Kaliningrad, Ihrer Meinung nach, ein Kooperationsmodell zwischen Russland und Europa möglich? 
 
T. Pavlova 
Warum nicht? 
 
I. Veronurm 
- Welche Laufzeit haben die Projekte? 
 
T. Pavlova 
Unterschiedlich. Was die landwirtschaftlichen Projekte auf dem Regierungsniveau anbetrifft, so trifft der 
Landtag alle 4 Jahre die Entscheidung über die Verlängerung dieser Projekte. Was die privaten Initiativen des 
Fördervereins anbelangt, hängt alles davon ab, ob die Mittel zur Verfügung stehen werden. Sie befinden sich 
immer auf der Suche nach Sponsoren. Wenn es Geld geben wird, können sie die jungen Leute einladen, denn die 
jungen Leute, die nach Lübeck gehen, tragen keine Kosten. Der Förderverein und die Firma, wo die Praktikanten 
dann beschäftigt sind, bezahlen alles. Das Projekt „Chance“ ist erst für 5 Jahre gesichert.  
 
I. Veronurm 
- Gibt es Beispiele der ehemaligen Praktikanten, die dann in Kaliningrad eine eigene Firma gegründet haben? 
 
T. Pavlova 
Ja, viele sind selbständig, haben eigene Firmen. Unser Praktikum hat vielen jungen Menschen geholfen. 
Besonders in den ersten Jahren 1992 und 1993, als es noch neu war, hat es eine große Rolle bei den 
Bewerbungen gespielt. Und heute auch noch. 
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I. Veronurm 
- Wie sehen Sie die Perspektive dieser Kooperationen nach der EU-Osterweiterung? 
 
T. Pavlova 
Ich sehe keine großen Veränderungen, außer den zusätzlichen Hindernissen beim Transit über die Grenze. Wir 
brauchen ein Visum. Trotz des vereinfachten Systems des Transits über Litauen, muss man 2 Tage warten, um 
ein Visum zu bekommen. Wenn ich aber dringend nach Russland fahren muss, gibt es nur die Möglichkeit per 
Flugzeug. Nicht alle haben dafür genug Geld. Die russische Regierung hat aber für diesen Fall günstigere 
subventionierte Flugpreise vorgesehen.  
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9 6 11 Das Interview mit Professor A. Sagorodnij, Leiter der Abteilung für 
internationale Beziehungen der Kaliningrader Staatlichen Technischen Universität 
(KGTU).  
Das Interview fand am 19.08.04 in Kaliningrad statt. 
 
I. Veronurm  
1. Auf der nächsten Etappe im europäischen Integrationsprozess nach der EU-Osterweiterung hat Europa die 
Möglichkeit, sich den „neu-europäischen“ Ländern – Polen und Litauen - und außerdem auch dem 
Kaliningrader Gebiet als einer russischen Modellregion zu „öffnen“. 
- Inwieweit entspricht, Ihrer Meinung nach, die EU-Politik der veränderten Situation in Europa am Beispiel 
des Kaliningrader Gebiets?  
 
A. Sagorodnij 
Wenn man die baltischen Republiken betrachtet, so scheint es mir, dass die Europäische Union ein wenig 
überhastet gehandelt hat. Die Aufnahme dieser Länder war unvorbereitet. Dabei sind nicht die Länder selbst 
schuld, sondern die Europäische Union, denn eine Reihe von Anforderungen an die EU-Mitglieder sind durch 
diese Länder nicht erfüllt worden und die Europäische Union hat dabei „die Augen zugedrückt“. Deshalb glaube 
ich, dass die Ziele und Aufgaben, die die Europäische Union bei der Aufnahme dieser Länder in die 
Gemeinschaft proklamiert hat, nicht ganz den Zielen entsprachen, die die Europäische Union in Wirklichkeit 
verfolgte. Mir scheinen es eher politische als soziale und wirtschaftliche Ziele zu sein, die auf die Entwicklung 
der Demokratie gerichtet sind. In Zukunft wird es natürlich die Entwicklung dieser Institutionen in den Ländern, 
aber auch im Kaliningrader Gebiet, stimulieren. Zur Zeit ist das Kaliningrader Gebiet aber zum Opfer der 
Nachteile und der unvorbereiteten Problemlösungen geworden. Es ist schwierig, vorauszusagen, wie die 
Prozesse sich weiterentwickeln werden. Das hängt von der EU und der russischen Regierung ab. Es kann sein, 
dass die russische Regierung den Vorbereitungen des Kaliningrader Gebiets auf den Beitritt unserer Nachbarn in 
die EU auch wenig Aufmerksamkeit geschenkt hat. Man hätte viel exakter die Bedingungen für das 
Kaliningrader Gebiet nach dem Beitritt dieser Länder in die EU behandeln sollen. Man hätte ein Moratorium für 
die Änderung der Bedingungen, z. B. für die Frist von 3 Jahren nach dem EU-Beitritt dieser Länder, festlegen 
sollen. In Wirklichkeit ist noch nicht einmal ein Jahr vergangen, aber unsere Nachbarn führen immer weitere 
neue Änderungen in unsere Beziehungen ein und berufen sich dabei auf die Anforderungen der EU. Betrachten 
wir das Beispiel der Menschenschlangen für den Erhalt des Visums. Es ist nicht normal und man dürfte nicht 
zulassen, dass die Menschen nachts Schlange stehen und die Reihenfolgenummern auf den Händen aufschreiben, 
um aus einem Teil Russlands in das andere russische Gebiet zu reisen! Von welcher Demokratieentwicklung 
kann die Rede sein? Wenn man es genau betrachtet, ist es eine Verletzung der Menschenrechte. Es entsteht der 
Eindruck, dass die EU Angst davor hatte, eine Sache nicht zu schaffen. Deswegen hat man in Eile mit den 
Verletzungen der eigenen „Spielregeln“ gehandelt. Ein anderes Beispiel. Jährlich kommt zu uns der Zirkus. 
Infolge der unvorbereiteten Lage Litauens für die Veterinärbegutachtung der Tiere, die über das litauische 
Territorium gebracht werden mussten, sind die Tiere umgekommen. Aber nicht Litauen ist daran schuld, dass es 
nicht vorbereitet ist, sondern die EU, die Litauen in die Gemeinschaft aufgenommen hat, hätte sich darum 
kümmern sollen, dass Litauen die entsprechenden rechtlichen Vorschriften hat. Infolgedessen tragen wir den 
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moralischen und materiellen Schaden. Wer ist schuld? Die Einwohner des Kaliningrader Gebiets waren nicht 
Initiatoren des EU-Beitritts unserer Nachbarn, daher sollten sie auch nicht für den „Spaß“ der Anderen zahlen. 
 
I. Veronurm  
2. Besteht, Ihrer Meinung nach, das Dilemma in Bezug auf Litauen und Polen als neue EU-Mitglieder 
zwischen den historisch bedingten Befürchtungen (damals wegen der sowjetischen Ansprüche) und dem 
ökonomischen Interesse für Vorteile der Kooperation mit dem Export-Partner, dem Kaliningrader Gebiet?  
- Wie können die Beziehungen mit den „neu-europäischen“ Staaten - Polen und Litauen - gestaltet werden?  
 
A. Sagorodnij 
Das Kaliningrader Gebiet ist zur Zeit das russische Territorium. Unter den momentanen Umständen muss man 
alles Positive nutzen, das es in der Geschichte unserer Staaten gegeben hat. Die kulturellen Werte, das 
historische Erbe, die uns zur Verfügung stehen, müssen in vollem Umfang für die Entwicklung der 
wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen des Handels genutzt werden. Darin besteht kein Zweifel. 
 
I. Veronurm  
3. Wenn man die innenpolitische Situation in Russland betrachtet, ist der weitere Demokratisierungsprozess 
die erste Voraussetzung für jede Art der Integration Russlands in Europa. Während der ersten 
Präsidentschaft von W.W. Putin wurde die Reform der föderalen Struktur in Russland unter der Verstärkung 
der Vertikale der Macht vollzogen.  
- Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der Tradition der Verwendung des Föderalismus-Prinzips als 
eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich, das eine Gefahr für die Integrität und 
Stabilität des Landes darstellt? 
- Inwieweit sind die Probleme der Regionen am Beispiel des Kaliningrader Gebiets berücksichtigt? 
 
A. Sagorodnij 
Ich glaube, dass auf der modernen Etappe unter den Bedingungen, die nach dem Zerfall der Sowjetunion 
entstanden sind, die Entwicklung in die richtige Richtung verläuft. Wir streben es an, dass die Einigkeit des 
russischen Staates trotz der Multinationalität gewahrt bleibt, weil man sich nur in einem einheitlichen Staat 
normal entwickeln und ein höheres Wachstumstempo erreicht werden kann. Man darf den Zerfall nicht zulassen, 
denn es kann sowohl für ganz Russland als auch für jedes einzelne Föderationssubjekt negative Folgen haben. 
Allerdings verlaufen die Reformen unserer Gesellschaft langsam und mit Fehlern. 
 
I. Veronurm  
4. Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen Zentrums bei 
der Lösung der regionalen Probleme. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die 
Verwirklichung der Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 
sowie die Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, 
dass die Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie die Entwicklungsperspektiven des Gebiets in diesem Zusammenhang ein? 
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A. Sagorodnij 
Ich glaube, dass sich das Kaliningrader Gebiet immer intensiver entwickeln wird, das Leben zwingt es dazu. 
Wenn wir die Entwicklung nicht anstreben werden und wenn es sowohl unsere Nachbarn, die EU-Mitglieder, als 
auch die russische Regierung nicht berücksichtigen werden, so wird sich das Kaliningrader Gebiet in eine 
Region mit schwerwiegenden Problemen nicht nur für Russland verwandeln. Das darf man nicht zulassen. 
 
I. Veronurm  
5. Wie stark ist vor dem Hintergrund Ihrer Erfahrung an der KGTU der Einfluss des föderalen Zentrums bei 
der Lösung der Probleme und bei der Gestaltung der gemeinsamen Programme mit der EU?  
- Inwieweit unterstützt oder beeinflusst das Zentrum die Entscheidungen? 
 
A. Sagorodnij 
Jede Macht ist dann gut, wenn wir sie nicht merken. Ich kann nicht sagen, dass wir unter den Umständen, in den 
wir uns befinden, etwas strategisch falsch machen. Wünschenswerter wäre sicherlich mehr Aufmerksamkeit von 
Seiten des Zentrums hinsichtlich der Gesetzgebung. Wir haben einen großen zeitlichen Aufwand für die 
Vorbereitung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone betrieben, das - unter Berücksichtigung der Situation 
nach dem Zerfall der Sowjetunion - für uns absolut notwendig ist. Wir möchten mehr Aufmerksamkeit vom 
Zentrum und die aktivere Kooperation für die legislative Lösung unserer Probleme. Wir brauchen Gesetze, die 
das Leben der Kaliningrader unter diesen Bedingungen normal regulieren würden. Sicherlich muss man die 
Ausführung der Gesetze fordern. Es garantiert noch kein normales Leben, wenn die guten Gesetze vorhanden 
sind, aber nicht eingehalten werden. 
 
I. Veronurm  
6. Im Hinblick auf die NATO-Osterweiterung und die EU-Osterweiterung,  
- Wie realistisch schätzen Sie die Entwicklungsmöglichkeit der Sonderwirtschaftszone zur russischen Region 
im europäischen Raum ein?  
- Welche Aufgaben entstehen in diesem Zusammenhang für die EU, die RF und für das Kaliningrader Gebiet 
selbst? 
 
A. Sagorodnij 
Meine persönliche Meinung über die NATO besteht darin, dass ich glaube, dass so eine Organisation absolut 
unnötig ist. Weshalb? Wen muss man vor wem schützen? Wir befinden uns im Grunde in der EU, geographisch 
sind wir da, formell nicht. 
Na, und? Die NATO-Kräfte werden in Litauen, Polen, Schweden sein. Warum kreisen sie uns ein? Um das 
Kaliningrader Gebiet zu beängstigen oder um sich selbst vor dem Kaliningrader Gebiet zu schützen? Das ist 
lächerlich. Ich denke, dass die NATO immer weniger eine Rolle spielen wird, wenn wir wirklich die Demokratie 
und Zusammenarbeit unserer Länder im sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklungsbereich 
anstreben. Solche Organisation wie die NATO braucht man absolut nicht. Amerika braucht sie mit seinen 
Ambitionen wahrscheinlich, aber Europa nicht. Wir haben keinen Grund, einander zu fürchten oder zu hassen. 
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I. Veronurm  
7. Die Russische Föderation ist Mitglied vieler internationaler Organisationen. Wenn man die Erfahrung der 
Durchführung verschiedener Verhandlungen auf der internationalen Ebene und die folgende Durchsetzung 
der getroffenen Entscheidungen betrachtet, 
- Welche Strukturen welcher Organisation ermöglichen es, effektiv im Interesse der Region, der RF, der EU 
und der Europäischen Gemeinschaft zu handeln? 
 
A. Sagorodnij 
Auf diese Frage ist es schwierig, zu antworten, denn es gibt viele solcher Organisationen. Manchmal 
widersprechen „die Spielregeln“ in einer Organisation den Spieregeln in einer anderen Organisation. Deshalb 
muss man nicht von der Quantität der Organisationen reden, an denen wir teilnehmen oder teilnehmen müssen, 
sondern von der Qualität. Man kann an einer Organisation teilnehmen, die guten nachbarlichen Beziehungen und 
das gegenseitige Vertrauen haben, offen in der Demokratisierung und der wirtschaftlichen Entwicklung sein. Ich 
glaube, dass es unnötig ist, Mitglied aller existierenden Organisationen zu sein. Wahrscheinlich muss man an 
den Organisationen teilnehmen und diese unterstützen, die die lebenswichtigen Probleme sowohl von uns als 
auch von unseren Nachbarn lösen. 
 
I. Veronurm  
8. Wenn man von den Stiftungen und gemeinsamen Projekten der KGTU spricht,  
- Welche Projekte halten Sie für besonders erfolgreich? 
 
A. Sagorodnij 
Ich kann die Zusammenarbeit im ökologischen Problembereich hervorheben. Es ist bekanntermaßen eines der 
größten Probleme im Kaliningrader Gebiet. Unsere Nachbarn haben auch viele Umweltprobleme, die gelöst 
werden müssen. Das sind keine Probleme eines Landes, sondern sie sind international, sie haben keine Grenzen. 
Deshalb ist die Zusammenarbeit in diesem Bereich sehr wichtig und ihre erfolgreiche Lösung beeinflusst alle 
unseren Lebensbereiche. Das ist die Gesundheit unserer Gesellschaft. Alles wird davon abhängen, wie wir uns 
mit der Umwelt verhalten werden.  
 
I. Veronurm  
- Welche Stiftungen nehmen daran teil?  
 
A. Sagorodnij 
Zur Zeit nehmen wir an einem großen 3-Jahresprojekt im Rahmen des TEMPUS–Programms „für die 
Verbesserung der Ausbildung im Umweltbereich in Russland“ teil. Wir arbeiten mit dem Deutschen Bund für 
Umweltschutz (DBU) eng zusammen. Das ist eine sehr erfolgreiche Zusammenarbeit, die gute Perspektiven hat 
und bei der Bewältigung unserer Aufgabe hilft, die umweltbewusste Ausbildung der Fachleute zu verbessern. 
Unsere Universität bildet in vielen Fächern aus. Dazu gehört das ganze Spektrum der Fachleute, die für die 
Industrie des Kaliningrader Gebiets wichtig sind. Jeder Fachmann sollte in seinem Bereich die Fragen lösen 
können, die den Umweltschutz betreffen. Man kann von den globalen ökologischen Problemen sprechen, doch 
die praktische Anwendung ökologischer Kenntnisse hat die entscheidende Bedeutung für den Umweltschutz. 
Solche Kenntnisse erwerben junge Leute an unserer Universität. Das ist wichtig für die Menschen, die in der 
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Industrie beschäftigt sind. Aus der ökologischen Sicht ist die Industrie das Gefährlichste. Deshalb studieren 
unsere Fachleute – Technologen, Mechaniker, Schiffsbauer, Energetiker und Ökonomen - entsprechend den 
Ausbildungsplänen neben den fachspezifischen Disziplinen auch noch die Umweltschutzfragen unter 
Berücksichtigung ihrer zukünftigen beruflichen Tätigkeit. 
 
I. Veronurm  
- Worin besteht die Unterstützung der Fonds? Liefern sie die Einrichtung und unterstützen die 
Programmentwicklung? 
 
A. Sagorodnij 
Wenn man über die DBU-Stiftung spricht, so kriegen unsere Diplomanden und Doktoranden die Unterstützung 
in Form von Stipendien für Praktika und Forschung über das Dissertations- oder Diplomprojektthema in den 
Betrieben, den Forschungsinstituten und den Hochschulen in Deutschland. Für die Diplomstudenten beträgt die 
Aufenthaltdauer 6 Monate, für die Doktoranden 2 Jahre. Diese Möglichkeit ist nicht hoch genug einzuschätzen. 
Am Ende des Aufenthalts versammeln sich alle Studenten zu einem Abschlussseminar in Deutschland und jeder 
berichtet über die Ergebnisse seiner Arbeit. Nach der Diskussion wird jede Arbeit von den Vertretern des Fonds 
und der teilnehmenden Universitäten benotet. Aus dem Kaliningrader Gebiet nehmen die Studenten und 
Doktoranden der KGU und KGTU teil. Wir schätzen solche Kooperation sehr. Außerdem finanziert der DBU ein 
gemeinsames Projekt, an dem beide Universitäten – die KGU und unsere Universität – teilnehmen. Das Projekt 
heißt „die landschaftliche Planung für das Kaliningrader Gebiet“. Hier geht es um einen Komplex der 
ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Probleme. Die Hauptaufgabe besteht in der Ausarbeitung der 
Empfehlungen und Prognosen für die Entwicklung in jedem einzelnen „Rayon“ (Gau) des Kaliningrader 
Gebiets, für die effektive Nutzung aller Ressourcen und für die nachhaltige Entwicklung der Region im Ganzen. 
 
I. Veronurm 
9. Unter Berücksichtigung Ihrer Erfahrungen mit den internationalen Partnern ist es klar, dass es in der 
veränderten globalisierten Welt keinen Sinn hat, die Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu entfernen 
und das veraltete nationalstaatliche System zu unterstützen. 
- Wodurch wird die Zukunft des Kaliningrader Gebiets und ganz Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, 
sich zu integrieren oder aber durch die Fähigkeit, zu integrieren? 
 
A. Sagorodnij 
Die Verwendung der Termini „integrieren“ und „sich integrieren“ kann man je nach dem davon abhängig 
machen, worum es geht. Wenn wir eine kleine territoriale Einheit betrachten, so passt hier der Terminus 
„Fähigkeit, sich zu integrieren“ besser. Wenn man konkret über das Kaliningrader Gebiet spricht, so sind wir 
schon integriert und befinden uns im Bestand der Russischen Föderation. Man kann über die wirtschaftliche 
Integration in die Europäische Gemeinschaft oder die Integration in den europäischen Bildungsraum sprechen. 
Allerdings gibt es hier eine Reihe von Hindernissen und Einschränkungen auf dem Weg der Verwirklichung, 
z.B. die Visa- und Zollbarrieren. Ich glaube, dass in der nahen Zukunft keine Notwendigkeit in den 
verschiedenen Visaformalitäten bestehen wird, die die Freizügigkeitsprobleme der Einwohner verschiedener 
Regionen verursachen. Vor dem EU-Beitritt Polens und Litauens war die Einreise für uns und für die Polen und 
Litauer in das Kaliningrader Gebiet ohne Visum möglich. In diesem Zusammenhang hat es auch keine Probleme 
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gegeben. Dann gab es die Forderungen der EU, die formell dieses Problem ohne Berücksichtigung der 
Besonderheiten des Kaliningrader Gebiets gelöst hat. Allerdings geschah es zum Nachteil der hohen Ziele, die 
die Europäische Union selbst deklariert hat. 
 
I. Veronurm  
Vielen Dank. 
 
A. Sagorodnij 
Bitte. 
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9 6 12 Das Interview mit Herrn L. Sluzkij, dem Stellvertretenden Vorsitzenden des 
Komitees für Internationale Beziehungen, in der Staatsduma der Föderalen 
Versammlung der Russischen Föderation.  
Die übersetzte Version des schriftlichen Interviews vom 07.09.2004. 
 
I. Veronurm 
Seit 1989 ist der Verzicht auf die Hegemonialpolitik und die Bestrebung der Schaffung eines gemeinsamen 
rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen, kulturellen Raumes – des “Gemeinsamen Hauses Europas” - zum Ziel 
der russischen Außenpolitik geworden.  
1. Wie haben sich, Ihrer Meinung nach, die Ziele der sowjetischen (heute russischen) Außenpolitik vor dem 
Hintergrund der EU-Osterweiterung geändert?  
 
L. Sluzkij 
Im Prinzip finden durch die EU-Osterweiterung in der russischen Außenpolitik keine wesentlichen 
Veränderungen statt, die die EU im Ganzen als den wichtigsten politischen und außenwirtschaftlichen Partner 
betrachtet. Noch mehr halten wir die Integrationsprozesse in Europa für positiv. Die Aufgabe besteht nur darin, 
dass diese Prozesse die bestehenden außenwirtschaftlichen Verbindungen Russlands mit den Staaten, die vor 
kurzem der EU beigetreten sind, beachten, und dass sich die EU-Russland-Beziehungen allgemein dynamisch 
weiterentwickeln. Russland tut alles Mögliche dafür. Man wünschte, dass, wie es in Russland heißt, die Liebe 
gegenseitig wäre. 
 
I. Veronurm 
2. Wie erfolgreich war der Demontageprozess der Blockstrukturen und der Verzicht auf die Einflussbereiche 
in Europa? 
 
L. Sluzkij 
Die politische Realität in Europa zeugt davon, dass die Abschaffung des Warschauer Paktes keine Abschaffung 
oder zumindest die Transformation der NATO nach sich gezogen hat. So können Sie selbständig 
Schlussfolgerungen ziehen. 
 
I. Veronurm 
Die neue Etappe der europäischen Integration, die EU-Osterweiterung, bedeutet für Europa eine neue Chance. In 
dem fortschreitenden Integrationsprozess erhält Europa durch die Osterweiterung die Möglichkeit, sich den 
Regionalisierungstendenzen in den Transformationsgesellschaften zu öffnen, um in der veränderten Situation 
politisch funktionsfähig zu bleiben. 
3. Inwieweit hält die EU-Regionalpolitik Schritt mit dem Regionalisierungsprozess in Europa? 
 
L. Sluzkij 
Man muss vor allem den Begriff „Regionalisierung“ klar definieren. Ich denke, dass die EU-Erweiterung und die 
EU-Beziehungen zu den Transformationsländern, einschließlich Russland, die Mentalität deren Bürger und ihre 
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zivilisatorischen Besonderheiten maximal berücksichtigen müssen. Diesen Weg stelle ich mir als den 
perspektivvollsten vor. 
 
I. Veronurm 
Das Dilemma der EU-Nachbarstaaten – Polen und Litauen – besteht darin, eine Balance zwischen den historisch 
bedingten Befürchtungen vor der Entstehung neuer Peripherien an den neuen Grenzen und dem ökonomischen 
Interesse für Vorteile der Kooperation mit dem Export-Partner, dem Kaliningrader Gebiet, zu finden. 
4. Wie können die Interessenskonflikte, Ihrer Meinung nach, beigelegt werden? 
 
L. Sluzkij 
Ich kenne die Situation in Polen und Litauen sehr gut und kann deutlich sagen, dass es keinen Konflikt in dem 
Aspekt, den Sie erwähnen, gibt. Aus der Sicht Russlands besteht die Aufgabe darin, dass diese beiden Länder so 
schnell wie möglich die politischen Vorurteile überwinden, die sie aus ihrer Vergangenheit mitbekommen haben. 
Russland ist bereit, in dem wirtschaftlichen Bereich entsprechend dem Potenzial des Kaliningrader Gebiets 
sowohl durch die EU-Mechanismen als auch direkt bilateral zu kooperieren. 
 
I. Veronurm 
5. Wie können die Beziehungen mit den „neu-europäischen“ Staaten - Polen und Litauen - gestaltet werden? 
 
L. Sluzkij 
Im Grunde habe ich diese Frage schon beantwortet: die existierenden Probleme haben einen technischen 
Charakter und haben für Russland keinen Zusammenhang mit dem EU-Beitritt von Polen und Litauen. Wenn 
Ihre Forschung zeigen sollte, dass der EU-Beitritt Polens und Litauens irgendwelche neue Probleme in den 
Beziehungen mit Russland schafft, so kann ich Ihnen versichern, dass sie mit der Realpolitik Russlands nicht 
verbunden sind. 
 
I. Veronurm 
Der Demokratisierungsprozess ist die erste Voraussetzung für jede Art der Integration Russlands in Europa. 
Während der Präsidentschaft von W.W. Putin wurde die Reform der föderalen Struktur in Russland unter der 
Verstärkung der Vertikale der Macht vollzogen.  
6. Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der Tradition der Verwendung des Föderalismus-Prinzips als 
eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich, das eine Gefahr für die Integrität und 
Stabilität des Landes darstellt? 
 
L. Sluzkij 
Die Entwicklung Russlands in den letzten 4 Jahren weist das bedeutende und stabile Wirtschaftswachstum auf. 
Es wird durch die Schaffung eines Systems, des sogenannten Budgetföderalismus, unterstützt, das eine 
finanzielle Einheit des föderativen Staates garantiert. Als Ergebnis kann man heute mit Sicherheit über die 
Stärkung des russischen Staates sprechen, der aufgrund des Föderalismus entstanden ist. Die in den 90er Jahren 
entstandene Gefahr für seine Integrität ist heute vollständig überwunden – und zwar infolge der im Land 
durchgeführten Reformen. Die Stärkung der Vertikale der Macht, einschließlich der Schaffung der 7 Föderalen 
Bezirke, hat sich bewährt, und jetzt geht es um die außerordentlich wichtigen, aber trotzdem technischen 
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Probleme, wie das Verfeinern der konkreten Formen und Methoden der Zusammenarbeit verschiedener 
Machtebenen.  
 
I. Veronurm 
7. Wie schätzen Sie die Ergebnisse dieser Reformen ein? 
 
L. Sluzkij 
Die Ergebnisse der föderalen Reformen schätze ich höchst positiv ein. 
 
I. Veronurm 
Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen Zentrums bei der 
Lösung der regionalen Probleme. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die Verwirklichung der 
Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 sowie die Veränderung 
des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, dass die Stärke Russlands in 
seinen Regionen liegt, 
8. Wie schätzen Sie die Regionalpolitik des Zentrums, insbesondere die Frage der Entwicklung für das 
Kaliningrader Gebiet, ein? 
 
L. Sluzkij 
Hier sollte man Prinzipien und konkrete praktische Fragen trennen. Was die Prinzipien anbelangt, so erscheint 
mir die Politik des Zentrums in Bezug auf das Kaliningrader Gebiet ziemlich berechnet. Sie genießt die 
besondere Aufmerksamkeit, einschließlich der beschleunigten Entwicklung der alternativen Transitwege zum 
russischen Kernterritorium (per Flugzeug und Schiff), des Aufbaus eines leistungsstarken Energiekraftwerkes 
„TEZ“, das fast für das ganze Baltikum Energie liefern kann usw. Gleichzeitig werden konkrete wirtschaftliche 
Fragen nicht immer auf dem entsprechenden Niveau gelöst. Die Regierung muss ihre Bemühungen intensivieren. 
 
I. Veronurm 
9. Welche Richtungen stellen, Ihrer Meinung nach, die Priorität dar? 
 
L. Sluzkij 
Das Kaliningrader Gebiet muss sich in eine hochentwickelte Region verwandeln, wo hochtechnologische 
Produktion hergestellt wird, auch für den Export. Selbstverständlich muss man der Steigerung des 
Lebensstandards der Bevölkerung mit der Orientierung auf europäische Standards besondere Aufmerksamkeit 
schenken. 
 
I. Veronurm 
Im Hinblick auf die NATO-Osterweiterung, die EU-Osterweiterung und die gleichzeitigen Tendenzen der 
Stärkung des föderalen Zentrums in Russland,  
10. Wie schätzen Sie die Perspektiven der Entwicklung dieser Region (des Kaliningrader Gebiets) ein? 
11. Ist der Weg einer Entwicklung von einer Exklave – der Sonderwirtschaftszone – zum europäischen Modell 
für die Kooperation zwischen der EU und der RF möglich? Welche Aufgaben entstehen in diesem 
Zusammenhang für die EU, die RF und für das Kaliningrader Gebiet selbst? 
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L. Sluzkij 
Auf diese Fragen habe ich schon geantwortet. Ich würde sie nicht mit der NATO-Erweiterung verbinden. Was 
allerdings die EU anbelangt, so kann und muss das Kaliningrader Gebiet ein Modell werden, mit Hilfe dessen es 
zweckmäßig ist, allgemeine Prinzipien der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Russland und der EU 
auszuarbeiten. 
 
I. Veronurm 
Die Russische Föderation ist ein Mitglied vieler internationaler Organisationen (z.B. der OSZE). Wenn man die 
Erfahrung der Durchführung verschiedener Verhandlungen auf der internationalen Ebene und die folgende 
Durchsetzung der getroffenen Entscheidungen betrachtet, 
12. Welche Projekte halten Sie für erfolgreich organisiert? Welche Strukturen welcher Organisation 
ermöglichen es, effektiv im Interesse der Region, der RF, der EU und der Europäischen Gemeinschaft zu 
handeln? 
 
L. Sluzkij 
Als Stellvertretender Leiter der russischen parlamentarischen Delegation bei der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates bin ich sehr gut mit den Methoden und ihrer praktischen Tätigkeit, mit den 
konkreten Entscheidungen dieser Organisation vertraut. Ich möchte hier ungern ins Detail gehen, aber ich kann 
nicht unerwähnt lassen, dass Russland nicht umsonst die Frage nach der Korrektur der Prinzipien der Tätigkeit 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates gestellt hat. Darum ging es auf dem neulich 
stattgefundenen Treffen vom Präsidenten Putin mit Bundeskanzler Schröder und dem Präsidenten Chirac in 
Sotschi. Was die erfolgreich organisierten, internationalen Programme und Projekte für das Kaliningrader Gebiet 
betrifft, sind mir leider solche nicht bekannt. Im Moment kann man nur über die Lösung des sogenannten 
„Kaliningrader Transit-Problems“ sprechen. Ich war persönlich Teilnehmer der Verhandlungen hinsichtlich 
dieser Frage und weiß, dass sie nicht leicht verliefen, aber der Erfolg in dieser Richtung die Hoffnung gibt, dass 
auch andere Probleme dieser Region mit der Zeit auf der internationalen Ebene gelöst werden. 
 
I. Veronurm 
Im Hinblick auf den historischen Reichtum der Region, der sehr stark die regionale Vergangenheit und 
Gegenwart mitbestimmt hat, 
13. Welche Rolle kann die Geschichte für die zukünftige Entwicklung des Kaliningrader Gebietes spielen?  
 
L. Sluzkij 
Ihre Frage ist zu allgemein formuliert. Es ist unklar, welche Geschichte Sie genau meinen. Die Geschichte dieser 
Region umfasst einige Jahrhunderte. Man kann aus ihr sehr unterschiedliche Lehren ziehen. Die historischen 
Prozesse, die die Schicksale Russlands betrafen, begannen hier im 13./14. Jahrhundert, in der Zeit von der 
„Litauischen Rus“. Das waren sehr interessante und aus heutiger Sicht sehr lehrreiche Prozesse. 
 
I. Veronurm 
14. Welche Voraussetzungen tragen das positive oder negative historische Potenzial für die Region? 
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L. Sluzkij 
Die Hauptvoraussetzung, die die Entwicklung und die historischen Schicksale dieser Region bestimmt hat, war 
und bleibt vielleicht ihre einmalige Lage. In den verschiedenen, historischen Epochen hat sie unterschiedliche 
Rollen gespielt, oft positive, manchmal negative. In jedem Fall bestimmt gerade die geographische Lage dieser 
Region ihre Besonderheit. Ich würde sagen, sie ist Außerordentlichkeit sowohl für Russland als auch für Europa 
im Ganzen. Das Kaliningrader Gebiet kann zurecht damit rechnen, dass es eine Art wirtschaftliche Brücke wird, 
die Russland und Europa verbindet. 
 
I. Veronurm 
In der veränderten globalisierten Welt, wo die Entwicklung der Staaten durch die Interdependenz soweit bedingt 
ist, dass es keinen Sinn hat, Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu entfernen und das veraltete 
nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
15. Wodurch wird die Zukunft Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch die 
Fähigkeit, zu integrieren? 
 
L. Sluzkij 
Wenn Sie überzeugt sind, dass es in unserer Zeit keinen Sinn macht, sich zu Blöcken zu vereinigen, so glaube 
ich, wäre es angebrachter gewesen, diese Frage an jemanden der NATO-Vertreter zu stellen. Was Russland 
anbelangt, so hat es die Überreste des Blockbewusstseins überwunden, denn die GUS ist eine natürliche 
Kooperationsphase, die nach dem Zerfall der Sowjetunion begann, negative Folgen dieses Zerfalls milderte und 
viele Konflikte verschiedener Natur vorbeugte. Jetzt nimmt Russland an der Schaffung des einheitlichen 
ökonomischen Raumes auf dem Territorium der GUS-Länder teil, indem es die positive Erfahrung der EU 
wiederholt. 
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9 6 13 Das Interview mit Dr. C. Sommer, Generalkonsul der Bundesrepublik 
Deutschland in Kaliningrad.  
Das Interview hat in Kaliningrad am 19.08.2004 stattgefunden. 
 
I. Veronurm 
1. Die erste Frage, Herr Dr. Sommer, gilt dem historischen Reichtum der Region, der die regionale 
Vergangenheit bestimmt hat und auch die Gegenwart prägt. 
- Welche Rolle hat, Ihrer persönlichen Meinung nach, die Geschichte für die zukünftige Entwicklung 
Kaliningrads?  
 
Dr. C. Sommer 
Alles Folgende, Frau Veronurm, ist meine persönliche Meinung, also nicht notwendigerweise auch die des 
Auswärtigen Amtes. 
 
Was Ihre Frage nach der Rolle der Geschichte für die zukünftige Entwicklung Kaliningrads betrifft, so müssen 
wir, glaube ich, zwei Formen der Vergangenheit  unterscheiden. Die eine ist die in Bauwerken noch erkennbare 
alte Geschichte dieser Stadt. Sie wird für die Zukunft nur eine marginale Rolle spielen, etwa dadurch, dass sie 
Touristen anlockt oder dass Restaurationsprojekte, auch durch internationale Organisationen, durchgeführt 
werden.  
Doch diese Art der Bewahrung von Vergangenheit hat mit der Gegenwart der Stadt als sozialem Habitat der 
Bevölkerung und als Wirtschaftsraum wenig zu tun. Ich gebe zu, es gibt einige alte Dinge, die heute noch in 
derselben Funktion tätig sind wie in der deutschen Zeit, z.B. das preußische Wasserwerk, das auch heute noch 
das Wasserwerk der Stadt Kaliningrad ist. Es gibt immer noch altes Kopfsteinpflaster, alte Straßen- und 
Eisenbahnschienen, Brücken, Hafenanlagen, Bahnhöfe, die Kanalisation und dergleichen mehr. Aber ansonsten 
spielen die alte Struktur und Technik für das heutige Wirtschaftsleben, für die heutigen Bewohner der Stadt und 
der Oblast keine nennenswerte Rolle mehr.  
Die andere Form der Vergangenheit – auch die muss man sehen - ist Gegenstand der verständlichen Suche der 
Kaliningrader nach einer Geschichte, die etwas älter als 60 Jahre ist. Da stoßen sie natürlich auf die preußische 
deutsche Vergangenheit dieser Stadt, die sich als Geistesgeschichte manifestiert: die Universitätsstadt, die 
Heimat von Kant, Hamann, E.T.A. Hoffmann usw. Man versucht, daran anzuknüpfen, eine Verbindung zur 
modernen Geschichte und zur Gegenwart dieser Stadt herzustellen. Das ist äußerst schwierig, denn Geschichte 
ist immer die Geschichte von Menschen, von Gesellschaften. Doch zwischen 1945 und 1948 erfolgte ein 100-
prozentiger Austausch der Bevölkerung. Deshalb gibt es keine tragfähige geschichtliche Brücke zwischen 
Königsberg und Kaliningrad. Vielleicht wird man einst – doch ich kenne keinen vergleichbaren Präzedenzfall – 
eine bauen können. Ich persönlich sehe das noch nicht. 
Dennoch finde ich den Versuch der jetzigen, einiger jetziger Kaliningrader, die alte, fremde Geschichte der Stadt 
zu ihrer eigenen Geschichte zu machen, sympathisch und verständlich. Denn eine Geschichte zu haben und sie 
zu kennen, das braucht der Mensch, das braucht jede Gesellschaft, die sich als solche formieren und verstehen 
möchte. Und da dieses Gebiet ja keine russische Geschichte hat, fehlt der heutigen und hiesigen Gesellschaft 
Kaliningrads die sonst überall normale Grundlage für das historische Selbstverständnis, für das regionale 
Identitätsgefühl.  
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Dennoch, mittels der deutschen Geschichte kann sich die jetzige russische Bevölkerung der Oblast nicht wirklich 
als Subjekt der Historie identifizieren. Leider kann sie das auch nur eingeschränkt auf der Grundlage der 
russischen Geschichte, denn die wiederum ist zwar die Geschichte des überwiegenden Teils der heutigen 
Bevölkerung, doch nicht die des Ortes. Eine schwierige Lage. 
Natürlich gibt es hier viele Menschen, die – oder deren Eltern, auch schon Großeltern - ihre Geschichte, ihre 
Kultur, ihre Sprache, ihre Traditionen, ihre Mentalität, ja auch ihre Seele aus der russischen, aus der 
kasachischen, aus der ukrainischen, aus der usbekischen oder georgischen Heimat mit hierher gebracht haben. 
Das mag sich zu einer im Wesentlichen russischen Kultur, gar Kulturgeschichte addieren, doch sicher nicht, 
noch nicht, in dem Maße und mit der Selbstverständlichkeit wie in Nishnij Nowgorod, St. Petersburg, Saratow, 
Wladiwostok oder Moskau. Die Kaliningrader werden damit fertig werden müssen, dass ihre Geschichte ganz 
ungewöhnlich ist. Darüber, finde ich, sollten sie offen sprechen und sich nicht aus politischen Gründen der 
historischen Wahrheit verschließen. Es ist eine schwierige Situation, doch keine tragische und schon gar keine 
selbst verschuldete. 
Wieviel ein bewusster Entschluss zur historischen Ehrlichkeit die Entkrampfung, neue Lebensfreude und 
wirtschaftliche Prosperität fördern kann, zeigt die Entwicklung in meiner deutschen Geburtsstadt Breslau, dem 
seit 60 Jahren polnischen Wroclaw. Die Kaliningrader, vielleicht auch einige Moskauer, sollten dieses Exempel 
studieren. 
 
I. Veronurm 
2. Seit 1989, ist, wie bekannt, eines der Ziele der Verzicht auf die Hegemonialpolitik sowie die Bestrebung 
gewesen, ein „gemeinsames europäisches Haus“ aufzubauen. 
- Wie haben sich, Ihrer Meinung nach, die Ziele der sowjetischen, heute russischen Außenpolitik vor dem 
Hintergrund der EU-Osterweiterung geändert?  
- Wie erfolgreich ist die Demontage der Blockstrukturen in Europa verlaufen?  
 
Dr. C. Sommer 
Eigentlich sollte ich zu dieser Frage nur aus meiner Kaliningrader Perspektive Stellung nehmen, aber meine 
berufliche Erfahrung erlaubt mir schon einen etwas weiteren Blick. 
In mancher Beziehung war die Beseitigung der Blockstrukturen, wenn auch mental nicht ganz, noch immer nicht 
ganz, so doch faktisch erfolgreich. Es gibt heute Formen der Zusammenarbeit über die ehemaligen Blockgrenzen 
hinweg, von denen wir vor einer halben Generation nicht zu träumen gewagt hätten. Auch innerhalb der 
ehemaligen Blockgebiete ist jetzt vieles ganz anders strukturiert. Den um Teile der ehemaligen Sowjetunion 
bzw. des Warschauer Paktes erweiterten westlichen Formationen EU und NATO steht heute die GUS gegenüber 
– „gegenüber“ aber nicht mehr in feindlicher Konfrontation, auch wenn sich immer wieder mentale Reste von 
Feindseligkeit, betrauertem Großmachtverlust oder Misstrauen regen.  
Nehmen Sie z.B. die Ostsee-Region, das südliche Ostsee-Ufer. Vor wenigen Monaten sind Estland, Litauen, 
Lettland und Polen der NATO beigetreten, dem früheren Gegenspieler des früheren Warschauer Paktes im 
Blocksystem von vor 1990-1991. Diese vier Länder waren  wichtige Standorte der sowjetischen Militärmacht. 
Längst hat man sie nicht nur als Stützpunkte für die Baltische Flotte an der Ostsee, für die Luftwaffe, für das 
Heer verloren, jetzt gehören sie gar zum ehemaligen Gegner, zur NATO.  
Die NATO selber, wie Sie in der Diskussion der letzten Tage über den Teilabzug der amerikanischen Truppen 
aus Deutschland gehört haben, hat ein anderes Selbstverständnis entwickelt oder ist dabei, es zu tun. Sie denkt 
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nicht mehr in Blockkategorien, sondern schaut sich um, wo sie Partner finden kann, insbesondere beim 
ehemaligen Blockgegner, mit denen sie gemeinsam den gemeinsamen Gegnern von heute, den Gefahren von 
heute - das sind ganz andere als noch vor ein paar Jahren - entgegentreten kann. 
Es gibt insofern auch durchaus konkrete Überlegungen zu (und Einsicht in die Notwendigkeit) der 
Zusammenarbeit mit Russland. Das hat auf dem Balkan begonnen. Im Kosovokrieg standen erstmals russische 
Truppen Seite an Seite mit Soldaten aus NATO- und anderen Ländern. Auch bei der Bekämpfung des 
Terrorismus und der Bewältigung von Naturkatastrophen gibt es erste Erfahrungen mit der Zusammenarbeit.  
Aus Russland selbst höre ich zur veränderten NATO unterschiedliche Stimmen. In den letzten Monaten gibt es 
bei der Diskussion über die neue Positionierung der amerikanischen Streitkräfte in Usbekistan russische 
Stimmen, die sich auf amorphe Weise besorgt zeigen („too close for comfort“), und solche, die sie gelassen 
beobachten. Die amtliche Reaktion sollten Sie freilich in Moskau erfragen. Auch im März, beim NATO-Beitritt 
der Nachbarn, zeigten sich einige besorgt und andere, selbst bei den Militärs, eher gelassen.  
Das ist aber noch nicht die komplette Antwort auf Ihre Frage. Der Prozess der De-Blockierung des Blocksystems 
ist nicht so schnell zu bewältigen. Insbesondere auch deshalb nicht, weil in den Ländern des ehemaligen 
Warschauer Paktes die Militärs im politischen Alltag eine bedeutendere Rolle spielten, als das in traditionellen 
Demokratien üblich ist. Das sitzt mental tief und lässt sich nicht in 10 Jahren normalisieren, sondern erst durch 
langsames Umlernen, durch Generationenwechsel, durch realistisches Nachdenken über die eigene Rolle in der 
Welt, durch die empirische Bestätigung, dass sich die Kooperation mit den früheren Feinden, dass sich 
Vertrauen lohnt. 
 
I. Veronurm 
3. In diesem Zusammenhang, d.h. im Hinblick auf die NATO-Osterweiterung und die EU-Osterweiterung: 
- Wie schätzen Sie die Perspektiven der Entwicklung des Kaliningrader Gebiets ein?Ist der Weg einer 
Entwicklung von einer russischen Exklave – der Sonderwirtschaftszone – zu einer russischen europäischen 
Region möglich?  
- Welche Aufgaben entstehen in diesem Zusammenhang für die EU, die Russische Föderation und das 
Kaliningrader Gebiet selbst? 
 
Dr. C. Sommer 
Das sind drei Fragen, die hier täglich diskutiert werden. Niemand hat derzeit Antworten darauf.  
Es hat darüber vor und nach der EU-Erweiterung etliche Gespräche zwischen der Kommission der EU und der 
Moskauer Regierung gegeben, auch bilaterale Gespräche zwischen Moskau und EU-Hauptstädten. Alle haben 
immer nur dazu geführt, dass man sich auf der einen Seite versprochen hat, zusammenzuarbeiten, auf der 
anderen Seite noch nicht recht weiß, wie das aussehen könnte.  
Für Moskau ist das nicht einfach, doch eine klare Linie muss baldigst erkennbar werden, damit die EU ihre 
Bereitschaft zur Unterstützung Kaliningrads sinnvoll in Taten, in Projekte umsetzen kann. Andernfalls läuft sie 
Gefahr, am Ziel vorbei zu arbeiten. Gerade das Fehlen eines langfristigen Konzeptes ist für die Entwicklung der 
Region Kaliningrad schädlich. Sie ist darauf angewiesen, mit den Nachbarländern zusammenzuarbeiten, 
Investitionen und Touristen anzulocken. Und das kann sie nur dann, wenn sie weiß, welche Richtung Russlands 
Regierung für die nächsten 10, 15, 20 Jahre vorgibt – oder wenn Moskau das Kaliningrader Gebiet selber 
darüber entscheiden ließe. Doch Letzteres kann ich mir derzeit kaum vorstellen.  
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Ich sehe es als Moskaus Aufgabe, ein (zuvor möglichst mit Kaliningrad abgestimmtes) Konzept vorzulegen und 
dann auf dieser Grundlage in das Gespräch mit der Europäischen Union oder den unmittelbaren Nachbarn der 
Ex- oder Enklave einzutreten: Was will, kann, soll man eigentlich mit dieser fast einmaligen geo-politischen 
Lage tun? Es gibt keine Exempel. Das einst von Tschernomyrdin entdeckte, nämlich Hongkong, war keines. Die 
ehemalige britische Kolonie war dem chinesischen Mutterland wirtschaftlich und gesellschaftlich weit voraus. 
Hier verliefen (und verläuft) das Gefälle umgekehrt. Außer den Franzosen, die noch überseeische Besitzungen 
haben, die DOM und TOM, kenne ich kein größeres Land, das auf diese Weise – Inselstaaten wie Japan oder 
Indonesien sind nicht vergleichbar - geographisch in zwei Teile getrennt wäre, in einen winzigen, aber an 
exponierter Stelle gelegenen Teil und ein Hauptgebiet.  
Moskau kann sich dieses lange Zögern bei der verbindlichen Perspektivplanung innenpolitisch vermutlich nur 
deshalb leisten, weil im ganzen Kaliningrader Gebiet lediglich 0,6 Prozent der russischen Bevölkerung lebt, d.h. 
nur 0,6 Prozent des Wahlvolkes. 
Eine quantité négligeable also unter normalen Umständen. Aber die besondere Lage gebietet es, dass Moskau 
Kaliningrad ernst nimmt. Es ist, wie gesagt, eine Exklave Russlands im Bereich der EU bzw., aus der EU-Sicht, 
eine Enklave. Es ist klar, dass man für eine solche Situation besondere Formen der Zusammenarbeit finden 
muss.  
Wie auch immer die Moskauer Konzepte für Kaliningrad aussehen werden, und angeblich stehen sie ja kurz vor 
ihrer Vollendung, wird man erwarten müssen, dass die russische Regierung und die Staatsduma diesem Gebiet 
genügend Spielraum geben, sich auf die neue Nachbarschaft einzustellen, z.B. bei der Zollgesetzgebung, beim 
Grenzregime, bei der Regelung der Einreiseformalitäten für Touristen, bei der Zuweisung von Haushaltsmitteln 
oder durch eine Liberalisierung beim Umgang mit den eigenen Einnahmen, beim Bodenrecht und dergleichen 
mehr.  
Eine wichtige Frage - auch sie kann nur Moskau klären - ist die künftige Rolle des Militärs in der Oblast 
Kaliningrad. Jetzt jedenfalls ist sie immer noch zu gewichtig und von den alten Strukturen, von der alten 
Bedeutung der m.E. inzwischen längst nicht mehr wichtigen (oder gar schlagkräftigen) Baltischen Flotte 
bestimmt. Viele der guten Grundstücke, Ländereien und Hafenanlagen in Kaliningrad sind noch immer in der 
Verfügungsgewalt des Militärs. Weite Landstriche, die einer landwirtschaftlichen Bearbeitung harren, sind noch 
immer nicht freigegeben. Die zivile streitet sich mit der militärischen Hafenverwaltung, ob man nicht mehr der 
militärischen Hafenanlagen freigeben könnte für den kommerziellen zivilen Verkehr.  
Ich sehe im Moment durchaus ein paar Gebiete, wo Kaliningrad Entwicklungschancen hat. Das eine ist das 
präferenzielle Zollsystem, das man schon jetzt hat. Es muss stabilisiert, darf nicht immer wieder in Frage 
gestellt, sollte vielleicht auch an die neue Umgebung in der EU, an den künftigen Status Russlands in der 
Welthandelsorganisation angepasst werden, damit ausländische Investoren hierher kommen und nicht 
verunsichert draußen bleiben. 
Der Kaliningrader Markt mit etwas über 900.000 Personen ist klein. Für sie allein investiert niemand in große 
Fertigungsanlagen. Zudem ist von diesen 900.000 Personen der überwiegende Teil mit extrem geringer 
Kaufkraft ausgestattet. Kaliningrad kann aber sehr wohl die Basis sein, wie es das heute schon zum Teil ist, für 
den Export nach Russland, auch nach Polen, nach Litauen und – dafür gibt es schon vorzeigbare Ansätze - nach 
Deutschland. Wegen der relativ guten und vor allem billigen Arbeitskräfte führt man Rohstoffe und Halbzeuge 
zollfrei hierher zur Weiterverarbeitung ein. Wird dann hier ein bestimmter Prozentsatz von zusätzlicher 
Lohnveredelung erreicht, darf man die Enderzeugnisse zollfrei ins russische Hauptgebiet verbringen. Je ein 
deutscher und ein koreanischer Automobilhersteller nutzt dieses System schon mit Erfolg.  
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Das zweite Gebiet, auf dem die Oblast, vielleicht mehr als die Stadt Kaliningrad selber, Chancen hat, ist der 
Tourismus – sowohl aus dem Westen (und besonders natürlich Deutschland) als auch aus Russland selber. Wenn 
man diesen Sektor geschickt anpackte, könnte er erhebliches wirtschaftliches Gewicht gewinnen, insbesondere 
im Hinblick auf russische Besucher. Russland hat ja nicht viele attraktive Strände und Erholungsgebiete. Hier 
gibt es sie, hier gibt es eine schöne Landschaft. Die Russen kommen offenbar gern hierher wegen der 
vergleichsweise günstigen Preise, wegen des für sie ein wenig exotischen, ein wenig westlichen Ambientes, in 
dem man auch auf ausländische Touristen trifft, Deutsche oder Skandinavier z.B.. Eine Annehmlichkeit ist dabei 
sicher auch, dass man hier zwar ein wenig westliche Atmosphäre schnuppern, zugleich aber Russisch sprechen 
kann.  
Die dritte Chance, die ich sehe, wäre möglicherweise das internationale Verkehrs-, 
Banken- und Dienstleistungs-Zentrum für die Symbiose zwischen Russland und der EU, von dem jetzt hier oft 
die Rede ist. Man möchte die Häfen, vor allen Dingen den Flughafen zu einem Drehkreuz für den Verkehr aus 
der Tiefe des russischen Raumes nach Europa hinein machen, d.h. die Fluglinien könnten die Gäste aus Russland 
hierhin bringen und sie dann auf Holland, Frankreich, Deutschland, Italien usw. verteilen und umgekehrt. Bei 
diesen Überlegungen spielt natürlich auch die Hoffnung eine Rolle, Kaliningrad werde ein integraler Abschnitt 
der geplanten Via Baltica sein. Solche Großprojekte bedürfen freilich langfristiger Planungssicherheit, viel 
Kapitals, einer reibungslosen Zusammenarbeit zwischen der lokalen und der föderalen Regierung auf der einen 
Seite und den Privatinvestoren auf der anderen. Und ein international erfolgreiches Banken-, Verkehrs- und 
Dienstleistungszentrum ist hier nur dann vorstellbar, wenn zuvor die Grundlagen modernisiert werden. Wenn 
man die Bürokratie betreibt und versteht, wie man es heute hier tut, kommt keiner her, der es nicht unbedingt 
muss. 
Es gibt einen vierten Bereich der Möglichkeiten für Kaliningrad, die Landwirtschaft. Wenn Sie durch die Oblast 
fahren, werden Sie gleich hinter den Stadtgrenzen und bis an die Gebietsgrenzen große Flächen offensichtlich 
fruchtbaren Landes unbearbeitet sehen. Ostpreußen war eine der Kornkammern des Deutschen Reiches, und das 
wird nicht genutzt. Hier und da weiden ein paar Kühe und Schafe auf den verwilderten Grünflächen. Ein 
bedauerlicher Zustand, denn die Oblast mit ihren wenigen Menschen kann sich - man muss den Statistiken 
glauben - landwirtschaftlich nicht selbst versorgen. Bei Getreide, Fleisch, Milch und dergleichen werden nur 20 
bis 30 Prozent des eigenen Bedarfes gedeckt.  
Um diesen unhaltbaren Zustand wieder umzukehren, bedürfte es – wiederum – klarer Konzeptionen Moskaus 
und – wiederum auch – viel Kapitals. Als erstes müsste das gänzlich verfallene ostpreußische Be- und 
Entwässerungssystem saniert, sodann Klarheit über die Eigentümerschaft und die Nutzungsrechte des Bodens 
geschaffen werden. Und schließlich müssten sich Großinvestoren einfinden, die nicht nur erzeugen, sondern 
auch die erforderlichen Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen schaffen. 
 
I. Veronurm 
4. Die neue Etappe der europäischen Integration, die EU-Osterweiterung, bedeutet für Europa eine neue 
Chance. In dem fortschreitenden Integrationsprozess erhält Europa durch die Osterweiterung die 
Möglichkeit, sich den Regionalisierungstendenzen in den Transformationsgesellschaften zu öffnen, um in 
der veränderten Situation als EU funktionsfähig zu bleiben. 
- Inwieweit hält die EU-Regionalpolitik Schritt mit dem Regionalisierungsprozess in Europa?  
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Dr. C. Sommer 
Die Frage ist in ihrer ganzen Tragweite berechtigt. Doch ich kann nur auf den baltischen Bereich eingehen. Hier 
gibt es viele Probleme und Aufgaben, die vorrangig regional gelöst werden müssen, d.h. durch 
nachbarschaftliche Zusammenarbeit, nicht allein durch Kooperation zwischen den Hauptstädten Moskau, 
Warschau, Helsinki, Riga, Berlin usw. 
Seit dem 1. Mai 2004, das ist ganz augenfällig, ist die Ostsee ein geschlossenes EU-Meer, bis auf die beiden 
relativ kleinen Stücke russischer Küste im Finnischen Meerbusen bei St. Petersburg und hier in Kaliningrad. 
Sieht man von Polen und Deutschland ab, sind es eher kleine Länder, die die Ostsee umranden. In ihnen stellen 
die Ostseeaspekte Probleme und Aufgaben von sozusagen landesweiter Bedeutung dar, während sie in den 
größeren Ländern oft nur deren Küstenbereich betreffen und daher auch in erster Linie von diesen Regionen 
wahrgenommen und angegangen werden. Schon diese Asymetrie in den gesamtstaatlichen Interessen legt die 
Zusammenarbeit zwischen den Regionen nahe. So kommen Einheiten von vergleichbarer Größe und 
Wirtschaftskraft, aber eben auch von einheitlicher Interessenlage zusammen. (Ähnliches gilt ja z.B. auch in 
anderen Regionen der EU, etwa in der Alpenzone.) 
Ich finde, die EU nimmt ihre Regionalpolitik seit einigen Jahren durchaus ernst, steckt viel gedankliche Arbeit, 
politische Energie und Geld hinein. Das gilt durchaus auch für den Ostseebereich. Die Einbeziehung 
Kaliningrads als Teiles eines Nicht-EU-Staates ist da nicht immer ganz einfach, denn hier gibt es den acquis 
communautaire, der die supernationale und superregionale Kooperation enorm erleichtert, natürlich nicht. 
Vielleicht könnte aber ein erweiterter Spielraum Kaliningrads [s.o.] einzelne Elemente davon durchaus 
akkommodieren? Eine noch engere Zusammenarbeit Kaliningrads mit seinen regionalen Nachbarn bei der 
Beherrschung der lokalen Probleme ist ja in jedem Fall zu wünschen. Denken Sie an die Fischerei, an Probleme 
der Tankersicherheit, der Kriminalitätsbekämpfung, an den Tourismus und den Umweltschutz, an die 
Bekämpfung von unerlaubter Migration, Drogenhandel und übertragbaren Krankheiten. Ein ganz wichtiger 
Bereich sind auch die Energieversorgungsstrukturen in dieser Region. Da können solch kleine Länder im 
Alleingang nicht sinnvoll voran kommen.  
Ob man hier eine förmliche EURO-REGIO unter Einschluss Kaliningrads ausrufen muss (oder kann), wie das an 
anderen Stellen geschehen ist, weiß ich nicht. Da würde sich sicherlich Moskau ein Mitspracherecht vorbehalten. 
Auf jeden Fall aber sind die Leute hier an einer regionalen Zusammenarbeit lebhaft interessiert. Manchmal habe 
ich das Gefühl, mehr als an der Zusammenarbeit mit dem fernen Moskau. Man muss sich vor Augen halten, 
Warschau oder Berlin sind 600 km, Moskau 1200 km von Kaliningrad entfernt. Auch manche Struktur dieses 
Stückchens Landes ist eben eher so wie in den Nachbarländern als in der Taiga, an der Wolga, im Moskauer 
Raum oder in Sibirien. Niemand hier, so glaube ich jedenfalls zu wissen, möchte die Zugehörigkeit der Oblast 
zur Russischen Föderation in Frage stellen. Kaliningrad ist nicht Tschetschenien. Separatismus finden Sie hier 
nicht, wohl aber den Wunsch nach ein wenig mehr Spielraum. 
 
I. Veronurm 
5. Das Dilemma der „neuen“ EU-Nachbarstaaten – Polen und Litauen – könnte darin bestehen, dass man 
versucht, eine Balance zwischen den historisch bedingten Befürchtungen vor der Entstehung neuer 
Peripherien an den neuen Grenzen und dem ökonomischen Interesse für Vorteile der Kooperation mit dem 
Export-Partner – dem Kaliningrader Gebiet – zu finden. 
- Besteht, Ihrer Meinung nach, überhaupt das Problem zwischen der Historie und der Gegenwart? 
- Wie können die Interessenskonflikte beigelegt werden? 
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 Dr. C. Sommer 
Ich sehe keine große Gefahr. Ich sehe nur, dass man mehr als nur ein paar Jahre braucht, um die Wunden zu 
heilen. Die Erinnerung bleibt in jedem Fall. Die baltischen Völker werden nie vergessen, was die Sowjetunion 
ihnen angetan hat, und die Russen werden nie vergessen, was die Deutschen ihnen angetan haben. Auch die 
Polen werden ihre Geschichte mit Litauen, ihre Geschichte mit Deutschland nie vergessen. Das sollen sie auch 
nicht. Die historischen Wahrheiten werden im politischen Diskurs immer wieder weiterleben. Deshalb brauchen 
wir Takt beim Umgang miteinander. Das ist kein Widerspruch zu meiner Forderung nach Ehrlichkeit und 
Offenheit bei der Erforschung und Darstellung unserer Geschichte.  
Aber das sind alles Faktoren, die für die weitere Entwicklung keine große Rolle spielen werden. Sondern jedes 
dieser Länder oder jeder Privatunternehmer in diesen Ländern wird sich so ausrichten, wie, seiner Meinung 
nach, in der Zukunft sein Vorteil am besten zu erreichen sein wird. 
 
I. Veronurm 
6. Die Tendenz der letzten russischen innenpolitischen Reformen zeigt die Stärkung der Rolle des föderalen 
Zentrums bei der Lösung der regionalen Probleme. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die 
Verwirklichung der Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 
sowie die Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, 
dass die Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie die Regionalpolitik des Moskauer Zentrums, insbesondere die Frage der Entwicklung für 
das Kaliningrader Gebiet, ein? 
 
Dr. C. Sommer 
Meine Meinung dazu habe ich schon anlässlich Ihrer 3. Frage dargelegt (s.o.). 
 
I. Veronurm 
7. Die Russische Föderation ist ein Mitglied vieler internationaler Organisationen (z.B. der OSZE). Wenn man 
die Erfahrung der Durchführung verschiedener Verhandlungen auf der internationalen Ebene und die 
folgende Durchsetzung der getroffenen Entscheidungen betrachtet, 
- Welche Projekte halten Sie für erfolgreich organisiert?Welche Strukturen welcher Organisation ermöglichen 
es, effektiv im Interesse der Region, der RF, der EU und der Europäischen Gemeinschaft zu handeln? 
 
Dr. C. Sommer 
Sie sprachen am Anfang von den internationalen Organisationen, in denen Russland selber Mitglied ist, z.B. von 
der OSZE. Die OSZE spielt hier keine nennenswerte Rolle, weil es in den Beziehungen Moskau-Kaliningrad 
nicht um klassische OSZE-Themen geht. 
Es ist eine innerrussische Beziehung. Andere, wie etwa die zahlreichen Ostesee-Organisationen, können eine 
größere Rolle spielen, etwa die Helsinki-Kommission für den Schutz des Ostseeraumes. Zudem wirken 
zahlreiche ausländische NGOs und nichtstaatliche Partner Kaliningrader Institutionen unterstützend in die Oblast 
hinein, auch die nichtorthodoxen christlichen Kirchen.  
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I. Veronurm 
8. In der veränderten globalisierten Welt, wo die Entwicklung der Staaten durch die Interdependenz soweit 
bedingt ist, dass es keinen Sinn hat, die Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu entfernen und das 
veraltete nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
- Wodurch wird die Zukunft Russlands bestimmt, durch die Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch die 
Fähigkeit, zu integrieren? 
 
Dr. C. Sommer 
Die Frage hat nun endgültig nichts mehr mit Kaliningrad zu tun. Als „Mann auf der Straße“ frage ich zurück: 
Was meinen Sie mit „integrieren“ – Ukraine, Weissrussland? 
 
I. Veronurm 
Ich meine nicht dieses geopolitische Interesse im Sinne von alten imperialen Interessen, sondern Russland als 
ökonomische Kraft, die vielleicht soviel Anziehungspotenzial hat, dass sie imstande sein kann, zu integrieren. 
 
Dr. C. Sommer 
Vielleicht kann man die Frage auf einen Hauptbereich konzentrieren. Russland ist ein ganz entscheidender 
Faktor, wird es auch bleiben, in der Energieversorgung der Welt. Damit hat es erstens selber eine gute 
wirtschaftliche Grundlage und zweitens einen enormen Einfluss auf die Weltwirtschaft und damit auch eine 
enorme Verantwortung.  
Es muss selber ein Interesse an einer gut funktionierenden Weltwirtschaft haben, denn sonst kann es die eigenen 
Vorteile aus dem Energiereichtum nicht wirklich nutzen. Globale Energiezusammenarbeit, globale 
Energieplanung statt Kartellen, das wäre ein zukunftsformender Bereich, in den Russland seine Vorstellungen 
einbringen und in dem es lernen könnte, wie man die eigenen Interessen gegen die der Partner abwägt. In der 
derzeitigen Situation ist das freilich nicht ganz einfach, weil die Privatisierung des Ölgeschäftes und die 
staatliche Kontrolle darüber noch in einem schwer durchschaubaren Verhältnis zueinander stehen. Ich sage nur 
JUKOS. Auf dem Weltenergiemarkt könnte Russland also integrieren oder sich selbst integrieren.  
Ein anderes wichtiges Feld ist die weltweite Sicherheitszusammenarbeit, die im Augenblick auf den Namen 
„Terrorismusbekämpfung“ hört. Sie kann aber auch andere Ziele haben, nämlich die Entwicklung der ärmsten 
Länder der Welt, den Kampf gegen gemeinsame Gefahren, das Gesundheitswesen, die Ernährung der Welt, ihre 
Trinkwasserversorgung und vieles mehr. Auf fast allen diesen Feldern hat Russland schon durch seine schiere 
geographische Größe und seine natürlichen Reichtümer eine bedeutende Rolle. Die Masse des russischen Landes 
ist ein zentraler Faktor für Ökologie, Wetter, Wasser und den Artenschutz in der Welt. 
Es gibt viele Felder, die eine Einbeziehung Russlands zwingend gebieten. Da das natürlich auch in seinem 
eigenen Interesse liegt, möchte ich mir wünschen, dass es selber öfter initiativ und ein wenig leichtfüßiger im 
internationalen Umgang sein würde. 
 
I. Veronurm  
Vielen Dank. 
 
Dr. C. Sommer 
Bitte schön. 
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9 6 14 Das Interview mit Herrn J. Zwerew, Dozent am Lehrstuhl für soziale und 
ökonomische Geographie und Geopolitik, Kaliningrader Staatliche Kant-Universität, 
Leiter der Wissenschaftsangelegenheiten am Baltischen interregionalen Institut für 
Gesellschaftswissenschaften (BALTMION). 
Das Interview hat in Kaliningrad am 18.08.2004 stattgefunden. 
 
I. Veronurm 
1. Die erste Frage betrifft die letzten Ergebnisse des europäischen Integrationsprozesses und zwar die EU-
Osterweiterung. Europa hat die Möglichkeit, sich den Regionalisierungstendenzen in den 
Transformationsländern „zu öffnen“, um in der veränderten Situation erfolgreich als die Europäische Union 
zu funktionieren. 
- Inwieweit entspricht die EU-Politik, Ihrer Meinung nach, der modernen Entwicklung des 
Regionalisierungsprozesses? 
 
J. Zwerew 
Wenn man im Allgemeinen über die EU-Osterweiterung spricht, so gibt es natürlich einige Ebenen. Die erste 
Ebene sind die Grenzen dieser Erweiterung. Ich habe den starken Eindruck, dass die EU bald ihre natürlichen 
Grenzen erreicht. Es ist klar, dass wahrscheinlich 2007 Rumänien und Bulgarien aufgenommen werden, dann 
wahrscheinlich auch Balkanländer, in erster Linie Kroatien, aber was weiter passiert, ist fraglich. Die führenden 
Politiker der EU sagten, dass Weißrussland und die Ukraine kaum aufgenommen werden, geschweige denn 
Russland. Die Türkei-Frage ist kompliziert und die Verhandlungen haben bis jetzt nicht begonnen. Wenn man 
über die Verbreitung der EU-Regionalpolitik auf die EU-Mitglieder, die am 1. Mai 2004 aufgenommen wurden, 
spricht, dann gibt es einige objektive Schwierigkeiten, die z.B. mit den realen Grenzen der Strukturfonds 
verbunden sind. Wenn man auf die 10 beigetretenen Länder die Hilfskriterien anwendet, die innerhalb der EU 
existiert haben, so müsste man das EU-Budget um einiges erhöhen. Wenn nach dem europäischen Standard 
solche Länder wie Griechenland, Spanien und bis vor kurzem ein Teil der Regionen Irlands arm sind, was soll 
man dann über Litauen und Lettland sagen, deren BIP viel niedriger als der Durchschnitt des EU-BIP ist? 
Deshalb sehe ich objektive Grenzen für die Verbreitung der 15 in der EU ausgefeilten Mechanismen auf die 
mittel- und osteuropäischen Länder, geschweige denn auf Kaliningrad. Es ist klar, dass die EU-Strukturfonds 
hier nicht verwendet werden können, denn Kaliningrad ist ein Teil Russlands und nicht ein Teil der EU. Unsere 
Gebietsverwaltung hat mehrmals die Frage der Einbeziehung des Kaliningrader Gebiets nicht nur in die 
Tätigkeit im Rahmen des TACIS–Programms, sondern auch des PHARE-Programms - des Hilfeprogramms für 
Beitrittskandidaten - gestellt, aber es blieb bei den Wunschvorstellungen, die auf einem hohen Niveau geäußert 
wurden. Unser Gouverneur ist - ich glaube 2001 - auf der Sitzung des Rates der EU in Luxemburg aufgetreten. 
Es gab Pressemitteilungen, aber darauf hat sich die Sache beschränkt. 
 
I. Veronurm 
2. Sie haben schon das Thema der Beziehungen mit „neu-europäischen“ Staaten – Litauen und Polen berührt. 
Das Dilemma der EU-Nachbarstaaten – Polen und Litauen – besteht darin, eine Balance zwischen einerseits 
den historisch bedingten Vorurteilen in Bezug auf die Entstehung neuer Peripherien an den neuen Grenzen 
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und andererseits dem ökonomischen Interesse für Vorteile der Kooperation mit dem Export-Partner – dem 
Kaliningrader Gebiet – zu finden.  
- Gibt es Konflikte? 
- Wie können diese Interessenskonflikte, Ihrer Meinung nach, beigelegt werden?  
 
J. Zwerew 
In gewissem Maße besteht der Konflikt. Es ist sogar kein Konflikt. Wie Sie richtig gesagt haben, sind es 
Vorurteile. Diese bestehen mehr von Seiten Litauens, das in der Sowjetunion gewesen war, infolge der 
Okkupation im Jahre 1940, und etwas weniger von der Seite Polens. Wenn man die wirtschaftlichen 
Beziehungen betrachtet, so hat das Kaliningrader Gebiet jetzt mehr wirtschaftliche Kontakte mit Litauen. Die 
Umsätze sind niedriger, aber es gibt hier mit etwa 600 ungefähr die gleiche Zahl der gemeinsamen litauisch-
russischen und polnisch-russischen Unternehmen. Es ist sehr wichtig, dass die Litauer beginnen, hier die 
Betriebe zu organisieren, die auf den allgemeinen russischen Markt orientiert sind. Ein charakteristisches 
Beispiel ist die im Jahre 2004 eröffnete Fabrik für die Herstellung litauischer Kühlschränke, und zwar mit 
genauer Ausrichtung nicht auf den Kaliningrader Markt, sondern auf den allgemeinen russischen Markt. Ein 
weiteres Beispiel ist die Herstellung der Fernsehgeräte, die sie zum Großteil aus süd-koreanischen Bauteilen 
besteht, aber in den Betrieben mit litauischem Kapital hergestellt werden. Und es gibt noch andere Beispiele. 
Polen investiert im Kaliningrader Gebiet mehr Geld in den Handel, als in die reale Produktion. Desweiteren gibt 
es ein objektives Interesse an Frachttransporten. Es gibt ein interessantes Dilemma. Einerseits trägt der Hafen in 
Klaipeda Verluste, wenn die Frachten nach Kaliningrad transportiert werden, andererseits bekamen die 
litauischen Eisenbahner Sorgen, als es nach der EU-Erweiterung das Volumen der Frachttransporte nach 
Kaliningrad wegen der Mängel im Frachttransportschema sank, denn es sind die Gewinne der litauischen 
Eisenbahn. Es gibt Versuche, die Zusammenarbeit der Häfen in Kaliningrad und Klaipeda zu regeln. Es ist das 
bekannte „Projekt 2K“, obwohl es größtenteils auf dem Papier und plakativ bleibt. Dennoch ist der Versuch 
selbst, die Zusammenarbeit der konkurrierenden Häfen zu regeln, obwohl es Probleme gibt, interessant. 
Betrachten wir die letzte bekannte Geschichte mit dem litauischen Militärattache. In Moskau hat man den 
litauischen Militärattache zur persona non grata erklärt und seinem Nachfolger keine Akkreditierung gegeben. 
Zuvor haben die Litauer drei Mitarbeiter unserer Botschaft in Litauen zu Spionen erklärt und mit der gewöhnlich 
milden Formulierung „für die Tätigkeit, die mit dem Status des diplomatischen Vertreters nicht vereinbar ist“ 
nach Hause geschickt. Aber ich denke, es wird kaum die regionalen Beziehungen beeinflussen. Es gibt zwei Räte 
für Zusammenarbeit mit Polen und Litauen. Der Rat für Zusammenarbeit mit Polen ist älter. Wenn ich mich 
nicht irre, hat er seine Tätigkeit 1995 begonnen. Der Rat für Zusammenarbeit mit Litauen begann 1999. Das 
heißt, es sind die ersten Räte für die Zusammenarbeit des Kaliningrader Gebiets mit den Regionen Polens und 
Litauens. So denke ich, werden sich die Beziehungen entwickeln. Die Beziehungen mit Litauen haben sich im 
Vergleich zum Anfang der 90er Jahre, als es viel mehr Vorurteile gegeben hat, sehr gebessert. Das 
Staatsoberhaupt war damals Vitautas Landsbergis, der sehr negativ in Bezug auf Russland eingestellt war und 
bleibt. Andererseits besitzt er momentan keinen seriösen politischen Einfluss, selbst nicht auf der litauischen 
Ebene. 
 
I. Veronurm 
3. Während der Präsidentschaft von W.W.Putin wurde die Reform der föderalen Struktur in Russland 
vollzogen. Wenn man die These berücksichtigt, dass die erste Voraussetzung für jede Art der Integration 
 312
Russlands in Europa der Demokratisierungsprozess und die Entwicklung der föderalen Strukturen ist, 
- Inwieweit entsprechen die Reformergebnisse der russischen Tradition der Verwendung des Föderalismus-
Prinzips als eines Machtinstruments der zentralen Gewalt im Vielvölkerreich?  
- Wie schätzen Sie die Ergebnisse dieser Reformen ein? 
 
J. Zwerew 
Wenn man über die Ergebnisse der föderalen Reformen Putins spricht, so sind sie nicht eindeutig und werden 
nicht eindeutig von den Moskauer Politologen eingeschätzt. Man muss wahrscheinlich berücksichtigen, wie es 
angefangen hat, und warum das geschehen ist, was geschehen ist. Klar, Anfang der 90er Jahre wurden die 
föderalen Beziehungen im Wesentlichen auf der bekannten Aussage Elzins– „Nehmt soviel Souveränität, soviel 
Ihr schlucken könnt“ – aufgebaut. Obwohl diese These später unterschiedlich interpretiert wurde, ist sie im 
Prinzip richtig. Das heißt, auf der regionalen Ebene muss man das regeln, was man auf der regionalen Ebene 
regeln muss, alles andere muss man der oberen Ebene übergeben. Wenn man Elzin so interpretiert, so hatte er 
Recht. Aber die Situation hat sich so herausgestellt, dass 1998 und 1999 die Zentralgewalt wesentlich schwächer 
wurde, dagegen die Macht der Regionen manchmal zu stark wurde, nicht zu stark für die Gouverneure, die sehr 
unterschiedliche Menschen waren, sondern es entstand das größere Problem der föderalen Anwesenheit in den 
Regionen. In jeder Region gibt es föderale Beamten – Vertreter der Ministerien, Behörden, der Organe für Innere 
Angelegenheiten, usw. Es entstand keine gute Situation, als diese Menschen, anstatt die föderalen Interessen in 
den Regionen zu vertreten, die Rolle der regionalen Lobbyisten auf dem föderalen Niveau übernahmen. Es ist 
klar, warum sie dies taten. Sie waren von den örtlichen Gouverneuren bei der Verteilung der Wohn- und der 
Bürofläche, usw. abhängig, im besten Falle waren sie vom föderalen Zentrum wegen des Gehalts abhängig. Der 
Pendel ging auf die Seite, die vielleicht nicht zum Zerfall Russlands führte, die aber den Regierungsprozess im 
Land störte. Prinzipiell denke ich, als Putin föderale Bezirke schaffte, ging er nicht so sehr von der Aufgabe aus, 
die Gouverneure zurechtzuweisen, obwohl auch das wichtig war, sondern die Hauptaufgabe der 
Präsidentenvertreter war es, die Vertikale der Macht in Ordnung zu bringen, d.h. die vertikale Unterordnung der 
föderalen Strukturen. In diesem Sinne ist der Ansatz ziemlich richtig, andererseits inwieweit es gelungen ist, ist 
schwer zu sagen. Es ist einigermaßen gelungen, die föderalen Beamten zurechtzuweisen, und in der Tat sind die 
föderalen Strukturen von dem abhängig geworden, von dem sie abhängig sein sollen, nämlich von dem föderalen 
Zentrum. Was die Regierbarkeit der Gouverneure angeht, so ist es schwieriger. Der Status der bevollmächtigen 
Vertreter des Präsidenten, der Hauptinspekteure und ihr praktischer Einfluss auf die regionale Situation ist 
ziemlich verschwommen. Im Grunde ist das, was im Bereich der föderalen Beziehungen passiert ist, eine Art 
„Rückstoß des Pendels“. Wenn die Regionen früher zu viel Macht besaßen, so ging der Pendel in die andere 
Richtung, meiner Meinung nach in die Richtung des übermäßigen Einflusses des föderalen Zentrums. Es scheint 
mir aber, eine vorübergehende Erscheinung zu sein, weil man Russland letztendlich nicht aus einem Zentrum 
regieren kann. Russland ist ein zu großes Land. Verschiedene Regionen haben bestimmte Besonderheiten, es ist 
verständlich, dass der Ferne Osten, Kaliningrad und die Regionen des Nordens ihre eigenen Probleme haben. Es 
geht sogar nicht um den Vielvölkerstaat, letztendlich ist der Föderalismus, wie es Jefferson sagte, eine 
territoriale Demokratieform. Letztendlich sollte eine Föderation wie in den Vereinigten Staaten von Amerika 
und die Mehrheit der Föderationen in der Welt auf einer nicht-nationalen Basis aufgebaut werden. Das ist eine 
territoriale Form der Demokratie, d.h. die ganze Bevölkerung des Territoriums sollte die Rechte besitzen, 
unabhängig von der Nationalität. Übrigens sind die Föderationen, die nach dem nationalen Merkmal aufgebaut 
worden sind – Jugoslawien, die Tschechoslowakei und die UdSSR - leider auch aus diesem Grund im Endeffekt 
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zerfallen. Deshalb ist es offensichtlich, dass der Föderalismus für Russland notwendig ist. Einerseits ist die 
Gewaltenteilung in Legislative, Exekutive und Judikative ein Bestandteil der Demokratie, aber andererseits ist 
die Aufteilung der Funktionen zwischen der föderalen, regionalen und lokalen Gewalt genauso ein Bestandteil 
der Demokratie. Die Frage ist nur, in welchem Maße. Es muss natürlich eine wirkliche Basis für diese 
Aufteilung geben, z.B. die lokale Verwaltung in Russland hat einige Probleme. Sie hat keine eigene finanzielle 
Basis, ist sowohl vom föderalen Niveau als auch vom regionalen Niveau abhängig. Ein großes Problem ist die 
Passivität der Bürger selbst, d.h. die Bürger sind es einfach nicht gewohnt, ihr eigenes Leben zu steuern. Bis jetzt 
ist die Hoffnung auf einen guten „Onkel“, der Glaube in den Staat, der alles für dich entscheidet, stark. Deshalb 
werden die objektiven Tendenzen der Zentralisierung wesentlich durch die gesellschaftliche Stimmung 
bestimmt. Lassen Sie uns offen reden. Der Großteil der Menschen ist nicht bereit, die Verantwortung für ihr 
eigenes Leben zu übernehmen, selbst nicht auf der lokalen Ebene.  
 
I. Veronurm 
4. Die Tendenz der letzten innenpolitischen Reformen verstärken den Eindruck der Festigung der Rolle des 
föderalen Zentrums bei der Lösung der dringenden regionalen Probleme. Wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, ist diese Festigung übermäßig. Am Beispiel des Kaliningrader Gebietes bedeutet es die 
Verwirklichung der Ziele des Föderalen Programms für die Entwicklung des Gebietes bis zum Jahre 2010 
sowie die Veränderung des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone. Wenn man die These berücksichtigt, 
dass die Stärke Russlands in seinen Regionen liegt, 
- Wie schätzen Sie die Regionalpolitik des Zentrums, insbesondere die Frage der Entwicklung für das 
Kaliningrader Gebiet, ein? 
- Welche Richtungen sind, Ihrer Meinung nach, am wichtigsten? 
 
J. Zwerew 
Erstens muss man gleich sagen, dass man das Föderale Programm und die Veränderung des Gesetzes über 
Sonderwirtschaftszone nicht so interpretieren darf, dass Moskau entschieden hat und die Kaliningrader es 
annehmen sollen. In ihrer Grundlage wurden übrigens bekannte Föderale Programme im Kaliningrader Gebiet 
ausgearbeitet, und solche gab es zwei – das erste für die Jahre 1998 bis 2005, das nicht erfüllt worden ist, und 
das nächste bis zum Jahre 2010. Die Kaliningrader Staatliche Universität hat daran aktiv teilgenommen, und 
zwar Professor Gennadij Michailovitsch Fjodorow, der Lehrstuhlinhaber, mein direkter Vorgesetzter und jetziger 
Prorektor für Wissenschaft der Kaliningrader Staatlichen Universität. Dieses Programm ist eher der Kompromiss 
zwischen den regionalen und den föderalen Interessen, d.h. man kann nicht sagen, dass die regionalen Interessen 
nicht beachtet wurden, sie wurden selbstverständlich beachtet. Eigentlich hat man das Programm grundsätzlich 
nicht nur in Moskau geschrieben, und wenn in Moskau, dann aufgrund der Wünsche des Gebiets. Genauso 
verhält es sich mit der Eintragung der Veränderungen in das Gesetz über die Sonderwirtschaftszone. Eine andere 
Frage ist, dass bestimmte Widersprüche zwischen dem regionalen Business und dem föderalen Zentrum 
entstanden sind. In der neuen Variante des Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone im Kaliningrader Gebiet 
wird eine sehr vernünftige Sache vorgeschlagen, und zwar sollten die Zollvergünstigungen während einer 
vorübergehenden Frist erhalten bleiben. Es wurde z.B. eine Frist von 10 Jahren genannt, und danach sollten die 
Steuervergünstigungen für die Investoren eingeführt werden. Es ist vernünftig, ohne die Zollvergünstigungen 
abzuschaffen, allmählich zu den wirklichen Steuervergünstigungen überzugehen. In der heutigen Variante des 
Gesetzes über die Sonderwirtschaftszone, gibt es in der Tat keine Steuervergünstigungen für die Investoren, 
 314
zumindest keine föderalen. Da gibt es einen „wunderbaren“ Artikel, der besagt, dass den Investoren im 
Kaliningrader Gebiet die Steuervergünstigungen entsprechend der föderalen Gesetzgebung zugesprochen 
werden, die es nicht gibt. Ende der Diskussion. Es gibt einige Vergünstigungen bei den lokalen Steuern, aber 
nicht mehr. Im Detail wurde in einer der Varianten vorgeschlagen, ich betone, dass es nicht endgültig 
angenommen wurde, die Steuervergünstigungen für 5 oder 6 Jahre zu geben und zusätzlich für 6 Jahre die Hälfte 
der Mehrwertsteuer festzulegen, d.h. wenn in Russland die Mehrwertsteuer 24 Prozent beträgt, beträgt sie in dem 
Gebiet etwa 12 Prozent, wobei nur 2,5 Prozent davon für das föderale Budget, 8 Prozent für das Gebietsbudget 
und 1 Prozent für das lokale Budget vorgesehen sind. Der Großteil des Geldes würde somit auf dem lokalen 
Niveau bleiben. Das alles ist gut, aber die Frage besteht darin, nach welchem Kriterium gibt man wem 
Vergünstigungen. Moskau hat ursprünglich vorgeschlagen, diese Vergünstigungen nur den großen Investoren zu 
geben. Die großen Investitionen betragen 300 Mio. Rubel, d.h. fast 10 Mio. Euro. Genau gesagt, wären die 
ganzen kleinen und mittleren Unternehmen des Kaliningrader Gebiets für diese Vergünstigungen nicht 
vorgesehen, weil es hier nicht so viele Unternehmen gibt, die soviel Geld investieren können. Es ist sofort der 
Verdacht entstanden, dass die Vergünstigungen hauptsächlich für die Moskauer Investoren sein würden. Das ist 
das eine Problem. Soviel ich weiß, unterstützen die Gebietsverwaltung und das regionale Business im Prinzip die 
Idee der Veränderung des Gesetzes, wollen aber diese Schwelle der Vergünstigungen senken. Sagen wir mal, 
dass die Investitionen nicht 300 Mio. Rubel betragen sollten, sondern eine reale Summe bestimmt werden sollte, 
die auch für die heimischen Investoren von Vorteil wäre. Die zweite Frage betrifft das Regierungsschema für die 
Sonderwirtschaftszone. Wer wird regieren? In Moskau wurde vorgeschlagen, eine föderale Verwaltung für die 
Sonderwirtschaftszone zu schaffen. Jetzt verwaltet die Gebietsverwaltung die Sonderwirtschaftszone. Einerseits 
es ist eine vernünftige Idee, anscheinend besteht die föderale Kontrolle. Aus meiner Sicht kann man aber die 
föderale Kontrolle auch auf eine andere Art und Weise leisten. In solcher Situation entsteht unvermeidlich die 
Doppelherrschaft. Es wird so sein, dass die größten Investitionsprojekte der Sonderwirtschaftszone, die die 
wirtschaftliche Grundlage des Gebietes beinhalten werden, von einem „föderalen Onkel“ verwaltet werden. 
Dann ist es aber nicht verständlich, worin die Rolle des Gouverneurs besteht, er wird nur den sozialen Bereich 
leiten, für dessen Zustand er verantwortlich gemacht wird. Ihm wird alles vorgeworfen. Es ist, aus meiner Sicht, 
nicht die beste Variante. Es wird eine Menge objektiver und menschlicher Reibereien entstehen. Welche 
wunderbaren Menschen für die beiden Ämter (Leiter der Sonderwirtschaftszone-Verwaltung und Gouverneur) 
auch gesetzt sein mögen, es entsteht eine ungesunde Konkurrenzsituation. Aus meiner Sicht und aus der Sicht 
mancher Kaliningrader, ist es deshalb besser, die Verwaltung für die Sonderwirtschaftszone in den Händen des 
Gebietes, der Kaliningrader Gebietsverwaltung selbst zu lassen und die föderale Anwesenheit auf anderem Wege 
zu sichern. Wir haben einen föderalen Inspektor, wir haben einen Stellvertretenden des Bevollmächtigten 
Präsidentenvertreters im Föderalen Bezirk Nord-West (A.G. Stepanow), der für das Kaliningrader Gebiet 
zuständig ist, es gibt eine Menge der Vertretungen der föderalen Strukturen (FSB, Finanzamt, usw.), die z.B. die 
Richtigkeit der Geldausgaben kontrollieren können. Da es das Geld aus dem Budget ist, werden die Ausgaben 
auch so durch den Rechnungshof und andere Strukturen regelmäßig kontrolliert. 
 
I. Veronurm 
5. Die nächste Frage betrifft die außenpolitischen Faktoren. Vor dem Hintergrund der NATO-Osterweiterung 
und der EU-Osterweiterung, 
- Wie glauben Sie, sind die Perspektiven der Entwicklung des Kaliningrader Gebiets von der 
Sonderwirtschaftszone zum europäischen Modell für die Kooperation zwischen der EU und der RF 
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möglich? Welche Aufgaben entstehen in diesem Zusammenhang für die EU, die RF und für das 
Kaliningrader Gebiet selbst? 
 
J. Zwerew 
Genau gesagt, ist die beste Variante diejenige, die in der neben dem Föderalen Programm existierenden 
regionalen Strategie für sozial-ökonomische Entwicklung des Kaliningrader Gebiets als einer Region der 
Zusammenarbeit bis zum Jahre 2010 dargelegt wurde. Diese Strategie wurde 2003 auf der regionalen Ebene 
gebilligt, wir (die Universität) haben auch an deren schriftlichen Entwicklung teilgenommen. Diese Strategie 
wurde gemeinsam durch die Gebietsduma und die Gebietsverwaltung, die Vertreter des regionalen Business und 
eine Reihe der Nicht-Regierungsorganisationen unterzeichnet. Somit setzt sie einen bestimmten 
gesellschaftlichen Konsens voraus. Die Rede ist von der Entwicklung des Kaliningrader Gebiets als einer Region 
der Zusammenarbeit und zwar in erster Linie der Zusammenarbeit zwischen Russland und der Europäischen 
Union, d.h. einerseits ist es ein Ort der Kontakte von Russland und der EU und auch ein Ort der Kontakte für 
mittlere und kleinere Unternehmen anderer russischer und europäischer Regionen. Andererseits ist es eine Art 
Pilotregion, in der die Kooperationsprojekte zwischen Russland und der EU innerhalb des Gebietes ausgefeilt 
werden können, und dann auf die anderen russischen Regionen übertragen und vervielfältigt werden können, 
wenn sie erfolgreich sind. Leider hat es auf diese Strategie für die Region der Zusammenarbeit bis jetzt weder 
positive noch negative Resonanz seitens der EU gegeben, was aus meiner Sicht ziemlich erstaunlich ist. Wenn 
gesagt worden wäre –„Nein, das ist schlecht, das taugt nicht“, würde man wissen, woran man ist. Leider gibt es 
keine deutliche Reaktion. Es wurde mehrmals vorgeschlagen, einen speziellen Vertrag über die Probleme des 
Kaliningrader Gebietes zwischen Russland und der EU abzuschließen. Solche Vorschläge gab es auf dem 
regionalen Niveau und auch in Moskau. Leider ist, aus meiner Sicht, sowohl die EU auf die Arbeit im Rahmen 
der Modernisierung des bekannten Abkommens über die Partnerschaft und Kooperation von 1994, das 1997 in 
Kraft getreten ist, eingestellt, aber auch Moskau zeigt, aus meiner Sicht, keine Initiative. Als Ergebnis werden 
die Probleme des Kaliningrader Gebiets, wie es einer der Abgeordneten der Kaliningrader Gebietsduma, S.I. 
Ginzburg, sagt, nach dem Pipettenverfahren gelöst, d.h. Tropfen für Tropfen. Heute ist z.B. das Problem mit dem 
Transit der Menschen entstanden. Es gibt viel Diskussionsstoff. Irgendwie wurde das Problem gelöst, eher durch 
halbe Lösungen, aber es wurde gelöst. Nach der EU-Osterweiterung entsteht das Problem mit dem Transit der 
Frachten. Es gibt neuen Diskussionsstoff. Es beginnen die Verhandlungen, noch hat man das Problem nicht 
gelöst, aber es wird an der Lösung gearbeitet. Ab dem 1. Januar 2005 entsteht das nächste Problem, denn man 
wird mit der Bahn über Litauen - selbst mit den vereinfachten Transitdokumenten - nur mit den Reisepässen 
reisen können, die bei weitem nicht alle Einwohner des Kaliningrader Gebiets besitzen. Man wird dieses 
Problem aber lösen. Dann entsteht ein neues Problem. Die beste Variante würde eine Komplexlösung beinhalten, 
ein verpflichtendes Abkommen, in dem all diese Fragen unter Berücksichtigung der einen und der anderen Seite, 
oder genauer gesagt aller drei Seiten, gelöst worden wären – z.B. Russlands im Ganzen und Kaliningrads, denn 
es gibt bestimmte regionale Interessen, ich will nicht sagen, dass sie den russischen widersprechen, aber es 
entstehen manchmal Situationen der Unangepasstheiten, wenn die Interessen der Region und des Zentrums 
einander widersprechen, und der internationalen Interessen, die auch sehr vielfältig sind. Hier kann man nicht 
von dem EU-Interesse im Ganzen sprechen. Offensichtlich ist, dass Polen eigene Interessen hat, und Litauen, das 
Land, über dessen Territorium der Transit verläuft, andere Interessen hat. Noch sehe ich die Perspektive der 
Unterzeichnung eines solchen Abkommens als ziemlich vage an. Ich habe den Eindruck, dass weder Moskau 
noch die EU dazu bereit sind. Die EU beunruhigt das Problem der sogenannten «soft security» - in Bezug auf 
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das Kaliningrader Gebiet. Das Kaliningrader Gebiet wird als eine Region der potenziellen Gefahr betrachtet. Es 
gibt Gespräche über den Schmuggel, AIDS und die Tuberkulose, die eine bestimmte Grundlage haben, aber, aus 
meiner Sicht, öfter maßlos überdramatisiert werden. Die EU will diese Risiken verfolgen und kontrollieren. Im 
Gebiet werden zahlreiche internationale Programme realisiert, aber sie haben meistens Konsultationscharakter. 
Ich will weder der EU noch der NATO noch sonst jemandem Spionage vorwerfen, aber solche Programme 
geben die Möglichkeit, die Situation in der Region zu verfolgen und in irgendwelchem Maße zu beeinflussen. 
Wenn ich „beeinflussen“ sage, ist es nicht unbedingt negativ gemeint, sondern sehr oft auch im positiven Sinne, 
z.B. das Programm für den Kampf gegen AIDS. Das Tempo der AIDS-Verbreitung ist ziemlich reduziert 
worden, es wurden weniger Neu-Infizierte als im vorigen Jahr registriert. Das Kaliningrader Gebiet, das den 
ersten Platz hinsichtlich des AIDS-Verbreitungstempos in Russland belegte, befindet sich mittlerweile in den 
Plätzen 20 bis 30. Es gibt auch andere konkrete Beispiele der Kooperation. 
 
I. Veronurm 
6. Die Russische Föderation ist ein Mitglied vieler internationaler Organisationen (z.B. OSZE). Wenn man die 
Erfahrung der Durchführung verschiedener Verhandlungen auf der internationalen Ebene über die 
Kaliningrader Problematik und die folgende Durchsetzung der getroffenen Entscheidungen betrachtet, 
- Welche Projekte halten Sie für erfolgreich organisiert, Sie haben schon einige genannt? 
- Welche Strukturen welcher Organisationen ermöglichen es, effektiv im Interesse der Region, der RF, der 
EU und der Europäischen Gemeinschaft zu handeln?  
 
J. Zwerew 
Am aktivsten hat hier immer das Programm TACIS – technische Hilfe für die Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten - gearbeitet. Die ersten Projekte begannen im Jahre 1991. Zur Zeit sind über TACIS insgesamt etwa 40 
Mio. Euro für verschiedene Projekte im Kaliningrader Gebiet bereitgestellt, wenn ich mich nicht irre. Einerseits 
gibt es Nutzen, aber der wesentliche Teil dieses Geldes geht ins Ausland, bis zu 80 Prozent des zugeteilten 
Geldes wird den ausländischen Beratern für Gehälter bezahlt, d.h. dieses Geld kehrt natürlich in die EU wieder 
zurück. Man kann nicht sagen, dass die Berater schlecht beraten, aber aus eigener Erfahrung kann ich sagen, dass 
es unter ihnen sehr fähige Menschen gibt, aber auch solche, die sich schlechter in der Situation auskennen. Sehr 
oft läuft die Hilfe darauf hinaus, dass wieder der nächste ausführliche Bericht erscheint, aber es keine wirklichen 
Investitionen für diese Projekte und keine wirklichen Mechanismen gibt, die es ermöglichen würden, solche 
Investitionen anzulocken. Wir haben z.B. auf dem Niveau der Universität unter der Teilnahme der 
Gebietsverwaltung vorgeschlagen, im Kaliningrader Gebiet eine Körperschaft für Investitionen und Finanzen 
(IFK) zu gründen, die Privatgelder und staatliche Mittel aus der EU, Russland, usw. für die Investition in 
verschiedene Projekte im Kaliningrader Gebiet und für die Beratung der Investoren z.B. beim Zusammenstellen 
der Businesspläne, beim Finden der Partner, usw. heranziehen könnte. Aber diese, aus meiner Sicht, vernünftige 
Idee, wurde nicht verwirklicht. So bleibt bis jetzt nur das Programm TACIS. Soviel ich weiß, wird jetzt ein 
spezieller Fond für das Kaliningrader Gebiet gebildet, es wurden Zahlen zwischen 25 und maximal 50 Mio. Euro 
genannt. Das sind aber keine sehr großen Summen im Vergleich zu dem, was Polen und Litauen im Rahmen des 
PHARE-Programms und einer Reihe anderer Programme bekommen haben und noch immer bekommen. Wenn 
man bedenkt, dass das Kaliningrader Gebiet viel kleiner als Litauen und Polen ist, sind die Zahlen sogar pro 
Kopf der Bevölkerung nicht vergleichbar. Es geht auch darum, dass nach dem PHARE-Programm der 
wesentliche Teil der Mittel für reale Infrastrukturprojekte investiert wird, d.h. Straßen, Brücken, Flughäfen, usw. 
 317
TACIS leistet meist technische Hilfe, keine institutionelle Hilfe, obwohl TACIS solche Infrastrukturprojekte 
finanziert hat, wie z.B. den Grenzübergang in Bagrationowsk, und das ist schon gut. Es wäre gut, einen 
gemeinsamen Fond für Investitionen im Kaliningrader Gebiet zu schaffen, oder vielleicht einige Maßnahmen 
einiger EU-Strukturprogramme auf das Kaliningrader Gebiet zu verbreiten, in dem Maße, in dem es möglich ist. 
Kaliningrad ist kein EU-Mitglied und die Gespräche über irgendwelche assoziierte EU-Mitgliedschaft ohne 
Russland im Ganzen sind, meiner Meinung nach, völlig grundlos. Übrigens wurde auch seiner Zeit in den EU-
Erklärungen über Kaliningrad gesagt, dass die EU keine einzelnen Territorien aufnimmt, dass nur ganze Länder 
aufgenommen werden. 
 
I. Veronurm 
7. In der veränderten globalisierten Welt, wo die Entwicklung der Staaten durch die Interdependenz soweit 
bedingt ist, dass es keinen Sinn hat, die Blöcke zu bilden, um sich voneinander zu entfernen und das 
veraltete nationalstaatliche System zu unterstützen, ist die folgende Frage von Bedeutung: 
- Wodurch wird die Zukunft Russlands im Bereich der Kooperation mit der EU bestimmt, durch die 
Fähigkeit, sich zu integrieren oder aber durch die Fähigkeit, zu integrieren?  
 
J. Zwerew 
Die Antwort auf diese Frage ist ziemlich schwierig. Über die Probleme Russlands und Europas kann man endlos 
reden. Auf einer Konferenz wurde dieses Thema debattiert. Unser Rektor hat auf die Frage „Gehört Russland zu 
Europa?“ Folgendes geantwortet: „Natürlich gehört Russland nicht zu Europa, denn wenn es dazu gehörte, hätte 
man darüber nicht 200 Jahre diskutiert“. Das ist natürlich ein Scherz. Worin besteht das wirkliche Problem? Es 
ist das Identitätsproblem. Viele Russen, ich spreche nicht von Kaliningradern, die europäisierter sind, halten sich 
nicht für Europäer. Aber auch der wesentliche Teil der Westeuropäer betrachtet Russen nicht als Europäer. Die 
ewige Frage ist, wo Europa endet. Endet es an der bekannten Linie des Zivilisationenbruchs von S. Huntington, 
d.h. fast an der heutigen EU-Grenze, geht es bis zum Ural oder, wie es irgendjemand sagte, bis Wladiwostok? 
Wenn man zu Europa alle OSZE-Länder dazuzählt, dann gehören auch noch der Kaukasus, Kasachstan und 
Turkmenistan dazu. Außerdem sind es natürlich ökonomische Probleme. Einerseits ist es klar, dass Russland 
davon nicht wegkommt, dass nach der EU-Osterweiterung die Hälfte des russischen Außenhandels der 
Außenhandel mit der EU ausmacht. Aber der EU-Außenhandel mit Russland ist geringer. Der Anteil Russlands 
im EU-Außenhandel beträgt etwa 5 Prozent, obwohl der Gasimport bis zu 30 Prozent und der Erdölimport bis zu 
20 Prozent beträgt. Es gibt also ein Interesse an Energie, aber es ist ein eigenartiges Interesse. Russland 
verwandelt sich zu einer Art „Energie-Anhängsel“ der EU, nach dem Motto: „Wir liefern Euch Gas und Erdöl, 
und im Gegenzug liefert Ihr uns Konsumgüter.“ Es gibt noch ein Interesse für Russland als Verbrauchermarkt, 
denn es sind ja 150 Mio. Menschen mit wachsendem Lebensstandard und wirtschaftlichem Niveau. Die 
Kontrollaufgabe für das Jahr 2010 ist, das Niveau von 18.500 $ BIP pro Kopf der Bevölkerung zu erreichen, 
ungefähr das Niveau des modernen Portugals. Die Aufgabe ist ziemlich realistisch, vielleicht wird sie erreicht. 
Im Großen und Ganzen ist es klar, dass Russland in überschaubarer Zeit kaum in die EU aufgenommen wird. 
Übrigens strebt Russland selbst auch nicht danach. Einzelne amerikanische Autoren raten jedoch dazu, wie z.B. 
der Professor der George Town University, Charles Kupchan, der in seinem Buch "The End of American Era“ 
unter anderem vorschlägt, als Vorbereitung auf das Ende der amerikanischen Ära für die Zeit, wenn die USA 
wie auch alle Großmächte mal den ersten Platz verlassen werden, Russland in die NATO aufzunehmen, wofür er 
konkret das Jahr 2010 nennt, und letztendlich Russland in die Europäische Union aufzunehmen. Aus meiner 
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Sicht ist weder Russland noch die EU dazu bereit. Die Entwicklung wird offensichtlich in die Richtung 
weitergehen, in die sie sich jetzt bewegt, d.h. stufenweise werden auf Russland die 4 Freiheiten – die 
Freizügigkeit der Waren, des Kapitals, der Dienstleistungen und der Menschen - verbreitet. Vielleicht wird es 
irgendwelche Form der assoziierten Mitgliedschaft, der Schaffung des gemeinsamen wirtschaftlichen Raumes 
ohne formellen Beitritt Russlands zur EU geben, aber natürlich nicht jetzt. Wie es jemand in der EU sagte, muss 
man alles außer den Institutionen vereinigen. Diese Variante ist möglich, sie wäre auch wünschenswert, weil der 
Beitritt Russlands zur EU, schon alleine wegen der Größe, sowohl die EU als auch die NATO wesentlich 
verändern würde. Ich zumindest halte es für unrealistisch, dass Russland in den nächsten 10 Jahren EU-Mitglied 
wird. Aber dass sich die Integration fortsetzen wird, Russland sich mit Europa integrieren muss, ist völlig 
normal. Es gibt aber auch andere Meinungen. Ich habe einen amerikanischen Autor gelesen, der geschrieben hat: 
“Wofür braucht Ihr - Russland -, die EU, die technologisch hinter Amerika, Japan und sogar Südkorea liegt. 
Russland sollte der NAFTA beitreten, dem Nordamerikanischen Freihandelsabkommen.“ Dafür würde um so 
mehr sprechen, weil es in der NAFTA nicht notwendig ist, gemeinsame Grenzen zu haben. Ein assoziiertes 
NAFTA-Mitglied ist z.B. Chile, das weder an die USA noch an Mexiko noch an Kanada grenzt. 
 
I. Veronurm 
Danke Ihnen. 
 
J. Zwerew 
Keine Ursache. 
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